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Geleitwort 


zum 


fünfundzwanzigjährigen Bestande 


der 


Deutschen Zeitschrift für Kirchenrecht. 


Die Deutsche Zeitschrift für Kirchenrecht vollendet mit dem 
vorliegenden Bande, der die Kriegsjahre 1915 und 1916 umfassen 
soll, ihren fünfundzwanzigsten Jahrgang. Da ist gewiß ein kurzer 
Rückblick und ein Ausblick am Platze. 

Die „Zeitschrift für Kirchenrecht“ wurde im Jahre 1863 von 
Dove begründet und zunächst von ihm allein, später zusammen 
nit Friedberg geleitet. Nach kräftigem Aufschwunge war sie 
allmählich abgestorben und erschien 1889 zum letzten Male. Im 
Jahre 1891 wurde sie unter dem Titel „Deutsche Zeitschrift für 
Kirchenrecht“ zu neuem Leben erweckt. Seitdem hat sie der Unter- 
zeichnete zwanzig Jahre zusammen mit Friedberg, und seit Fried- 
bergs Tode, vom einundzwanzigsten Bande an allein redigiert. 

Das Programm, welches die Herausgeber der Zeitschrift im 
Vorwort zu Band I aufgestellt haben, ist, trotz mancherlei Schwie- 
rigkeiten, stets eingehalten worden: Die Zeitschrift ist in den 
verflossenen 25 Jahren der „Sammelpunkt für kirchenrechtliche 
Abhandlungen nicht zu großen Umfangs“ gewesen und hat da- 
durch an ihrem Teile zur Entwicklung des Kirchenrechts nach 
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seiner wissenschaftlichen und seiner mehr dem praktischen Bedürf- 
nisse dienenden Seite, insonderheit auch des protestantischen Kır- 
chenrechts beigetragen; sie hat durch ihre Literaturübersichten 
über den Stand der Wissenschaft orientiert und durch die mitge 
teilten Gesetze und Aktenstücke die kirchenrechtlichen Gelehrten 
und Praktiker auf dem Laufenden zu halten gesucht. 

In der dankenswertesten Weise ist die Redaktion dabei von 
zahlreichen Männern der Wissenschaft und Praxis unterstützt wor- 
den und mit Stolz kann sie feststellen, daß getreu ihrem Programm 
diese Mitglieder die verschiedensten politischen und theologischen 
Richtungen vertreten haben und daß alle Konfessionen zum Worte 
gekommen sind. Allen diesen treuen Mitarbeitern auch an dieser 
Stelle zu danken, ist uns Pflicht und Bedürfnis. 

Leider weilt eine grüßere Zahl von ihnen nicht mehr unter 
den Lebenden und unter ihnen befinden sich die kirchenrecht- 
lichen Führer der älteren Periode. So mußte die Zeitschnit 
Nekrologe veröffentlichen für Scheurl, Dove, Hinschius, Wasser 
schleben, Mejer und Friedberg. Eine neue Generation ist heran 
gewachsen. An ihr liegt es jetzt in die Bresche zu treten und die 
Deutsche Zeitschrift für Kirchenrecht als ein wichtiges Organ 
ihrer Wissenschaft anzuerkennen und durch rege Mitarbeit auf der 
Höhe zu erhalten. Der gleiche Appell ergeht an die Männer der 
Praxis, sei es im Lehramte, sei es im Verwaltungs- oder Justiz- 
dienste. 

Denn das Bedürfnis nach einem eigenen kirchenrechtlichen 
Organ besteht zweifellos nach wie vor. Als Dove im Jahre 186 
die Zeitschrift ıns Leben rief, da mußte er es noch für notwen 
dig empfinden, auf die wissenschaftliche und praktische Bedeutung 
des Kirchenrechts nachdrücklich hinzuweisen (vgl. Vorwort zu 
Band 1 der Zeitschrift für Kirchenrecht 1863). Das war natürlich 
im Jahre 1892, als die Deutsche Zeitschrift für Kirchenrecht zu 
erscheinen begann, nicht mehr erforderlich (vgl. Vorwort zu Band | 
der D. Ztschr. f. KR. 1892) und heute gilt in erhöhtem Maße der 
Satz im Vorwort zu Bd. 21 der D. Ztschr. f. KR., daß bei dem 
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unverkennbar stärker hervortretenden Interesse für kirchliche Fra- 
gen, bei der immer mehr sich steigernden praktischen Bedeutung 
der Kirche und ihres Rechtes für das öffentliche Leben der Ge- 
genwart die Notwendigkeit eines eigenen kirchenrechtlichen Or- 
gans heute noch mehr gegeben sei als vor zwanzig Jahren. Der 
Inhalt der fünfundzwanzig Jahrgänge scheint mir die Richtigkeit 
dieses Satzes ebenso darzutun, wie die Existenzberechtigung der 
Zeitschrift neben dem Archiv für katholisches Kirchenrecht und 
der Zeitschrift der Savignystiftung für Rechtsgeschichte, kanoni- 
stische Abteilung. 

Wie den Lesern der D. Ztschr. f. KR. bekannt ist, hatten 
Redaktion und Verlag eine Neugestaltung der Zeitschrift geplant 
und Richtlinien dafür im Vorworte zum vierundzwanzigsten Bande 
veröffentlicht. Die Reform sollte mit dem Jahrgang 1915 ein- 
setzen. Der Krieg hat die Ausführung verschoben. Neben Schwie- 
rigkeiten allgemeiner Art kommt in Betracht, daß Herr Professor 
Dr. Ruck, der in die Redaktion eintreten sollte, im Felde steht 
und daß die ausländischen Mitarbeiter natürlich nicht zu Worte 
kommen können. So erscheint denn der Jubiläumsjahrgang des 
25. Jahres wesentlich nur als eine Vereinigung von Abhandlungen. 

Möge der nächste Jahrgang im siegreichen deutschen Vater- 
lande einen neuen Aufschwung der Wissenschaft und Praxis des 
Kirchenrechts sowohl, als auch der „Deutschen Zeitschrift für 
Kirchenrecht“ einleiten. 


Erlangen, März 1916. 
Emil Sehling. 


I. AUREIIDRHENUNE: 


Der Emser ea des Jahres 1786. 
Ein Beitrag zur Gesehichte des Kirchenrechts der Aufklärungszeit. 


Von 


Alexander C'oulin, Dr. iur. et phil., Privatdozent der Rechte. 


— 


I. 


Selten hat wohl eine politische Bewegung so aussichtsreich 
und hoffnungsfroh begonnen, wie die nationalkirchlichen Bestre- 
bungen der deutschen Erzbischöfe, die im Emser Kongreß des 
Jahres 1786 einen ihrer hervorragendsten, theoretischen Höhe- 
punkte erreichten, nachdem die voraufgegangenen dreiundzwanzig 
Jahre in wechselvollem Widerstreit episkopalistischer und kuria- 
listischer Anschauungen eine Scheidung der Geister herbeigeführt, 
wissenschaftliche und praktische Richtlinien gegeben, dem Epis- 
kopalismus scheinbar die Wege geebnet hatten und endlich die 
auf Bitten des Kurfürsten Karl Theodor erfolgte Errichtung der 
Münchener Nuntiatur der episkopalistischen ParteiAnlaß zu offenem 
Kampfe gegen die neue Nuntiatur, wie tiberhaupt gegen die Ent- 
sendung von Nuntien nach Deutschland und in Verbindung damit 
gegen die Primatialjurisdiktion des Papstes gegeben hatte, ja ein 
Schreiben Kaiser Josephs II. an die vier Erzbischöfe vom 12. 
Weinmonat 1785 die Ueberzeugung erweckt hatte, daß nunmehr 
die im Jahre 1769 gescheiterte era gegen den aposto- 
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lischen Stuhl mit kaiserlicher Unterstützung wieder aufgenommen 
und erfolgreich durchgeführt werden könne. 

Selten zerrannen aber auch so rasch in nichts Hoffnungen, 
wie die, welche man nicht nur im Kreise der Beteiligten, sondern 
auch an manchen weltlichen, deutschen und italienischen Fürsten- 
höfen an den mit so kräftigen Akkorden einsetzenden Emser 
Kongreß geknüpft hatte; denn in nicht ganz vier Jahren war 
diese Bewegung in praktischer Hinsicht vollständig und endgültig 
gescheitert. 

Trotzdem hat dieser Kongreß und besonders seine in den 
„Punktationen“ niedergelegten Beschlüsse, nicht allein, der Sitte 
der Zeit entsprechend, eine umfangreiche Streitschriftenliteratur 
erzeugt, sondern auch ein gut Teil der staatskirchenrechtlichen und 
kirchenpolitischen Literatur des neunzehnten Jahrhunderts beein- 
flußt und beschäftigt. Aus den Emser Punktationen hat so manche 
Regierung bei den Konkordatsverhandlungen ihr Rüstzeug geholt 
und die Kulturkampfzeit betrachtete den Emser Kongreß als Vor- 
läufer ihres Ringens. In der Gegenwart sind die in der „Punk- 
tation“ enthaltenen Beschwerden praktisch bedeutungslos gewor- 
den, und dies nicht nur wegen der von Grund aus veränderten 
kirchenpolitischen Gestaltung der deutschen Verhältnisse, sondern 
insbesondere auch infolge der neueren Entwicklung des kanonischen 
Rechts, die manche erfüllbaren Wünsche der vier Erzbischöfe ver- 
wirklicht hat, und infolge der Festigung der päpstlichen Primatıal- 
rechte, die, wenigstens im Schoße der katholischen Kirche, keinerlei 
Anfechtung mehr erfahren. Nichtsdestoweniger behält der Emser 
Kongreß und seine Beschlüsse eine hohe Bedeutung für die Er- 
kenntnis der Aufklärungszeit des achtzehnten Jahrhunderts und 
ihres Einflusses auf die kirchenrechtlichen und kirchenpolitischen 
Verhältnisse des neunzehnten und beginnenden zwanzigsten Jahr- 
hunderts. 

Wenn nun auch die „Punktationen“ des Emser Kongresses 
in der bisherigen, fast allzu reichlich geflossenen Literatur eine 
umfassende Erörterung gefunden haben, so fehlte es doch bisher 
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an einer Kenntnis der internen Vorgänge des Kongresses und der 
Entstehungsgeschichte seiner Beschlüsse, weil Protokolle auf dem 
Kongreß nicht geführt wurden und die Veranstalter und Teilneh- 
mer über die Verhandlungen, wie über die Vorbereitungen zu 
denselben den Schleier des Geheimnisses mit seltenem und nach- 
haltigstem Erfolge gebreitet hatten. Nur wenigen Personen war 
es bekannt, daß ım Limburger Diözesan- Archiv die einzigen authen- 
tischen Akten über diesen Gegenstand aufbewahrt werden !, und 
noch weniger Personen war ein Einblick in dieselben bisher ge- 
stattet worden. Umso dankbarer ist es zu begrüßen, daß der 
Limburger Domkapitular und Generalvikar Dr. Höhler nicht nur 
die Akten gesichtet und geordnet, sondern sie auch, mit dem zu 
ihrem Verständnis erforderlichen, historischen und archivalischen 
Apparat versehen, vor kurzem im Druck veröffentlicht hat ?. 

Den Hauptteil der Limburger Akten, wie des Höhlerschen 
Werkes bilden das „Tagbuch“ und die Verhandlungsberichte ® des 
Geistlichen Rats und Offizialatsassessors Heinrich Arnoldi, der 
dem kurtrierischen Deputierten, Geheimen Rat und Offizial zu 
Koblenz Dr. theol. Ludwig Beck, als Sekretär während des Kon- 
gresses beigegeben war. Der siebenundzwanzigjährige, durchaus 
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ı In Otto Mejers Arbeiten, die sich ja vielfach mit dem Emser Kon. 
greß beschäftigen, wird man vergebens einen Hinweis auf diese Tatsache 
suchen. Mir selbst war das Vorhandensein dieser Akten schon seit einigen 
Jahren bekannt, und mit ıhrem Inhalt wurde ich ein halbes Jahr früher 
als die Fachgenossen vertraut, da Herr Generalvikar Dr. Höhler bereits im 
Juni 1914 die Güte hatte, mir die Revisionsbogen seines Werkes, dessen 
Veröffentlichung durch den Ausbruch des Weltkrieges bis Ende Januar 1915 
verzögert wurde, in liebenswürdigster Weise zur Verfügung zu stellen. 

? Des kurtierischen Geistlichen Raths Heinrich Aloys Arnoldi Tagbuch 
über die zu Ems gehaltene Zusammenkunft der vier Erzbischöflichen Deut- 
schen Herrn Deputirten die Beschwerde der deutschen Natzion gegen den 
Römischen Stuhl und sonstige geistliche Gerechtsame betr. 1786. Heraus- 
gegeben von Dr. jur. Matthias Höhler, Domkapitular und Generalvikar zu 
Limburg a. d. Lahn. Mainz 1915, Verlag von Kirchheim & Co. Gr. 8° 
(VII und 354 S. mit 12 Text-Abbildungen). Vgl. dazu meine Besprechung 
in MJÖG. 

® Ueber den übrigen, jetzt in einem Folioband vereinigten Inhalt der 
Limburger Akten vgl. Höhler |. c. 8. 4. z 
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febronianisch gesinnte Verfasser dieser unter ständiger Kontrolle 
Becks gefertigten Aufzeichnungen, scheint sich bei seiner Nieder- 
schrift keinerlei Zwang angetan zu haben, daneben spricht aber 
auch der sachliche, geschäftsmäßige, meist nüchterne, nur selten 
impulsive Stil für die Objektivität der Darstellung. 


1. 


Die Anregung zu dieser neuen Aktion gegen den päpstlichen 
Primat ging von dem Mainzer Weihbischof und Geheimen Staats- 
rat Valentin Heimes aus; zu Anfang des Jahres 1786 schlug er 
nämlich dem kurkölnischen Geheimen Staatsrat von Waldenfels 
eine neue Zusammenkunft von Deputierten der rheinischen Erz- 
bischöfe vor, zu der diesmal auch ein Deputierter des Erzbischofs 
von Salzburg zugezogen werden solle. Der kurkölnische Geist- 
liche Rat und Offizial Joseph Cramer von Clauspruch gab diese An- 
regung unterm 10. Januar 1786 an seinen trierischen Kollegen Beck 
weiter und schlug gleichzeitig Koblenz als Tagungsort vor, da 
man in Köln, um den Anschein zu vermeiden, als sei man unter 
einem Primaten versammelt, nicht gerne einen Deputierten nach 
Mainz schicken wollte; die Bestimmung der Tagungszeit solle man 
dem Erzbischof von Salzburg überlassen, weil dessen Deputierter 
wegen der weiten Reise sich nach seinen Geschäften richten müsse. 
In Trier war man mit diesen Vorschlägen einverstanden, doch 
wollte man Clauspruch die weitere Verhandlung wegen der Be- 
stimmung von Koblenz als Tagungsort überlassen, weil dieses die 
kurtrierische Residenz sei. Nachdem dann Heimes zunächst Frank- 
furt oder Worms als Tagungsort vergeschlagen hatte, schließlich 
aber Limburg oder Ems auch für annehmbar erklärt hatte, einigte 
man sich auf seine Anregung hin endlich auf Ems, als den Ort. 
der weniger auffalle und dıe bessere Postverbindung habe. Als 
Beginn der Tagung bestimmte man den 24. Juli 1786 '. 

Ueber die dem Kongreß vorzulegenden Beratungsgesenstände 


m 


ı Vgl. über die Einzelheiten der Verhandlungen Höbler 1. c. S. 49 bis 5:. 
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fand ein eingehender vorbereitender Schriftwechsel statt'. Nach- 
dem zunächst Heimes am 4. Februar 1786 sich Trier gegenüber 
dahin geäußert hatte, daß die Kompilation von 1769, so wie sie 
liege, wohl kaum zu gebrauchen sein werde, schlug der Erzbischof 
von Mainz am 20. März vor, die Beschwerdepunkte auf dem Kon- 
greß durch die Deputierten zusammenstellen zu lassen. Der Erz- 
bischof von Trier entgegnete hierauf am 24. März 1786, daß eine 
Instruktion der Deputierten ohne vorherige genaue Bestimmung 
der Deliberationspunkte zu Rückfragen und Zeitverlust führe; er 
erwarte daher von Mainz eine Punktation über die Beratungsge- 
genstände; diesen Vorschlag lehnte sowohl Heimes in seinem 
Schreiben vom 15. April, als auch der Erzbischof von Mainz 
unterm 28. April ab, da man in Rom nicht den Anschein er- 
wecken wollte, als sei die Punktation in Mainz geschmiedet wor- 
den; in Mainz sah man vielmehr nach wie vor eine allgemeine 
Instruktion als genügend an. Anderer Ansicht war man jedoch 
in Köln; denn schon am 5. Mai 1786 übermittelte Clauspruch 
Beck einen detaillierten Entwurf der Beratungsgegenstände? und 
erbat einen Gegenentwurf Becks, damit ihm nicht von seinem 
Herrn der Vorwurf gemacht werden könne, als sei er „zuerst 
mit den Punkten herausgerücket“. Im weiteren Verlauf der Ver- 
handlungen legte der kurtrierische Minister von Duminique dem 
kurkölnischen Geheimen Staatsrat von Waldenfels eine Reihe von 
Fragen über die Beratungsgegenstände ° vor, die dieser am 5. Juli 
1786 eingehend beantwortete; gleichzeitig scheint‘ Beck Claus- 
pruch den gewünschten Gegenentwurf tbersandt zu haben, zu 


ı Vgl. Höhler S. 50 bis 56. 

: Vgl. hierüber Höhler S. 52. 

s Die einzelnen Fragen nebst den kölnischen Antworten finden sich 
bei Höhler S. 54 und 55. 

* Dieser Entwurf, der wohl mit dem den Kongreßverhandlungen von 
Beck zugrund gelegten identisch sein dürfte, scheint nicht erhalten zu 
sein; Höhler führt ihn nirgends an, wohl aber geht aus Clauspruchs Schrei- 
ben bei Höhler S. 56 hervor, daß dieser Entwurf Becks Ende Mai oder im 
Laufe des Juni an ihn gelangte. 
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welchem letzterer mittels Schreibens vom 8. Juli 1786 Stellung 
nahm und sich in allem, ausgenommen die Aufhebung der Klöster. 
mit Beck einverstanden erklärte. Inzwischen hatte auch Salzburg 
„Proponenda“ ausgearbeitet und in Zirkel gegeben !. 


II. 


Am 24. Juli 1786 trafen die Deputierten der vier dentschen 
Erzbischöfe programmgemäß in Ems ein. Für Mainz erschien 
der Weihbischof und Geheime Staatsrat Valentin Heimes, den 
Arnoldi als einen Mann von rauhen Sitten, großer Gelehrsamkeit 
und febronianischen Grundsätzen schildert ?*; in seiner Begleitung 
befand sich sein Kaplan Quanz, ein artiger und gelassener Theo- 
loge?. Für Köln traf der Geheinie Rat, Offizial und Generalvikar 
zu Münster, Georg Heinrich von Tautphäus, ein etwa siebzig- 
jähriger, tanber Herr, ın Ems ein, der im Gegensatz zu den an- 
fänglichen Mutmaßungen Arnoldis, nicht altmodisch und allen 
Neuerungen gehässig war, sondern dieselben Grundsätze wie Mainz 
hegte?; als Begleiter brachte er den Kanonikus und Lektor bei 
dem Kurfürsten von Köln Wreden mit, einen jungen, artigen und 
gelehrten Herrn von patriotischen Grundsätzen. Für Salzburg 
fand sich der Konsistorialrat Johannes Michael Boenicke ein, der 
früher Professor der Reichsgeschichte war, ein beredter Katheder- 
mann, aber kein Staatsmann, der ein unfeines Benehmen zeigte 
und bei den Verhandlungen fast niemals das Wort ergriff®. Der 
trierische Deputierte Beck wird von Arnoldi als ein Gelehrter. 
ein Staatsmann, ein Gesellschafter, ein ansehnlicher und ein- 
nehmender Mann in allem Betrachte geschildert, der bei den 
übrigen wie der Mond unter den Sternen glänzte ‘. 


ı Sie gingen Duminique erst am 20. Juli 1786 von Bonn aus zu; vgl. 
Höhler S. 57. 

2 Vgl. den Brief Arnoldis vom 24. Juli 1786 bei Höhler S. 64 und 6. 

83 Vgl. Arnoldi bei Höhler 8. 66. 

* Vgl. Höhler S. 65 und 69. 

® Vgl. Höhler 8. 66. 

° Vgl. Höhler S. 65 und 69. 

” Vgl. Höhler S. 65. 
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Am 25. Juli vormittags fand eine Vorbesprechung über die 
Geschäftsordnung statt, bei der die übrigen Deputierten Beck 
baten, ihnen die bereits oben erwähnte, von Beck gefertigte, dem 
kurkölnischen Hofe schon früher mitgeteilte Punktation zugäng- 
lich zu machen, da sie selbst kein bestimmtes Programm aufge- 
stellt und die Beratungsgegenstände so leichter übersehen, auch 
eventuell Zusätze beifügen könnten; Beck katte gegen die An- 
nahme dieses Vorschlags keinerlei Bedenken, da er seiner Instruk- 
tion angemessen war, demzufolge ging der in lateinischer Sprache 
abgefaßte Entwurf am Nachmittag bei den Deputierten per cir- 
culum um!. 

Während nun Köln beantragte, ein ordnungsmäßiges Proto- 
koll über die Beratungen zu führen, vertrat Mainz die Anschau- 
ung, daß ein Protokoll schon um deswillen nicht geführt werden 
dürfe, weil sonst die Beratungen mehr als ein Konziliumn, denn 
als eine freundschaftliche Uebereinkunft angesehen werden könnten, 
eine recht fadenscheinige Begründung; in Wirklichkeit handelte 
es sich nämlich für Mainz darum, daß es einerseits, wenn der 
Kongreß durch Protokollführung einen feierlichen Charakter an- 
nahm, nicht gut auf den Vorsitz und andere Prärogativen ver- 
zichten konnte, und daß es ihm andererseits gefährlich erschien, 
die Meinungen der Deputierten zu Papier zu bringen und sie so 
der Kenntnis der Nachwelt zu überliefern. Dem ersten Bedenken 
trugen die übrigen Deputierten dadurch Rechnung, daß sie sich 
dahin einigten, zwar kein offizielles Protokoll zu führen, wohl 
aber das Ergebnis der einzelnen Sitzungen gemeinschaftlich auf- 
zuzeichnen und von sämtlichen Deputierten unterzeichnen zu 
lassen; damit wurde auch der Vorsitz des Mainzer Deputierten, 
wie schon früher beabsichtigt, vermieden; trotzdem nahm der 
salzburgische Deputierte in der Sitzung vom 2. August auf Wei- 
sung seines Hofes den Antrag auf Führung eines ordentlichen 
Protokolls wieder auf, der aber mit der Begründung, man wolle 
nicht, daß die „unterschiedene Meinungen“ ersichtlich bleiben, 

ı Vgl. Höhler 8. 67 und 68. 
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von den übrigen Deputierten abgelehnt wurde’, ein Beschluß, der 
dem zweiten Mainzer Bedenken entsprach, aber von Trier mate- 
riell längst umgangen war, indem zwar ein Sekretär zu den 
Sitzungen regelmäßig nicht zugezogen wurde, dagegen Arnoldi in 
dem an den Kongreßsaal anstoßenden Zimmer die Verhandlungen 
rapularartig aufzeichnete und auf Grund dieser Notizen das ‚Tag- 
buch“ anfertigte*. Dieses „Tagbuch“ nahm dann Beck nach 
Schluß des Kongresses nebst den Aufzeichnungen über die De- 
batten an sich und überlieferte es so gegen den Willen der übri- 
gen Teilnehmer der Nachwelt?, während die beiden Aktenstücke 
in der Kongreßzeit teils Beck als Memoranda für die Vorberei- 
tung der weiteren Verhandlungen dienten, teils dem Kurfürsten 
von Trier und seiner Regierung zur Orientierung und endgültigen 
Stellungnahme zu den Kongreßbeschlüssen häufig übersandt und 
vorgelegt wurden *, 

Die von Beck in lateinischer Sprache entworfene, mehrfach 
erwähnte Punktation verwendete man bei den am 26. Juli 1786 
beginnenden, materiellen Verhandlungen als Grundlage ®, außer- 
dem wurden jeweils die entsprechenden Koblenzer Artikel vom 
Jahre 1769 ® verlesen. Im Anschluß an die Sprache dieser Vor- 
lagen formulierte man zunächst lateinische Eventualbeschlüsse: 
doch beschloß man anläßlich einer gemeinsamen Durchsicht der 
„Punktation* die Beschlüsse mit Rücksicht darauf, daß sie zur 
Vorlage an den Kaiser bestimmt waren, in die deutsche Sprache 
zu übertragen. Trier übernahm auf Ersuchen der übrıgen Depu- 


! Beratschlagung vom 2, August 1786 bei Höhler S. 115. 

2 Dies entsprach durchaus der dem Geheimen Rat Beck von seinem 
Kurfürsten Clemens Wenzeslaus am 21. Juli 1786 erteilten, schriftlichen 
Instruktion; vgl. Nr. 12 des bei Höhler S. 60 abgedruckten Aktenstückes. 

® Vgl. Höhler S. 2. 

* Vgl. z. B. Höhler S. 69, 88, 108, 113, 119, 131 und 148. 

5 Vgl. Höhler S. 71. 

® Vgl. Höhler S. 69; ein Abdruck der 31 Koblenzer Artikel nach dem 
im Koblenzer Staatsarchiv aufbewahrten Original findet sich bei Höhler 
8. 253 bis 265. 
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tierten die Uebersetzung '. Indessen kam Mainz am 1. August 
auf die Sprachenfrage zurück und bemerkte, die lateinische Sprache, 
als Sprache der Gelehrten, sei doch die schicklichste; die übrigen 
Deputierten beharrten jedoch auf dem früheren Beschlusse. Da- 
für war ihnen außer dem bereits erwähnten Grunde der Umstand 
maßgebend, daß man vor erfolgter kaiserlicher Genehmigung der 
Beschlüsse mit dem römischen Hofe nicht in Auseinandersetzungen 
verwickelt werden wollte, die man um so leichter umgehen zu 
können glaubte, als die deutsche Sprache den Römern unbekannt 
sei und gegen eine Uebersetzung, die etwa in Rom angefertigt 
werde, sich leicht alle möglichen Einwendungen finden ließen, wie 
die Erfahrung schon mehrmals gezeigt habe. Diese besonders 
von Köln und Salzburg ins Treffen geführten Gründe fanden 
schließlich die Zustimmung des Mainzer Deputierten?”. In der- 
selben Sitzung wurde beschlossen, daß jeder Deputierte bis zum 
nächsten Tage eine Punktation über die äußere Anordnung der 
Beschlüsse und die Mittel zu ihrer Durchführung entwerfen und 
zur Einsicht vorlegen solle®. Am folgenden Tage schlug Salz- 
burg, vor nachstehende Ordnung zu beobachten : 1. jura primogenia, 
2. Disciplina, 3. gravamina contra concordata, 4. gravamina, quae 
concernunt imperium; der Kongreß beschloß jedoch die Diszipli- 
narpunkte von der Aufnahme in die „Punktation“ auszuschließen 
und der von Trier entworfenen Ordnung zu folgen®. War so 
über die Ordnung der Punktation eine grundsätzliche Ueberein- 
stimmung der Deputierten erzielt, so entstanden doch noch Zweifel 
über die Form der Vorlage an den Kaiser. Zunächst vertrat 
Mainz die Ansicht, daß jeder der vier Erzbischöfe einzeln an den 
Kaiser schreiben solle, während Trier der Meinung war, der Kon- 

ı Tagbuch vom 29. Juli 1786 bei Höhler S. 107. 

2 Tagbuch und Beratschlagung vom 1. August 1786 bei Höhler S. 112 
und 113. 

3 Tagbuch vom 1. August bei Höhler S. 112. 

* Beratschlagung vom 2. August bei Höhler S. 115; dort auch S. 115 


bis 118 der Becksche, vom Kongreß angenommene, später aber in Einzel- 
heiten teils vervollständigte, teils abgeänderte Entwurf. 
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grei solle nur ein einziges Schreiben abgehen lassen, dessen Ent- 
wurf vorher zur Bestätigung von den Deputierten den Höfen vor- 
zulegen sei. Nachdem Salzburg Trier beigepflichtet hatte, gab 
auch Mainz seine anfänglichen Bedenken auf und trat dem Beck- 
schen Vorschlage bei!. Ehe noch die Stellungnahme der Höfe 
eingegangen war, erhoben sich neue Schwierigkeiten; Mainz stellte 
nämlich die Frage zur Diskussion, ob die „Punktation“ nicht etwa 
in Form eines Gutachtens der vier Deputierten abzufassen und 
ohne Rücksicht auf etwaige Ausstellungen der Höfe diesen zur 
Ratifikation zu übersenden sei. Trier und Köln lehnten diesen 
Vorschlag ab, weil er ihrer Instruktion widerspreche und ihre 
Höfe bereits einige Beschltisse beanstandet hätten. Mainz und 
Salzburg erklärten, sie seien cum libera facultate auf den Korn- 
greß entsandt und seien nicht gewillt, „sich den Kaprizen eines 
päbstlenden Hofes zu unterwerfen“ ; so konnte denn in dieser an 
Zwischenfällen reichen Sitzung vom 7. August, die die letzte vor 
der aus materiellen Gründen nunmehr eintretenden Vertagung war. 
eine Einigung in der Formfrage unter den beiden Parteien nicht 
erzielt werden”. Nach Wiederaufnahme der Sitzungen schlug 
Mainz einer Weisung seines Kurfürsten zufolge vor, daß die 
„ Punktation“ nach völliger Berichtigung von den vier Deputierten 
aus gnädigstem Spezialauftrag der höchsten Kommittenten unter- 
schrieben werden solle; die übrigen Deputierten erwiderten, daß 
sie die nötige Instruktion über diese Frage einholen werden °. Der 
Vorschlag des Mainzer Deputierten fand die Billigung der Höfe: 
demgemäß wurde am 25. August 1786 die „Punktation“ in fünf 
Exemplaren nach Vorlage und Prüfung der Spezialvollmachten 
von jedem einzelnen Deputierten unterschrieben und untersiegelt '; 

ı Beratschlagung vom 2. August bei Höhler S. 115 und 116; Tagbuch 
vom 2. August bei Höhler S. 114. 

2 Beratschlagung vom 7. August bei Höhler S. 120 und 121. 

® Beratschlagung vom 18. August 1786 bei Höhler S. 152. In dieser 
und den beiden folgenden Sitzungen wurde übrigens ausnahmsweise ein Pro- 


tokoll geführt. 
* Vgl Tagbuch vom 25. August bei Höhler S. 164; den Text gibt Höhler 
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ein Exemplar war zur Vorlage an den Kaiser und die übrigen 
vier für die vier Erzbischöfe bestimmt; am 26. August wurden 
in derselben Weise die vier Exemplare des Geheimdekrets über 
die Reform der kirchlichen Disziplin ! vollzogen, die für die Erz- 
bischöfe allein bestimmt waren, weil die Prinzipien, aus denen 
das Reformdekret fließt, „schon in der „Punktation“ enthalten 
seien und außerdem die Bischöfe auf ıhrer Hut sein müssen, das 
jus circa sacra oder wenigstens die Leitung derselbe (!) in die 
Hände weltlicher Regenten zu legen“ ?. 

Noch hatte aber die „Punktation“ nicht die Form erhalten, 
in der sie dem Kaiser vorgelegt wurde. Am 27. August abends 
gegen 9 Uhr überbrachte nämlich ein Kabinettssekretär aus Bonn 
ein Schreiben des Kurfürsten von Köln an den Kurfürsten von 
Trier mit einer Abschrift der Punktation, ın der mehrere Stellen 
ausgelassen waren ®; in dem Schreiben wurde der Kurfürst von 


S. 171 bis 183 nach dem im Staatsarchiv ın Koblenz aufbewalrten. von 
Beck eigenhändig korrigierten Konzepte. 

U Abgedruckt bei Höhler S. 92 bis 106 nach Becks im Staatsarchiv in 
Koblenz aufbewahrten, allerdings die durch die Entschließungen der vier 
Erzbischöfe bedingten Aenderungen nicht wiedergebenden Aufzeichnungen- 

ı Vgl. Beck bei Höhler S. 118. 

® Nach Arnoldis Tagbuchaufzeichnung vom 27. August 1786 bei Höhler 
S. 165 waren im Artikel 2 lit. d am Ende die Worte: „zum Beispiel“ ausge- 
lassen und im Artikel 11 — um diesen handelt es sich nämlich, und nicht 
um Artikel II, wie es infolge eines Versehens bei Höhler 1. c. heißt, — 
fehlten die im Original unter lit. b. c. d. aufgeführten Punkte. Der Wort- 
laut der von Köln beanstandeten Punkte ist nach Becks Aufzeichnungen bei 
Höhler S. 173 und 178 folgender: 

„Art. 2 lit. d) Imgleichen gehört auch zu der Gewalt eines jeden Bi- 
schofes, die Verbindlichkeiten, so aus den heiligen Weihen entspringen, 
aufzuheben und werden die Erz- und Bischöfe diese Befugniß bey ein- 
trettenden erheblichen und dringenden Ursachen z. B. in Ansehung der 
Sub- und Diakonen gebrauchen.“ 

„Art. 11° (nach der Zählung Becks Art. 10) „lit.b) die in ihrem Berufe 
noch unbestimmte, und der Kirche zu seiner Zeit vielleicht mehr schüd- 
liche, als nützliche Kinder müssen von Pfründen, bis sie die Jahr der 
Selbstprüfung erlangt haben, ausgeschlossen bleiben.“ 

„Um nun dieses am leichtesten zu bewirken, so haben die Bischöfe 

c) auf die Einstellung der geschlossenen Kapitel zu dringen, und wo 
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Trier gebeten, die abgeänderte Punktation, ebenso wie der Fürst- 
erzbischof von Salzburg, zu unterzeichnen und sie zu demselben 
Zwecke nach Aschaffenburg an den Kurfürsten von Mainz zu 
übersenden. Trier hatte zwar diese eigenmächtige Abänderung 
nicht gewünscht, es legte aber auch sachlich auf die ausgelassenen 
Punkte keinen großen Wert und war daher zur Unterschrift ge- 
neigt; dagegen hielt Mainz die ausgelassenen Punkte für zu wichtig. 
als daß man sie schlechterdings weglassen könne. Armoldi, der 
in dieser Angelegenheit nach Aschaffenburg entsandt worden war. 
schlug nun Heimes vor, die kurkölnische Abschrift zwar an den 
Kaiser zu schicken, sie aber nur als einen Extrakt aus der Emser 
Punktation, welche allzeit bleiben und als das Original"! gelten 


es nötig ist, hierzu die erforderliche Mittel anzuwenden z. B. die Domit- 
zellar- und ExtraCapitularprebenden, wenn diese nicht schon eine Con- 
gruam abwerfen, entweder zum Theil, oder alle zu supprimiren, oder die 
selbe wenigstens aus den besonderen Kirchenfonds, wenn diese one Ab 
bruch ihrer sonstigen nötigen Bestimmung dahin reichen, mit järlichen 
Gefällen, wenigstens zum Theil, und so zu versehen, daß mit denselben 
allschon der Eingang in das Kapitel und die demselben anklebende 
Schuldigkeiten verbunden werden können, wozu eine vorherige gänzliche 
Untersuchung der inneren Kräften eines jeden Stiftes allerdings not- 
wendig ist, oder auch noch sonstige in den Händen der Ordinarien lie 
gende Mittel einzuschlagen‘. 

„d) Es bleibt jedoch jedem Bischofe frei, in seiner Diözes hiervon nach 
Erforderniß der Lokal- oder sonstigen Umständen einen Gebrauch zu 
machen, und kann sonach die Ausschliesung der Kinder von den Pfrün- 
den auf jene Stifter, wo und so lang noch Capitula clausa vorhanden 
sind, nicht angewendet werden.“ 

Der Kurfürst von Köln bemerkte in dem oben erwähnten Schreiben. 
daß er die Worte: „zum Beispiel“ in Art. 2 lit. d niemals gut geheißen. 
die Bestimmungen des Artikels 11 lit. b. c. d aber nicht anders als unter 
der Bedingung gebilligt habe, daß sie in die „Disziplinarpunkten* eing® 
rückt würden; vgl. hiezu Arnoldi bei Höhler S. 169. 

ı Dieser nach Arnoldis Tagbuch, vgl. die Stellen bei Höhler S. 16:, 
ale „Original“ anzusprechende Text der Punktation ist bisher wohl 
überhaupt nicht publiziert. Der Becksche Text bei Höhler S. 171 bis 18. 
der aus einem Eingang und zweiundzwanzig Artikeln besteht, kann nicht 
das „Original“ sein; denn die im „Extrakt“ fehlenden Punkte finden sich 
bei Beck im Artikel 10, während sie nach Arnoldis Tagbuch bei Höbler 
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müsse, zu betrachten. Dieser Vorschlag fand am 2. September 
1786 die Zustimmung des Kurfürsten von Mainz. Auch das Be- 
gleitschreiben an den Kaiser wurde von Mainz beanstandet, weil 
es die Grenzen eines Beziehungsschreibens überschreite, für die 
Erzbischöfe erniedrigend und kanzleiwidrig sei; Arnoldi schlug 
daher vor, ein anderes abfassen zu lassen, da den übrigen Höfen 
an den Formalitäten nichts gelegen sei. Der Mainzer Entwurf 
wurde dann von den übrigen Erzbischöfen gebilligt und unter- 


—— 


S. 165 im Artikel 11 von Kurköln ausgelassen sind. Da nun Arnoldi am 
24. und 25. August 1786 bei der Reinschrift der von den Deputierten am 
25. August unterzeichneten und untersiegelten Exemplare beteiligt war, so 
hätte er eine anderweitige Anordnung der Punktation in seinem Tagbuch- 
eintrag vom 27. August 1786 sicherlich nicht stillschweigend übergangen 
und nicht nur die Auslassungen eines anders formulierten Textes ange- 
merkt. Die von Kurköln beliebte Artikelzählung findet sich aber auch 
anderwärts in der kurz nach dem Iimser Kongreß entstandenen Literatur, 
so z. B. in L. Weismanns kurze Bemerkungen über das Resultat des Emb- 
ser Kongreßes, Strasburg 1787, S. 47; auch Joseph Edler von Sartori ver- 
wendet in seinem Geistlichen und Weltlichen Staatsrecht der Deutschen, 
Catholischgeistlichen Erz-, Hoch- und Ritterstifter Bd. I, I. Teil $ 160 und 
Bd. II, I. Teil, I. Abschnitt $ 748 diese Zählung und in der letzteren Stelle 
ist auch ein von dem Beckschen abweichender Text zu erkennen. Der von 
Sartori benutzte Text stimmt nun nach Artikelzählung und Wortlaut über- 
ein mit dem in dem gedruckten „Antwortschreiben Seiner Hochfürstlichen 
Gnaden zu Speier, an Seine Kurfürstliche Gnaden zu Mainz, In Betreff der 
Emser Punkten, Bruchsal 1787,* in synoptischer Anordnung mit dem Ant- 
wortschreiben wiedergegebenen Wortlaut der „Punktation“. Dieser Text 
umfaßt nun einen Eingang und dreiundzwanzig Artikel, und im Artikel 11 
fehlen die von Kurköln ausgelassenen Punkte. Aus einem Schreiben des 
Grafen August Philipp Karl von Limburg-Styrum, Fürstbischofs von Speyer, 
an den Firrzbischof von Mainz vom 18. Dezember 1786 geht hervor, daß ihm, 
um mit Arnoldi zu reden, der „Extrakt“ von seinen Metropoliten inzwischen 
offiziell mitgeteilt war, vgl. das Schreiben bei Höhler S. 192 bis 194; in 
dem ausgedehnten, von Höhler großenteils auf S. 191 bis 221 im Abdruck 
oder Auszug wiedergegebencen Schriftwechsel zwischen Speyer und den vier 
Erz.bischöfen wird dem Fürstbischof von Speyer niemals vorgehalten, daß 
er einen nicht authentischen Text verwende. Mangels der durch den ge- 
gzenwärtigen Krieg erschwerten archivalischen Feststellung wird man daher 
vielleicht vorläufig annehmen dürfen, daß der durch die S. 11 Note 3 ange- 
führten Stellen erweiterte Punktations-Text des fürstbischöflich-speyerischen 
Antwortschreibens dem „Original“ der Emser Punktation entspricht. 
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schrieben . Am 10. September ging endlich die von den Depn- 
tierten unter dem ursprüglichen Datum unterzeichnete und unter- 
siegelte, nach Kölns Wunsch abgekürzte Punktation nebst dem 
Begleitschreiben der vier Erzbischöfe an den Kaiser ab. Die 
Antwort des Kaisers erging erst am 16. November 1786, an dem- 
selben Tage, wie das Schreiben an den Fürstbischof von Speyer, 
der sich wegen der Punktation am 2. November von seiner Resı- 
denz Bruchsal aus beschwerdeführend an den Kaiser gewendet” 
und dadurch einen bestimmenden Einfluß auf die allerhöchste 
Entschließung zewonnen hatte; das kaiserliche Antwortschreiben 
behandelte die in der Punktation niedergelegten Gravamina dila- 
torisch ® und enttäuschte so die Erzbischöfe in hohem Maße *. 
Was nun die materielle Seite der Beratungen anlangt, so 
beriet man am 26. und 27. Juli über die ursprünglichen Rechte 
der Bischöfe und verhandelte am 27. und 28. Juli über die durch 
Verträge den deutschen Bischöfen zugesicherten Gerechtsame, eine 
ziemlich übereilte Form der Geschäftsbehandlung, die der Erz- 
bischof von Salzburg seinem Deputierten gegenüber nicht mit Un- 
recht als eine Vernachlässigung der Hauptpunkte bezeichnete °. 
Umso länger befaßte man sich mit der Reform der Kirchenzucht, 
wobei man sich wiederum an einen von Beck verfaßten Entwurf. 
dessen einzelne Punkte jeweils in den Sitzungen vorgelesen wur- 


ı Vgl. die Arnoldischen Tagbuchaufzeichnungen aus der Zeit vom 
28. August bis 8. September 1786 bei Höhler S. 166 bis 168; ebendaselbst 
S. 168 bis 171 findet sich der Text des Begleitschreibens. 

? Das Schreiben gibt Höhler S. 187f. nach den im Königlichen Staats- 
archiv in Koblenz aufbewahrten Akten Kurtrier I A, a 2, Nr. 21 ee. fol. 6 
wieder; vgl. dazu auch Höhler S. 246. 

® Das kaiserliche Antwortschreiben gibt Höhler aus denselben Akten 
Kurtrier 1 A, a 1, Nr. 21c, fol. 11 auf S. 190 f. wieder. 

* Von einer weiteren Darstellung der äußeren Geschichte der Emser 
Punktation und ihrer Schicksale kann für den hier verfolgten Zweck Ab- 
stand genommen werden; in ihren Grundzügen war sie bisher schon be- 
kannt und über die einzelnen Phasen dieses Prozesses gibt Höhlers Werk 
auf S. 191 bis 248 ausführlichen Aufschluß. 

5 Vgl. Beratschlagung vom 7. August bei Höhler S. 120. 
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den!, im großen Ganzen hielt. Als man nun zur wiederholten 
Beratung der Aufhebung des Abstinenzgebotes und zur Bera- 
tung der Dispensgewalt im Zölibat gelangte und Mainz in Ver- 
bindung mit Salzburg seine radikalen Anschauungen nicht durch- 
setzen konnte, kam es am 7. August zu äußerst erregten Szenen, 
ın deren Folge Heimes mit der Erklärung, er werde nur zurück- 
kehren, wenn Köln sich geändert habe, nach Mainz abreiste ?. 
Erst am 18. August wurden die Beratungen wieder aufgenommen ® 
und am 20. August materiell zu Ende geführt‘. 


IV. 


Zur Erklärung der „Punktation“ als Ganzes, wie der inneren 
Zusammenhänge der einzelnen Punkte könnte eine Darstellung 
nach der Zeitfolge der Beschltisse als das objektiv geeignetste 
Mittel angesehen werden, weil hierbei die genetischen Zusammen- 
hänge schon rein äußerlich schärfer hervortreten würden, als bei 
jeder anderen Darstellungsart. Doch stehen der Anwendung der 


_ thronologischen Methode im vorliegenden Falle innere, sachliche 
‚ Gründe entgegen. Einerseits wurden von den Deputierten einzelne, 


schon erledigte Punkte später, gelegentlich sogar mehrfach, teils 
spontan, teils auf Weisung ihrer Kommittenten von Grund aus 


‚ Abgeändert, andererseits wurde die anfänglich der Beratung zu- 


gründe gelegte Becksche Anordnung der Reihenfolge der einzelnen 


. Punkte nicht nur durch Zusätze, die den Koblenzer Artikeln ent- 


‘ Höhler 


‚; 00mmen wurden, und durch Einschaltung neuer Bestimmungen, die 


auf Grund der Beratungen formuliert wurden, mannigfach durch- 
brochen, somdern sie wurde auch mehrmals nach vollständig neuen, 
heterogenen Gesichtspunkten orientiert und dadurch die ursprüng- 


‚;’ lichen systematischen Zusammenhänge beseitigt. Nach dem Willen 


SEE 


mm 


Vgl. Höhler S. 69 und 91£. 
Vgl. Beratschlagung vom 7. August und Tagbuch vom 8. August bei 
er 8. 12] und 122. 
el Tagbuch vom 18. August bei Höhler 8. 147. 
gl. Protokoll vom 20. August bei Höhler S. 159 bis 162. 
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der Deputierten und ihrer Kommittenten, wie nach der objektiven 
Genese der Anordnung kommt daher der ursprüglichen Reihen- 
folge der Beratungsgegenstände für die Interpretation der „Punk- 
tation“* als Ganzes keine Bedeutung zu. Der nach manchen Um- 
stellungen in der Schlußredaktion gewählten Reihenfolge der eıin- 
zelnen Punkte ist in dieser Beziehung, wenn auch nicht nur ein 
rein ästhetischer, allerdings recht unbedeutender, so doch besten- 
falls nur ein auf die praktische Durchführbarkeit der Punktation 
als Ganzes gerichteter Zweck von den Deputierten beigelegt wor- 
den; demgemäß sind die aus dem „Tagbuch“ und den Verhand- 
lungsberiehten Arnoldis ersichtliehen, genetischen Zusammenhänge 
nur bei der Interpretation der einzelnen Punkte als solcher zu 
verwerten. 

Die folgende Darstellung wird sich daher an die Disposition 
der von Arnoldi als „Original“ ! bezeichneten Redaktion halten, 
weil sie dem endgültigen Formgebungswillen des Kongresses ent- 
spricht, in ihrem „Extrakt“? dem Kaiser vorgelegt wurde und 
am leichtesten zugänglich ist; die Stellen, an denen die einzelnen 
Punkte im „Tagbuch“ und den Verhandlungsberichten, sowie in 
den Entwürfen, soweit diese rekonstruierbar sind°®, sich finden, 
sollen in den Noten angemerkt werden *. 


ı Vgl. dazu S. 12 Note 1. 

? Vgl. dazu oben S. 12 und Note 1. 

® Aus Arnoldis Aufzeichnungen geht zwar hervor, daß außer den Beck- 
schen Entwürfen während des Kongresses eine nicht unbedeutende Zahl von 
anderen Entwürfen angefertigt wurde und zur Vorlage gelangte, doch ver- 
rät Arnoldi bei seiner eigenartigen, von Heimes einmal als „kommunika- 
zionswiedrig“ bezeichneten Anwendung des „Mündlichkeitsprinzips* fast 
nichts über die Form dieser Entwürfe. Nur die Urheber der einzelnen Vor- 
schläge gibt er regelmäßig an, und hierin liegt eines der Hauptrverdienste 
Arnoldis um die innere Geschichte des Emser Kongresses. 

* Dabei werden folgende Abkürzungen verwendet: Ko = Koblenzer 
Artikel, BI = lateinischer Entwurf Becks, BII = Becks deutsches Konzept 
der Punktation, E = die dem Kaiser vorgelegte „Punktation“, T = Tag- 
buch Arnoldis, V = Verhandlungsbericht Arnoldis, S. = Seite des Höhler- 
schen Werkes, R = Geheimdekret über die Reform der kirchlichen Dı:- 
ziplin. 


——— 
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V. 


1. Im Eingang der Punktation, über dessen Entstehungsge- 
schichte Arnoldis Aufzeichnungen keinen Aufschluß geben, der 
aber wohl erst bei der Schlußredaktion eingefügt sein dürfte, 
wird, wie ın dem an den Kaiser gerichteten Begleitschreiben, zu- 
nächst auf die kaiserliche Zusage vom 12. Oktober 1785 Bezug 
genommen, in der dem gesamten deutschen Episkopat Schutz der 
bestehenden bischöflichen Rechte zugesichert und Hilfe bei der 
Wiedereinsetzung in die ursprünglichen, durch unerlaubte und 
ihrer Bestimmung zuwidergehende Vorfälle verlorenen Rechte in 
Aussicht gestellt worden war. Diese kaiserliche Zusage sei der 
Anlaß dazu gewesen, daß die vier Erzbischöfe durch die Depu- 
tierten „jene hauptsächlichen bischöflichen Rechte“ !, in deren 
eigenmächtiger Ausübung sie schon seit Jahrhunderten gehindert 
worden seien, zusammenstellen und nach richtigen Grundsätzen 
in reife Ueberlegung ziehen ließen. Weiterhin wird der Grund- 
gedanke der Emser Punktation und ihr Endzweck zwar etwas ver- 
schleiert, aber doch schärfer und einseitiger, als dies im Eingang 
der Koblenzer Artikel geschehen ?, hervorgehoben: das Papsttum 


! In BII bei Höhler S. 171 fehlen diese Worte, wodurch der Sinn des 
Satzes unverständlich wird. 

?2 Der Eingang der Koblenzer Artikel führte schon rein äußerlich eine 
viel maßvollere Sprache; dort traten die drei geistlichen Kurfürsten mehr 
als deutsche Fürsten auf, die wie in weltlichen, so auch in geistlichen 
Dingen eine gewisse Unabhängigkeit, insbesondere auf finanziellem Gebiete 
erstrebten, dabei aber die von ihnen, als Erzbischöfen, dem Papst geschuldete 
Fihrfurcht nicht vergaßen und vor allem nicht eingangs schon am jus divi- 
num zu rütteln versuchten; daraus erklärt es sich, daß dort mehrere, als 
gleichwertig betrachtete Beschwerden schon eingangs hervorgehoben wur- 
den, während hier nur eine einzige Beschwerde gegen die Primatialjuris- 
diktion als solche formuliert und den Primatialrechten des Papstes das 
angeblich schrankenlose göttliche Recht der Bischöfe, oder besser gesagt: 
der Erzbischöfe, als das ältere und daher stärkere gegenüber gestellt wird. 
Der landesherrliche Summepiskopat spukte in den Köpfen der Verfasser, 
die, wie der Eingang des Resultates des Emser Kongresses besagt, in den 
Grundsätzen des deutschen Staatsrechtes weiter als ein Reiffenstuel, Pichler, 

Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XXV. 1. 2 
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soll zwar nicht völlig beseitigt werden, womit Salzburg nach 
Arnoldis Ansicht vielleicht einverstanden gewesen wäre !, vielmehr 
soll der Papst der Oberaufseher, Primas der ganzen Kirche und 
Mittelpunkt der Einigkeit bleiben, auch wird anerkannt, daß er 
mit der hierzu erforderlichen Jurisdiktion von Gott versehen sei 
und Anspruch auf den kanonischen Gehorsam aller Katholiken 
habe, aber alle anderen Vorzüge und Reservationen, die aus den 
gefälschten isidorianischen Dekretalen geflossen seien, seien Ein- 
griffe der römischen Kurie und die Bischöfe seien befugt. sich 
selbst in die eigene Ausübung der ihnen von Gott verliehenen 
Gewalt zu setzen. 

Ueberblickt man die Ausführung dieses Grundgedankens. wie 
sie sich in den folgenden Artikeln der Punktation und ihren, nicht 
immer ganz offen liegenden Zusammenhängen spiegelt, so zeigt 
sich, daß dem Papst als Vorrechte zugedacht waren, vorerst noch 
die brevia eligibilitatis zu erteilen, in besonders schwierigen Ehe- 
dispensangelegenheiten auf Anfrage der Erzbischöfe und Bischöfe 
Rat zu geben, für die fakultative, dritte Instanz auf Vorschlag 
nationale judices in partibus zu ernennen, Bischöfe und Erz- 
bischöfe zu konfirmieren, was nur aus besonderen, kanonischen 
Gründen verweigert werden dürfe, widrigenfalls die Bestätigung 
durch die Erzbischöfe vorgenommen werden könne’. Alle Juris- 
diktionsrechte, deren man den Papst beraubte, gingen, wofern sie 
iiberhaupt noch bestehen blieben, als jura primogenia auf die Erz- 
bischöfe über. Doch wird dieser Grundgedanke nicht in allen 


Schmalzgrueber gekommen sind, und sich daher recht unbefangen über dıe 
Grundprinzipien des katholischen Kirchenrechts und des deutschen Sta«ts- 
rechts hinwegsetzen konnten. e 

ı V 7. August 1786. S. 121. 

2 Vol. E VIIf, IIb, XXIId, XV6 und XXI. Es ist daher nicht zu- 
treffend, wenn die „Drei Kapitel über die historischen Bemerkungen des 
Resultats, Ibi — ubi 1787, 8. 11 behaupten, von wesentlichen Vorzüren 
bleibe nur noch die Erteilung der brevia eligibilitatis übrig. Wenig genug 
blieb allerdings übrig. 
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Einzelheiten klar durchgeführt, weil man aus Gründen der prak- 
tischen Verwirklichungsmöglichkeit auf die in der bisherigen Praxis 
der erzbischöflichen Generalvikariate übel behandelten Bischöfe! 
formell wenigstens einige Rücksicht nehmen zu müssen glaubte 
und daher manches vertrauensvoll der weiteren Entwicklung über- 
lassen wollte. Wo aber die Interessen der Erzbischöfe mit denen 
der Bischöfe übereinzustimmen schienen, statuierte man als einzige 
Richtschnur die via facti ohne Rücksicht auf den ruhigen Besitz- 
stand des Papstes und ohne Bedenken wegen des Mangels der 
Legitimation zur Aufhebung der Konkordate °. 

2. An der Spitze des ersten Artikels steht der Satz: Christus 
habe den Aposteln und ihren Nachfolgern, den Bischöfen, eine 
unbeschränkte Gewalt zu binden und zu lösen gegeben *. Schon 
mit diesem ersten Satze der eigentlichen Punktation, der mit Modi- 
fikationen den Koblenzer Artikeln entnommen ıst, verließ man 
den Boden des damals wie heute geltenden und als jus divinum 
unabänderlichen katholischen Kirchenrechtes; denn die Bischöfe 
haben zwar eine wahre, wirkliche, von Gott ihnen verliehene Lehr-, 
Priester- und Hirtengewalt, aber diese Gewalt ist nicht unbe- 
schränkt, vielmehr wird sie nur in Vereinigung mit dem Papst 
und in Unterordnung unter ihn, als ihr Haupt, von ihnen ausge- 
übt °. Doch führt die Punktation diesen Grundsatz nicht folge- 
richtig durch, indem sie Berufungen an den apostolischen Stuhl 
und vom Papst verliehene, vom Kaiser bestätigte Exemtionsprivi- 
legien anerkennt °, weil der Durchführbarkeit des revolutionären 
Prinzips praktische Schwierigkeiten im Wege standen. 


ı Vgl. Antwortschreiben |. c. S. 52 und 53 Nr. 3 und Breve Benedict. 
XIII (Rom 1727 aug. 16) an Erzbischof von Mainz, ebendaselbst S. 62f. 

2 Vgl. den Schlußsatz des Eingangs, verbis: „alle darin einbegriffene 
sichere Schlußfolgen“. 

3 Vgl. hierzu Antwortschreiben S. 8f. und L. Weismanns Kurze Be- 
merkungen über das Resultat des Embser Congreßes, Strasburg 1787, 8. 6. 

s Vgl. Ko 25, S. 263. 

5 Vgl. Höhler S. 9, 

°* Vgl. EIb und XXIId, Ic. 
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Aus dem aufgestellten Grundsatz werden nun mehrere Folge- 
rungen gezogen '; danach sind alle in den Kirchensprengeln 
wohnenden Personen ohne Unterschied * im innerlichen und äußer- 
lichen Religionswesen den Bischöfen unterworfen ; demzufolge wird 
allen Diözesanen auf Vorschlag des Mainzer Deputierten® ver- 
boten, unter Uebergehung der unmittelbaren Oberen den Rekurs 
nach Rom zu nehmen, doch soll es ihnen nicht benommen sein. 
sich ın den von Rechts wegen‘ geeigneten Fällen der Berufungs- 
mittel stufenweise nach der hierarchischen Verfassung zu bedienen: 
durch diesen Zusatz wird aber, wie schon Weismann hervorhebt’, 
das einige Zeilen vorher aufgestellte Prinzip von der unbeschränkten 
Gewalt der Bischöfe stark modifiziert. Als weitere Folgerung 
werden alle Exemtionen für aufgehoben erklärt, und in Erweite- 
rung dieses schon in den Koblenzer Artikeln ® aufgestellten Satzes 
auf Mainzer Anregung ? allen Mönchsorden verboten, sich in Zu- 
kunft in Hand- und Druckschriften exemt zu nennen und irgend 
welche Beziehungen zu auswärtigen Oberen zu unterhalten, was 
auf Trierschen Vorschlag ® auch auf die Absendung von Geldbei- 
trägen erstreckt wurde. Zweck dieser Bestimmungen war die 
Unterwerfung der Orden unter die ausschließliche Gerichtsbarkeit 
der Ordinarien; doch hätte man mit der Umsetzung der Zusätze 
in die Praxis das gesamte Ordenswesen zerrüttet und sich damit 
selbst der notwendigen Aushilfe von Ordenspriestern in der Seel- 


—— 


! Vgl. dazu Becks Modus Exequendi in V 2. August 1786 S. 116. 
? Während nach dem Eingang dem Papst nur die Katholiken den 
kanonischen Gehorsam leisten müssen. 

® Vgl. T 31. Juli 1786 S. 109. 

* Der Fürstbischof von Speyer nimmt auf S. 52 des Antwortschreibens 
nicht mit Unrecht an, daß die Vikariate den weiteren Rekurs erschwerten, 
oder nicht achteten und bei der immer mehr zur Absicht genommenen 
Heruntersetzung des päpstlichen Stuhls nicht zu achten brauchten, 

5 Vgl. Weismann |. c. S. 14. 

° Ko 23, S. 262 — BI, 7, S. 71. 

” V 26. Juli 1786 S. 73. T 26. Juli 1786 S. 72. 

® T und V 26. Juli 1786 S. 72 und 73, vgl. BI 7, S. 71. 
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sorge beraubt '. Von einer ausnahmslosen Beseitigung der Exem- 
tionen glaubte man aus praktischen Gründen zugunsten der Dom- 
kapitel und des Deutschen und Maltheser Ritterordens absehen 
zu sollen. Hinsichtlich der ersteren hatte zunächst Trier bemerkt, 
daß die Kathedralstifter sich eine den Gerechtsamen der Bischöfe 
nachteilige Freiheit anmaßen, vermöge deren sie in Disziplinar- 
und Prozeßsachen nur vor den Pröpsten, Dechanten, stiftischen 
Syndicis und Gerichten Recht nehmen, auch ihre Güter ohne bi- 
schöfliche Einwilligung öfter mit Anleihen belasten; diesen An- 
maßungen müsse durch eine ausdrückliche Verfügung Maß und 
Ziel gesetzt werden; auf Mainzer Vorschlag * beschloß man sie 
ın Disziplinarsachen dem Bischof zu unterstellen; in Angelegen- 
heiten der streitigen Gerichtsbarkeit wollte man ihnen zwar die 
erste Instanz belassen, von der aber der Rechtszug ausnahmslos 
an die bischöflichen Gerichte gehen sollte‘. Auf Wunsch des 
Kurfürsten von Köln wurde diese Bestimmung in einem späteren 
Entwurfe jedoch vollständig gestrichen *, aber auf Trierischen An- 
trag in das geheime Reformdekret eingefügt”. Etwas schwie- 
riger lagen die Verhältnisse bezüglich der Exeniıtion des Deut- 
schen und Maltheser Ritterordens; einerseits konnte man sich hier 
nicht über die vom Kaiser bestätigten Privilegien hinwegsetzen, 
andererseits wollte man unter allen Umständen eine Anerkennung 
päpstlicher Exemtionsprivilegien und, mit Rücksicht auf die 
zahlreichen Jurisdiktionskonflikte dieser Orden mit den Bischöfen, 
eine ausdrückliche Benennung dieser Orden vermeiden‘. Man 
nahm daher von der Aufhebung der Exemtionen jene Corpora 


ı Vgl. Antwortschreiben S. 12 und 13. 

2 T und V 2. August 1786 S. 114 und 115. 

3 Vgl. den Wortlaut bei Höhler S. 82 Anmerkung. 

% Vgl. Schreiben Becks an den Kurfürsten von Trier 12. August 1786 
bei Höhler S. 144. 

sv 12. August 1786. S. 150; vgl. RIc, S. 92, wo die Vorschrift auch 
auf Ritter- und Kollegiatstifter erstreckt wurde. 

ev 18 August 1786. S. 149. 
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und Glieder aus, deren Exemtion durch kaiserliche Freiheitsbriefe 
bestätigt und in dem Reiche allgemein anerkannt ist!. 

3. Die materielle * Seite der bischöflichen Dispensationsgewalt 
bildet den Gegenstand des zweiten Artikels der Punktation; einge- 
leitet wird derselbe durch eine dem Spezialfall angepaßte Wieder- 
holung der angeblichen, absoluten Binde- und Lösegewalt der 
Bischöfe, kraft deren sie auch von den allgemeinen Kirchenge- 
setzen dispensieren können, eine Auffassung, die sich bereits ın 
den Koblenzer Artikeln ® findet. Doch ließ man es bei einer ein- 
fachen Uebernahme der Koblenzer Beschwerde nicht bewenden. 
Hatte man auch zunächst, wie im Jahre 1769, nur die Abschaf- 
fung der Quinquennalfakultäten beabsichtigt, so sah man doch 
bald einer Mainzer Anregung folgend ein, daß in denselben nicht 
die volle Dispensationsgewalt des Papstes den Bischöfen über- 
tragen wird, und fügte, um alle Dispensationsfälle zu treffen, ın 
den lateinischen Entwurf die Worte: „uti in aliis casıbus ın fa- 
cultatibus non expressis, in quibus curia Romana hucusque dis- 
pensabat“ ein‘. Aber auch das genügte den Ansprüchen auf 
Omnipotenz noch nicht, daher bestimmte man auf Trierschen 
Vorschlag, daß die Bischöfe ad tempus vel etiam in perpetuum 
von allgemeinen Kirchengesetzen dispensieren können. Dies fand 
jedoch nicht den Beifall des Kurfürsten von Trier, da eine dis- 
pensativo in perpetuum von einer Aufhebung kaum unterschieden 
sei und nach seiner Ansicht einzelne Bischöfe ein allgemeines 
Kirchengesetz nicht aufheben können®. Die Deputierten stellten 
sich dagegen auf den Standpunkt, daß die allgemeinen Disziplinar- 
gesetze, wie dies z. B. mit Verordnungen des Trienter Konzils 
geschehen sei, nur wenn sie entweder in den Bistümern speziell 


ı 7 20. August 1786. $S. 159; vgl. E Ic. 

? Teber die Abschaffung der Quinquennalfakultäten vgl. E Va. 

3 Ko 25, S. 263; vgl. T 27. Juli 1786. S. 78. 

*B13.8. 70; vgl. T und V 26. Juli 1786 S. 71 und Taf. 

5 V 27. Juli 1786. S. 80. 

° Schreiben des Kurfürsten Clemens Wenzeslaus an Beck (Schönborns- 
lust 1786 aug. 4). S. 132. 
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verkündet oder von den Bischöfen eingeführt seien, verbindliche 
Kraft erlangen, hieraus ergebe sich auch das Recht zur Auf- 
hebung und dauernden Dispensation!. In der Schlußredaktion 
schlug man, auf wessen Veranlassung ist nicht ersichtlich, einen 
Mittelweg ein, der beiden Auffassungen Rechnung trug, und for- 
mulierte: „Der Bischof muß in... allgemeinen Kirchengesetzen den 
Gläubigen einige Nachsicht auf eine bestimmte Frist oder auch 
insolange gestatten können, als Zeit und Umstände es erfordern“?. 

Im folgenden Teile des zweiten Artikels werden die wichtigsten 
Dispensationsfälle behandelt und zwar zunächst die Nachsicht beim 
Abstinenzgebot. Die Aufnahme dieser Materie geht auf eine An- 
regung des Mainzer Deputierten zurück, der bei den damaligen 
betrübten Zeiten eine Milderung des Abstinenzgebotes für den ge- 
weinen Mann nach dem Beispiele der österreichischen Bischöfe 
für wünschenswert hielt”. Als nun der Kurfürst von Köln hier- 
von erfuhr, verbot er seinem Deputierten sich hierauf einzulassen*; 
Mainz beharrte aber auf der Aufnahme dieser Bestimmung in die 
Punktation, worauf Köln sich neue Instruktion einzuholen ver- 
sprach, zumal Mainz mangels Aufhebung des Abstinenzgebotes 
und der gleich zu erwähnenden Dispensation im Zölibat die Unter- 
schrift der Punktation ablehnte. Gleichzeitig mit dem Kurfürsten 
von Köln hatte auch der Kurfürst von Trier Bedenken gegen die 
Aufnahme der Bestimmung erhoben. In dem Antwortschreiben 
vom 5. August legte Beck die Gründe der vier Deputierten dar; 
sie stellten sich auf den Standpunkt, daß das Abstinenzgebot 
tiberhaupt kein allgemeines Kirchengesetz sei, in Spanien, Frank- 
reich, Oesterreich und Italien werde die Abstinenz auf verschie- 
dene Weise gehalten, in der Urkirche habe man von der Ab- 
stinenz überhaupt noch nichts gewußt, sollte also das Gebot in 


! Schreiben Becks an Clemens Wenzeslaus (Ems 1786 aug. 5.) 8. 134, 

: E II pr. vgl. Schreiben Becks an Clemens Wenzeslaus (Ems 1786 
aug.>.) S. 135 bezüglich des Abstinenzgebotes. 

3 T 31. Juli 1786. S. 109; V 81. Juli 1786 S. 110; BI 8. °S. 73, 

* V 7. August 1786. S. 120. | 
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dem einen oder andern Lande zum Schaden der „Untertanen“ ge- 
reichen, so stehe dem Bischof die Dispensationsgewalt zu; lasse 
man aber die vorgeschlagene Bestimmung fallen, so zerfalle das 
ganze Gebäude des Kongresses mangels eines allgemeinen Grund- 
satzes über die ursprüngliche Macht der Bischöfe in sein voriges 
Nichts!. Diese Begründung verfehlte ihre Wirkung nicht?, und 
so fand denn schließlich die Dispensationsbefugnis im Abstinenz- 
gebot in der Punktation Aufnahme?, ohne daß man dabei be- 
dachte, daß man damit die Einheitlichkeit der Disziplin in einem 
wichtigen Punkte untergrub®. 

Bezüglich der Ehehindernisse hatte man dem Beckschen Ent- 
wurf folgend zunächst keine spezielle Bestimmung aufgenommen’; 
doch schlug Mainz in einer späteren Sitzung vor, die Ehehinder- 
nisse des dritten und vierten Grades der Blutsverwandtschaft und 
Schwägerschaft, wie auch der geistlichen Verwandtschaft und 
der öffentlichen Ehrbarkeit, da sie zu beschwerlich und unnütz 
seien, so daß darin fast durchgängig sine causa dispensiert wer- 
den müsse, gänzlich aufzuheben, wogegen Trier bemerkte, daß 
diese Ehehindernisse vom Trienter Konzil wenigstens still- 
schweigend bestätigt und von den meisten Nationen angenommen 
seien, also nur ein Nationalkonzil dieselben aufheben könne. Man 
beschloß daher einen diesbezüglichen Zusatz zu den Eventualbe- 
schlüssen über die Dispensationsgewalt hinzuzufügen®. Hiermit 
war aber der Kurfürst von Trier nicht einverstanden, weil dieser 
Gegenstand tanquam objectum legis universalis dem Papst zur 


ı Vgl. Schreiben des Kurfürsten Clemens Wenzeslaus an Beck (Schön- 
bornslust 1786 aug. 4.) S. 132 und Antwortschreiben Becks an den kur- 
fürsten (Ems 1786 aug. 5.) S. 135. 

? Vgl. Schreiben Arnoldis an Beck (Ems 1786 aug. 11.) S. 138; Beck 
an Arnoldi (Koblenz 1786 aug. 11.) S. 139; Beck an Arnoldi (Koblenz 1786 
aug. 13.) S. 145. 
®Ela S. 173. 

* Vgl. Antwortschreiben S. 14; Weismann S. 15 und 16. 

sB13.S. 70 vgl. Tund V 26. Juli 1786 S. 71 und 72. 

° T 1. August 1786. S. 111. 
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Approbation vorzulegen sei!. Beck remonstrierte gegen diese Auf- 
fassung, das Tridentinum habe in dieser Sache nichts bestimmt, 
sondern nur die Bestimmung des vierten Laterankonzils still- 
schweigend unverändert gelassen; man habe auch nicht sagen 
wollen, daß diese Ehehindernisse von den Bischöfen selbst aufge- 
hoben werden sollten, sondern man habe sie an ein National- 
oder Provinzialkonzil verwiesen?. In der Sitzung vom 18. August 
tauchten neue Bedenken wegen der Fassung auf, in der man je- 
den Zweifel über die unbeschränkte Gewalt der Bischöfe vermei- 
den wollte’; daher formulierte man schließlich, es könne mit den 
übrigen Bischöfen überlegt werden, ob es nicht rätlicher sei, diese 
impedimenta ganz aufzuheben‘. In derselben Sitzung bemerkte 
Mainz, daß man in den letzten fünf Jahren in der Mainzer und 
Wormser Diözese mehr’ als zwanzigmal im zweiten Grade der 
Blutsverwandtschaft und ım ersten Grade der Schwägerschaft 
autoritate ordinaria dispensiert habe; mit einer standhaften Ant- 
wort habe man die deshalb erwachsenen Unannehmlichkeiten be- 
seitigt”. In Köln scheint man gegen die Aufnahme derartiger 
Bestimmungen Bedenken gehabt zu haben; die übrigen Deputier- 
ten stellten sich aber auf den Standpunkt, daß die obwaltende 
Meinungsverschiedenheit sachlich nicht gerechtfertigt sei; denn 
die römischen Reservationen seien aus der Nachsicht der Bischöfe 
entstanden, kein Konzil habe ihnen diese Gewalt abgesprochen ; 
man könne nicht die Bischöfe in ihre ursprünglichen Rechte ein- 
setzen und gleichzeitig einen Rekurs nach Rom ın den Hinder- 
nissen des ersten und zweiten Grades anerkennen; nach der ein- 
stimmigen Ansicht der Kanonisten stehe in außerordeutlichen 
Fällen den Bischöfen in diesen Graden die Dispensationsgewalt 
zu, doch sei diese Lehre den bischöflichen Rechten nachteilig, 


! Schreiben an Beck (Schönbornslust 1786 aug. 4.) S. 133. 
2 Schreiben Becks (Ems 1786 aug. 5.) S. 136. 

® Protokoll 18. August 1786, S. 150. 

Ellc 

® Protokoll 18, August 1786, S. 150. 
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vielmehr könne und müsse hier, wenn kanonische Gründe vor- 
handen seien, iuxta mentem Concilii Tridentini autoritate ordinaria 
dispensiert werden; den ersten Grad der Blutsverwandtschaft möge 
man außer Betracht lassen, weil die Kirche niemals in ihm dis- 
pensiert habe!, die anderen Grade seien aber aufzunehmen; in 
spinosen Fällen könne der Bischof mit dem Papst ein geheime: 
Konzilium pflegen, aber die Regel müsse allgemein und öffentlich 
aufgestellt werden?. Dieser Argumentation verschloß sich auch 
der Kurfürst von Köln nicht und in der Schlußredaktion fand die 
dieser Auffassung entsprechende Formulierung Aufnahme. Da& 
der Papst auch in diesen Fällen im offenbaren, unbestrittenen Be- 
sitz war, daß es sich um äußerst selten vorkommende Dispen- 
sationen handelte, deren erleichterte Erteilung keineswegs im Inter- 
esse der Disziplin lag*, das verursachte den Deputierten keine 
Bedenken, wenn man nur neue Anwendungsfälle der unbeschränk- 
ten bischöflichen Gewalt aufstellen konnte. 

Als einen der Fülle, in denen der Papst allein zu dispensieren 
pflegt, bezeichnete der Mainzer Deputierte das Hindernis der 
höheren Weihen; auch dieses wollte man unter der dem Beckschen 
lateinischen Entwurf beigefügten Klausel der dispensatio in alıs 
casibus in facultatibus non expressis, in quibus Curia Romana 
hucusque dispensabat, verstanden wissen®. Doch trat diese Ab- 
sicht im Wortlaut so wenig hervor, daß sie vom Trierschen und 
Kölnischen Hofe nicht beanstandet wurde; dies Moment gab dem 
Mainzer Deputierten Veranlassung, eine ausdrückliche Bestimmung 
vorzuschlagen*®, die er damit begründete, daß „zur Aufrechterhal- 


! Die ironische Frage Weismanns, l. c. S. 16: „Und können die Bı- 
schöfe ım 2. 3. und 4. Grade aus eigener unbeschränkter Gewalt dispen- 
sieren, warum nicht auch im ersten Grade ?* findet damit ihre sachliche 
Erledigung. 

2 V 20. August 1786 S. 160 und 161. 

’ElIb. 

* Vgl. Antwortschreiben $S. 15 und 16. 

5 Vgl. die in Note 4, S. 22 angeführten Quellenbelege. 

° T und V 31. Juli 1786 S. 108, 109 und S. 110. 
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tung der Würde des geistlichen Standes, welcher durch die un- 
reinen Sitten der Mitglieder so sehr herabgesetzt werde, nichts 
dienlicher sei, als daß der Bischof dieselben, in dem Falle, wo es 
die Ehre der Geistlichkeit oder das Seelenheil eines einzelnen Gliedes 
erfordere, von den durch die höheren Weihen auferlegten Pflichten 
um so mehr dispensiere, als dieses durch Seine Päpstliche Heiligkeit 
zur Erhaltung einer Familie, folglich zur Erreichung eines zeitlichen 
Zweckes zu geschehen pflege“'; mit Zustimmung aller Deputierten 
wurde daher der Zusatz angenommen: „Competit Episcopis po- 
testas dispensandi super obligatione ex majoribus ordinibus pro- 
veniente, si honor status ecclesiastici vel salus anımae oratoris 
id exposcat“?. Gegen diesen Beschluß hatte der Kurfürst von Trier 
schwere Bedenken und erklärte ihn für unannehmbar, wenn man 
nicht Beweise und Beispiele aus der älteren Kirchengeschichte da- 
für vorlege, daß die Bischöfe in den älteren Zeiten dieses Recht 
gehabt und ausgeübt haben?. Beck remonstrierte hierauf, schon 
im fünften Jahrhundert ergebe sich der unstreitige Beweis, daß 
die Väter in der besonderen Kirchenversammlung zu Toledo im 
Jahre 440, zu Orange im Jahre 441 und besonders in jener zu 
Tours im Jahre 461 sich für befugt gehalten, eine Milderung in 
dem Zölibatsgesetz zu treffen, das der Papst Sirieius im vierten 


Jahrhundert verfügt habe, und das nicht nur von den afrikanı- 


x 7” 


schen Bischöfen, sondern auch im ganzen Okzident angenommen 


war‘. Jedoch sei hier nicht die Frage von der Abstellung oder 


i Bedenkt man, daß es sich nach dem in den späteren Verhandlungen 
klar zum Ausdruck gelangten Willen der Deputierten nicht bloß um den 
Subdiakonat und Diakonat, sondern auch um die Priesterweihe handelt, so 
weiß man nicht, ob man die Deputierten mehr wegen ihrer Ignoranz be- 
mitleiden oder wegen ihrer Arroganz, die in dieser grotesken Deduktion 
zum Ausdruck kommt, bewundern soll. 

® Vgl. Note 18. 109; BI 6 al. 2. S. 70; V 31 Juli 1786. S. 110. 

s Schreiben des Kurfürsten Clemens Wenzeslaus an Beck (Schönborns- 
lust 1786 aug. 4.) S. 132. 

* Die Becksche Antwort bringt keine Belege für den Beschluß und 
entspricht auch nicht den vorher von Heimes dargelegten Motiven, die in 
der endgültigen Formulierung E Il d wiederum zum Ausdruck kommen: 
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Milderung des Zölibats, sondern nur von einzelnen Dispensations- 
fällen, in denen ein unwürdiges Mitglied der Geistlichkeit aus 
diesem heiligen Stand zur Ehre des Priestertums entweder aus- 
gestoßen! oder ein gezwungener Geistlicher” nach vorher unter- 
suchten kanonischen Ursachen in die Freiheit gesetzt werden solle, 
welches nicht nur der alten Kirchendisziplin angemessen, sondern 
auch von Rom nach Willkür ebenso wie die Dispensation von 
feierlichen Gelübden geschehen sei. Sollten hierin den Bischöfen 
die Hände gebunden sein, so würde die von Gott ihnen erteilte 
Gewalt zu binden und zu lösen widerrechtlich gehemmt und so 
manches Aergernis ohne hinreichendes Hilfsmittel auf sich be- 
ruhen bleiben’. 

Noch größer war der Widerstand, den der Kurfürst von Kölr 
diesem Beschluß entgegensetzte; er verbot seinem Deputierten, 
wie auf die Aufhebung des Abstinenzgebotes, so auch auf eine 
Erörterung der Dispensgewalt im Zölibat sich einzulassen, be- 
zeichnete die bisherige Teilnahme an der Beratung über diese 
Fragen als instruktionswidrig und untersagte ihm jede Remon- 


das Hauptziel Becks war eine Beschwichtigung des Kurfürsten, um den 
Kongreß nicht scheitern zu lassen; wäre es Beck auf eine objektive Dar- 
stellung angekommen, so hätte er auch auf c. 33 der Synode von Elvira 
(306), can. 1. der Synode von Neocäsarea (314—325), can. 3. des ökumeni- 
schen Konzils von Nicäa (325), c. 44 Cod. Theodos. XVI, 2 (420) u. a. m. 
hinweisen müssen und hätte nicht Papst Siricius als den Urheber des Zölı. 
bats bezeichnen dürfen. Es ist daher begreiflich, daß der Kurfürst, als ihm 
die Beschlüsse zur endgültigen Genehmigung vorgelegt wurden, zu Arnoldi 
dreimal sagte, ob er den Emser Kongreß für infallibel halte; vgl. Schreiben 
Arnoldis an Beck (Schönbornslust 1786 aug. 20.) S. 162. 

ı Es ist nicht klar ersichtlich, welchen Tatbestand Beck hier im Auge 
hat, wahrscheinlich meint er aber die Eingehung der Ehe durch einen 
Priester; für diesen und ähnliche Fälle war aber durch Trid. Sess. XXV. 
de ref. c. 4. schon der angebliche Wunsch des Kongresses erfüllt. 

2 Bened. XIV. De synod. dioec. lib. XII, c.4, n. 2; S.C.C. 16. dec. 1724, 
1V. märz 1731, 3. ıul. 1762 war Beck offenbar nicht bekannt, sonst hätte 
er nicht annehmen können, daß diesfalls das impedimentum ordinis be- 
stehe. 

® Antwortschreiben Becks an Clemens \Wenzeslaus (Ems 1786 aug. 5.) 
S. 134 f. 


Coulin, Der Emser Kongreß des Jahres 1786. 29 


stration gegen diesen Befehl, was dann zu dem bereits erwähnten 
Mainzer Ultimatum in der Sitzung vom 7. August 1786 führte‘. 
Immerhin konnte der Kanonikus Wreden dem Kölner Deputierten 
schon am 9. August mitteilen, daß der Kurfürst von Köln voraus- 
sichtlich in diesem Punkte nachgeben werde”. Am 18. August 
kam dann mit Zustimmung des Kölner Deputierten die oben? im 
Wortlaut angeführte Formulierung zustande, die allerdings nach 
Abschluß des Kongresses, wie bereits dargelegt‘, vom Kurfürsten 
von Köln, trotzdem man nunmehr auf Trierschen Wunsch von 
einer Erwähnung der Dispensbefugnis hinsichtlich der Priester- 
weihe wenigstens formell abgesehen hatte’, wiederum verworfen 
wurde® und daher zwar im „Original“ stehen blieb, aber im „Ex- 
trakt“ auf den Diakonat und Subdiakonat beschränkt wurde. 
Schon in seinem lateinischen Entwurf hatte Beck mit Rück- 
sicht auf die damals in den rheinischen Erzbistümern bestehenden 
Pläne auf Vereinigung der Klöster und Verringerung der Zahl 
der Nonnen’ eine Dispensationsbefugnis der Bischöfe von den feier- 
lichen Ordensgelübden formuliert?; danach sollte den Bischöfen das 
Recht zustehen, ex potestate ordinaria die gegenwärtigen Religiosen 
bei hinlänglich erscheinenden kanonischen Gründen von den feier- 
lichen Gelübden loszusprechen. Auf die Mainzer Bemerkung, daß es 
Bischöfe gebe, die zu schüchtern seien, um derartige Dispensationen 
zu erteilen, wurde hinzugefügt, daß die Bischöfe auch das Recht 
haben anzuordnen, ne futuri religiosi emittant vota nisi subordi- 


ı V 7. August 1786 S. 120 und 121. 

? Schreiben Arnoldis an Beck (Ems 1786 aug. 11.) S. 138. 

® Vgl. oben S. 11 Note 3. 

* Vgl. oben S. 11 u. 12. 

5 Vgl. Schreiben des Kurfürsten von Trier an Beck (Schönbornslust 
1786 aug. 22.) S. 286 und Beck an Arnoldi (Koblenz 1786 aug. 11.) S. 139; 
Protokoll 18. August 1786. S. 151 

® Die E IId entsprechende Dispensationsbefugnis besaßen die Bischöfe 
in articulo mortis schon damals ex potestate quasiordinaria, während sie 
sie heute ex delegatione besitzen. 

? Vgl. Höhler S. 58. 

®s Bl 5. S. 70. 
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nata Episcopo et ab ipso ex causis bene visis dispensabilia', ein 
Zusatz, der in der Schlußredaktion? aus Gründen, die die vorhan- 
denen Akten nicht erkennen lassen, vielleicht als überflüssig weg- 
selassen wurde. Gegen diese Bestimmung wurden von keinem 
der Kommittenten Bedenken erhoben; dagegen erhob der Kurfürst 
von Trier gegen den weiteren Eventualbeschluß, nach welchem 
die Nonnen fernerhin keine feierlichen Gelübde mehr ablegen 
sollen und die bereits abgelegten Gelübde entweder vollständig 
aufgehoben oder in einfache, zeitlich beschränkte verwandelt wer- 
den sollten®, Einwendungen, weil er in ihm einen gänzlichen Bruch 
mit der bisherigen Observanz erblickte und den etwaigen Mis- 
ständen auch schon durch Heraufsetzung des Mindestalters für 
die Ablegung der feierlichen Gelübde auf das zurückgelegte fünf- 
undzwanzigste Lebensjahr abgeliolfen werden könne!. Beck er- 
widerte, man habe nicht sagen wollen, daß die Bischöfe alle feier- 
lichen Gelübde sofort aufheben sollen, sondern daß es jedem Biı- 
schof freistehe, sie in einfache zu verwandeln oder gänzlich zu 
untersagen; wegen des Mindestalters verwies er auf ce. 12. 13 
C 20 qu. 1°. In der Schlußredaktion beschränkte man die Dis- 
pensationsbefugnis von den feierlichen Gelübden auf die Ördens- 
geistlichen und erklärte die Bischöfe für berechtigt, als Mindest- 
alter für die Ablegung der vota solemnia in Männerklöstern das 
vollendete fünfundzwanzigste und in Frauenklöstern das vollendete 
vierzigste Lebensjalır festzusetzen®; über die Herkunft dieser For- 
mulierung geben die Akten keine Auskunft. 

4. Mit der beabsichtigten’ Aufhebung der Exemtionen und 
der Dispensationsgewalt von den feierlichen Gelübden, steht die 
Frage nach der Möglichkeit der Aufhebung oder Umwandlung 


ı V 26. Juli 1786 S. 73. 

2 E Ile erster Halbsatz. 

®’B16. S. . 

% Schreiben des Kurfürsten von Trier an Beck (Schönbornslust 17°6 
ıiul. 28.) S. 126. 

° Beck an Clemens Wenzeslaus (Ems 1786 iul. 30.) S. 128. 

® Ell e zweiter Halbsatz. 


% 


Coulin, Der Emser Kongreß des Jahres 1786. 31 


milder Stiftungen im Zusammenhang. Schon die Koblenzer Ar- 
tikel hatten sich mit ihr eingehend beschäftigt!; auch unter den 
vom Minister von Duminique dem Staatsrat von Waldenfels zur 
Vorbereitung des Kongresses vorgelegten Fragen? befand sich 
eine auf diesen Gegenstand bezügliche, ob nämlich die Bischöfe 
aus eigener Macht regulare Klöster in Kollegiatstifter umändern 
können, was Waldenfels bejahte®. Als man auf dem Kongreß 
zu dieser Materie gelangte, sprach sich der Mainzer Deputierte 
zunächst für Absetzung der Frage: an Episcopus habeat pote- 
statem transformandi unam causam piam ın alıam, von der Tages- 
orduung aus, weil man mit einem allgemeinen Beschluß die welt- 
lichen Fürsten, die sich dieselben lechte über fromme Stiftungen 
zueignen, beleidige, mit einem gelindern Beschlusse sich aber seiner 
eigenen Gewalt begeben würde‘. Die übrigen Deputierten be- 
schlossen trotzdem in die Beratung über die Frage einzutreten; 
demgemäß wurde der Koblenzer Artikel 26 verlesen, der aber in 
seiner kasuistischen, die geistliche Sphäre vielfach überschreiten- 
den Form mannigfache Bedenken hervorrief. Die Vorschläge zur 
Neuformulierung wurden von Mainz gemacht, sie beschränken sich 
auf eine, wenn auch etwas weitschweifige Festlegung des Grund- 
satzes, daß der Bischof aus eisenem Recht unter Beobachtung der 
kanonischen Vorschriften und unter Berücksichtigung der ört- 
lichen, zeitlichen und persönlichen Verhältnisse eine milde Stiftung 
in eine andere den modernen Verhältnissen angemessenere ım 
Interesse der Religion und des Staates verwandeln dürfe’. In 
diesem Eventualbeschluß vermißte der Kurfürst von Trier eine 
Bestimmung darüber, daß bei wesentlichen Aenderungen z. B. 
Aufhebung von Klöstern die Genehmigung des Kaisers als Ad- 
vocati Ecelesiae und des Landesherrn einzuholen sei®. Beck er- 
.2.Ko 2%, 8. 263 und 264. 

® Vgl. hierüber oben S. 5, Note 3. 

3 Vgl. Höhler S. 54 n. 4. 

* T und V 27. Juli 1786 S. 78 und 80. 

5 Vgl. BIY S. 74. T und V 27. Juli 1786 S. 78 und 80f. 

6° Kurfürst von Trier an Beck (Schönbornslust 1786 iulı 28.) S. 126. 


22 Abhandlungen. 


klärte die Nichtberücksichtigung dieses Momentes damit, daß man 
sorgfältig irgendwelche Ausdrücke, die das Mißtrauen des Kaiser: 
oder des Landesherrn hervorzurufen geeignet sind, vermeiden 
wollte; daher habe man nur eine Antithese zu den päpstlichen 
Ansprüchen formuliert und trotz der bestehenden Reichsobservanz 
und diesbezüglicher kirchenrechtlicher Vorschriften’ nicht hervor- 
gehoben, daß der Bischof ohne Einwilligung des Kaisers und der 
Landesherren derartige Umwandlungen vornehmen dürfe; vielmehr 
habe man den Bischöfen das weitere Benehmen mit dem Kaiser 
und den Landesherren selbst überlassen wollen?. Durch diese Er- 
klärung wurde der Kurfürst von Trier beruhigt, und er beauf- 
tragte seinen Deputierten dem Eventualbeschlusse unbedingt bei- 
zutreten‘. In der deutschen Schlußredaktion®* hat dieser Punkt 
eine Verkürzung und unwesentliche stilistische Aenderung erfahren. 
Wäre er zur Ausführung gelangt, so hätte er sicherlich, genau 
wie die Säkularisation, mildtätige Personen von der Errichtung 
neuer Stiftungen abgeschreckt; und nicht mit Unrecht sagen die 
drei Kapitel: „dieser Punkt scheint allen dotierten Religiosen und 
Klosterfrauen das Messer an die Kehle zu setzen“ “. 

5. Mit der Frage der Aufhebung milder Stiftungen hatte man 
die Aufzählung der wesentlichsten, dem Papst vorbehaltenen oder 
nur ex delegatione bisher von den Bischöfen ausgeübten Dispen- 
sationen erledigt; denn auch die Aufhebung der Stiftungen be- 
trachtete man anfänglich im Anschluß an eine Spezialbestimmung 
des Tridentinums und des ibr systematisch, aber ausdehnend fol- 

! Diese Auffassung entspricht nicht dem damals geltenden Recht, was 
Beck selbst bewußt war, wie aus reinem Modus Exequendi vom 2. August 
1786 S. 117 hervorgeht. Auch das Kaiserliche Antwortschreiben (Wien 1756 
nov. 16.) S. 189, wie das Fürstbischöflich-Speyerische Antwortschreiben S. 17 
halten diese Rechtsauffassung für unzutreffend. Vgl. auch Weismann S. 19. 

® Beck an Clemens Wenzeslaus (1786 ıul. 30.) S. 128. 


3 Kurfürst von Trier an Beck (Schönbornslust 1786 ıul. 31.) S. 131. 

‘EM. 

5 Diesen Eindruck hatte auch der Fürstbischof von Speyer; vgl. Ant- 
wortschreiben S. 17 und 18. 

® Drei Kapitel 8. 70. 
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genden Koblenzer Gravamens als Dispensationsfall. Als Abschluß 
und Schlußfolgerung aus diesen Einzelbestimmungen behandelt die 
Schlußredaktion die Beseitigung der Verbindlichkeit von Juris- 
diktionsakten des Papstes, der päpstlichen Behörden und Beamten, 
sowie der Ordensnotarien'. Der Becksche lateinische Entwurf 
hatte sich auch hier mit einer kurzen, allgemeinen Formel in 
seinem ersten Artikel begnügt und vorgeschlagen: „Reservationes 
casuum papalium imposterum cessent“?; diese Formel erläuterte 
derselbe Entwurf u. a. durch seinen exemplifikativen, dritten Ar- 
tikel, in dem es heißt: „Facultates quinquennales Romae amplius 
non procurentur“?®, der wiederum, wie schon ausgeführt, dem fünf- 
undzwanzigsten Koblenzer Artikel entspricht. 

Zunächst bestimmte man im Anschluß an den zuletztgenann- 
ten Satz des Beckschen Entwurfes, daß die Quinquennalfakultäten 
fernerhin vom römischen Hofe nicht mehr begehrt, sondern in 
den in ihnen bisher aufgeführten Fällen die Dispensen beim Vor- 
liegen kanonischer Gründe vom Bischof erteilt werden®; denn man 
hielt sie für überflüssig, weil ja die Dispensationsgewalt auch in 
den in ihnen nicht enthaltenen Fällen dem Bischof gebühre°, 
Der Beschluß wurde ohne jede Erinnerung einstimmig angenommen‘. 
Da diese Formulierung aber keine Gewähr dafür zu bieten schien, 
daß bischöfliche Verordnungen durch päpstliche Dispensationen 
nicht vereitelt werden, fügte man auf Trierschen Antrag hinzu: 
„nullae dispensationes Romanae in Germania admittantur“’; mit 
wenig Geschick wurde dieser Satz im deutschen Entwurf dahin 


ı EIV. Der Artikel beginnt mit den Worten: „Dieses vorausgesetzt 
werden a)... .* | | 

® Bl1. 8. 69. Der Ausdruck „reservationes casuum papalium* wird 
hier im weitesten Sinne gebraucht und steht im Gegensatz zu den in art. 
18 desselben Entwurfes vorkommenden „reservationes post concordata‘; er 
umfaßt alle denkbaren Dispens- und Absolutionsfälle. 

®BI13. S. 69. 

ıEIVa, 

s T 26. Juli 1786 S. 71. 

° V 26. Juli 1786 S. 72. 

° T und V 31. Juli 1786 S. 109 und 110. 
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formuliert: „jene Dispensen, die ohne Vorwissen des Erzbischofs 
auswärtig impetriert werden, sollen null und nichtig sein“; diese 
Formulierung konnte nämlich den Anschein erwecken, als ver- 
wickele man sich in Widersprüche, wenn man einerseits den Bi- 
schöfen unbeschränkte Gewalt beilege, dem Papst aber eine kon- 
kurrierende Jurisdiktion abspreche und andererseits doch indirekt 
zugebe, daß der Papst mit den Bischöfen dispensieren könne. 
Der Kölner Kurfürst wünschte Weglassung des ganzen Satzes; 
doch reduzierte man auf Vorschlag des Kurfürsten von Trier den 
Text so, daß man die Worte: „ohne Vorwissen des Erzbischofs“. 
schon um die Bischöfe nicht zu verletzen, ın der Schlußredaktion 
strich und, vielleicht um ın einem nebensächlichen Punkte dem 
Papst die schuldige Ehrerbietung nicht zu versagen, statt: „null 
und nichtig“, „kraftlos* setzte”. Dieser Punkt gibt Weismann 
Anlaß zu der bewegten Klage: „Die Punktation wirft den Papst 
aus seinem Besitzstande, und wenn der Besitzstand in dem deutschen 
Reiche verworfen wird, wehe dir, liebes Vaterland! wirst du nicht ein 
trauriger Schauplatz der schröcklichsten Verwirrungen werden“’? 
Mit einem merkwürdigen Scharfblick, ja mit prophetischem Geist 
hat Weismann die Situation erfaßt, aber es lag in der ganzen 
geistigen Richtung der Aufklärung, daß man historisch Gewor- 
denes für nichts achtete, und das hat sich später an diesen Män- 
nern und ihren Nachfolgern bitter gerächt. 

Im zweiundzwanzigsten Koblenzer Artikel hatte man bestimmt. 
daß die Dekrete der Kongregationen, insbesondere die der Con- 
gregatio Concilii, welche die äußere Kirchenzucht betreffen, nur 
als Richtschnur dienen können, wenn sie als nützlich befunden 
und autoritate ordinariorum publiziert sind; auf diesen Beschluß 
hatte schon der Becksche lateinische Entwurf wörtlich zurück- 
gegriffen und ihn nach dem Vorbild der Mainzer „Grundsätze und 


! Protokolle 18. und 20. August 1786 S. 151 und 161. 

2 Vgl. Schreiben des Kurfürsten von Trier an Beck (Schönbornslust 
1786 aug. 22.) S. 286. 

® Weismann S. 23. 
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Beschwerden“ vom Jahre 1769! an den die Beseitigung der Quin- 
quennalfakultäten enthaltenden Artikel als vierten angeschlossen ?; 
den Mainzer Ansprüchen genügten aber diese Ausführungen noch 
nicht, die Bestimmung wurde daher auch auf die Bullen und die 
gerichtlichen Entscheidungen der Kongregationen ausgedehnt°; da 
aber auch hiermit noch nicht alle denkbaren römischen Juris- 
diktionsakte getroffen wurden, so bestimmte die Schlußredaktion: 
„auch die übrigen römischen Bullen, Brevia oder sonstige päpst- 
liche Verfügungen verbinden ohne gehörige Annahme der Bischöfe 
nicht; ohne diese sollen auch die Erklärungen, Bescheide und 
Verordnungen der Römischen Kongregationen, wie sie immer ge- 
nannt werden mögen, in Deutschland nicht anerkannt werden“*. 
Auffallend ist die Zustimmung des Fürstbischofs von Speyer zu 
diesen Beschlüssen; er sagt geradezu, daß diese römischen Juris- 
diktionsakte keine verbindende Kraft haben sollen, wenn sie von 
dem Bischof aus erheblichen Ursachen nicht angenommen und 
verkündet worden sind; auch könne verlangt werden, daß hierauf 
zu Rom auch in dem gerichtlichen Verfahren Rücksicht genommen 
werde’. Ganz anders äußert sich Weismann; zwar nimmt er irr- 
tümlich an, daß die Bischöfe nach der Punktation zu untersuchen 
haben, ob die Bullen und Privilegien nicht erschlichen oder sonst 
auf unzulässigem Wege erlangt seien, doch erkennt er die völlige 
Verwerfung aller Akte der Kongregationen richtig und bemerkt, 
daß dadurch viele Irrungen und Ungleichheiten entstehen werden; 
zum Schluß bemerkt er grob ironisch, bei etwaigen Zweifeln über 
die Interpretation des Tridentinums werde man wohl einen Kon- 
greß im Eimserbade abhalten®. Noch treffender ist aber die Kritik 


ı Vgl. „Grundsätze und Beschwerden“ B $ 3 in fine, bei Höhler S. 322, 
dort auch S. 343 eine kurze, aber treffliche Kritik dieses Elaborates. 

2? BIA4 8.70. 

3 T und V 26. Juli 1786 S. 72 und 73; vgl. BI 4. Zusatz S. 70. 

+ EIV bund ce. 

° Antwortschreiben S. 19; es ist eigentümlich, daß selbst bei diesem 
sonst sehr objektiven Kirchenfürsten unangenehme praktische Erfahrungen 
in prinzipiellen Fragen den Auschlag geben. 

© Weismann S. 23 und 24. 
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der drei Kapitel; sie sagen: „Wenn die römischen Bullen, Breven 
oder sonstige päpstliche Verfügungen ohne gehörige Annahwe 
von seiten der Bischöfe nicht binden, so wird die Obergewalt des 
Papstes in der Wirkung vereitelt, es entsteht eine wahre Aristo- 
kratie und der Statthalter Jesu Christi ist nichts weiter als ein 
ohnmächtiger Repräsentant der Einheit der Kirche*!. 

Schon die Koblenzer Artikel? hatten bestimmt: „Tribunalia 
Nuntiaturarum in Germania penitus cessare possint ac debeant‘“, 
und der Kaiser hatte in dem oben° erwähnten Schreiben an die 
vier Erzbischöfe vom 12. Weinmonat 1785 erklärt: „Ich habe... 
beschlossen, sofort dem päbstlichen Stuhle erklären zu lassen, ... 
daß ich die päbstlichen Nunzien nur als päbstliche Abgesandten 
zu politischen und jenen Gegenständen geeignet erkenne, welche 
unmittelbar dem Pabste als Oberhaupt der Kirche zustehen, daß 
ich aber diesen Nunzien weder eine Jurisdiktionsausübung in 
geistlichen Sachen, noch eine Judikatur gestatten könne“*. Daher 
hatte Beck schon in seinem lateinischen Entwurf den Satz auf- 
genommen: „Plenissime confidunt Archiepiscopi in Sacra Caesarea 
Majestate, nullis legatis seu Nuntiis Apostolicis ubicunque erxi- 
stentibus aliquam jurisdictionem contentiosam vel voluntariam 
amplius indultum iri, rescriptoque caesareo de 12. 8bri* 1785 
legibus Ecclesiae ac Imperii fundamentalibus innixo omnem effi- 
caciam pro rei exigentia tribuendam fore“®. Der Kongreß schloß 
sich dem Beckschen Entwurf an®, fügte aber gleichzeitig noch 
die genannte Stelle aus den Koblenzer Artikeln bei und gestaltete. 
wohl mit Rücksicht auf die Bischöfe, die Formulierung objektiver, 
so daß in die Schlußredaktion folgender Wortlaut aufgenommen 
wurde: „Ebenso hören die Nuntiaturen in Zukunft völlig auf. Die 
Nuntii können nichts anders als päbstliche Gesandten sein und 
1 Drei Kapitel S. 18. 

2 Ko 29 in fine N. 264. 

s Vgl. oben 8. 1. 

* Abgedruckt bei Höhler S. 278. 

5 B117 in prineipio 8. 77. 

° T 27. Juli 1786. S. 80. 
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dürfen nach der von Kaiserl. Majestät unterm 12°" Oktober 1785 
erteilten allerhöchsten Erklärung, welche sich auf die Kirchen- 
sowohl als Reichsfundamentalgesetze gründet, keine Actus juris- 
dictionis voluntariae oder contentiosae mehr ausüben*!, Die Ein- 
wendungen, die der Fürstbischof von Speier gegen diesen Punkt 
erhebt, sind nicht stichhaltig, insofern sie annnehmen, daß doch 
der Papst den Nuntien die Gerichtsbarkeit übertragen könne, die 
der jurisdictio ordinaris nicht abbrüchig sei und nur die noch an- 
erkannten Reservate betreffe’; denn es sollten ja sämtliche Reser- 
vate und die gesamte römische Jurisdiktion nach dem Willen der 
Deputierten beseitigt werden. Dagegen ist ihm und Weismann’® 
darin beizustimmen, daß kein Reichsfundamentalgesetz bestehe, 
das den Nuntiaturen schlechthin jede Gerichtsbarkeit verbietet; 
denn die Wahlkapitulation verbietet nur die Ausübung der Ge- 
richtsbarkeit in Zivilsachen und übereilte römische Prozesse?; das 
erwähnte Schreiben Joseph II. ist jedenfalls kein Reichsgesetz. 
Wenn etwa mit den Kirchenfundamentalgesetzen das Tridentinum ® 
gemeint sein soll, so ist auch diese Annahme der Emser Depu- 
tierten irrig; andere Kirchengesetze, die die Gerichtsbarkeit der 
Nuntien schlechthin untersagen, sind ebenfalls nicht vorhanden. 

Beck scheint® in seinen lateinischen Entwurf schon eine Be- 
stimmung über die Ausschließung der apostolischen Notarien auf- 
genommen zu haben. Jedenfalls schlug Mainz vor, man solle alle 
apostolischen Notarien in Deutschland abschaffen. Köln hielt da- 
gegen für ausreichend, wenn man, gleichwie bei den kaiserlichen 
Notarien, von ihnen die Immatrikulation verlange; worauf Mainz 


ı EIVd. 

? Antwortschreiben S. 20. 

® Antwortschreiben S. 21 — Weismann $. 25. 

°* Wahlkapitulation Karl V. art. XIV 88 4, 5 und 2. 

s Trid. Sess. XXIV de ref. 20. 

sBI1l. 8.75. — Auffällig ist es allerdings, daß der Wortlaut mit 
den von Mainz proponierten, nicht ohne Schwierigkeit zustande gekommenen 
Beschlüssen schon im Entwurf übereinstimmt; das dürfte nur durch spätere 
Korrektur zu erklären sein. 
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entgegnete, die kaiserlichen Notarien seien in der Reichsverfassung 
vorgesehen, die apostolischen aber seien nur dazu da, einen schäd- 
lichen nexum mit Rom zu unterhalten und um Geld dahin zu 
schicken; außerdem sei in fidem instrumenti kein notarius apo- 
stolicus notwendig. Demgemäß schlug es die Formulierung vor: 
„Omnes Protonotarii et Notarii Apostolici in Ecclesia Germanica 
inposterum cessent; creentur a quovis Episcopo alii proprüi notarii 
pro iis actibus, ad quos Apostolici hactenus adhibiti fuerunt‘; 
hierzu setzte Köln: „neque etiam monachis permittendum, ut pro 
suis actibus ex ordine proprios creare praesumant.* Damit waren 
sämtliche Deputierten einverstanden!; doch griff man bei der deut- 
schen Schlußredaktion, ohne daß der Urheber dieser Aenderungen 
aus den Akten ersichtlich wäre, wieder auf den ersten Kölner 
Einwand zurück und formulierte: „Die Amtsverrichtungen aller 
Apostolischen Proto- und Notarien in Deutschland sollen ohne 
vorgängige Prüfung und Immatrikulation derselben bei den bischöf- 
lichen Gerichten nicht mehr stattfinden. Ein jeder Bischof kann 
auch in seiner Diözes eigene” Notarios creiren. Diese Gewalt 
fällt aber bei den Ordensvorstehern, eigene? Notarien zu ihren 
Ordensverrichtungen zu machen, für die Zukunft gänzlich hinweg‘“‘. 
Diese Bestimmung ist in ihrer milderen, Kölner Formulierung 
durchaus berechtigt und fand auch den Beifall des Fürstbischofs 
von Speyer und Weismanns®. 

6. Der fünfte Artikel der Punktation en einen Nachtrag 
zu den Dispensationsfällen und behandelt im Anschluß an die Ko- 
blenzer Artikel die pluralitas beneficiorum®; der Becksche lateı- 
_ nische Entwurf hatte aus ibnen sowohl die Bestimmung im Wort- 
laut übernommen, als auch den dort gegebenen, systematischen, 
auf die Lehre von den Benefizien bezüglichen Zusammenhang ge- 


ı T und V 27. Juli 1786. S. 78 und 81. 

2 In dem Abdruck des Fürstbischofs von Speyer heißt es, wohl irrtüm- 
lich: „einige“, statt „eigene“; vgl. Antwortschreiben S. 20. 

:EIVe. 

* Vgl. Antwortschreiben S. 22 und Weismann S. 27. 

5 Ko9 S. 258. 
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wahrt!. Auch der Emser Kongreß behielt den Wortlaut des 
neunten Koblenzer Artikels in seinen lateinischen Eventualbe- 
schlüssen bei, indem er ohne weiteres der Trierschen Ansicht, 
daß man nämlich die Mehrheit der Präbenden nicht ganz verbieten 
könne, weil dadurch die geistlichen Staatsbedienten unterhalten 
werden, was auch gegen die canones nicht verstoße, beipflichtete?. 
Da aber die Koblenzer Formulierung nicht bestimmt genug zu sein 
schien, wurden einige Zusätze beschlossen®; auf Trierschen An- 
trag schränkte man das Verbot der Mehrheit der Pfründen auf 
den Fall der plenaria perceptio fructuum ein, und fügte auf Main- 
zer Antrag mit Rücksicht auf die Stiftskirchen und Domkapitel 
die Einschränkung bei: „non debere dari possessionem secundae 
praebendae donec per decretum Ordinarii capitulo secundo constet, 
casum esse liceitatis habendi plures praebendas.* Auf Antrag 
desselben Deputierten wurden sinngemäße Bestimmungen auch für 
den Fall, daß die beiden Pfründen in verschiedenen Diözesen 
hegen, in folgender Weise getroffen: „Si autem praebendae in 
diversis dioecesibus existant, ille Episcopus, in cuius dioecesi se- 
cundum benefieium situm est, cognitionem causae desuper instituit, 
et alter Episcopus in cuius dioecesi primum beneficium iacet, non 
permittit perceptionem ulteriorum fructuum primi beneficii, donec 
huic licentiam habendi duas praebendas ab Episcopo secundi bene- 
ficii exhibuerit, et sic porro si quis plura beneficia obtineat“*. Daß 
diese Dispensgewalt nur den Bischöfen und nicht dem Papst zu- 
stehe, war für die Emser Deputierten selbstverständlich; in dem 
lateinischen Eventualbeschluß wurde daher formuliert: „neminem 
nisı Episcopum ... dispensare posse“’; da nun in den vorhan- 
denen Akten nirgends ein Vorschlag zur Milderung des Wortlauts 
sich findet, so ist anzunehmen, daß man auch in der Schlußredak- 


ı B ; 

* V 28. Juli 1786 S. 89. 

°T 28. Juli 1786 S. 87. 

*V 28. Juli 1786 8. 90; vgl. auch S. 85 und 86. 
s V 28. Juli 1786 S. 90; vgl. auch S. 85. 
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tion konkurrierende päpstliche Dispensationen ausschloß; wenn 
daher Becks deutsches Konzept der Punktation den fünften Ar- 
tikel mit den Worten: „Es ist in der alleinigen Gewalt des 
Bischofs in der Mehrheit der Präbenden zu dispensieren“!, be- 
ginnen läßt, der Fürstbischof von Speyer aber die Lesart: „Es 
ist in der allgemeinen Gewalt des Bischofs usw.“°, verwendet, so 
scheint im letzteren Fall eine unrichtige Version vorzuliegen, zu- 
mal ja auch der Becksche Wortlaut den Tendenzen und inneren 
Zusammenhängen der Kongreßverhandlungen mehr entspricht”. 
Dagegen scheint in der Schlußformulierung der Punktation inso- 
fern ein Redaktionsversehen unterlaufen zu sein, als in dem zum 
Eventualbeschluß des Emser Kongresses erhobenen, neunten Ko- 
blenzer Artikel nur von der pluralitas beneficiorum residentia- 
lıum die Rede war, während nunmehr unterschiedslos von der 
Mehrheit der Präbenden gesprochen wird. Eigentümlich berührt 
den objektiven Leser der der Schlußredaktion als Begründung ein- 
gefügte, an sich gewiß richtige Satz: „indem es dem Geiste der 
Kirche und der frommen Stifter ganz zuwider ist, daß ein Geist- 
licher, der kaum ein Benefizium zu versehen imstande ist, zwei 
oder mehr Präbenden genießen solle**; denn dieser Grundsatz 
wird von der Punktation selbst mehrfach durchbrochen, so in dem 
siebenten Artikel zugunsten der Domizellaren und anderer unge- 
nügend dotierter Pfründner°’, und in dem hier behandelten Artikel 
selbst für den Fall des caput de multa®, über dessen Vorliegen 
ausschließlich der Bischof zu befinden haben sollte. Bedenkt man 
nun, daß die Erteilung der brevia eligibilitatis vorläufig noch dem 
Papste als Vorrecht belassen wurde’, so gelangt man zu der Er- 


ı BI5. S. 17. 

2 Antwortschreiben S. 22. 

® Vgl. z. B. E. Eingang. 

* E V a; vgl. auch Höhler S. 34. 

SEVI6=BI6S6bS. 176. 

° c. 28 X de praebendis III, 5; vgl. EVa. 
’EVIf=BlI6eS. 176; vgl. dazu oben 3. 18 und Note 2. 
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kenntnis, daß die offizielle, in die Punktation aufgenommene Be- 
gründung, die der immanenten Entwicklungstendenz der diesbezüg- 
lichen Vorsehrift des Kirchenrechts durchaus entsprach! und auch 
mit dem sonst so gern von den Deputierten als Ziel ihrer Be- 
strebungen gepriesenen jus primogenium übereinstimmte, nur eine 
Verschleierung der wirklichen Absichten bezweckte; denn auch 
hier war es dem Kongreß um Schaffung einer unbeschränkten Ge- 
walt der Bischöfe und nicht um Reinigung der Kirche von Mi&- 
ständen, die schon das Konzil von Chalcedon? gerügt hatte, zu 
tun®. Wäre dieser Artikel der Punktation Gesetz geworden, dann 
hätten die Bischöfe, die ja keinen Anstand nahmen, im Wider- 
spruch zu den Bestimmungen des Trienter Konzils*t mehrere Bis- 
tümer zu besitzen, mit Rücksicht auf ihre Verwandten, angesehene 
Familien, Empfehlungen einflußreicher Personen u. dgl. sicherlich 
mehr Dispensationen von der Mehrheit der Präbenden erteilt, als 
der Papst bisher zu erteilen pflegte°. 

7. Der sechste Artikel der Punktation® leitet mit einer kurzen 
Aufzählung der Daten von dem Konstanzer Konzil bis zum Kur- 
Kollegiatschreiben vom 19. März 1764 und den Koblenzer Ar- 
tikeln vom Jahre 1769 zu den wiederum angeblich durch die 
pseudo-isidorischen Dekretalen bedingten, römischerseits erfolgten 
Verletzungen der mit der Deutschen Nation abgeschlossenen Kon- 


ı Vgl. z.B.c.3X 3,4; 28 X 3,5; c. un. in Extr. Joann. XXII. tit. 3, 
Trid. Sess. XXIV. de ref. 18 und Sess. VII. de ref. 2. 

» Vgl. c. 3 C 21 qu 2 und dazu Gregor I. in Dist. 89 c. 1. 

3 Die Reinigung von diesen Mißständen der pluralitas beneficiorum 
kam allerdings schneller, als die Emser Deputierten erwartet hatten, im 
Gefolge der großen Säkularisation der Kirchengüter, die, wiewohl sie an 
sich ein schreiendes Unrecht war, doch auch hier, wie auf anderen Ge- 
bieten des Kirchenrechts und des kirchlichen Lebens, segensreich wirkte. 

* Trid Sess. VII. de ref. 2. 

® Vgl. hierzu Antwortschreiben S. 23 und Weismann $. 29. 

®e E VI; im Beckschen Konzept bildet dieser Artikel und die Einleitung 
des siebenten Artikels der Punktation den Schluß des fünften Artikels, mit 
dem er jedoch in keinem inneren Zusammenhang steht; vgl. BII 5 S. 175 
und 176. 
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kordate über. Ueber den Urheber und die Entstehung dieser 
unvollständigen und sachlich recht überflüssigen, rein äußerlichen 
Aufzählung geben die Akten keine Auskunft. 

8. Zur einstweiligen, d. h. für die Dauer des Fortbestehens 
der Konkordate erforderlichen Abhilfe der immerwährenden Fort- 
dauer der Beschwerden der deutschen Nation gegen die Verlet- 
zung der Konkordate durch den Papst wird in der Hoffnung auf 
die nachdrückliche Ausübung des kaiserlichen Schutz- und Schirm- 
rechts ım siebten Artikel! der Punktation zunächst festgesetzt, 
daß die mit gewissen Modifikationen unter König Albrecht in 
Mainz im Jahre 1439 angenommenen Basler Dekrete als Regel, 
das Aschaffenburger oder Wiener Konkordat vom Jahre 1448 aber 
als Ausnahme anzusehen sei’, eine Auffassung, die von der ge- 
samten damaligen Publizistik ?® geteilt und auch vom Fürstbischof 
von Speyer * angenommen wurde. Trotzdem werden in den bei- 
den folgenden Paragraphen die in die genannten Konkordate auf- 
genommenen Reservationen der Extravaganten „Execrabilis“ ® und 
„Ad regimen“® für aufgehoben erklärt. Die erstere Konstitution 
hatte bestimmt, daß diejenigen. die kraft einer Dispens von der 
Mehrheit der Präbenden mehrere inkompatible Pfründen inne 
haben, innerhalb eines Monats von der Zeit der Kenntnisnahme 


“ eine mit cura und eine ohne cura auswählen und die anderen 


cum effectu aufzugeben haben, und daß diejenigen, die wıder- 
rechtlich und ohne Dispens mehrere Pfründen besitzen, die letzt- 
erworbene behalten dürfen, alle andern aber innerhalb eines Mo- 
nats aufzugeben haben, widrigenfalls sie ipso jure aller verlustig 


ıEVlIlabisf= BIT5 fin. und 6a bis e. 

:EVIa=BlI6a. 

® Vgl. hierüber statt vieler J. St. Pütter, Historische Entwicklung der 
heutigen Staatsverfassung des Teutschen Reiches Bd. I, S. 296 bis 29. 
Göttingen 1786; vgl. auch Weismann S. 34 a. E. 

* Antwortschreiben S. 24 und 25. 

5 Constitutio Joann. XXII. „Execrabilis* (1317) in c. un. Extrav. Joann. 
XXI. tit. 3. 

° Constitutio Benedict. XII. „Ad Regimen“ (1335) in c. 13. Extrav. 
comm. 3, 2. 
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gehen. Die dadurch freiwerdenden Pfründen werden der Beset- 
zung durch den Papst vorbehalten. Die zweite Konstitution hatte 
bestimmt, daß alle durch den Tod der Inhaber in Rom oder 
innerhalb zweier Tagereisen um Rom freiwerdenden Benefizien, 
sowie die durch depositio, privatio, translatio, promotio, cassatio, 
und renunicatio erledigten Benefizien und die durch den Tod von 
Kardinälen oder päpstlichen Beamten freiwerdenden Benefizien der 
Besetzung durch den Papst vorbehalten werden. Die letztere 
Konstitution wurde von dem Emser Kongreß für unpraktisch er- 
klärt, obwohl den Deputierten doch sicherlich manche der vielen 
Anwendungsfälle bekannt sein mußten; in diesen Fällen wollte 
man dem Papst nur die Konfirmation der Neuerwählten zurzeit 
noch gestatten; diese Konfirmation dürfe aber nur aus erheblichen 
kanonischen Gründen versagt werden '. Mit der ersteren Konsti- 
tution hatte es eine eigentümliche Bewandtnis; die Deputierten 
selbst hätten nämlich bei Anwendung derselben manche Einkünfte 
eingebüßt; Beck war z. B. Propst zu Oberwesel, Domkapitular in 
Trier, Pfarrer von Kempenich *; man beschränkte sich daher dar- 
auf, die Konstitution nur insoweit abzuändern, daß man den Kathe- 
dral- und Kollegiatkapiteln und den einzelnen Patronen das aus- 
schließliche Recht gab, die gemäß der Extravagante „Execrabilis“ 
freiwerdenden Pfründen zu vergeben und wiederholte damit die 
Bestimmung des dritten Koblenzer Artikels’. In diesen beiden 
Fällen konnten die Emser Deputierten gar nicht eigenmächtig vor- 
gehen, da es sich um Reichsgrundgesetze handelte, die außerdem 
noch durch Verträge gesichert waren *. Diese Rechtslage scheint 
auch Joseph II. im Auge gehabt zu haben, als er in dem mehr- 
fach erwähnten Schreiben vom 12. Weinmonat 1785 betonte: 
‚Ich versehe mich jedoch hierbei, daß in allem jenem, was die 


ıEVIc=BIU66c, vgl. Ko 4 S. 256 und 257; vgl. T 27. Juli 
1786 S. 78. 

® Vgl. Höhler S. 34 a. E. 

E VIb=BIU6b; vgl. Ko 3 $, 256; vgl. T 27. Juli 1786 S. 78. 

* Vgl. hierzu Antwortschreiben S. 26 und Weismann S. 34, 35 und 40. 
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Benetizialgeschäfte betrift, sich fortan an den klaren Buchstaben 
der Concordata Nationis germanicae gehalten werde“? 

Nach dem Vorgang der Koblenzer Artikel? erklärte man die 
den Indultis de retinendis dignitatibus et beneficiis praehabitis bei- 
wesetzten und die die Wirkung der Reservation auf die Erledi- 
gung durch Tod verschiebenden Klauseln, wie alle nach dem Ab- 
schluß der Konkordate gegen die deutschen Freiheiten von der 
römischen Kurie eingeführten Reservationen für kraftlos ®; doch 
hätte es derartiger Bestimmungen durch die Emser Deputierten 
iiberhaupt nicht bedurft, da sie schon in den Konkordaten selbst 
enthalten sind *. 

In der Sitzung vom 28. Juli 1786 beschloß man nach dem 
Vorgang des Koblenzer Kongresses ? alle Kanzleiregeln mit Aus- 
nahme der Regulae de idiomate, de viginti et de triennali als un- 
verbindlich aufzuheben ®; in die Schlußredaktion wurde jedoch 
dieser Beschluß nicht aufgenommen, ohne daß der Grund für diese 
Unterlassung aus den Akten ersichtlich wäre. 

Den Schluß des siebenten Artikels bildet der Satz: „Jedoch 
können die Brevia eligibilitatis in den dazu geeigneten Fällen 
annoch so lange zu Rom impetriert werden, bis durch eine allge- 
meine Kirchenreformation auch hierin andere Vorsehung geschieht“. 
Die Aufnahme dieser Bestimmung wurde erst am 18. August von 
einer nicht genannten Seite, als der bisherigen Uebung entspre- 
chend, beantragt, aber sogleich von einem anderen Deputierten 
dahin bekämpft, daß es richtiger sei, die brevia eligibilitatis in 
dieser Punktation gar nicht zu nennen, weil dieselben in den 
sacris canonibus nicht begründet sind und den Römern nur dazu 


X Antwortschreiben Kaiser Josephs Il. an die vier Erzbischöfe (Wien 
1785 oct. 12.) S. 279. 

ı Ko 4 al. 2 S. 256 und 257. 

3>E VIIdunde = BIl6 dd und e; vgl. T 28. Juli 1786 S, 87. 

* Vgl. Antwortschreiben S. 27. 

» Ko 6 S. 257. 

° T und V 28. Juli 1786 S. 87 und 83. 
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dienen könnten, die Bischöfe davon abzuhalten, sich in die Aus- 
übung ihrer ursprünglichen Rechte wieder einzusetzen. Wenn 
eine allgemeine Reformation komme, so würden diese brevia auch 
in die Reduktion fallen, ohne daß würdigen Bischöfen dadurch 
die Gelegenheit abgeschnitten würde andere Bistümer anzunelımen '. 
Doch wies der Kurfürst von Trier seinen Deputierten an, auf der 
Aufnahme dieser Bestimmung in die Punktation zu bestehen’, 
was denn auch bei der Schlußredaktion erfolgte. Mit Recht hebt 
der Fürstbischof von Speyer hervor, daß die Mehrheit der Bis- 
tümer noch viel mehr dem Geist der Kirchensatzungen wider- 
spreche, als die Mehrheit der simplen Präbenden; es sei im Inter- 
esse der Bischöfe, daß niemand außer einem Erzbistum auch noch 
ein Bistum besitze, daher sollte man lieber dem römischen Hofe 
Vorstellungen dahin machen, daß in Zukunft kein solches Breve 
eligibilitatis mehr erteilt werde®. Aber hier waren wieder die 
persönlichen Interessen der Erzbischöfe im Spiel und deshalb 
verzichtete man darauf, auch in diesem Punkte das jus primoge- 
nium wıiederherzustellen. Mit beißendem Spott fragt Weismann, 
warum man nicht die von Rom erteilten Brevia eligibilitatis ver- 
werfe, wo doch der Artikel 9 der Punktation die von Rom er- 
teilten Koadjutorien nicht mehr zulasse ‘. 

9. Gegen die resignationes in favorem hatte sich schon der 
siebente Koblenzer Artikel gewendet’; auch Beck hatte in seinem 
lateinischen Entwurf eine diesbezügliche, allerdings im Wortlaut 
nieht mehr erhaltene Bestimmung aufgenommen, die wohl, nach 
seinem Vorschlag in der Sitzung vom 28. Juli 1786 zu schließen, 
viel radikaler als der Koblenzer Artikel war und eine gänzliche 


— 


! Protokoll 18. August 1786 S. 151. 

? Schreiben des Kurfürsten von Trier an Beck (Schönbornslust 1786 
aug. 22.) S. 288. 

® Antwortschreiben 8. 28 und 29. nr 

* Weismann SS. 41. 

®? Ko 7 al. 2 S. 257 und 258. 

° B1 208. 88 berücksichtigt die durch den Kongreß vorgenommenen 
Aenderungen. | 
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Aufhebung der römischen resignationes in favorem, dagegen die 
Gestattung derselben bei den Bischöfen enthalten haben dürfte!. 
Mainz war der Ansicht, daß man dieselben überhaupt abschaffen 
solle; Trier hielt diesem Vorschlag entgegen, daß man hierdurch 
die Domkapitel erbittere; da Köln und Salzburg diese Befürch- 
tung teilten, wurde der Mainzer Antrag auf Abschaffung der 
resignationes abgelehnt. Köln schlug vermittelnd vor, einen ÜUn- 
terschied zwischen beneficia curata und non curata zu machen. 
bei ersteren die resignationes in favorem gänzlich zu verbieten. 
hei letzteren sie aber dem Bischof vorzubehalten; Mainz trat ın 
der Frage der Behandlung der Kuratbenefizien Köln bei, bezüg- 
lich der simplen Benefizien modifizierte es den Kölner Vorschlag 
dahin, daß in Ansehung derselben erlaubt sein solle, eine persons 
vrata zu empfehlen, und den Bischöfen nicht benommen werde. 
die empfohlene Person anzunehmen ?. In den Eventualbeschlüssen 
formulierte man demzufolge: „Resignationes in favorem, in quan- 
tum beneficia eurata concernunt, ubı hactenus admissae fuerunt. 
imposterum simpliciter et ubique prohibitae sunto. Etiam resi- 
gnationes beneficiorum non curatorum Germanise in favorem am- 
plius neque Romae neque coram ÖOrdinariis fiant. Omnes resi- 
gnationes sint imposterum simplices, et ii ad quorum manus fiunt. 
plenam ac liberam facultatem habeant de his resignatis beneticüs 
eitra omnem respectum ad desiderium vel recommendationem resi- 
gnantis canonice sic disponendi, ut omnis haereditaria successio 
beneficiorum exterminetur“®. Die Schlußredaktion brachte nur 
einige unwesentliche Umstellungen und eine Verkürzung der etwas 
weitschweifigen Formulierung *. Wollte man wirklich, wie man 
nunmehr an der Spitze der Punktation sagte, die Erbfolge in die 
geistlichen Pfründen gänzlich vertilgen, dann mußte man die resi- 
gnationes in favorem gänzlich abschaffen, aber nicht den Bischöfen 


— 


ı v 28. Juli 1786 S. 88. 
» V.28 Juli 1786 S. 88. 
:sT 28. Juli 1786 S. 84. 
* E VIII Fingang und a = B II 7 Eingang und a S. 176 und 177. 
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in versteckter Weise das Recht geben, sie ausschließlich anzu- 
nehmen; gerade um die resignationes in favorem einzuschränken, 
wurden sie ja unter die reservata Pontificis aufgenommen; der Be- 
schluß bezweckt daher nur die Herstellung der Allgewalt der 
Bischöfe auf Kosten des unbestreitbaren Besitzstandes des Papstes! 
unter Wahrung der Domkapitel und sonstiger Beteiligter. Aller- 
dings ließ sich die Abschaffung aus praktischen Gründen nicht 
durchführen, weil einige Diözesen in französisches Gebiet hinein- 
ragten und die dortigen resignationes in favorem sogar in Rom 
angenommen werden mußten ?. 

Auf Mainzer Vorschlag wurde der aufgestellte Grundsatz in- 
sofern durchbrochen, als es dem Bischof freigestellt wurde, die 
resignatio in favorem bei der Kurie zuzulassen; jedoch sollte er 
nicht verpflichtet sein, eine Kollation von Rom anzunehmen, wenn 
der provisus nicht vorher von ihm ein in dem letzten halben 
Jahre ausgestelltes testimonium idoneitatis auf die resignierte 
Pfründe erhalten hat?, gegen dessen Verweigerung oder, wie es 
in der Schlußredaktion heißt, gegen die Verweigerung oder Ver- 
leihung desselben * sollte kein Rekurs stattfinden. Dieser Even- 
tualbeschluß fand in der Schlußredaktion eine im wesentlichen 
unveränderte Aufnahme 5°. Der Fürstbischof von Speyer war mit 
dem Erfordernis eines testimonium idoneitatis einverstanden, doclı 
meinte er, die Entscheidung über die Gültigkeitsdauer des Atte- 


ı Vgl. dazu Weismann S. 42 und 43. 

2 Vgl. Antwortschreiben S. 30. 

® Mainz hatte bier vorgeschlagen ein testimonium idoneitatis in hanc 
dignitatem vel hoc beneficium; jedoch strich man auf Triersche Einwen- 
dung die dignitas; vgl. V 28. Juli 1786 S. 89. 

“In BII7 b steht hier: „derselben“, was sich nur auf Pfründe be- 
ziehen könnte; dagegen dürfte die Lesart von E VIII b im Antwortschreiben 
8. 31 die richtigere sein, weil sie mit dem lateinischen Eventualbeschluß 
BI120 S. 84 dem Sinne nach übereinstimmt; vgl. auch V 28. Juli 1786 
S. 89, 

SEVIb = BIL7b; vgl. bezüglich des testimonium idoneitatis 
schon Ko 11 S. 258. 
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stes sei dem Ermessen jedes einzelnen Bischofs zu überlassen’: 
er übersah aber vollständig, daß mit der Einführung dieses Zeug- 
nisses der Bischof auf bequeme Weise die Kapitel mit seinen 
Günstlingen zu besetzen in der Lage war, während es dem Papste 
versagt wurde, einen deutschen Kavalier, der sich hervorragend 
ausgezeichnet hatte, ohne dieses Zeugnis mit einer angemessenen 
Präbende zu belohnen”; die eigenen Interessen waren eben auch 
für den Fürstbischof von Speyer in erster Linie maßgebend. 

Des weiteren wurde auf Vorschlag des Mainzer Deputierten 
bestimmt, daß der Resignatar binnen einer dreimonatlichen Prä- 
klusivfrist, von der Erteilung des bischöflichen Konsenses an ge- 
rechnet, die päpstliche Kollation dem Bischof, in dessen Diözese 
die Pfründe gelegen ist, und dem Kapitel? vorzulegen habe *, eine 
Bestimmung, die schon in den Konkordaten enthalten und daher 
hier überflüssig ist. 

Auf Trierschen Vorschlag wurde außerdem bestimmt, daß 
vor den Bischöfen in allen Monaten simpliciter® auf alle in 
der Diözese belegenen Benefizien resigniert werden könne und 
daß, wie die Schlußredaktion hinzufügt, die Bischöfe befugt 
seien, diese Pfründen zu begeben oder für erledigt zu er- 
klären. Schließlich werden noch ın den Resignationsfällen auf 
Trierschen Vorschlag ®, mit Rücksicht darauf, daß der Kor- 
sens der weltlichen, wie geistlichen Patrone hier erforderlich ist. 
die Patronatsrechte vorbehalten ?; dies führt zu der merkwürdigen 


! Antwortschreiben 8. 31. 

2 Vgl. hierzu die trefflichen Ausführungen von Weismann S. 43. 

3 Zusatz der Schlußredaktion. 

‘EVNMNMce=BITb. 

5 simpliciter ist in der Schlußredaktion weggefallen, während es ın 
B I 20 al. 2 S. 84 noch stand; vgl. V 28. Juli 1786 S. 89: demnach wird 
in der Schlußredaktion die Bestimmung auf alle Resignationen erstreckt 
was dem Fürstbischof von Speyer entging; vgl. Antwortschreiben S. 5l 
und 32. 

° V 28. Juli 1786 $S. 88 und 89; vgl. dazu bezüglich des geistlichen 
Patronats Ko 10 S. 258. 
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Konsequenz, daß die Patrone, insofern besser gestellt werden als 
der Papst, als sie nach erfolgter Resignation die erledigte Pfründe 
ohne Idoneitätsattest vergeben können !. 

10. Während der achte Koblenzer Artikel die Koadjutorien 
auf Dekanate, Propsteien, Personate, Offizien und Kanonikate mit 
dem Recht der Nachfolge, die nicht wegen des Besten und Vor- 
teils der Kirchen, sondern wegen des erblichen Besitzes des 
Sanctuarium Dei erfunden seien, allgemein verwarf, begnügte sich 
der Emser Kongreß in seinem Eventualbeschluß und in seiner 
Schlußredaktion damit, daß er bestimmte: „Die Bischöfe werden 
nicht gestatten, daß die zu Rom erteilten Koadjutorien auf Prob- 
steien, Dechaneien, Personate etc. in Deutschland von einiger 
Wirkung seien“?. Bezüglich dieser Koadjutorien hat zweifellos 
der Papst das wohl erworbene Recht, daß sie nicht ohne seine 
Einwilligung erteilt werden sollen ®. Es ist aber ebensowenig ein- 
zusehen, warum die Koadjutorien auf Erzbistümer und Bistümer 
geduldet werden, als ein Grund dafür ersichtlich ist, daß zwar 
Brevia eligibilitatis ihre Wirkung haben sollen, während Brevia 
auf Propsteien, Dekanate u. dgl. für unstatthaft erklärt werden *. 

11. Im engsten Anschluß an den fünften Koblenzer Artikel, 
den schon Beck unverändert in seinen lateinischen Entwurf ? auf- 
genommen hatte, wurde im zehnten Artikel der Punktation be- 
stimmt, daß die dignitates majores post Pontificales in den Kathe- 
dralkirchen und die principales in den Kollegiatkirchen nach den 
Konkordaten dem päpstlichen Stuhl nicht reserviert sind und da- 
her im Erledigungsfalle von jenen, denen es sonst zukommt, wie- 


ı Vgl. dazu Weismann S. 44. 

3 Vorschlag Mainz in V 28. Juli 1786 S. 89; BI 238.85; T 28. Juli 
1786 S. 87, EX = BI 8. 

3 Antwortschreiben S. 32; wenn Friedberg KR> (1903) S. 185 Note 22 
annimmt, daß diese Koadjutorien in Deutschland nie heimisch waren, so 
irrt er; schon die Aufnahme dieser Bestimmung in die Beschlüsse des 
Koblenzer und Emser Kongresses beweist das Gegenteil. 

* Vgl. Weismiınn S. 44. 

s Ko 58. 257; BI15 S. 76. 
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der besetzt werden; keine römische Provision oder Konfirmation 
jener Pröpste, die seither ex indulto papali gewählt worden, können 
hierin mehr staithaben!. Der Mainzer Deputierte hatte mit Rück- 
sicht darauf, daß in der Mainzer Diözese die Dechaneien auch in 
den päpstlichen Monaten vom Erzbischof vergeben werden, den 
Zusatz beantragt: „praepositurae, vel decanatus ubi illi in locum 
priorum successerunt“, der auch einstimmig angenommen, in die 
Eventualbeschlüsse aufgenommen ® wurde, aber in der Schluß- 
redaktion, die ja auch an manchen anderen Stellen einen über- 
eilten und flüchtigen Charakter trägt, keine Aufnahme fand, ohne 
daß der Grund für diese Aenderung aus den Akten ersichtlich 
wäre. 

Es steht außer allem Zweifel, daß man die Konkordate in 
dem von dem Emser und Koblenzer Deputierten beliebten Sinne 
interpretieren kann; doch hat man nicht nur in Rom die gegen- 
teilige Auffassung vertreten, sondern es hatte sich auch eine ge- 
genteilige Observanz in vielen deutschen Stiften ausgebildet; auch 
gehörte diese Frage zu den bekanntesten Kontroversen des Kir- 
chenrechts des achtzehnten Jahrhunderts . Ob die Deputierten 
demnach berechtigt waren, die Streitfrage zu entscheiden, das 
kann mehr als zweifelhaft sein. 

12. Die folgenden * Artikel der Punktation sind in den Kob- 
‘lenzer Artikeln noch nicht enthalten, wohl aber wurden sie schon 
von Beck in seinen lateinischen Entwurf aufgenommen; durch 
sie sollen bis hierher andauernde Mi&ßbräuche bei den geistlichen 
Pfründen auf einmal behoben werden °. 

Im Artikel 11 der Punktation wird zunächst bestimmt, daß 


ıEX= BIN. 

» T und V 27. Juli 1786 S. 79 und 82; B 115 S. 76. 

® Barthel hat in Diss. III. de concordatis c. II. 88 27 bis 29 die ver- 
schiedenen Ansichten zusammengestellt und im $ 30 einen Vermittlungs' 
vorschlag gemacht; vgl. zu dieser Frage auch Antwortschreiben S. 33 und 
34 und Weismann S. 45 bis 47. 

‘“E Xlbis XIV =BIl 10 bis 13 = BI 25 bis 28 S. 86. 
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die Dignitäten und Benefizien vom römischen Hofe, solange 
deutsche Benefizien von ihm noch verliehen werden, nur auf 
Grund des schon erwähnten Idoneitäts- oder Fähigkeitszeugnisses 
verliehen werden dürfen und daß die Bischöfe selbst und die 
anderen geistlichen Patrone die anderen! Benefizien nur an wür- 
dige, fähige und wohlverdiente Personen, besonders aber an die, 
welche sich der Seelsorge oder dem Lehramte? mit löblichem Er- 
folge lange Zeit? gewidmet haben, verleihen werden. Insofern 
diese Bestimmung nicht die Konkordate tangiert, fand sie den Bei- 
fall des Bischofs von Speyer. 

Im Zusammenhang mit diesem Gegenstand befaßte sich der 
Emser Kongreß auch mit einigen Mißständen der capitula celausa; 
man bestimmte demgemäß in den Eventualbeschlüssen: „pueri 
ac juvenes, qui necdum facultatem sufficientem status eligendi ha- 
bent, ab iis arceantur“®; gewiß handelt es sich hier um einen im 
Widerspruch zu den allgemeinen Kirchengesetzen, und besonders 
zum Tridentinum, stebenden Mißbrauch, der aber in der Natur 
der gewohnheitsrechtlich in Deutschland fast überall eingeführten 
capitula clausa’? begründet war und daher nur mit diesen selbst 
beseitigt werden konnte. Dieser Auffassung verschlossen sich auch 
die Emser Deputierten nicht, sie fügten daher dem soeben er- 
wähnten Eventualbeschluß die Worte bei: „ideoque sucessive, 
quam primum fieri potest, capitula elausa, ubi sunt, tollantur“®, 


ı „alia* findet sich inBI 25 al. 1 S. 86; in der Schlußredaktion ist 


es gestrichen. 

?2 Zusatz der Schlußredaktion. 

* Zusatz der Schlußredaktion. 

“Vgl. EXIa = BIl10a. V 28 Juli 1786 S. 90 besagt, daß hierbei 
die kaiserliche Verordnung zugrunde gelegt wurde; um welche Verordnung 
es sich dabei handelt, ist nicht ersichtlich. 

5 Antwortschreiben S. 35. | 

°B1l25 al. 1 in fine; vgl. dazu die oben Note 3 S.Ilnach B II 10 db 
im Wortlaut mitgeteilte Formulierung des „Originals“, 

? Auf diese Frage werde ich demnächst in meinem Werk über „die 
Stiftmäßigkeit“ näher eingehen. 

s B125al.1 in fine 8.86; vgl. die oben Note 3 S.Ilnach B II 10 b 
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Um nun die Ausführung dieser Beseitigung der capitula clausa zu 
ermöglichen, griff man auf die schon aus der Behandlung der 
piae causae bekannte Anwendungsform der postulierten, bischöf- 
lichen Omnipotenz zurück und faßte folgenden Eventualbeschluß: 
„Episcopo competit potestas in ecclesiis cathedralibus, equestribus 
et collegiatis secundum exigentiam ecclesiarum et pro sustenta- 
tione congrua canonicorum et aliorum beneficiatorum praebendas 
consolidare et ad certum numerum reducere, capitula clausa quo- 
que adaperire, ut domicellares, qui ex iuventute super vocatione' 
nondum probata assumi solent, imposterum cessent“?. Diese Be- 
schlüsse wurden einstimmig gefaßt, weil sie den kanonischen 
Satzungen ganz gleichförmig und den schon bei vielen Gelegen- 
heiten geäußerten Wünschen der Deutschen und darüber ergange- 
nen Konklusen des Reichshofrats angemessen zu sein? schienen. 
Bald regten sich aber Bedenken des Kölner Deputierten gegen 
die Aufnahme dieser Bestimmungen in die Schlußredaktion: er 
beantragte daher, man solle dieselben auslassen, worauf Trier 
erwiderte, Köln möge diese Bestimmungen ad referendum neh- 
men®. Doch erklärte sich Köln in einer der nächsten Sitzungen 
mit der Aufnahme einer ähnlich formulierten und im Prinzip mit 
der soeben angeführten übereinstimmenden Bestimmung in das 
Geheime Reformdekret einverstanden ®, naehdem Trier ausgeführt 
hatte, mit Rücksicht darauf, daß die vermeintlichen Privilegien, 
päpstlichen Bestätigungen und alten Statuten der Stifter einer 
diesbezüglichen Reformation bis hierher entgegengestanden hätten, 
sei es dienlich, den Grundsatz gemeinschaftlich festzusetzen, daß 
der Bischof gemäß der von Gott habenden Gewalt die Pfründen 
vereinigen, auf eine gewisse Zahl beschränken, die geschlossenen 


ı Bl 2 al. 2 S. 86 schreibt hier „probatione*, was als Flüchtigkeits- 
fehler von Höhler zutreffend in: „vocatione* umgeändert wird, 

:B125al.2S.86; vgl. den oben Note 3 S. Il nach BII 10c mir 
geteilten, erweiterten Text des „Originals“. 

:T 28. Juli 1786 S. 87. 

* V 29. Juli 1786 S. 107. 
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Kapitel (capitula clausa) abschaffen und alle Mittel anwenden 
könne, welche die bessere Einrichtung des Stiftes und der Nutzen 
der Religion erfordere‘. Immerhin war auch damit die Ange- 
legenheit noch nicht erledigt; denn nach dem Wiederzusammen- 
tritt des Kongresses wurde von einer aus den Akten nicht er- 
sichtlichen Seite wiederum der Antrag gestellt, die Bestimmung 
über die capitula clausa aus der Punktation zu streichen; dagegen 
beharrte Mainz auf der Beibehaltung dieser Bestimmung mit der 
Maßgabe, daß es jedem höchsten Herrn Kommittenten frei bleibe, 
in seiner Diözese nach Gutdünken von ihr Gebrauch zu machen’. 
Der Kurfürst von Trier wies seinen Deputierten hierauf an, einen 
derartigen Zusatz in die Schlußredaktion aufnehmen zu lassen; 
demgemäß wurde die oben* angeführte Bestimmung in die Schluß- 
redaktion des „Originals“ aufgenommen. Die Gründe aber, aus 
denen trotzdem nach Abschluß der Punktation die Bestimmungen 
über die capitula clausa zwar im „Original“ beibehalten, aber aus 
dem dem Kaiser vorgelegten „Extrakt“ gestrichen wurden, sind 
bereits oben ° dargelegt. 

In demselben Artikel der Schlußredaktion fand eine mit den 
allgemeinen kirchenrechtlichen Vorschriften übereinstimmende® und 
daher streng genommen überflüssige, aber mit Rücksicht auf die 
in Deutschland herrschenden Mißbräuche erklärliche Wieder- 

ı Die Deputierten waren mit dieser Begründung sänitlich einverstanden, 
In der Herbeiführung dieses Beschlusses entsprach Beck gleichzeitig dem 
ihm mit Schreiben vom 31. Heumonat 1786 (vgl. S. 131) von seinem Kur- 
fürsten bezüglich der Frage der Abstellung der capitula clausa erteilten 
Auftrage, im Kongreß zu beraten, wie diese durchführbar sei und wie man 
den Einwendungen der Domkapitel, welche sich auf die durch die Kaiser- 
liche Wahlkapitulation bestätigten Statuten berufen würden, begegnen 
könne. 

2 Protokoll 18. August 1786 S. 151. 

® Schreiben des Kurfürsten von Trier an Beck (Schönbornslust 1786 
aug. 22.) S. 286. 

° Vgl. den oben Note 38. 11 nach BIT 10 d a ann Text des 


„Originals*. 
s Vgl. oben S. 11 und 12 und Note 3 S. 11. 


° Vgl. Trid. Sess, XXIV. de ref. 12. 
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holung der Bestimmungen über das zur Erlangung des Sub- 
diakonats, Diakonats und Presbyterats erforderliche Alter Auf- 
nahme". 

Besonders in den Kollegiatkirchen kam es häufig vor, daß 
die Stiftsherren und andere Pfründner nach Erlangung des gesetz- 
lichen Alters es verabsäumten die erforderlichen Weihen zu er- 
werben und die ihnen obliegenden Amtsverpflichtungen zu erfüllen ; 
gegen diesen Mißbrauch hatte schon Beck in seinem lateinischen 
Entwurf eine Bestimmung vorgeschlagen?, die auch einstimmige 
Annahme fand; nach den Eventualbeschlüssen hatte sie folgenden 
Wortlaut: „ideoque canonici, sive alii beneficiati qui sufficientem 
ad recipiendos ordınes aetatem habent, nisi aliud impedimentum 
ex parte ipsius beneficii obstet, teneantur intra anni spatium eos 
suscipere et ecclesiae actuale servitium praestare, in cuius defectu 
episcopus praevia monitione congrua praedicta beneficia alii con- 
ferre haud tardabit“; auf Antrag des Mainzer Deputierten wurde 
noch beigefügt: „idem fiat, si quis usque ad illud tempus de- 
bitam scientiam sibi adquirere neglexerit“”. In der Schlu£- 
redaktion wurde dann noch ein Vorbehalt bezüglich der Patro- 
natsrechte eingefügt‘. Der Fürstbischof von Speyer beanstandet, 
daß hier im Gegensatz zu der in den Kollationsbullen beobachte- 
ten, dem allgemeinen Kirchenrecht entsprechenden Praxis die zwei- 
monatliche Frist auf ein Jahr verlängert wird‘. Die Verlänge- 
rung der Frist dürfte in der Berücksichtigung der Stiftsstatuten und 
Observanzen, nach denen sie regelmäßig ein bis zwei Jahre 
währte, ihre Erklärung finden; nicht mit Unrecht billigt daher 
Weismann diese Bestimmung, fügt jedoch mißtrauisch hinzu: 
„Aber nur in der Sache auch bei den Domkapiteln keine Aus- 
nahme gemacht*®. Uebrigens kam es dem Fürstbischof von 


'BlWe=EXIb. 
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Speyer gar nicht auf eine Beachtung der gemeinrechtlichen 
Frist an, denn er betonte in seinem Antwortschreiben ausdrück- 
lieh die diesbezügliche Dispensationsbefugnis des Bischofs'. 

Die Stiftsstatuten und Stiftsobservanzen hatten in Reaktion 
gegen die vielfach ausländischen Klerikern erteilten päpstlichen 
Provisionen seit dem Beginn der Neuzeit eine Bestimmung auf- 
genommen, nach der nur Angehörige der deutschen Nation zu 
Stiftspfründen zugelassen werden’. Dieser Rechtslage trug schon 
der Becksche lateinische Entwurf dadurch Rechnung, daß er vor- 
schlug: „Benefieia Germaniae nulli nisi germanis natis a quocum- 
que collatore conferantur“?; auf Vorschlag des Mainzer Depu- 
tierten wurde diese Bestimmung einstimmig zum Eventualbeschluß 
erhoben‘. In der Schlußredaktion hielt man, auf wessen Antrag 
ist nicht ersichtlich, eine ausführlichere Formulierung für ange- 
bracht und bestimmte daher: „Um endlich von den deutschen 
Kirchen ausländische Kandidaten abzuhalten, werden nach dem 
Beispiele mehrerer deutschen® Kirchen, alle so nicht gebohrene 
Deutsche sind, zur Erhaltung einer Pfründe als unfähig erklärt, 
es wäre denn, daß sie vorher der deutschen Nation wirklich ein- 
verleibt worden seien; jedoch kann durch dieses letztere den 
allenfallsigen Statuten manches Stifts nicht derogirt werden “®. 

In derselben Richtung des Schutzes der Stiftsstatuten ? be- 


! Antwortschreiben S. 37. 

® Die Entwickelung dieses Grundsatzes werde ich demnächst in meinem 
Werk über die „Stiftmäßigkeit“ eingehend behandeln ; vorläufig sei in dieser 
Hinsicht z. B. verwiesen auf das Schreiben des Domkapitels Hildesheim an 
das Domkapitel Speyer (Hildesheim 1768 iun. 17.) und Domkapitel Worms 
an Domkapitel Speyer (Worms 1768 iun. 27.) in Akten Bruchsal Generalia 
1518 des Generallandesarchivs Karlsruhe; vgl. auch R. F. Telgmann, Von 
der Ahnenzahl, Frankfurt 1733, S. 134 $ 3ff. 

» BI 27. S. 86. 

*T und V 28. Juli 1786 S. 87 und 90. 

5 B1I 12 setzt hier: „auswärtigen“; doch scheint es der Sachlage mehr 
zu entsprechen, wenn man mit E XIII „deutschen“ liest. 
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wegt sich schon die Bestimmung des Beckschen lateinischen Ent- 
wurfs: „Curia Romana nunquam sibi arroget in statutis ecclesia- 
rum Germaniae dispensare, quae dispensationes semper nullae 
habebuntur“!, die auf Mainzer Antrag zum Eventualbeschluß ein- 
stimmig erhoben? und mit einer unwesentlichen Verkürzung in 
die Punktation aufgenommen wurde’. 

13. Der nunmehr folgende fünfzehnte Artikel der Punktation 
betrifft die päpstlichen Monate und die bezüglich derselben von 
den Erzbischöfen begehrten Rechte. Der erste Koblenzer Artikel 
und ihm folgend der Becksche lateinische Entwurf hatten sich 
schon mit dieser Frage beschäftigt. Papst Nicolaus V. soll 
nämlich den drei geistlichen Kurfürsten die päpstlichen Monate für 
den Fall zu überlassen versprochen haben, daß sie den Konkordaten 
beipflichten, so daß in dieser Hinsicht ein pactum vorliegt?. Aus 
diesem indultum perpetuum, wie es die Punktation® bezeichnet, 
war nach der Darstellung der Koblenzer Artikel zunächst ein in- 
dultum ad dies vitae geworden, das seit der unter Papst Paul Il. 
im Jahre 1534 erfolgten Neuordnung widerruflich geworden und 
schließlich zu einem indultum ad quinquennium zusammenge- 
den Abneigung der geistlichen Fürsten gegen jedes partikuläre, ihnen nicht 
genehme Gewohnheitsrecht; der Fürstbischof von Speyer glaubte in seinem 
Antwortschreiben S. 38 und 39 diesen Standpunkt noch ausdrücklich 
vertreten zu müssen, indem er ausführte: „Wenn Statuten von dem Kaiser, 
Apostolischen Stuhle oder Bischöfen bestätigt sind, so solle in denselben 
nicht dispensirt werden. Es ist aber meine Meynung nicht, daß dieses 
auch von andern Statuten verstanden werde, welchen dergleichen Bestätı- 
gung abgehet, welche vielmehr ahndungswürdige Mißbräuche enthalten oder 
begünstigen, willkührliche Aenderungen der älteren Sta- 
tuten einführen oder gar die Bischöfliche und Landesherrliche Ge- 
rechtsame begrenzen wollen: diese sind vielmehr als null und nichtig 
anzusehen. * 

ı BI 27. S. 86. 
®? T und V 28. Juli 1786. S. 87 und 9. 
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schrumpft sei; damit aber noch nicht genug sei seit Innozenz X. 
Zeiten die Erteilung der Bullen immer mehr verzögert und in der 
Zwischenzeit seien die Benefizien von den Päpsten verliehen 
worden!. 

In der Sitzung des Emser Kongresses schlug der Mainzer 
Deputierte vor, man solle das indultum zwar ad dies vitae be- 
gehren, sobald aber dasselbe abgeschlagen würde, so solle man 
mit der Kollation ungestört fortfahren; gegen diesen Vorschlag 
äußerte jedoch Trier Bedenken wegen der übrigen Kollatoren ; 
daher wurde der erste Koblenzer Artikel als Eventualbeschluß 
angenommen mit dem Zusatz: „ut indultum perpetuum et quidem 
ad nullas certas personas restrietum cum bullis confirmationis ex- 
pediri debeat, et si denegetur, pro renovatione amplius non inste- 
tur, sed in collatione praebendarum in mensibus imparibus vacan- 
tium pergatur. Interim, cum omnes Episcopi ad regimen Eccle- 
sıarum suarum collationes beneficiorum necessarias habeant, ad- 
nitendum est, ut concilium nationale mox celebretur, et ın ıllo inter 
caetera Episcopis potestas conferendi beneficia salvo tamen iure 
patronatus? laicali revindicetur®. In der deutschen Schlußredak- 
tion wurde einleitend die historische Entwicklung etwas kürzer 
als in dem ersten Koblenzer Artikel dargestellt und das etwas 
mysteriös klingende „ad nullas certas personas restrietum“ des 
Eventualbeschlusses positiv und genauer dahin formuliert, daß der 
römische Hof nicht nur das Indult auf Jahre beschränkt habe, 
sondern sogar auch einige, vermöge des Indultes den Erzbischö- 
fen zukommende Monate anderen, dem Erzbischofe untergeord- 
neten corporibus* in dem einen oder anderen Erzbistum verliehen 


ı Vgl. Ko 1al. 1. S, 255. 

? Auf Trierschen Antrag wurde hier später „laicali* eingefügt; vgl. 
V 28. Juli 1786 S. 89. 

s T und V 28. Juli 1786 S. 87 und 89, 

* Unter diesen untergeordneten corporibus ist z. B. die Universität in 
Köln zu’ verstehen, die von Papst Paul IV. im Jahre 1558 und von Papst 
Klemens XIII. im Jahre 1765 die drei päpstlichen Monate März, Juli und 
November überlassen bekommen hat, damit die in diesen Monaten erledigten 
Präbenden Universitätsprofessoren erteilt werden können. 
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habe!. Mit Rücksicht hierauf wird dann bestimmt, daß der Kaiser 
zu bitten sei, sich beim Papst mit Nachdruck dahin zu verwen- 
den, damit die gegen das obgemeldete pactum® post concordata 
an andere als die Erzbischöfe zum Nachteil des Indulti über- 
lassenen päpstlichen Monate wieder eingezogen und vom Papst 
nur an die Erzbischöfe zurückgegeben werden®. Diese Formulie- 
rung war am 18. August beanstandet worden, weil sie den An- 
schein erwecken könnte, als ob nur den Erzbischöfen das Indult 
verliehen werden solle; es wurde daher vorgeschlagen „zum Nach- 
teil des von Erzbischöfen oder Bischöfen erhaltenen Indulti“ zu 
setzen *, was auch die Zustimmung des Kurfürsten von Trier fand’. 
aber in der Punktation nicht berücksichtigt wurde. Daß in der 
Schlußredaktion nur ein Flüchtigkeitsfehler vorliege, kann nach 
dieser Sachlage nicht mehr angenommen werden, vielmehr wird 
mit der Beibehaltung des beanstandeten Textes zum Ausdruck ge- 
bracht, daß das Indult nicht nur für die Erzbischöfe begehrt 
wird, sondern auch an andere nicht verliehen werden solle. Dieser 
nach dem Willen der Deputierten allein in der Punktation liegende 
Sinn entging sogar dem Fürstbischof von Speyer, der den Gegen- 
stand dieses Punktes für eine die Bischöfe nicht interessierende 
Sache erklärte®. Dem Eventualbeschluß entsprechend wurde auch 
in der Schlußredaktion bestimmt: „Das indultum perpetuum ist 
den Erzbischöfen gleich bei Antritt ihres Amtes mit der Kon- 
firmationsbulle auszufertigen“’. Hieraus geht hervor, daß es sich 
im vorliegenden Falle nur um ein indultum ad dies vitae handelt: 


! E XV Einleitung = B II 14 Einleitung. 

: B II 14 Einleitung und a) schreiben hier „factum‘, während E stets 
„pactum* schreibt; die Lesart von E dürfte mit Rücksicht auf das bereits 
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eigentümlich berührt hierbei der Befehlston der Deputierten, zu- 
mal sie ja mit der Charakterisierung dieses Aktes als indultum 
implicite zugeben, daß es sich um eine päpstliche Vergünstigung 
handelt. Allerdings wird diese unbequeme Konstruktion in dem 
folgenden Satz nach dem Vorbild des Eventualbeschlusses so gut 
als möglich paralysiert, indem man bestimmte: „Sollte aber in 
beiden vorstehenden Punkten wider Vermuten der päpstliche Hof 
sich nicht willfährig bezeigen, so sind die Erzbischöfe befugt, 
die Präbenden, die in den päpstlichen Monaten in Erledigung kom- 
men, ohne weiteren Anstand zu verleihen“!. Die Rücksichtnahme 
auf die übrigen Kollatoren ließ man also endgültig fallen, auch 
um c. 2 de praebendis in 6° kümmerte man sich nicht. Und doch 
waren die Deputierten von der Gerechtigkeit und Durchführbar- 
keit ihrer Vorschläge und Beschlüsse nicht so felsenfest überzeugtr- 
sonst hätten sie es nicht für notwendig gehalten, für diesen Punkt 
noch den speziellen Schutz des Kaisers anzurufen und entspre- 
chend dem Eventualbeschluß von dem „hoffentlich bald zustande 
kommenden Nationalkonzil Abhilfe zu erwarten“?. Bei der klar 
zum Ausdruck gebrachten Stellungnahme des Kaisers® war sicher- 
lich keine Unterstützung von ihm zu erwarten, zumal da er ja 
auch schon reichsgrundgesetzlich zur Aufrechterhaltung der Kon- 
kordate, die in diesem Falle für die Erzbischöfe ungünstige Be- 
stimmungen enthielten, verpflichtet war ; mit der von einem Na- 
tionalkonzil erwarteten Abhilfe scheint es allerdings etwas anders 
zu liegen; denn in den Konkordaten waren die päpstlichen Mo- 
nate nur resolutiv bedingt anerkannt, nämlich für den Fall, daß 
nicht von dem künftigen Konzil nach Zustimmung der deutschen 
Nation eine andere Anordnung getroffen werde. Unrichtig ist ja 
der Standpunkt der Deputierten, wenn sie annehmen, die Erz- 
bischöfe könnten bei Verweigerung des Indults in päpstlichen 
Monaten die Pfründen ohne weiteres verleihen, aber auch der 
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gegnerischen, vom Fürstbischof von Speyer und von Weismann’ 
vertretenen Auffassung, nach der die Zustimmung von Kaiser und 
Reich, sowie des Papstes zur Aufhebung der päpstlichen Monate 
erforderlich sei, kann nicht beigetreten werden; denn in den Kon- 
kordaten haben diese beiden vertragschließenden Teile ja schon 
der eventuellen Aufhebung der päpstlichen Monate durch ein 
Konzil nach Zustimmung der deutschen Nation, d. h. der auf dem 
Konzil anwesenden Vertreter der deutschen Nation, zugestimmt, 
so daß eine Einwilligung oder Genehmigung des Konzilsbeschlus- 
ses durch die vertragschließenden Teile nicht nur überflüssig ist. 
sondern auch dem erklärten Willen der Vertragschließenden wider- 
spräche. 

14. Im engsten Zusammenhang mit den Bestimmungen des 
vorstehenden Artikels steht die Frage der Zulässigkeit der secunda 
provisio. Schon der zweite Koblenzer Artikel hatte ihre Auf- 
hebung angestrebt und auch der Becksche lateinische Entwurf 
hatte diese Beschwerde übernommen®. Der Emser Kongreß hatte 
zunächst den Koblenzer Artikel wörtlich angenommen und damit 
nur die durch die secunda provisio den Indultarien erwachsenden 
Beschwerlichkeiten beanstandet °; dagegen besagt die Schlußredak- 
tion der Punktation: „Die in den Konkordaten unbekannte und 
durch die Kurialisten nachher in die indulta eingeschlichene zweite 
Provision muß jetzt schon für die Zukunft gänzlich aufhören, be- 
sonders weil diese nicht nur dem proviso ohne Not große Kosten 
verursacht, sondern auch zu vielen Streitigkeiten und Beneficien- 
fischereien Anlaß gibt“‘. Da den Deputierten nicht das Recht 
zustand, die Indulte einseitig aufzuheben, so konnten sie die in 
den Indulten enthaltene Klausel: „Personae sic nominatae intra 
sex menses a die collationis et provisionis novas provisiones super 
illis a. sede praedicta impetrare ac literas Apostolicas desuper in 
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totum expedire, ac Jura Camerae et aliis propterea debita persol- 
vere tenentur etc.*, um so weniger in ihrer Wirkung aufheben, 
als diese secunda provisio ebenfalls in den Konkordaten anerkannt 
worden ist, wo ausdrücklich bestimmt wird: „De Benefieiis in- 
ferioribus, quae valorem viginti quatuor florenorum auri de ca- 
mera non excedunt, in vim Concordatorum camerae nihil sol- 
vatur“!, 

15. Das Trienter Konzil hatte bestimmt, daß der Informativ- 
prozeß a Sedis Apostolicae legatis seu nuntiis provinciarum, aut 
eius Ordinario, eoque deficiente, a vicinioribus Ordinarlis sumatur*?. 
Seit Papst Urban VIII. verlangten die Päpste, daß er regelmäßig 
von den Nuntiaturen geführt werde; deshalb hatte der sech- 
zehnte Koblenzer Artikel es als gerecht bezeichnet, wenn die 
Erzbischöfe, Bischöfe, Kapitel und Kandidaten die Auswahl unter 
den im Tridentinum gegebenen Möglichkeiten selbst vornehmen °. 
Der Becksche lateinische Entwurf hatte ebenfalls eine Bestim- 
mung über den Informativprozeß aufgenommen, deren Wortlaut 
aber aus den Akten nicht mehr ersichtlich ist*; in der Sitzung 
schlug Mainz vor: „Quoad processum informativum Episcoporum 
Germaniae inhaerendum dispositioni Concilü Tridentini Sess. 
22. cap. 2., et quidem dum hodie Nuntii cessent, eius ultimo 
membro: aut eius ordinario, eoque deficiente a vicinioribus ordi- 
nariis sumatur“°; dieser Vorschlag wurde einstimmig angenominen. 
In der Nachmittagssitzung desselben Tages hatte man über die 
Wiederherstellung des bis zum vierzehnten Jahrhundert bestehen- 
den Rechtes der Erzbischöfe, die Bischöfe zu bestätigen und zu 
konsekrieren, beraten; doch beschloß man auf Antrag des Trier- 
schen Deputierten diese Frage in der Punktation mit Stillschwei- 
gen zu übergehen, weil man die Bischöfe durch ein Zurückgreifen 


ı Vgl. hierzu Weismann S. 63 und 64 und Antwortschreiben S. 42. 
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auf die alten canones nicht mißtrauisch machen wollte’. Der 
Gedanke der Wiedererneuerung der höchsten, in verschiedenen 
Epochen der Kirchenrechtsgeschichte vorhandenen, aber durch die 
Erstarkung des Primats, wie durch die vigens in viridi disciplina 
zur Zeit des Emser Kongresses beseitigten Rechte der Erzbischöfe 
war aber zu verlockend und lag zu sehr in der Richtung der 
Tendenzen der Emser Punktation, als daß man auf seine Verwer- 
tung hätte verzichten können. So erscheint denn in der deut- 
schen Schlußredaktion der Mainzer Vorschlag mit geringen un- 
wesentlichen Abänderungen, aber mit folgendem Zusatz: „Damit 
sich aber kein Anstand ergebe, welcher von den nahegelegenen 
Bischöfen den processum. informativum zu machen hätte. so wäre 
dieser nach Maßgabe der älteren Kirchenzucht von dem Consecra- 
tore zu veranstalten“?. Der Vorwand, daß es schwierig festzu- 
stellen sei, welcher Bischofssitz dem anderen am nächsten ist. 
verfing nicht; vielmehr wurde von den an der Emser Punktation 
nicht beteiligten Kreisen sogleich erkannt, daß man mit dieser 
Bestimmung das Konsekrationsrecht und das mit ihm verbundene 
Konfirmationsrecht der Erzbischöfe erneuern wollte’. Bestritt der 
Fürstbischof von Speyer dem Emser Kongreß schon das Recht 
gegen den Willen der weltlichen Reichsstänude die Annahme päpst- 
licher Abgesandter, wofern nur den bischöflichen Gerechtsamen 
kein Eintrag geschieht, zu verbieten und im Widerspruch zum 
Tridentinum die Nuntien von der Führung des Informativpro- 
zesses auszuschließen, so verwahrte er sich um so energischer da- 
gegen, daß gegen die mehrhundertjährige Observanz und Freiheit 
der Bischöfe das Konsekrationsrecht wiedereingeführt, die Konse- 
kration dadurch verteuert und die Abhängigkeit der Bischöfe vou 
den Erzbischöfen noch vermehrt werde‘. 


ı T und V 27. Juli 1786. S. 79, 80 und 82. 
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Im Zusammenhang mit dieser Bestimmung steht die Frage 
des Informativprozesses der Weihbischöfe, die in den Koblenzer 
Artikeln keine spezielle Behandlung erfahren hatte; um aber die 
Ernennung der Weihbischöfe, soweit es die auch vom Emser 
Kongreß nicht bestreitbare Mitwirkung des Papstes anlangte, zur 
leeren Formalität zu gestalten und sie von dem Belieben der Bi- 
schöfe abhängig zu machen, schlug der Mainzer Deputierte mit 
Zustimmung der übrigen Deputierten vor, folgende Bestimmung 
in die Eventualbeschlüsse aufzunehmen: „Circa episcopos suffra- 
ganeos in partibus debet sufficere testimonium idoneitatis Epis- 
copi nominantis et praesentantis“!. Die Schlußredaktion nahm 
diese Bestimmung mit dem motivierenden Zusatz auf, daß der Bi- 
schof die nötigen Eigenschaften des Ernannten am besten kennen 
müsse”. Mit Recht betont hiergegen der Fürstbischof von Speyer, 
daß die Ernennung der Bischöfe in partibus eine im Ermessen 
des Papstes stehende Angelegenheit sei und daß der bisher tb- 
liche Informativprozeß durchaus begründet sei, woraus sich er- 
gebe, daß kein Grund zur Abweichung von der bisherigen Obser- 
vanz vorliege°. 

16. Schon die Koblenzer Artikel? verlangten, daß die in den 
Konfirmationsbullen enthaltene elausula in temporalibus beseitigt 
und die Eidesformel modernisiert werde; Beck hatte diese Be- 
schwerden in seinen lateinischen Entwurf aufgenommen und der 
Kongreß beschloß ohne Debatte die Koblenzer Artikel in die 
Eventualbeschlüsse aufzunehmen ®. Doch brachte die Schlußredak- 
tion der Punktation noch eine Erweiterung, deren Urlieber aus den 
Akten nicht ersichtlich ist. Ein Teil der deutschen Bischöfe 
pflegte nämlich, obwohl sie nach c. 44 de elect. et elect. potest. 
berechtigt waren, ohne weiteres die Administration in spiritualibus 
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zu übernehmen, ein indultum administrationis beim Papst zu er- 
bitten. Da dieses Indult gemeinrechtlich nicht erforderlich war. 
wurde es in der Punktation für unzulässig erklärt; der Koblenzer 
Vorlage entsprechend wurde die clausula in temporalibus als den 
Gerechtsamen Kaiserlicher Majestät zuwider ebenfalls für unzu- 
lässig erklärt‘. Soweit sich diese Beschwerde auf die reichsfürst- 
lichen Lande und die landesfürstlichen Rechte bezieht, ist ihrer 
Begründung zuzustimmen, da die Verleihung der Regalien naclı 
erfolgter Konsekration dem Kaiser allein auf Grund des Wormser 
Konkordates zusteht; den Bischöfen steht aber außerdem auch die 
Verwaltung jener geistlichen Güter zu, die zwar außerhalb ihres 
Territoriums, aber innerhalb ihrer Diözese liegen; soweit die Klau- 
sel diese letztere Befugnis betrifft, steht sie nicht mit den Reichs- 
gesetzen im Widerspruch und entspricht durchaus der Observanz. 
Der Fürstbischof von Speyer war daher der Ansicht, daß eine 
Einschränkung der Formel den berechtigten Ansprüchen der deut- 
schen Bischöfe genüge, und schlug daher diesbezügliche Vorstel- 
lungen beim Papst vor?. 

Der auf die bischöfliche Eidesformel bezügliche Koblenzer 
Artikel wurde mit unwesentlichen Aenderungen in die Schluß- 
redaktion der Punktation übernommen ®. Es ist ja gewiß richtig. 
daß der Eid seit seiner Aufnahme in die Dekretalen manche Aen- 
derungen erfahren hat. In der alten Eidesformel heißt es nur 
„fidelis*, aber nicht „obediens ero*; früher hieß es Papatum S$. 
Romanae Ecclesiae et regulas S. S. Patrum, während es nunmehr 
heißt: Papatum Romanum et regalia S. Petri adiutor ero ad 
retinendum et defendendum .... contra omnem hominen. Neu auf- 
genommen sind die Worte: quanto citius potero, significabo ei- 
dem domino nostro, wie auch die Stelle: Haereticos Schismaticos 
et rebelles... pro posse persequar et impugnabo. Auf der an- 
deren Seite ist aber nicht zu verkennen, daß die deutschen Br 
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? Antwortschreiben S. 46. 
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schöfe trotz dieser Eidesformel mehrere Jahrhunderte hindurch 
treue Fürsten des Reiches gewesen sind, ohne daß der Verband 
mit dem Reiche dadurch irgend welchen Nachteil erlitten hätte. 
Immerhin war unter den damaligen Zeitverhältnissen eine Aende- 
rung des Eides wünschenswert !. 

17. Ein altes Gravamen der deutschen Nation richtete sich 
gegen die Besteuerung der Einzelkirchen durch die Päpste; daß 
die Päpste in ihrer Stellung an der Spitze der Kirche zur Erhe- 
bung von Abgaben der Kirchen und der Gläubigen nicht weniger 
berechtigt waren, wie die weltlichen Fürsten hinsichtlich ihrer 
Länder und Untertanen, das hat man freilich nur selten bestritten, 
wohl aber fühlte man sich durch die Höhe der Abgaben be- 
schwert. Die Erzbischöfe und Bischöfe klagten insbesondere über 
die Palliengelder und Annaten, die beide nach den Wünschen des 
Basler Konzils gänzlich abgeschafft werden sollten. In den Wiener 
Konkordaten war eine Ermäßigung der Annaten in Aussicht ge- 
stellt worden, die aber bis zum Emser Kongreß vergeblich er- 
wartet wurde. Daher nahm man den einundzwanzigsten Koblenzer 
Artikel, den man in thesi als richtig erfand, unter die Eventual- 
beschlüsse auf”. Da dieser jedoch keine Mittel für die Durch- 
setzung des Begehrens enthielt, so richtete man sein Hauptaugen- 
merk auf diesen Punkt; in den Verhandlungen wurden bald ge- 
lindere, bald schärfere Mittel vorgeschlagen. So beantragte zu- 
nächst der Mainzer Deputierte, man solle das Pallium nicht mehr in 
Rom nehmen, sondern es wie die Mitra und den Stab in Deutsch- 
land anfertigen? Da nämlich in den Wiener Konkordaten die 
Palliengelder nicht erwähnt werden, so nalım man an, daß nach An- 
sicht der deutschen Nation schon damals diese Abgaben als abge- 

ı Vgl. Antwortschreiben S. 46; Weismann S. 67 und 68; vgl. auch 
Schreiben des Frhrn. von Duminique an Beck (Schönbornslust 1786 iul. 28.) 
8. 125, in dem ausgeführt wurde, daß der Kurfürst von Trier die Eides- 
formel „mit dem jetzigen System nicht für vereinbarlich bält, da sie bei 
zärtlichen Gewissen viele Besorgnisse veranlaßt“. 


2 Ko 21 8. 261/2; B I 16. S. 77; T 27. Juli 1786 8. 79. 
s V 27. Juli 1786 S. 82, 
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schafft zu betrachten waren!. Wenn man daher das Pallium 
nicht mehr in Rom empfing, so fiel der Grund für die Abgabe 
weg. Der Salzburger Deputierte vertrat dagegen die Auffassung, 
daß das Pallium eine Art Ordensband sei, demgemäß sei es un- 
schicklich auf diesen Vorschlag einzugehen’. Trier schlug nun- 
mehr vor, daß der Papst das Pallium auf Begehren umsonst 
schicken solle, und erst wenn er dies abschlage, solle man dem 
Mainzer Vorschlag entsprechend verfahren. Demgemäß erging 
der Eventualbeschluß: „optandum esse, ut Summus Pontifex con- 
firmationem et pallium tamquam res spirituales omnino gratis con- 
cedat“*. Hierfür war man dann bereit eine ermäßigte Taxe zur 
Unterstützung der Kurie zu zahlen®, und faßte dementsprechend 
den Eventualbeschluß: „interim tamen nationem germanicam so- 
lutioni taxae valde moderatae in aliqualem remunerationem Ex- 
peditionariorum contrariam non esse“®. Diese Ermäßigung der 
Taxe sollte, da sich die Kurie weigerte, ihrem in den Wiener 
Konkordaten gegebenen Versprechen einer Ermäßigung nachzu- 
kommen, von einem Nationalkonzil nach Maßgabe der jährlichen Ein- 
künfte eines jeden Erzbistums bzw. Bistums vorgenommen werden, 
und wofern unvorhergesehene Hindernisse diesen Vorschlag ver- 
eiteln sollten, so sollte diese Verminderung durch Kaiser und 
Reich erfolgen’. Auf Becks Bericht erwiderte der Kurfürst von 
Trier, daß es unwahrscheinlich sei, daß ein Nationalkonzil zu- 
stande komme oder daß der Reichstag die Bestimmung vornehme, 
es sei daher viel rätlicher zu bestimmen, daß von allen Erz- 


ı Vgl. Schreiben Becks an den Kurfürsten von Trier (Ems 1786 iuli 27.) 
S. 123. 

: V 27. Juli 1786 S. 82. 

> V 27. Juli 1786 S. 82. 

‘B1I16 a S. 77. 

5 Vgl. Schreiben Becks an den Kurfürsten von Trier (Ems 1786 iuli 27.) 
S. 124. 

BI 16b.S. 77. 

? Vgl. Schreiben Becks an den Kurfürsten von Trier (Ems 1786 iuli 27.) 
S. 124; vgl. BI 16 c und d S. 77. 
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bischöfen und Bischöfen nur die Hälfte der bisher üblichen An- 
naten und Palliengelder bezahlt werde, und wenn ein Erzbischof 
oder Bischof weniger als zehn Jahre regiere, dann solle dessen 
Nachfolger, um das Land nicht ganz zu erschöpfen und zugrunde 
zu richten, von Annaten und Palliengeldern verschont bleiben!. 
Beck legte diesen Vorschlag dem Kongreß vor, der jedoch diesen 
Vorschlag, wie den Kölner Vorschlag, jährlich etwas zu bezahlen ? 
für ungenügend erachtete. und daher für unannehmbar erklärte. 
Zur Begründung wurde von Salzburg ausgeführt, daß es bei jeder 
Wiederbesetzung des erzbischöflichen Stuhbles 70000 Gulden nach 
Rom schicken müsse und daß der jetzige Erzbischof noch an den 
von seinem Vorfahren deswegen gemachten Schulden zu bezahlen 
habe. Da die Annaten nach den Konkordaten nur auf die erz- 
bischöfliche Kammer und nicht auf das ganze Land festgesetzt 
seien, so sei auch die Hälfte der bisherigen Abgabe noch viel zu 
beträchtlich und die Verschickung einer so großen Summe aus 
dem Römischen Reich sei der ganzen Nation äußerst schädlich ®, 
Da nun der Papst in den Konkordaten eine neue Taxation durch 


i Kurfürst von Trier an Beck (Schönbornslust 1786 iuli 28.) S. 125. 

s V 29. Juli 1786 8. 107. 

® Schreiben Becks an Kurfürst Clemens Wenzeslaus (Ems 1786 iuli 30.) 
S. 127. — Der Fürstbischof von Speyer bezweifelt in seinem Antwortschreiben 
S. 47 und 48, „ob die Annaten- und Palliumsgelder vorzüglich die Quelle 
seyen, woher der Schuldenlast, welcher verschiedene deutsche Kirchen 
drucket, geflossen, massen andere Bißthümer, welche eben auch diese An- 
naten bezahlt, und noch dazu wegen ihrer Lage und besondern Umständen 
ganz ausserordentliche und Millionen übersteigende Ausgaben gehabt, auch 
nur mittelmäßige Einkünften genießen, dennoch nicht nur mit keinen Schul- 
den belastet sind, sondern auch einen beträchtlichen Vorrath in allen Stük- 
ken haben“. — Weismann weist in diesem Zusammenhang auf S. 69 dar- 
auf hin, daß die Taxen der Lehenempfüngnis vor dem kaiserlichen Thron und 
die Kosten für die Absendung der Gesandten die römischen Annaten- und 
Palliengelder weit übersteigen und durch sie hauptsächlich die Bistümer 
bedrückt und mit Schulden belastet werden. — Unseres Erachtens lag der 
Hauptgrund für die Schuldenlast in dem nach französischem Vorbild an 
den geistlichen Fürstenhöfen entfalteten Prunk und Luxus, der viel höhere 
Kosten als die beiden genannten Posten, und zwar dauernd, verursachte. 
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Kommissarien versprochen, aber unerachtet der Beschwerden sein 
Versprechen nicht eingelöst, es auch allem Ansehen nach nicht 
zu erfüllen gedenke, so bleibe nur die Möglichkeit, daß man nach 
den kanonischen Grundsätzen zur Erledigung dieser Beschwerde 
auf ein Nationalkonzil, welches der Kaiser in Anbetracht der der- 
zeitigen Verhältnisse gewiß fördern und unterstützen werde, an- 
trage oder statt dessen die Taxation von Kaiser und Reich auf 
dem Reichstag zu Regensburg vornehmen lasse, was Kurmainz so- 
gleich zur Proposition bringen und bestmöglichst zu erwirken sich 
angelegen sein lassen werde. In Rom könne man dieses Verfah- 
ren um so weniger mit zureichenden Gründen beanstanden, als die 
Reichsversammlung, welche aus Deputierten der geistlichen und 
weltlichen Fürsten bestehe, eine ähnliche Zusammensetzung wie 
ein Nationalkonzil habe !. 

In der Erwartung, daß man auf dem einen oder anderen der 
vorgeschlagenen Wege zu einer einseitigen Herabsetzung der An- 
naten und Palliengelder gelangen werde, glaubte man aber auch 
für den Fall, daß der Papst dieses eigenmächtige Vorgehen nicht 
anerkenne und die Bestätigung der Erzbischöfe und Bischöfe, so- 
wie die Verleihung des Palliums versagen werde, Vorsorge treffen 
zu müssen. Mainz schlug vor, man solle zwar die Konfirmation 
anbegehren, wenn aber Rom dieselbe nicht erteilen wolle, dann 

! Schreiben Becks an den Kurfürsten von Trier (Ems 1786 iuli 30.) 
S. 127. — Der Fürstbischof von Speyer erklärte sich in seinem Antwort- 
schreiben S. 48 mit einer Ermäßigung der Taxe nach dem Befund der 
Umstände durchaus einverstanden; er hielt es aber nicht für angemessen, 
daß dieselbe entweder von einem Nationalkonzil oder von Kaiser und Reich 
ohne jede Rücksprache mit dem römischen Hofe einseitig vorgenommen 
werde und daß der Papst hernach platterdings sich diese Taxe gefallen 
lassen müsse. Dagegen hielt er schon mit Rücksicht darauf, daß es sich 
um einen beide Teile verpflichtenden Vertrag handelt, Verhandlungen mit 
dem römischen Hofe für angemessen und nach seiner persönlichen Kennt- 
nis der Verhältnisse für aussichtsreich. — Eigentümlich berührt es den 
objektiven, den Kämpfen jener Zeit fernstehenden Forscher der Jetztzeit, 
daß keiner der vier Erzbischöfe, ja nicht einmal der Fürstbischof von Speyer, 


sich gegen die auch in der Schlußredaktion noch deutlich hervortretende 
Gleichstellung von Nationalkonzil und Reichstag verwahrte. 
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sollen die Bischöfe sich von den Erzbischöfen konfirmieren lassen, 
die Erzbischöfe sich aber pro confirmatis halten und von dem 
vicinioribus konsekrieren lassen. Dagegen glaubte Trier, man solle 
einstweilen noch von der Konfirmation stillschweigen!. Mainz, 
Köln und Salzburg nahmen unter Berücksichtigung dieses Be- 
denkens des Trierschen Deputierten daher folgenden Eventualbe- 
schluß an: „Quodsi autem Curia Romana ex post renueret con- 
firmationem vel pallium ante solutionem veteris taxae impertiri, 
ea iuxta veterem disciplinam aliorumque regnorum observantiam 
adhibeantnr media, quibus Episcopi ad complementum electionis 
pertingant, quin tamen a Sancta Sede seu centro unitatis se sepa- 
rent“ ?. Beck wollte diese Bestimmung aber, bevor er von sei- 
nem Hofe dazu ermächtigt war, nicht unterschreiben, und erbat 
daher mit dem Anfügen, daß die Exekutionsmittel den älteren 
kanonischen Satzungen angemessen seien, eine nähere Instruktion 
vom Kurfürsten von Trier®. Clemens Wenzeslaus hatte ebenfalls 
Anstoß an der Formulierung des Eventualbeschlusses genommen 
und beauftragte Beck dahin zu wirken. daß formuliert werde: 
„Wenn aber hiernächst der römische Hof sich hiernach nicht 
billig finden lassen, und das Pallium und die Confirmation ver- 
sagen sollte, so behielten sich die vier Herren Erzbischöfe bei 
dem ersten Falle, wo diese unbillige Verweigerung sich ergeben 
würde, vor, sich über die Wege und Mittel unter dem allerhöchsten 
Schutze Ihro Römischen Kaiserlichen Majestät zu vereinbaren, und 
einen solchen Ausweg ausfindig zu machen, welcher zu einer Tren- 
nung in der Kirche keinen Anlaß geben könnte**. Beck legte 
diesen Vorschlag am 29. Juli dem Kongreß vor; der Kongreß war 


ı V 27. Juli 1786 S. 82. 

2 T 27. Juli 1786 S. 79; B I16 e S. 77; der Halbsatz „ea iuxta®... 
separent* scheint erst am 29. Juli 1786 formuliert zu sein; vgl. das im 
Text zu Note 1 und 2, S. 70 Gesagte. 

3 T 27. Juli 1786 S. 79; Schreiben Becks an den Kurfürsten von Trier 
(Ems 1786 iuli 27.) S. 124. 

* Schreiben des Kurfürsten von Trier an Beck (Schönbornslust 1786 
iuli 28.) S. 125. 
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nun der Ansicht, daß, wenn man die Bischöfe durch die Erzbiscliöfe 
konfirmieren lasse und die Erzbischöfe pro confirmatis im Falle 
der Verweigerung der päpstlichen Konfirmation halte’, eine Trer- 
nung nicht zu befürchten sei, weil dies sowobl der alten Kirchen- 
disziplin, als der in Frankreich noch herrschenden Observanz ge- 
mäß sei. Trotzdem wolle man sich auch mit dem allgemeinen 
Ausdruck begnügen, daß man sich bei verweigerter Konfirmation 
nach den Gesetzen der alten Kirchendisziplin bemessen und daher 
ohne eine Trennung mit dem Kirchenoberhaupt zu verursachen 
jene Mittel einschlagen werde, wodurch die Bischöfe ad comple- 
mentum electionis gelangen mögen’. Der Kurfürst von Trier er- 
klärte sich durch die Rekapitulation und weitere Erklärung be- 
ruhigt und wies seinen Deputierten an, dem Eventualbeschluß bei- 
zutreten®. Am 2. August 1786 verlas Trier das Schreiben seines 
Kommittenten und Mainz beantragte, den Schluß des Eventual- 
dekrets in der vorgeschlagenen Form abzuändern‘. Demgemäß 
lautete der Schluß des Artikels in der Punktation folgendermaßen: 
„Wollte nun in diesem Falle (scil. der Ermächtigung durch Na- 
tionalkirchenversammlung oder Kaiser und Reich) der römische Hof 
die in den Konkordaten zugesicherte, und ohne daß besondere ka- 
nonische Ursachen eintreten, nicht zu verweigernde Konfirmation 
oder das Pallium abschlagen, so werden die deutschen Erz- und 
Bischöfe ın der alten Kirchendisziplin solche Mittel finden. wo- 
durch sie mit Beibehaltung der dem Römischen Stuhle schuldigen 
Verehrung und Subordination ihr Erz- und Bischöfliches Amt unter 
dem Schutze Kaiserlicher Majestät ungestört ausüben“ °. Trotz 


— 


ı Dies scheint der Inhalt des ursprünglichen, am 27. Juli 1786 formu- 
lierten Textes von BI 16 e S. :77 gewesen zu sein. 

?2 Schreiben Becks an den Kurfürsten von Trier (Ems 1786 iul. 3u.) 
S. 127 und 128; der letzte Satz dürfte die in Note 2, S. 69, ausgesprochene 
Vermutung rechtfertigen. 

® Schreiben des Kurfürsten von Trier an Beck (Schönbornslust 1786 
iuli 31.) S. 131. 

* T und V 2. August 1786 S. 113 und 115. 

SBI1202=EXXI. 
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dieser vorsichtigeren, aber doch immerhin nicht ganz eindeutigen 
Formulierung entging auch an dieser Stelle’ dem Fürstbischof von 
Speyer der eigentliche Zweck und wahre Sinn dieser Worte nicht, 
zumal ja auch schon Febronius die Wiedererneuerung des Konfir- 
mationsrechtes der Erzbischöfe vorgeschlagen hatte; energisch ver- 
wahrt er sich daher in seinem Antwortschreiben dagegen und be- 
tont, daß von keinem Bischof eine weitere „Abhänglichkeit“ der 
Bischöfe von den Erzbischöfen gutgeheißen, geschweige denn unter- 
stützt werden könne?. Auch Weismann °? hat die Bedeutung dieser 
Stelle nicht verkannt, und er bemerkt, daß der Ton, den die Depu- 
tierten bier anschlagen, viele auf die Vermutung geführt habe, 
diese Punktation sei nur zu dem Zweck abgefaßt worden, jene 
Vorrechte, welche der Papst bisher in Deutschland ausgeübt hat, 
den deutschen Erzbischöfen zu verschaffen ®. 

18. Schon die Koblenzer Artikel hatten sich mit den in der 
Verfassung der geistlichen Gerichte zutage tretenden Mißständen 
befaßt und Clauspruch zählte in seinem Schreiben vom 5. Mai 
1786 ® unter den Reformpunkten die Abschaffung der Nuntiaturen 
und der appellationes per saltum, sowie die Einführung der judices 
delegati auf. Auch unter den vom kurtrierschen Minister von 
Duminique dem kurkölnischen Geheimen Staatsrat von Walden- 
fels vorgelegten Fragen ® befand sich als Nummer 6 folgende: 
„Wie haben die Erzbischöfe sich zu benehmen, wenn der Papst 
die vorzuschlagende judices in partibus delegatos gar nicht oder 
nur pro comparticulari und also annimmt, daß bei jeder neuen 


ı Vgl. hierzu oben S. 62 und Note 4. 

?2 Antwortschreiben S. 49. 

3 Weismann S. 69 und 70, 

* In dieser Bemerkung zeigt sich mit aller Deutlichkeit, wie berechtigt 
die Bedenken des Kurfürsten von Trier und seines Deputierten gegen eine 
auch noch so verschleierte Andeutung der beabsichtigten Erneuerung des 
Konsekrationsrechtes waren ; denn gerade der siebzehnte und der einund- 
zwanzigste Artikel der Punktation haben in erster Linie die Opposition des 
deutschen Episkopats erzeugt. 

5 Vgl. Höhler S. 52 und oben 8. 5 Note 2. 

® Vgl. Höhler S. 54 und oben S, 5 Note 3. 
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Appellation neue judices vorgeschlagen werden sollen ?*, die Wal- 
denfels dahin beantwortete, daß die Erzbischöfe nach der vorsardi- 
censischen Praxis selbst Synodalrichter ernennen können !. Dem- 
gemäß hatte auch Beck in seinem lateinischen Entwurf über die 
Frage der Gerichtsbarkeit eine, uns aber nicht überlieferte, Be- 
stimmung aufgenommen. 

Während der neunundzwanzigste Koblenzer Artikel sich in 
erster Linie auf die constitutiones imperii als Grundlage seiner 
Beschwerde berief?, und in Anlehnung an die Wahlkapitulation 
alle causas civiles et temporales an den römischen Hof oder die 
Nuntiaturen zu ziehen verbot, etiamsi illae verterentur inter Eccle- 
sias vel clericos, vel hi et illae rei conventi essent, grenzte schon 
der Eventualbeschluß die Zuständigkeit der geistlichen Gerichte 
positiv und enger dahin ab, daß er ihnen nur die Gerichtsbarkeit 
über omnes causas ex antiqua Ecclesiae germanicae et Imperiü 
Romano-Germanici observantia ad forum Ecclesiasticum quomodo- 
libet spectantes®” zugestand, eine Formulierung, die auch in der 
deutschen Schlußredaktion unveränderte Aufnahme fand*, obwohl 
auch hierdurch Zuständigkeitskontroversen keineswegs vollständig 
beseitigt waren°. Als erste Instanz bestimmte der Koblenzer Artikel. 
wie der Eventualbeschluß und ihnen folgend die Schlußredaktion 
der Punktation das bischöfliche Gericht®; dies entsprach durchaus 
dem gemeinen Recht und der Observanz; da Eingriffe des römi- 
schen Hofes oder der Nuntiaturen in die erstinstanzliche bischöf- 
liche Gerichtsbarkeit niemals vorgekommen sind’, so dürfte die 
Aufnahme dieser Bestimmung in die Punktation nur zur Vervoll- 
ständigung der Darstellung des Instanzenzuges erfolgt sein. Die 
zweite Instanz sollte das Metropolitangerieht mit ausschließlicher 


ı Vgl. Höhler S. 54 und 59. 

» Ko 29 S. 264. 

sB117S. 7. 

*B II 21 Einl. = EXXIH Einl. 
5 Vgl. hierzu Weismann S. 71. 
eBUI2la= EXXlIl a 

° Vgl. Antwortschreiben S. 50. 
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Zuständigkeit bilden, eine Bestimmung, die sich ebenfalls schon 
ın dem Koblenzer Artikel und dem Eventualbeschluß findet!. Die 
Einmischung der Nuntiaturen wird unter Bezugnahme auf den Ar- 
tikel IV d der Punktation? generell verboten?; damit wird auch 
die in manchen Diözesen observierte Konkurrenz* zwischen Metro- 
politangericht und Nuntiatur beseitigt. Die ausschließliche Zu- 
ständigkeit des erzbischöflichen Gerichts lag aber keineswegs im 
Interesse der Bischöfe; nach Ansicht des Fürstbischofs von Speyer, 
der hier auf Grund seiner eigenen und seiner Vorgänger Erfah- 
rung im Verkehr mit dem Mainzer erzbischöflichen Vikariat spricht, 
werden dadurch die Bischöfe platterdings der Willkür des Vikariats 
in allen beliebigen Fällen untergeordnet, und zwar ohne jegliches 
Rechtsmittel, da man den Rekurs erschwert oder ‘nicht achtet, und 
bei der immer mehr zur Absicht genommenen Heruntersetzung des 
päpstlichen Stuhls nicht zu achten braucht?. In feiner Ironie 
schlägt er vor, daß man, um allen Beschwerden fernerhin vorzu- 
beugen, die Vikariate anweisen solle, u. a. keine Appellationen an- 
zunehmen, wenn es sich um eine Frage der hierarchischen Gewalt 
handelt, die ja in den Emser Punkten selbst als unumschränkt be- 
zeichnet werde®. In einem weiteren Paragraphen bestimmt der 
Eventualbeschluß, daß die Metropolitangerichte mit viris probis 
ac literatis besetzt sein sollen, ut quisque iustitiae fiduciam in illıs 
collocare pussit’; auf den Salzburger Vorschlag hier einzufügen, 


1 Ko 29, 2.8. 254; BI17;BI2la= EXXII a. 

2 Vgl. oben S. 37 Note 1. 

3BIlIl21b = E XXI b; in dem Eventualbeschluß B I 17 war die 
Materie der Abschaffung der Nuntiaturen und der Reforın der Gerichts- 
organisation, wie auch in Ko 29 S. 264 einheitlich geregelt; nachdem 
man aber in der Schlußredaktion die Nuntiaturfrage unter dem allgemeineren 
Gesichtspunkt der Abschaffung jeder päpstlichen Jurisdiktion in Artikel IV 
behandelt hatte, war an dieser Stelle eine Verweisung oder eine Wieder- 
holung der Spezialbestimmung notwendig. 

* Vgl. z. B. die Würzburger Observanz in Antwortschreiben S. 50 und 5l. 

5 Antwortschreiben S. 52. 

® Antwortschreiben S. 53 n® 3; dort auch in n® 1, 2 und 4 andere be- 
achtenswerte Reformvorschläge. 

7 BI17S. 7. 
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daß „in gleichförmiger Prozeßart“ verfahren werden müsse, wurde 
auf Trierschen Antrag formuliert: „congruo ordine iudiciali in- 
structa indicia', was dann im deutschen Entwurf „wohl eingerich- 
tete Geschäftsordnung“ hieß und in einer späteren Sitzung noch 
durch die Worte: „wo noch keine besteht“, eingeschränkt wurde”. 
Doch erkannte man bei der Schlußredaktion die beiden Mängel 
dieser Formulierung und setzte: „die Erz- und Bischöfe werden 
besorgt sein, daß ihre geistlichen Gerichtsstellen mit erfahrenen. 
geprüften und rechtschaffenen Männern besetzt, und denselben eine 
nach den kanonischen Gesetzen sowohl als der im Iteiche üblichen 
praxi abgefaßte Gerichtsordnung, wo solche noch nicht ist, vorge- 
schrieben werde, damit die geheiligte Justiz auf keinerlei Art 
zum Nachteile der streitenden Parteien gehindert oder verletzt 
werde“ °. 

Hinsichtlich der dritten Instanz hatte schon der neunund- 
zwanzigste Koblenzer Artikel bestimmt: „ab horum (scil. Metro- 
politarum) curia ad sedem Romanam appelletur, ita tamen, ut 
sedes Romana semper teneatur dare iudices in partibus eosque 
nationales**. War man auch im Prinzip mit dem Koblenzer Kon- 
greß einverstanden, so verursachte doch die spezielle Regelung 
auf dem Emser Kongreß Schwierigkeiten. Zunächst wollte man 
dem Papst die dritte Instanz dergestalt einräumen, daß in jeder 
Provinz ein ordentliches geistliches Gericht, welches im Namen 
des Papstes über die sonst nach Rom gezogenen Sachen erkenne, 
errichtet werde. Damit aber die Bischöfe keine Ursache eines 
Mißtrauens vorschützen könnten, so sollte der Erzbischof den Di- 
rektor; einen Assessor und den Sekretär, jeder Bischof aber einen 
oder zwei Assessoren hierbei ernennen, welche sämtlich dem Papst 


ı v7 29. Juli 1786. S. 107. 

* Protokoll 18. August 1786. S. 152. 

®BIIl21c. = EXXIIc. Wie wenig die Bischöfe von diesem Ver- 
sprechen hielten, zeigt die oben S. 73 bei Note 5 und 6 angeführte Kritik 
des Fürstbischofs von Speyer. 

* Ko 29, 3. S. 264. 
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hernach namentlich angezeigt würden!. Demgemäß faßte man den 
Eventualbeschluß dahin: „ab istis (seil. iudiciis Metropolitarum) 
ad Sedem Romanam tamquam tertiam instantiam devolvantur, ita 
tamen ut in quolibet provincia formatum judicium Ecclesiasticum, 
quod Sedem Romanam repraesentet, eiusque nomine iudicet, eriga- 
tur. Ab Archiepiscopo illius Praeses vel Director, unus Assessor 
ac Secretarius, et a quolibet Suffraganeo unus vel ad summum 
duo Assessores constituantur, propriis cuiusque sumtibus alantur, 
omnesque personae hoc iudicium formantes S. Sedi Apostolicae 
nomine tenus semper indicentur*?. Vergleicht man diese Bestim- 
mung mit der entsprechenden Vorschrift des Trienter Konzils ®, 
so fällt ohne weiteres die Verkürzung der bischöflichen Rechte zu 
Gunsten der erzbischöflichen in die Augen und dies war wohl der 
Grund für eine Abänderung der Bestimmung in der Schlußredak- 
tion, deren Motive übrigens aus den Akten nicht ersichtlich sind; 
dort wird nämlich primär, in einer auch den Rechten des Papstes 
entgegenkommenderen Form, bestimmt: „Geschieht eine weitere Be- 
rufung an den Römischen Stuhl, so ist dieser verbunden, zur 
dritten Instanz indices in partibus und zwar Nationale zu geben, 
und werden diese nach Vorschrift des Concilium zu Trient ge- 
hörig bestimmt und darauf zu Rom namhaft gemacht werden “*. 
Der Fürstbischof von Speyer und Weismann nehmen diese Be- 
stimmung beifällig auf, da sie den Konkordaten entspricht’, und 
der Verfasser der drei Kapitel meint sogar, daß sie dem Tridenti- 
num entspreche®; wer aber die Vorgeschichte dieser Formulierung 
kennt, wird anders urteilen. Die im Eventualbeschluß vorgesehene 
Konstituierung eines ständigen, geistlichen Gerichts dritter Instanz 
verflüchtigte sich in der Schlußredaktion in einen Zweckmäßig- 
keitsvorschlag, nachdem der Triersche Deputierte ausgeführt hatte, 


ı T 27. Juli 1786. S. 80. 

2 B]1 17. S. 77 und 78. 

3 Trid. Sess. XXV. de ref. 10. 
‘BlIl2lid = EXXId. 

5 Antwortschreiben S. 54; Weismann 8. 72. 
° Drei Kapitel S. 73. 
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in Ansehung der judicum in partibus müsse man sich mit den 
Bischöfen ins Benehmen setzen, die vorgeschlagenen Personen in 
Rom präsentieren und im Verweigerungsfalle von seiten des römi- 
schen Hofes durch die Metropolitane bestätigen lassen'. Daher 
formulierte man: „Noch dienlicher und zweckmäßiger würde es 
sein, wenn sich jeder Erzbischof angelegen sein ließe, in seiner 
Provinz mittels zu pflegender Kommunikation mit den Herren 
Suffraganen ein einziges? Provinzial-Prosynodal°-Gericht zur drit- 
ten Instanz zu errichten und dahin alle causas appellationis zu 
verweisen“*. An der Bestimmung des Eventualbeschlusses über 
die Besetzung des Gerichts änderte man die Zahl der erzbischöf- 
lichen Beisitzer, die man nunmehr unbestimmt ließ, und strich die 
Verpflichtung zur Anzeige der Namen der designierten Richter an 
den Papst°, so daß das geplante Gericht den Charakter der Dele- 
gation abstreifte. Gegen diesen „Zweckmäßigkeitsvorschlag“ ver- 
wahrte sich der Fürstbischof von Speyer in energischer Weise®: 


ı V 2. August 1786, Modus Exequendi S. 117. 

? BIT 21e hat hier: „eigenes“; dagegen scheint obige Lesart, die sich 
in E XXII e findet, den Sinn klarer wiederzugeben. 

® E XXIle spricht hier von einem „Provinzialsynodalgericht“, während 
B II, 21 e hier den den verfassungsrechtlichen Verhältnissen entsprechen: 
den Ausdruck „Provinzial-Prosynodalgericht“ anwendet. 

ı“BlI2le= KEXXIe. 

5 Vgl. BI 17. S. 77 mit E XXlIl e. 

6 Antwortschreiben S. 54 bis 56. Hier führte der Fürstbischof von 
Speyer folgendes aus: „Dem Vorschlage eines zu errichtenden Provinzial- 
sinodalgerichts anstatt der dritten Instanz kann ich aus nachstehenden 
Gründen nicht beytreten. Der Herr Erzbischof würde erstens nebst dem 
Direktorio noch zwey Beysitzer zu ernennen haben, und also nach der 
zweyten Erzbischöflichen Instanz auch die dritte eine Erzbischöfliche seyn. 
welches um so mehr jene Provinzen trift, wo nur wenige Suffraganbischöfe 
sich befinden. Zweytens, würde hierdurch aller Rekurs an den Aposto- 
lischen Stuhl fast aufgehoben seyn, und auch jenen Parteyen, welche diesen 
ihrer Sache und Umständen annehmlicher fänden, ganz abgeschnitten wer- 
den, welches mir weder räthlich, noch thunlich zu seyn scheinet. Drittens, 
sind selbst die weltliche Reichsstände, auch verschiedene protestantische 
biebey vorzüglich mit intereßiret, wenn die Rede davon ist, was für eine 
letztere Instanz ihre katholischen Unterthanen in den zu den geistlichen 
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bezeichnend ist bei dieser Speyerischen Opposition aber wiederum, 
daß sie nur die landesherrlichen Interessen der Bischöfe und 
reichsverfassungsmäßige Bedenken ins Feld führte, den Vorschlag 
mit kirchenrechtlichen Gründen zu bekämpfen jedoch unterließ. 
19. Die Punktation schließt mit der Versicherung, daß die 
Erzbischöfe! und Bischöfe Deutschlands erst dann, wenn sie unter 
dem Beistand des Kaisers in den Besitz dieser durch göttliche An- 
ordnung ihnen zukommenden Gerechtsamen wieder eingesetzt sind, 
vermögend und wirklich entschlossen sind, die Verbesserung der 
Kirchendisziplin durch alle ihre Teile nach gemeinschaftlichen 
Grundsätzen alsbald vorzunehmen und die eingeschlichenen Mängel 
und Mißbräuche von Grund aus zu beheben. An diese Versiche- 


Gerichten geeigneten Gegenständen haben sollen. Es würde also etwas ohne 
Miteinwilligung derselben nicht durchzusetzen seyn, und hierdurch würden 
nothwendig noch weit aussehende Schwierigkeiten erreget werden. Was 
für politische Rücksichten, wenn einmal ein solches stündiges Corpus er- 
richtet wäre, auf Seiten der weltlichen eintretten müssen, werden einem 
bierüber denkenden ohnedem nicht entgehen. Es würde viertens dieses 
Sınodalgericht, den Diözesen mehrere und schwerere Kösten verursachen, 
auch die brauchbarsten Männer von anderen ihrem Bißthume zu leistenden 
unmittelbaren wichtigen Diensten entfernen. — Da es vermuthlich die Mey- 
nung haben möchte, daß dieses Sinodalgericht in der Erzbischöflichen 
Residenzstadt seinen Sıtz haben sollte, so würden zwar diese Kösten Erz- 
bischöflicher Seits gesparet, dadurch aber der Einfluß von dieser Seite noch 
mehr vermehrt werden. — Man würde fünftens die Bischöfliche Bey- 
sitzer in seın Interesse einzuflechten, — auch Grundsätze, die eben den 
Bischöflichen Gerechtsamen nicht allerdings günstig, ihnen annehnlich zu 
machen, oder gar in seine Dienste zu ziehen, Mittel und Wege genug 
haben. — Da endlich hierdurch ein in den Konkordaten selbst enthaltener 
Punkt abgeändert werden sollte, so könnte es nicht ohne Mitbeystimmung 
der beyden paciscirenden Theile geschehen. * 

ı BlI22= E XXI. Der Beginn des Artikels ist äußerst zweideutig 
gefaßt und läßt die Vermutung zu, daß die Deputierten die erzbischöflichen 
Rechte auf göttlichen Ursprung zurückführen; daher wendet sich der Fürst- 
bischof von Speyer nicht mit Unrecht in seinem Antwortschreiben S. 56 
gegen diese Auffassung. 

2 Es handelt sich hierbei um die Inkraftsetzung des gleichzeitig mit 
der Punktation fertiggestellten, am 26. August 1786 von den Deputierten 
vollzogenen Geheimdekrets über die Reform der Kirchendisziplin, vgl. dar- 
über oben S. 11 Note 1 und S. 14 und 15, dessen Existenz dem Fürst- 
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rung knüpft sie die Bitte, der Kaiser möge mit dem Papst wegen der 
längstens in zwei Jahren erforderlichen Berufung eines National- 
konzils zur Beseitigung der seit den Wiener Konkordaten be- 
stehenden Beschwerden der deutschen Nation in Verbindung treten. 
Die Punktation übersieht dabei, daß es sich hier um ein Reichs- 
grundyesetz handelt, das nicht einseitig auf einem Nationalkonzil 
aufgehoben werden könnte. 


v1 


Mißt man die in der Emser Punktation niedergelegten Be- 
stimmungen einerseits an den Normen des damaligen katholischen 
Kirchenrechtes, andererseits an den in den jetzt zugänglich ge- 
wordenen Verhandlungsberichten niedergelegten Tendenzen und 
Anschauungen der Deputierten, sowie an der Kritik der Kurfürsten 
von Trier und Köln und des Fürstbischofs von Speyer, so kann man 
sich der von episkopalistisch-febronianisch gesinnten Zeitgenossen 
des Emser Kongresses bekämpften Anschauung, daß es sich hier 
um eine eigenartige Los-von-Rombewegung handelte, bei der alles 
nach den Interessen der einen göttlichen Ursprung ihrer Ansprüche 
postulierenden, sich in erster Linie als weltliche Landesfürsten 
gebarenden vier deutschen Erzbischöfe orientiert war, nicht mehr 
verschließen. Das rationalistisch-historizistische Mäntelchen, mit 
dem die Deputierten ihre aus allen Jahrhunderten der Kirchenrechts- 
geschichte zusammengetragenen jura primogenia Archiepiscoporum 
zu bedecken suchten, kann hierüber um so weniger hinwegtäuschen. 
als ihnen kein ius divinum, kein Kanon eines ökumenischen Kon- 
zils, kein Vertrag, kein Gewohnheitsrecht, kein Staatsrecht heilig 
war, wo es galt, die weltliche und kirchliche Omnipotenz ihrer 
Kommittenten zu fördern. Daß die wirklich notwendige Reform 
der kirchlichen Disziplin, die am besten in den erzbischöflichen 


bischof von Speyer, wie aus seinem Antwortschreiben S. 57 hervorgeht, 
vollständig verborgen blieb, ein Umstand, der ihm zu ungerechten Vor- 
würfen gegen die Deputierten Veranlassung gab. 

ı Vgl. Antwortschreiben S. 58. 
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Residenzen und den Dom- und Ritterstiftern ihren Ausgangspunkt 
genommen hätte, hierbei so sehr in den Hintergrund trat, daß 
man den Suffraganen nicht einmal die manches Gute enthaltende, 
zweite Punktation des Geheimdekrets über die Reform der Kir- 
chendisziplin zum Zwecke der Stellungnahme zugänglich machte, 
ist bei den obwaltenden, primären Bestrebungen, die kirchliche 
Interessen hloß als Mittel für den einen großen Zweck dienstbar 
zu machen suchten, begreiflich. Als eigentümliche Ironie der 
Kirchenrechtsgeschichte ist es daher zu betrachten, daß die große 
Säkularisation des vorigen Jahrhunderts trotz des schreienden Un- 
rechts, das sie der Kirche zufügte, sie durch die Verarmung, die 
sie ihr brachte, vor einem Wiederaufleben febronianischer Tenden- 
zen endgültig bewahrte und für die Reinigung der katholischen 
Kirche von Mißbräuchen unabsichtlich viel mehr wirkte als die 
Bewegung, deren Höhepunkt der Emser Kongreß markiert. 


Pfingsten 1915. 
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Zur Geschichte von Ernst Zimmermanns „Grundzügen 
einer evangelischen Kirchenverfassung“. 


Von 


Professor D. Dr. Wilhelm Diehl zu Friedberg. 


Im Jahre 1821 erschien in Darmstadt anonym ein Büchlein, 
das den Titel trägt: „Grundzüge einer evangelischen 
Kirchenverfassung mit besonderer Beziehung 
aufdie Verhältnisse des Großherzogtums Hes- 
sen.“ Zu seiner Zeit hat das Erscheinen dieser Schrift großes 
Aufsehen in und außer Landes erregt, und noch heute verdienen 
die „Grundzüge“ unsere Beachtung. Beides wird uns schon dann 
klar, wenn wir uns äußerlich ihren Inhalt ansehen. Der Verfasser 
handelt zuerst von dem Verhältnis der evangelischen Kirche zum 
Staate ($S 7 bis 14), dann — und zwar sehr gründlich — von den 
kirchlichen Behörden, die er geschaffen haben will: dem Gemeinde- 
Presbyterium, der Diözesan- oder Kreissynode, der Provinzial- 
synode und der Generalsynode ($ 15 bis 117) und kommt dann nach 
einer kurzen Darlegung über die kirchliche Geschäftsordnung 
(5 118 bis 126) auf das evangelische Pfarramt (die Vorbereitung 
zu ihm, die wissenschaftliche Fortbildung des evangelischen Pfar- 
rers, die Pfarrbesoldungen und die Besetzung erledigter Pfarreien) 
zu reden ($ 127 bis 169), um zum Schluß recht beachtenswerte 
Bestimmungen über die kirchlichen Visitationen ($ 170 bis 179), 
das Kirchenvermögen ($ 180 bis 197) und das Verhältnis der Schule 
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zur Kirche ($ 198 bis 210) anzufügen. Den Beschluß macht eine 
Beilage, betitelt: „Allgemeine Bemerkungen zu den Grundzügen 
einer evangelischen Kirchenverfassung“ (S. 119 bis 139). 

Wie uns schon dieser Ueberblick andeutet, handelt es sich 
bei der Schrift um den Versuch, eine presbyterial-synodale Ver- 
fassung zu entwerfen, die dabei so weit geht, daß die presbyterial- 
synodalen Körperschaften sogar als Behörden gelten. Das war 
selbstverständlich nur durchführbar auf der Grundlage einer eigen- 
artigen Neuregelung des Verhältnisses von Kirche und 
Staat. Charakteristisch sind folgende hierhergehörige Sätze der 
„Grundzüge“: „Die evangelische Kirche ist ein selbständiges 
Institut, und verwaltet ihre Angelegenheiten durch stellvertretende 
Behörden, welche theils frei von ihr gewählt, theils zwar von dem 
Staate ernannt werden, in jedem Falle aber nur aus wirklichen 
Gliedern derselben bestehen dürfen.“ — „Das gegenseitige Ver- 
hältniß zwischen Staat und Kirche ist eine Wechselwirkung; und 
damit die Zwecke beider Institute wirklich erreicht, aber auch 
zugleich verhütet werde, daß nicht von dem einen Anstalten und 
Verfügungen zum Nachtheile des anderen getroffen werden, so sind 
zwar die Behörden des Staats und der Kirche in der Hauptsache 
von einander unabhängig; aber doch findet unter ihnen gegen- 
seitig eine Art Controlle in den Gegenständen statt, bei wel- 
ehen das Kirchliche und das Politische sich berührt.“ — „Jeder 
kirchlichen Behörde wird daher vom Staate ein Bevollmächtigter 
beigegeben, welcher zwar an den Berathungen derselben keinen 
unmittelbaren Antheil nimmt, aber Einspruch thut, wenn die Ent- 
scheidungen der Kirche dem Staatszwecke zuwiderlaufen oder mit 
bestehenden Landesgesetzen im Widerspruch stehen sollten.“ — 
„Ebenso ist auf der andern Seite ein Geistlicher Beisitzer des 
Regierungs-Collegiums, ohne zwar an den Verhandlungen des- 
selben unmittelbaren Antheil zu nehmen, aber mit der Befugniß, 
Einspruch zu thun, wenn die Entscheidungen der Regierung dem 
Kirchenzwecke zuwiderlaufen, oder mit bestehenden und sanctio- 
nirten kirchlichen Gesetzen im Widerspruche stehen sollten.“ 

Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XXV. 1. 6 
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Erwähnt sei noch, daß die „Grundzüge“ den „Oberepisko- 
pat des Landesherren“ nur in ganz beschränktem Umfang 
gelten lassen und die Schule zu einem „reinen Staatsinstitut‘ 
machen, das „von der Kirche nicht abhängig und lediglich der 
Aufsicht und Leitung des Staats unterworfen ist“. Weiteres aus 
dem Büchlein mitzuteilen, liegt außerhalb des Zwecks _ dieser 
Arbeit. 

Ueber die Entstehungsgeschichte der „Grundzüge“, an denen 
niemand vorübergehen sollte, der die Geschichte der presbytenal- 
synodalen Kirchenverfassung, besonders in Hessen, verstehen will, 
war bisher nichts bekannt; ebensowenig über ihr weiteres Schick- 
sal. Ich möchte tiber beides aus neu gefundenen Akten allerlei 
mitteilen. 


L: 


Als Verfasser der Schrift wird in den biographischen Hand- 
büchern der hessischen VorzetErnst Zimmermann genannt, 
der zur Zeit der Abfassung des Büchleins Hofprediger in Darm- 
stadt war. Eine Begründung dieser Behauptung, die auch Glaue 
in seinem Artikel „Ernst Zimmermann“ in „Religion in Geschichte 
und Gegenwart“ Bd. V S. 2215 aufstellt, hat noch niemand ge- 
geben. Da es wichtig ist, den Verfasser zu kennen, möchte ich 
deshalb zuerst darlegen, weshalb man tatsächlich in dem Darm- 
städter Hofprediger Zimmermann den geistigen Vater der „Grund- 
züge“ zu sehen hat. Der Nachweis ist leicht erbracht. Die Ar- 
beit ist nämlich noch einmal veröffentlicht worden. Sie ist ım 
Jahr 1821 (in zwei Teilen) in den ersten Band, Heft 1 und 2. der 
„ Monatschrift für Predigerwissenschaften, herausgegeben von einer 
Gesellschaft evangelischer, besonders hessischer Geistlichen durch 
Ernst Zimmermann“ aufgenommen worden. In diesem Zweitdruck, 
der unter Benützung des Satzes des Erstdrucks zustande kam, 
trägt sie den Titel: „Grundzüge einer evangelischen Kirchenver- 
fassung. Mit erläuternden Anmerkungen und zwei Beilagen. 
von Ernst Zimmermann.“ Auch ist sie hier, außer mit 


Diehl, Ernst Zimmermanns „Grundzüge einer ev. Kirchenverfassung‘. 83 


zwei kleinen Zusätzen, mit einer Vorbemerkung versehen, in der 
Zimmermann schreibt: „An nichts ist die theologische Literatur 
der letzteren Jahre reicher, als an Schriften über die Bedürfnisse 
der evangelischen Kirche und an Vorschlägen zur Begründung 
einer neuen Kirchenverfassung. Unter diesen Umständen würde 
ich schwerlich jemals daran gedacht haben, ebenfalls meine Stimme 
über diesen hochwichtigen Gegenstand abzugeben, wenn nicht 
einebesondere Aufforderung deshalb an mich 
ergangen wäre. Zur Oeffentlichkeit war indessen diese Schrift 
eigentlich nicht bestimmt. Daß ich sie gleichwohl hier nieder- 
lege, hat seinen Grund in dem Wunsche, nicht blos über das 
Ganze, sondern auch über die einzelnen Gegenstände sachverstän- 
dige Urtheile zu sammeln.“ Wir haben aber noch einen viel 
durchschlagenderen Beweis für die Autorschaft Zimmermanns. Bei 
unseren Akten liegt ein vom 23. Juni 1821 datiertes Schreiben 
Zimmermanns an den hessischen Staatsminister du Thiıl, aus 
dem hervorgeht, daß Zimmermann die „Grundzüge“ im Auftrage 
des Ministers ausgearbeitet und dem Druck übergeben hat, dessen 
Kosten, wie aus anderen Aktenstücken hervorgeht, am 28. Oktober 
1822 auf Verfügung des Staatsministeriums denn auch die groß- 
herzogliche Hauptstaatskasse übernahm. Der Anfang dieses Schrei- 
bens lautet: „In der Anlage habe ich die Ehre, Ew. Excellenz 
ein gedrucktes Exemplar der auf Hochdero Aufforderung von mir 
entworfenen Grundzüge einer evangelischen Kirchenverfassung 
unterthänig zu übersenden. Ich habe das Ganze vor dem Ab- 
drucke nochmals genau durchgegangen und Vieles zu verbessern, 
schärfer zu bestimmen oder durch erläuternde Anmerkungen zu 
motiviren gesucht; und Rücksprache mit einer großen Anzahl 
Geistlichen aus allen Theilen des Landes hat mich in der Hoffnung 
bestärkt, daß es mir gelungen sein dürfte, alle wesentlichen Be- 
dürfnisse der Kirche beachtet, und nichts Unausführbares oder 
dem Interesse des Staates Widerstreitendes in Vorschlag gebracht 
zu haben. Bedeutender Widerspruch von Seiten der Geistlichkeit 
dürfte daher wohl nur bei denen zu erwarten sein, deren persön- 
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liches Interesse, deren Unwürdigkeit, Selbstsucht oder Ehrgeiz 
ihnen die Fortdauer des bisherigen Schlendrians wünschenswerth 
macht. Früchte dieser Art machen sich aber sogleich von selbst 
kenntlich. Und da es nun überall mein Bestreben gewesen ist, 
ein Verhältnis zwischen Staat und Kirche anzunehmen, wobei zwar 
die Kirche sich frei bewegt, der Staat aber in jedem Augenblicke 
den Zügel in der Hand behält, um jeder ungebührlichen Anma- 
Gung zu wehren, so möchte wohl auch eine so liberale Regierung, 
wie die unsrige, um so geneigter sein, wenigstens die Haupt- 
grundsätze zu genehmigen.“ 


2. 


Nachdem wir festgestellt haben, daß Zimmermann die „Grund- 
züge* tatsächlich verfaßt hat, kommt es nunmehr darauf an, die 
weiteren Geschicke der in den „Grundzügen“ niedergelegten Vor- 
schläge zu verfolgen. Zimmermann hatte sich für die weitere 
Behandlung seines Buchs einen festen Plan geschaffen. Er über- 
mittelte ihn dem Staatsminister du Thil in dem bereits erwähnten 
Schreiben in Gestalt von drei Wünschen. Sie lauten: „1. Der 
Gegenstand selbst macht es zwar bereits in hohem Grade wün- 
schenswerth,daß rechtbaldein entscheidender Schritt 
von Seiten des Geh. Staatsministeriums geschehe. Ein besonderer 
Grund erhöht indessen noch diesen Wunsch. Da nämlich des von 
Gagernschen Antrags auf Besserung des Zustandes der protestau- 
tischen Kirche in dem Landtagsabschiede nicht gedacht worden 
ist, und da ich doch früher in Auftrag Ew. Excellenz vielen Geist- 
lichen die Versicherung ertheilte, Hochdieselben würden Sich gleich 
nach Beendigung des Landtags ihrer thätig annehmen, so ist, wie 
ich höre, aus diesem scheinbaren Widerspruche bei einem großen 
Theile der Geistlichkeit ein Zustand der Mutb- und Hoffnung: 
losigkeit hervorgegangen, welchem nur dadurch ein Ende gemacht 
werden könnte, wenn Ew. Excellenz so bald als möglich 
diese Grundzüge an die Geistlichen versenden zu lassen die Gnade 
baben wollten.“ 
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2. „Da vorauszusehen ist, daß ein großer Theil der bisherigen 
unteren Behörden, Inspectoren, auch Kirchenräthe, aus persön- 
lichem Interesse an einer neuen kirchlichen Ordnung kein Gefallen 
haben wird, so wäre sehr zu wünschen, daß das Hochpreißliche 
Geh. Staatsministerrium es den Geistlichen zur Pflicht 
machte, ihr Gutachten mit rücksichtsloser Wahrheitsliebe abzu- 
statten, und daß das höchste Rescript gedruckt, und so sicher 
durch die Mittelbehörden in jede Diöcese gebracht würde.“ 

3. „Um den Kabalen keinen zu weiten Spielraum zu lassen, 
wäre zu wünschen, daß ein Zeitraum von nicht mehr 
als höchstens von zwei Monaten von dem Datum des 
Ministerialrescriptes vestgesetzt würde, binnen welches die einzel- 
nen Gutachten an die höchste Stelle eingesandt werden müßten. 
Wollten dann nach Verlauf dieses Zeitraums Ew. Excellenz die 
Gnade haben, die eingesandten Actenstücke mir mitzutheilen, so 
würde ich einen vollständigen Actenauszug Punkt für Punkt einem 
mit Papier durchschossenen Exemplare der Grundzüge beischrei- 
ben, die gemachten Einwendungen oder anderweitigen Vorschläge 
einer sorgfältigen Prüfung unterwerfen, und sodann die ganze, 
von allen Seiten beleuchtete Sache Ew. Excellenz zur weiteren 
Verfügung zurückgeben. Ich wünsche dieß und wage sogar da- 
rum zu bitten, theils weil ich dadurch Veranlassung erhielte, noch 
genauer zu entwickeln, was sich pro und contra sagen läßt, theils 
weil ich in den Stand gesetzt würde, Ew. Excellenz eine müh- 
same Arbeit zu ersparen. Die zur Versendung an die Geistlichen 
bestimmten Exemplare werden im Laufe der nächsten Woche ge- 
heftet, und ich sehe nun weiteren Befehlen entgegen, wann und 
wohin ich sie senden soll.“ 

Zimmermann wollte hiernach in erster Linie die Geistli- 
chen befragt wissen. Erst nachher sollte die ganze Angelegen- 
heit an die kirchlichen Behörden kommen. Dieser Wunsch 
wurde ihm aber nicht erfüllt. Vorerst erhielt er keinen Bescheid. 
Schuld war daran die Tatsache, daß acht Tage nach seinem Be- 
richt eine Eingabe, unterzeichnet von Kirchenrat Pilger, Pfarrer 
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Hüffell und Professor Roth zu Friedberg, Inspektor Reiber 
zu Echzell, Pfarrer Pfaff zu Heuchelheim, Pfarrer Görtz zu 
Melbach und Pfarrer Landmann zu Assenheim, die „sich im 
Auftrag des größeren Theils der Wetterauischen Geistlichkeit“ zur 
Ausarbeitung eines „Planes zu einer Synodalverfassung für das 
Großherzogthum Hessen vereinigt hatten“, bei dem Ministerium 
einlief, in der angefragt ward, ob die Unterzeichner der Eingabe 
ihren Plan „höberen Orts vorlegen dürften“. Als Grund für 
dies Bittgesuch war angegeben, daß man vernommen habe, „es 
werde an einer zeitgemäßeren Verfassung der protestantischen 
Kirche in Hessen gearbeitet“. Den Bittstellern wurde am 6. Juli 
geschrieben, man „werde mit Vergnügen ihre Privatansichten 
über diesen Gegenstand vernehmen und denselben die geeignete 
Rücksicht schenken“; auf Zimmermanns Eingabe aber kam der 
Vermerk: „reproducatur, wenn die von der Geistlichkeit zu Fried- 
berg zu äußernde Privatansichten einlangen werden.“ Am 13. Au- 
gust lief der „Plan der Friedberger“ ein, unterschrieben von den- 
selben Persönlichkeiten, die die erste Eingabe unterschrieben 
hatten, außer Roth und Landmann, für die als Ersatz der Inspek- 
tor Leun zu Butzbach eingetreten ist. Der vom 3. August da- 
tierte Plan trägt den Titel: „Grundzüge einer Synodal-Verfassung 
für die evangelische Kirche des Großherzogthums Hessen als unmaß- 
geblicher Vorschlag mehrerer Hessischen Geistlichen.“ Auf 13 
Seiten in Folio handelt er ganz kurz von „Veranlassung und 
Zweck dieses Vorschlags“. „Begriff und Wesen einer Synodal- 
verfassung nach rein evangelischen Prinzipien“ und „Einrichtung 
der Synodalverfassung“ (a) Presbyterium, b) Kreissynode, c) Pro- 
vinzialsynode, d) Generalsynode). Auch nach Einlauf dieses „Plans 
der Friedberger“ bekam Zimmermann noch keinen Bescheid. Er 
hat ihn offiziell überhaupt nie erhalten. Seine „Grundzüge“ wur- 
den vielmehr, statt den Geistlichen, mitsamt dem Plan der Fried- 
berger und den bisher erwachsenen Akten am 22. August dem 
Kirehen- und Schulrat protestantischer Deputation zu Darmstadt mit 
dem Auftrag übersandt, darüber „seine Ansichten mitzutheilen*. 


Diehl, Ernst Zimmermanns „Grundzüge einer ev. Kirchenverfassung“. 87 


d. 


Der Kirchen- und Sehulrat votierte particulariter; doch so, 
daß die Vota, die bereits erstattet waren, dem jeweiligen votie- 
renden Nachfolger vorlagen. Am 13. September votierte das 
Mitglied dieser Behörde Leidhecker, dann folgte am 24. Sep- 
tember das Votum von Stamm, am 29. September das Votum 
von Berchelmann, am 16. Oktober das Votum von Wagner, 
am 20. Oktober das Schlußvotum des Präsidenten Kekule. 

Alle Votanten kamen zu einem vernichtenden Urteil sowohl 
über den „Plan der Friedberger“ wie insbesondere Zimmermanns 
„Grundzüge“. Neben diesem Gemeinsanen, der schlechthinigen 
Ablehnung, ist den Voten noch etwas anderes gemeinsam: die 
Entrüstung über die „empörende“ Art, wie Zimmermann die be- 
stehenden Verhältnisse kritisiert habe. Es ist äußerst interessant, 
sich die Hauptgedanken, die die Kirchen- und Sehulratsmitglieder 
gegen Zimmermann vorbringen, zu vergegenwärtigen. Wir tun 
dies in nachfolgender Zusammenstellung. 


I. Leidhecker geht in seinem Votum von der Feststellung 
des „rechten Verhältnisses von Kırche und Staat“ 
aus, wie er es in den „Aussprüchen des Stifters der christlichen 
Religion“ begründet findet, und übt von dem hierdurch gewon- 
nenen Boden aus an den Vorschlägen Zimmermanns scharfe Kri- 
tik. Das rechte Verhältnis von Kirche und Staat, wie er es sich 
denkt, schildert er in folgenden Sätzen: „Die Kirche, sagt man, 
hat blos innere religiöse und moralische Zwecke, der Staat blos 
äußere, politische Zwecke. Ich sage, der höchste Zweck des 
Staates ist Beförderung der Humanität. Wenn sich nun die 
Zwecke des Staats besser von moralischen als unmoralischen Bür- 
gern erreichen lassen, so wird ihm ein Institut, das kirchliche, 
welches sich die Beförderung der Moralität zur besonderen Auf- 
gabe gemacht hat, ehrwürdig seyn. Weil aber dieses Institut da 
ist, den höchsten Zweck des Staats zu befördern, so folgt daraus, 
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daß es von dem Staate abhängig, folglich ihm untergeordnet 
ist. Nichts widerspricht den Anforderungen des Staatsrechts mehr, 
als das Begehren, daß der Staat die Kirche als eine neben sich 
bestehende unabhängige Macht anerkenne und sein Rechtsverhält- 
niß durch einen Vertrag bestimmen soll. Die Religion besteht 
freilich neben der Staatsgewalt, aber die Kirche als eine äußere 
Erscheinung kann nur im Staate und unter der Staatsgewalt 
bestehen.... Die Natur der Gesellschaft verträgt sich nur mit 
einer Macht in ihr; und hierin liegt schon ein Hauptgrund zu 
verhindern, daß die Kirche eine besondere Macht bilde. Wenn das 
Kirchenthum eine äußere Macht gewinnt, so ist sie, um sich als 
solche darzustellen, genöthigt, die ihr gegenüberstehende Macht 
des Staats aus allen Kräften zu bekämpfen. Aus einem solchen 
Verhältniß kann nur gesellschaftliches Elend hervorgehen, wie es 
denn in allen Zeiten daraus hervorgegangen ist. Was seine Wirk- 
samkeit nur durch Freiheit hat, verändert nothwendig sein gan- 
zes Wesen, wenn es von der Gewalt unterstützt wird. Die evan- 
gelische Kirche hat keine äußere Macht und darf sie nicht haben, 
weil eine solche ohne hierarchische Abstufung und Zwangsmittel 
nicht bestehen kann. Daraus ergibt sich von selbst, was der 
Kirche und dem Staat zukommt. Der Kirche kommt nichts zu 
als 1. die innern Angelegenheiten derselben, die Verbreitung der 
auf Religion und Sittlichkeit sich beziehenden Wahrheiten des 
christlichen, auf eigene Ueberzeugung gebauten Glaubens; und da 
diese ohne völlige Freiheit des Gewissens nicht möglich ist, so 
hat sie das Recht, diese Gewissensfreiheit als eine der ersten 
Menschenrechte zu behaupten. Sie hat 2. durchaus kein Richter- 
amt, kein Strafrecht. Das Einzige, wodurch sie wirken kann und 
soll, sind Gründe. 3. In Ansehung des Aeußern, der Kirchen- 
polizey, Kirchenzucht, Anordnung der Feste, des öffentlichen 
Gottesdienstes, Besetzung der Kirchenämter, Verwaltung der 
Kirchengüter etc. hat sie das Recht, ihr Gutachten an den Staat 
abzugeben, aber kein Recht zu befehlen, oder in dieser Absicht, 
ohne Zuziehung des Staats, wirksam zu seyn... .. Die Kirche hat 
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keine andre Gewalt und darf keine andre haben wollen als die 
Gewalt der Wahrheit.... Aus dem Gesagten läßt sich auch das 
Dienstverhältniß der Geistlichen am sichersten bestimmen. Die 
Geistlichen sind Staatsdiener. Erstens weil sie den höchsten 
Zweck des Staats befördern sollen, zweitens weil sie der Staat 
allein anstellen kann.“ 

Von den soeben dargelegten Grundanschauungen über das 
Verhältnis von Kirche und Staat aus mußte sich für Leidhecker 
selbstverständlich im Blick auf Zimmermanns Vorschläge der Satz 
ergeben: sie sind zu verwerfen. „Die Einführung der vor- 
geschlagenen Kirchenverfassung wäre (seiner An- 
sicht nach) nachtheilig für den Staat wie für die 
Kirche.“ Für den Staat, da Zimmermanns „Verfassung“ 
„völlige Unabhängigkeit der Kirche vom Staat“ fordert und außer- 
dem „den Staat auch noch in ein höchst unwürdiges Verhältnis 
gegen die Kirche setzt“, „durch die Art nämlich, wie sie Vor- 
sorge trifft, daß die Kirche in Verfolgung ihres Zwecks nicht ge- 
hemmt werde“. Für die Kırche, da sie ihr eine durchaus nicht 
in ihrem Interesse liegende „feindliche Stellung gegen den Staat“ 
gibt, „den Geistlichen und Synoden eine allzugroße Macht über 
die Gemeindeglieder und zuviel Gewalt in Absicht auf die Leitung 
der kirchlichen Angelegenheiten einräumt“, die Geistlichen durch 
eine Menge Schreibereien von ihrem eigentlichen Beruf als Lehrer 
und Seelsorger“ abzieht, und endlich bei ihrer Durchführung einen 
allzugroßen Kostenaufwand nötig machen würde. Zum Schluß 
macht Leidhecker noch einige Einzelausstellungen an Zimmer- 
manns Vorschlägen, kritisiert kurz mit einigen Sätzen die „ge- 
mäßigteren und bescheideneren und darum beachtungswertheren*“, 
aber von ihm auch nicht gebilligten Wünsche und Vorschläge der 
oberhessischen Geistlichen urd gibt dann eine Zusammenstellung 
über das, „wodurch das Beste der evangelischen Kirche in Hessen 
gefördert werden könnte“. Er faßt seine pia desideria, die alles 
enthalten, was seiner Ansicht nach zur Reform des hessischen 
Kirchenwesens notwendig ist, in sechs Punkten zusammen. 
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„Meine Wünsche“, schreibt er, „beschränken sıch auf Fol- 
gendes: 

1. möchte ich Presbyterial- und Amtskirchenkonvente einge- 
führt sehen. Einen Verordnungs-Entwurf haben wir bereits der 
höchsten Staatsbehörde vorgelegt, 

2. wünschte ich eine zweckmäßige Verordnung über die Sonn- 
tagsfeier, worüber wir ebenfalls unsere Ansıchten der höchsten 
Staatsbehörde vorgelegt haben, 

3. einen eignen Strafkodex für die Geistlichen, wornach un- 
würdige Prediger rücksichtslos von ihrem Amt entfernt würden. 

4. Anstalten für eine angemessenere Vorbereitung der an- 
gehenden Theologen, 

5. eine Verordnung hinsichtlich der Besoldungen der Geist- 
lichen, die, zum größten Nachtheil ihrer Amtswirksamkeit, bis 
jetzt größtentheils auf den Ertrag der Pfarrgüter, des Zehndens, 
der Accidenzien etc. angewiesen sind, 

6. endlich und vor allem immer größere Verbesserung unsers 
Schulwesens. Je mehr der Kinder Geist und Herz für Religiosi- 
tät und Moralität erwärmt und ihre Denkkraft entwickelt und ge- 
übt wird, desto melır werden sie, als Erwachsene, für den höhern 
Unterricht des Geistlichen empfänglich seyn. Durch die Realı- 
sierung dieser unzielsetzlichen Vorschläge möchte zwar nicht das 
kirchliche Leben, aber doch, was unendlich mehr ist. das 
religiös sittliche Leben der evangelischen Christen ge- 
fördert werden.“ 


II. Viel schärfer als Leidhecker geht gegen Zimmermanns 
und der oberliessischen geistlichen Vorschläge der zweite Votani. 
Stamm, vor. Wir begreifen das, da er in mißverständlicher 
Auffassung der Vorschläge meint: diese gingen nicht nur darauf 
hinaus, „Kirche und Staat zu trennen“, sondern auch „eine geist- 
liche Herrschaft, eine Priesterherrschaft neu zu begründen“ und 
„die durch die Reformation theuer errungene Freiheit von der 
Herrschaft der Geistlichkeit im Großherzogthum Hessen zu ver- 
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nichten“. Sein besonderer Zorn richtet sich gegen den Verfasser 
der „Grundzüge“, der „ohne Kenntniß und ohne Berücksichtigung 
des Verhältnisses der protestantischen Kirche zum Staat und ohne 
die Rechte der Mitglieder der protestantischen Kirche zu be- 
achten, dasjenige mit großer Anmaßung und Unbescheidenheit 
bis ins kleinste Detail ausgesprochen hat, was die protestantische 
Kirche, oder vielmehr mehrere protestantische Geistlichen eigent- 
lich verlangen“. Er findet es „unbegreiflich“ und „empörend*, 
wie der Verfasser der „Grundzüge“ im einzelnen die Notwendig- 
keit einer Loslösung vom Staat begründet hat. Unter vollständi- 
ger Billigung der Gedanken seines Kollegen Leidhecker führt er 
in seinem Gutachten als einen weiteren Grund, weshalb man den 
Vorschlägen nicht folgen dürfe, den Satz aus: daß ım Fall 
der Einführung der neuen Kirchenverfassung 
eine das Recht des einzelnen Gemeindeglieds 
sowie des Staats vernichtende vollständige 
„geistlicheDespotie* inHessen einziehen werde. 
Wir geben einige der wichtigsten Sätze, die in diesem Zusammen- 
hang in Stamms Gutachten enthalten sind. Er schreibt: 

„Neben dem guten Zeitgeist, der Großes hervorgebracht hat, 
muß nothwendig, so lehrt es die Geschichte unserer Zeit, noch ein 
böser Zeitgeist, ein wahrer Dämon, existiren. Ob er, wie uns 
ein öffentliches Blatt verkündete, auf dem Main gesehen worden 
ist, weiß ich nicht. Dieser böse Zeitgeist, dessen auch in der 
Druckschrift Erwähnung geschieht, ist es, welcher sich vom Staat 
loszureissen und dem Staat Rechte zu entziehen sucht, ohne welche 
derselbe in seiner Würde und dem ihm unumgänglich nothwendi- 
gen Ansehen fortliin nicht bestehen kann. Dieser böse Zeitgeist 
hat es hervorgebracht, daß beinahe jeder herrschen und befehlen, 
und Niemand mehr gehorchen will. Und diesem bösen Zeitgeist, 
diesem unaufhörlichen Streben nach Herrschaft, hat man es, mei- 
ner Ueberzeugung nach, auch zu verdanken, daß überspannte 
Geistliche der protestantischen Kirche — denn das protestantische 
Volk, die Mitglieder der protestantischen Kirchspiele, haben es 
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noch nie verlangt — die Kirche vom Staat losreissen wollen. ... 
Die Ansprüche und Anmaßungen, so wie sie in den Anlagen 
enthalten sind, halte ich nicht nur für höchst verderblich und 
nachtheilig für Staat und Kirche, sondern auch darum nicht für 
ausführbar, weil sie sich mit den wesentlichen Grundsätzen des 
Protestantismus, mit den unveräußerlichen Rechten des Staats 
nicht vereinbaren, und mit der, nur durch die bürgerliche Gesetz- 
gebung und durch die Gesetze der Religion und Moral beschränk- 
ten Freiheit dereinzelnen protestantischenGe 
meindeglieder niclıt vereinigen lassen. 

Zwey Gewalten im Staat können nicht nebeneinander be- 
stehen; sie werden sich immer nur feindselig gegeneinander über- 
stehen und berühren ; sie würden nur Unordnungen und chaoti- 
sche Verwirrungen stiften, und alles Gute, was die unter dem 
Staat stehende Kirche hervorbringen kann, würde für den Staat 
und seine Bürger verlohren gehen. Für den Protestanten, der 
sich der Priesterherrschaft entzogen hat, kann es keine andere 
Behörde, welche für bürgerliche und kirchliche Ordnung zu sor- 
gen hat, als die Staatsregierung geben; der Protestant kann 
in seinem kirchlichen Verein keinen weltlichen Rang der Geist- 
lichen und keine weltliche Macht derselben einführen lassen, er 
kann und wird es nicht dulden, daß das Amt protestantischer 
Religionslehrer in päbstliche Anmaßungen ausartet, sondern die 
Diener seiner Kirche bleiben dem Staat für alles verantwortlich, 
sie handeln nur in dessen Namen, sind beauftragt von ihm und 
der Landesherr, als Kirchenregent, ıst es, welcher kirchliche Ge- 
setze zu geben und zu handhaben hat, und welchem die Oberauf- 
sicht über das gesamte kirchliche Wesen zusteht. .... 

Meiner Einsicht nach ist derjenige Staat, welcher diese Kır- 
chenverfassung in sich aufblühen und reifen ließe der eigene Ge- 
fangene der protestantischen Kirche, er kann sich nicht mehr frey 
bewegen, ohne der Kirche von allen seinen Handlungen Rechen- 
schaft zu geben, und der bereits gebahnte Weg bis zur heiligen 
Inquisition, unter welche der Staat selbst wahrscheinlich dem- 
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nächst gestellt würde, dürfte nicht mehr weit entfernt seyn. 
Würde in diesem Sinn eine protestantische Kirche im Großher- 
zogthum Hessen gegründet, so könnte dieselbe von der pro- 
testantischen Christenheit der übrigen Länder als ihren bisherigen 
Confessions-Verwandten nicht mehr anerkannt werden. Denn die 
hessische protestantische Kirche hätte sich — und dafür wolle 
uns Gott bewahren — in dem Grundprincip des Protestantismus, 
der Freiheit von allem Priesterjoche und aller Priesterherrschaft, 
von den übrigen protestantischen Kirchen-Gemeinden anderer Län- 
der getrennt. Sie hätte den Ausspruch ihres großen Lehrers: 
Mein Reich ist nicht von dieser Welt, mit Füßen getreten.“ 


III. Hinter den beiden bisher besprochenen Gutachten treten 
die drei letzten — von Berchelmann, Wagner und Kekule — an 
Umfang und Inhalt zurück. Berchelmann bringt als neuen 
Grund, weshalb man die Kirchenverfassung unter keinen Umstän- 
den gebrauchen könne, den Satz vor: daß die vorgeschlagene 
„republikanisch-aristokratische Kirchenverfassung“ auf alle Fälle 
in den standesherrlichen Gebieten nicht eingeführt werden 
könne, da das allerhöchste Edikt vom 17. Februar 1820 dem 
offenbar entgegenstehe. Im übrigen teilt er vollständig die An- 
sicht seiner Kollegen. Sein Gesamturteil über Zimmermanns 
Grundzüge ist in den Sätzen enthalten: „So wie jener Monarch 
einst sagte: Der Staat, das bin ich!, eben so möchten auch viele 
Geistliche gern sagen: Die Kirche, das sind Wir!, bedenken aber 
nicht, daß sie die Kirche nicht bilden können, und auch ebenso- 
wenig, sie zu repraesentiren berufen sind. Es ist eine große An- 
maßung, daß den unter dem Nahmen von Presbyterien, Kreis- 
synoden, Provinzial- und Generalsynoden zu bildenden Behörden 
Geschäfte übertragen werden sollen, welche Kenntnisse des Civil- 
und Kirchenrechts, der Landesverordnungen und des Rechnungs- 
wesens erfordern, welche Kenntnisse aber der großen Mehrzahl 
der Geistlichen entweder ganz oder zum Theil abgehen, und 
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welche Geschäfte sie ohne den allergrößten Nachtheil ihres eigent- 
lichen Berufs nicht einmal zu besorgen im Stande wären.“ 


IV. Wagner ist ebenfalls mit seinen Kollegen in der Ver- 
urteilung „dieser excentrischen, ungemessenen und unzeitigen Vor- 
schläge einstimmig“, die er in gleiche Linie mit der „Unzahl 
schwindlichter Plane zu neuen weltbeglückenden Staatsverfassun- 
gen“ stellt, wie sie von „den unberufensten Menschen aller Clas- 
sen in den letzten drey Decennien geschmiedet“ worden sind. Indem 
die „Grundzüge“ ein „neues weltbeglückendes sogenanntes 
kirchliehes Leben im Geiste des Mittelalters hervorrufen“ 
wollen, statt dem „eigentlichen heiligen Zweck der Kirche“ ent- 
sprechend auf Schaffung „lebendigen Christentums“ 
(„nicht Kirchenthums“) auszugehen, sind auch sie ein Erzeugnis 
des modernen „Schwindelgeistes“ und deshalb entschieden zurück- 
zuweisen. Nach diesen grundsätzlichen Aeußerungen beleuchtet 
er die praktische Seite der Sache. Er gießt die Schale seines 
Hohnes über die Anordnungen aus, die hinsichtlich der Geschäfte 
der Dekane in den verschiedenen Zweigen der ihnen zugewiesenen 
Arbeiten gegeben werden, und rechnet aus, daß der Pfarrer, der 
zugleich Dekan ist, im Jahr nicht weniger als 5 Monate 22 Tage 
durch seine Kreis- und Provinzial-Kirchen- und Schulgeschäfte 
seiner Gemeinde entzogen sei. Zum Schluß fragt er — was bei 
einem um das hessische Schulwesen hochverdienten Mann begreif- 
lich ist — ob es denn wirklich „räthlich sei, die Schule von der 
Kirche los zu reissen“ und beendigt sein Gutachten mit einer 
Unterstreichung des Leidheckerschen Vorschlags, man möge doch 
recht bald der „Errichtung eines theologischen Seminariums“ näher 
treten. 


V. Kekule endlich gibt in seinem Schlußvotum zu erkennen, 
daß er „seinen hochgeehrtesten Herrn Kollegen“ in ihrer Kritik 
und ihren positiven Vorschlägen völlig beitrete, und erörtert noch- 
mals die Frage vom Verhältnis von Kirche und Staat vom Stand- 
punkt des bestehenden Rechts aus. 
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4. 


Am 25. Oktober 1821 wurden die vota particularia der Mit- 
glieder des Kirchen- und Schulrats an das höchstpreißliche Mini- 
sterıum des Innern und der Justiz eingereicht. Das erste, was 
das Ministerium daraufhin tat, war, daß eine Untersuchung ein- 
geleitet ward. Bei dem Durchlesen des „Friedberger Planes* 
hatte Berchelmann festgestellt, daß der unter ihm stehende 
Name des Pfarrers Görtz von Melbach nicht von diesem selbst, 
sondern von dem Butzbacher Inspektor Leun unterschrieben war, 
und an die Konstatierung dieser Tatsache in seinem Referat einige 
Bemerkungen über „manche Geistliche* geknüpft, „die keinen 
Glauben und kein Zutrauen verdienen, auch Handlungen begehen, 
die sie selbst vielleicht für sehr unschuldig und verzeihlich halten 
mögen, ein jeder andere aber, der Gesetz und Ordnung achtet, 
für sehr strafbar erkennen muß“. Diese Feststellung gab dann 
dem Präsidenten des Kirchen- und Schulrats, Kekule, Veranlas- 
sung zu einer Bemerkung, an der das Geheime Ministerium un- 
möglich vorübergehen konnte. Er schrieb nämlich: „Eine nicht 
empfehlungswürdige Initiative für das projektirte neue evange- 
lische Kirchen-Regiment.* Die Folge dieser nebenbei in die Re- 
ferate von Berchelmann und Kekul& aufgenommenen Bemerkungen 
war, daß die Sache gründlich untersucht und dem Inspektor Leun, 
der tatsächlich in Abwesenheit des Pfarrers Görtz dessen Namen 
mit verstellter Hand unter die Eingabe gesetzt hatte, am 30. April 
1822 wegen seiner „an Tag gelegten tadelnswerthen Unbesonnen- 
heit“ ein schriftlicher Verweis erteilt ward. 

Außer dieser Untersuchung erfolgte von seiten des Ministe- 
rıums hinsichtlich der von Zimmermann und den Friedbergern an- 
geregten neuen Kirchenverfassung nichts mehr. Die in dem Titel 
des Zweitdrucks von Zimmermanns Grundzügen (vgl. Monatschrift 
für Predigerwissenschaften Bd. I, S. 1) versprochene zweite 
Beilage hat Zimmermann nie geliefert. Er begründet das auf 
Seite 121 der erwähnten Zeitschrift (in Heft 2 des ersten Bandes) 
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mit der Anmerkung: „Verhältnisse, welche seit dem Abdrucke der 
ersten Hälfte dieses Entwurfes eingetreten sind, machen eine da- 
mals angekündigte zweite Beilage überflüssig.“ 

Trotz dieser vollständigen Ablehnung der Zimmermannschen 
Grundzüge von seiten des Kirchen- und Schulrats und des Staats- 
ministeriums wurde im Jahre 1823 noch einmal der Versuch gemacht, 
eine Umgestaltung der hessischen Kirchenverfassung nach Zimmer- 
manns Grundzügen herbeizuführen. Am 25. Sept. dieses Jahres lief 
bei dem Großherzog eine Eingabe der Geistlichen des Inspekto- 
rats Gladenbach ein, in der nach einer kurzen Darlegung dessen, 
was der Kirche des Großherzogtums Hessen fehle, die Bitte aus- 
gesprochen ward, der Großherzog wolle „die Grundzüge einer- 
seits den versammelten Landständen zur Berathung vorlegen, an- 
dernseits aber den einzelnen Conventen befehlen lassen, über die 
an jenen Grundzügen etwa zu machenden Modificationen ihre 
Stimme an eine eigene, wenigstens zur Hälfte, oder zwey Drit- 
theilen aus gewählten Geistlichen zusammengesetzte und mit dem 
Landtage in Verbindung stehende Commission ebenfalls abzuge- 
ben, sodann die Resultate der beiderseitigen Prüfung allerhöchst 
sich vorlegen lassen und hierauf unserer evangelischen Kirche eine 
daraus hervorgehende Verfassung geben, derer dieselbe so sehr 
bedarf“. Die Eingabe kam kurzer Hand ad acta. Damit war 
das Schicksal von Zimmermanns „Grundzügen“ besiegelt. Es 
dauerte zehn Jahre, bis ein Teil der ihnen enthaltenen Vorschläge 
Gesetz ward; 50 Jahre, bis ein zweiter Teil in die Kirchenverfas- 
sung Aufnahme fand. In den Rest, der noch bleibt, ist Vieles 
enthalten, was heute auf dem Gebiet der Reform der Kirchenver- 
fassung ernsthaft erwogen wird. 
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Gesetze, Verordnungen, Entscheidungen u. dergl. im 
evangelischen Kirchenrecht. 


Von 


Konsistorialrat Dr. Gebser in Königsberg (Pr.). 
(Fortsetzung und Schluß von 1913.) 


In Braunschweig erging im Jahre 1913 das Gesetz über 
die Gemeindeschulen (vom 5. April 1913) aus welchem folgende 
Bestimmungen bemerkenswert sind: 


VI. Schulbesuch und Schulpflicht. 
$ 14. 


1. Kinder, die katholisch oder in der jüdischen Religion er- 
zogen werden, nehmen am Religionsunterricht der Gemeindeschule 
vorbehaltlich der Bestimmungen zu 2 nur auf Antrag des Er- 
ziehungsberechtigten teil. Der Antrag muß schriftlich gestellt oder 
zu Protokoll des Vorsitzenden im Schulvorstande erklärt werden. 
Die Zulassung kann vom Schulvorstande aus erheblichen Gründen 
versagt werden. 

Kinder von Dissidenten im Sinne des $ 1 des Gesetzes vom 
25. März 1873 Nr. 62 werden auf einen den obigen Vorschriften 
entsprechenden Antrag des Erziehungsberechtigten vorbehaltlich 
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der Bestimmungen zu 2 von der Teilnahme am Religionsunterricht 
der Gemeindeschule befreit. 

2. Nimmt ein Kind nach obigem am Religionsunterricht der 
Gemeindeschule nicht teil, so ist der Erziehungsberechtigte oder 
sein Stellvertreter verpflichtet, anderweit für angemessenen Relı- 
gionsunterricht zu sorgen. Ueber die Angemessenheit entscheidet 
im Streitfalle der Bezirksschulinspektor und, wo ein solcher nicht 
zuständig ist, der Schulleiter. Für das Beschwerdeverfahren ist 
die Bestimmung des $ 12 zu 3 Satz 2 und 3 maßgebend. Wird die 
Verpflichtung nicht erfüllt, so sind 

a) Kinder von Dissidenten im obigen Sinne ohne weiteres und 

b) Kinder, die katholisch oder in der jüdischen Religion er- 
zogen werden, alsdann zur Teilnahme am Religionsunterricht der 
Gemeindeschule verpflichtet, wenn der zur religiösen Fürsorge für 
solche Kinder zuständige Geistliche der Teilnahme schriftlich zu- 
stimmt. 

3. Für Kinder evangelisch-lutherischen Bekenntnisses in den 
Landschulen erstreckt sich die Schulpflicht auch auf die Teilnahme 
an der für den Schulort bestimmten kirchlichen Kinderlehre der 
Landeskirche. Die Erstreckung dieser Vorschrift auf Bürger- 
schulen und die Erstreckung der Schulpflicht für Kinder refor- 
mierten Bekenntnisses auf die Teilnahme an einer kirchlichen 
Kinderlehre ihres Bekenntnisses ist im Wege der Satzung zulässig. 


VI. Der Schulvorstand. 
S 18. 


Jede Gemeindeschule soll einen Schulvorstand haben. In den 
evangelisch-lutherischen Gemeindeschulen können nur Mitglieder 
der evangelisch-lutherischen Kirchengemeinden (Kirchengemeinde- 
ordnung $ 7) Mitglieder des Schulvorstandes sein. In der refor- 
mierten Gemeindeschule in Veltenhof müssen die Mitglieder des 
Schulvorstandes entweder dem reformierten oder dem evangelisch- 
lutherischen Bekenntnisse angehören. 
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Mehrere Schulen einer Gemeinde oder eines Schulverbandes 
haben einen gemeinschaftlichen Vorstand. 

Die Landesregierung kann beim Vorliegen besonderer Ver- 
hältnisse Abweichungen von diesen Bestimmungen beschließen. 


$ 20. 

I. In den Landschulen der einzelnen Ortsgemeinden besteht 
der Schulvorstand aus: 

1. denjenigen Geistlichen, dem der Vorsitz in dem für die 
Ortsgemeinde zuständigen evangelischen Kirchenvorstande obliegt, 
oder, wenn besondere Gründe vorliegen, einem von dem Konsisto- 
rium mit Genehmigung des Staatsministeriums zu berufenden an- 
deren Geistlichen, in der reformierten Schule in Veltenhof einem 
vom Presbyterium der reformierten Gemeinde in Braunschweig mit 
Genehmigung des Staatsministeriums zu berufenden Geistlichen 
dieser Kirchengemeinde, 

2. dem Gemeindevorsteher, 

3. dem etwaigen Schulleiter ($ 39 II’), sonst dem ersten 
Lehrer usf. 

II. In Schulverbänden besteht der Schulvorstand aus: 

l. demjenigen Geistlichen, dem der Vorsitz in dem evangeli- 
schen Kirchenvorstande der Schulortsgemeinde obliegt, beim Vor- 
liegen besonderer Gründe einem anderen Geistlichen nach der 
Vorschrift zu LI’, 

2. den Gemeindevorstehern des Schulverbandes, 

3. dem Leiter oder Lehrer gemäß 1? usf. 


8 21. 

I. In den Bürgerschulen besteht der Schulvorstand aus: 

1. dem Vorsitzenden des Stadtmagistrats (dem Gemeindevor- 
steher) oder falls dieser nach $ 18 Satz 2 nieht Mitglied sein kann, 
einem danach geeigneten, vom Stadtmagistrate (Gemeinderate) zu 
wählenden anderen Mitgliede der Gemeindebehörde, 

2. demjenigen Geistlichen, dem der Vorsitz in dem für die 


Ortsgemeinde zuständigen evangelischen Kirchenvorstande obliegt, 
7 * 
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beim Vorhandensein mehrerer Kirchenvorstände demjenigen von 
dem Konsistorium zu bestimmenden Geistlichen, der Vorsitzender 
eines der Vorstände ist, 

3. dem Leiter der Schule usf. 


8 23. 

I. Der Vorsitz im Schulvorstande steht 

1. in den Landschulen und in den Bürgerschulen der Flecken 
dem dem Schulvorstande angehörigen Geistlichen, 

2. in den Bürgerschulen der Städte dem dem Vorstande an- 
gehörigen Mitgliede des Stadtmagistrats zu. 

Bei Behinderung tritt 

zu 1: der Gemeindevorsteher, 

zu 2: das geistliche Mitglied ein. 


XIV. Die Schulaufsicht. 
A. Grundsätzliche Regelung. 
$ 32. 

1. Die Beaufsichtigung des Schulwesens der Landschulen und 
solcher Bürgerschulen, deren Leiter weder als solche im Haupt- 
amte noch als staatliche Seminardirektoren angestellt sind, wird 
durch Bezirksschulinspektoren ausgeübt. 

2. Die Beaufsichtigung der der Bezirksschulaufsicht nicht 
unterstellten Bürgerschulen erfolgt unmittelbar durch das Kon- 
sistorium. 

3. Die Mitglieder der Lehrkörper der staatlichen Seminare 
sowie Leiter, Unterleiter und Lehrkräfte der Gemeindeschulen sind 
verpflichtet, nach Bestimmung des Konsistoriums im Schulauf- 
sichtsdienste Aushilfe und Vertretung zu leisten. Die etwaigen 
Unkosten und Vergütungen sind vom Staate zu tragen. 


B. Bezirksschulaufsicht. 
& 383. 
1. Die Bezirksschulinspektoren sind als Staatsbeamte anzu- 
stellen und aus der Zahl der praktisch bewährten Schulmänner 
oder besonders geeigneter Geistlicher zu entnehmen. 
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2. Das Amt eines Bezirksschulinspektors umfaßt die Aufsicht 
über die gesamten Verhältnisse der Gemeindeschulen und über 
die Lehrkräfte nach allen Richtungen. Die Bezirksschulinspek- 
toren sind die Vorgesetzten des Schulpersonals. 

Die Aufsicht des Bezirksschulinspektors beschränkt sich je- 
doch hinsichtlich desjenigen lehrplanmäßigen Religionsunterrichts, 
der von einem im Pfarramte angestellten Geistlichen erteilt wird, 
auf das Recht, dem Unterrichte beizuwobnen, etwaige Bedenken 
außerhalb der Unterrichtsstunden mit dem Geistlichen zu bespre- 
chen und mangels Beseitigung der. Bedenken auf diesem Wege, 
die Entscheidung des Konsistoriums herbeizuführen. 

3. Die Bezirksschulinspektoren sind verpflichtet, auf Anwei- 
sung des Staatsministeriums die Schulaufsicht auch bei anderen 
Schulen wahrzunehmen. 

4. Die Bezirksschulinspektoren sind befugt, von der gesamten 
Geschäftsführung des Schulvorstandes Kenntnis zu nehmen und 
seinen Sitzungen beizuwohnen. Bei Beanstandung von Beschlüssen 
des Schulvorstandes haben sie die Entscheidung des Konsistoriums 
einzuholen, sind jedoch in dringlichen Fällen befugt, die Ausfüh- 
rung der beanstandeten Beschlüsse einstweilen zu untersagen. Die 
Bezirksschulinspektoren sind berechtigt, den Vorsitzenden des 
Schulvorstandes zur Einberufung einer Vorstandssitzung zu ver- 
anlassen und mangels Folgeleistung eine solche Sitzung selbst 
anzuberaumen. 


C. Das Konsistorium als Landesschulbehörde. 
8 35. 


I. Die Leitung des gesamten Gemeindeschulwesens und dem- 
gemäß die Aufsicht über die Gemeindeschulen, ihr Vermögen und 
das ungeteilte Vermögen der Schul- und Opfereistellen ($ 27 II), 
den Schulbetrieb, die Lehrkräfte und die örtlichen wie die Be- 
zirksschulbehörden liegt dem Konsistorium ob, dem stets ein im 
Schulwesen besonders bewährtes Mitglied angehören muß. ... 

Il. Das Recht des Konsistoriums, die Aufsicht über den Re- 
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ligionsunterricht in den evangelisch-lutherischen Gemeindeschulen 
zu regeln und zu überwachen, bleibt neben diesem Gesetze ın 
Kraft. 


XV. Rechtsverhältnisse der Leiter und Lehr- 
kräfteanden Gemeindeschulen. 


D. Sonderbestimmung für Lehrer mit Kirchenant in der Landes 
kirche. 


8 50. 

Die Rechtsverhältnisse der Lehrer in bisher fest verbundenen 
Schul- und Kirchenstellen (vgl. $ 27 II zu 6) werden folgender- 
maßen geregelt: 

1. Die bisherige feste Verbindung einzelner Schulstellen mit 
dem Opferei- und Organistenamt oder einem dieser Aemter kommt 
jeweils mit Erledigung der jetzigen Besetzung eines solchen fest 
verbundenen Amts in Wegfall. 

2. Unterliegen solche bislang verbundenen Stellen Wahl- oder 
Patronatsrechten, so regelt sich der Inhalt dieser Rechte hinsicht- 
lich des Schulamts fortan nach $ 42 mit der Maßgabe, daß das 
Recht jeweils bei Erledigung des Kirchenamts zur Ausführung 
gelangt. 

In allen anderen Fällen steht der Höchsten Stelle das Recht 
zu, das Kirchenamt unter Berlicksichtigung des $ 82 Abs. 3 der 
Kirchengemeindeordnung nach freiem Ermessen einem Lehrer der- 
jenigen Gemeindeschule zu übertragen, an deren Sitz der Kirchen- 
dienst zu verrichten ist. Die Uebertragung des Kirchenamts kann 
jederzeit widerrufen werden, wenn es das dienstliche Interesse 
erfordert. 

3. Jeder Lehrer an einer Landschule ist verpflichtet, in seiner 
Kirchengemeinde den Opferdienst und, wenn er dazu geeignet ist, 
auch den ÖOrganistendienst zu übernehmen. Für Lehrer an den 
der Bezirksschulaufsicht nicht unterstellten Bürgerschulen besteht 
eine solche Verpflichtung nicht. 

4. Ist der Kirchendienst eines Lehrers regelmäßig alle Sonn- 
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tage vormittags und nachmittags zu leisten, so soll die Vergütung 
jährlich 450 M. betragen. Ist der Dienst regelmäßig alle Sonn- 
tage einmal zu leisten, so soll die Vergütung jährlich 360 M. 
betragen. Für Kirchendienst abweichenden oder geringeren Um- 
fangs wird die Jahresvergüitung nach Anhörung des Kirchenge- 
meinderates und des Schulvorstandes an der Hand der obigen 
Sätze vom Konsistorium in angemessener Höhe bestimmt. Gegen 
diese Festsetzung ist Beschwerde an das Staatsministerium zu- 
lässig, das endgültig entscheidet. 

5. Die Vergütungen gelten bei Bemessung des Ruhegehalts 
und hinsichtlich der Fürsorge für die Hinterbliebenen als Teil des 
Diensteinkommens im Sinne des $ 78 und der sonst einschlägigen 
gesetzlichen Bestimmungen, wenn der Lehrer das Kirchenamt bis 
zum Ausscheiden aus dem Dienste bekleidet hat oder dieses Am- 
tes auf seinen Antrag wegen körperlicher Gebrechen vorher ent- 
hoben ist. Als Dienstzeit kommen nur diejenigen Jahre in Be- 
tracht, in denen der Lehrer seit seiner Anstellung den Kirchen- 
dienst versehen hat. Ist die Jahresvergütung für den Kirchen- 
dienst während der Dienstzeit eines Lehrers eine verschieden hohe 
gewesen, so ist für die Berechnung des Ruhegehaltes der Durch- 
schnittsbetrag maßgebend. 

6. Die Vergütungen werden aus der Schulkasse gezahlt. 

Zu ihrer Deckung haben beizutragen: 

a) die Kirchengemeinden, 

b) der Staat 
je 25 vom Hundert der gesetzlichen oder der dieser entsprechend 
niedriger festgestellten Vergütung (s. oben zu 4). 

In gleicher Weise erfolgt die Beitragsleistung zu dem auf 
die Vergütungen entfallenden Teile des Ruhegehalts. 

7. Im Falle der Aufhebung der Gemeinschaft an einem un- 
geteilten Stellenvermögen ($ 27 IL°) kann durch den Auseinander- 
setzungsvertrag 

a) entweder bestimmt werden, daß die Beitragspflichten der 
Schulkasse und der Kirchengemeinde zu den Vergütungen ab- 
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weichend von den Vorschriften zu 6 geregelt werden, daß aber 
im übrigen auch ferner nach den Vorschriften zu 1 bis 6 verfahren 
werde, oder es kann 

b) vereinbart werden, daß die Vergütung für den Kirchen- 
dienst fortan aus der Kirchenkasse erfolgt. 

Wird die letztere Vereinbarung getroffen, so leistet der Staat 
auch ferner einen Beitrag von 25 vom Hundert der Vergütung 
für den Kirchendienst, soweit diese die Sätze zu 4 nicht über 
steigt. Die Besetzung des Kirchenamts erfolgt alsdann nach $ 82 
Abs. 1 der Kirchengemeindeordnung. Die Verpflichtung der Lehrer 
zur Uebernahme des Kirchenamts bleibt nach den Vorschriften 
zu 3 bestehen, wenn die Bezüge nach den Vorschriften zu 4 und 5 
von der Kirchengemeinde gewährleistet werden. 

8. Die Rechtsverhältnisse solcher Lehrerstellen, die z. Zt. mit 
dem Amte eines Hilfspredigers fest verbunden sind, bleiben un- 
berührt. 


Ferner wurden erlassen die nachstehend genannten beiden 
Gesetze: 


[4 


a) Kirchengesetz, betr. die Gebühren für geistliche Amtshand- 
lungen und für Kirchenzeugnisse. Vom 11. Juni 1913. 


| 81. 

Die durch das Gesetz vom 31. Mai 1871 Nr. 33, betr. die 
Aufhebung der Stolgebühren und Opfer usw., nicht abgelösten, 
den Pfarrern oder Pfarrstellen zustehenden Gebühren für geist- 
liche Amtshandlungen, soweit noch ein Recht zu ihrer Erhebung 
besteht, sowie die Gebühren für Kirchenzeugnisse fließen in die 
Kirchenkasse der Kirchengemeinde. 

Hinsichtlich der Gebühren für geistliche Amtshandlungen 
können die Kirchengemeinderäte, in der Stadt Braunschweig die 
Kirchenvorstände, beschließen, daß sie für besondere Zwecke der 
Kirchengemeinde (z. B. Gemeindepflege) verwendet werden sollen. 
Ueber die Verwendung der Gebühren für Kirchenzeugnisse be- 
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schließen in den zum Stadtkirchenverbande gehörigen Gemeinden 
der Stadt Braunschweig die Organe des Stadtkirchenverbandes. 

Die Kirchengemeinderäte, in der Stadt Braunschweig die Or- 
gane des Stadtkirchenverbandes, sind befugt, die Aufhebung oder 
Ermäßigung von Gebühren zu beschließen. Dieser Beschluß be- 
darf der Genehmigung des Herzoglichen Konsistoriums. 

In besonderen Fällen ist der Pfarrer befugt, die Gebühren 
für geistliche Amtshandlungen ganz oder teilweise zu erlassen. 

$ 2. 

Den Pfarrern ist es nicht gestattet, für geistliche Amtshand- 
lungen und Kirchenzeugnisse außer den in $ 1 bezeichneten Ge- 
bühren noch Gebühren oder Geschenke anzunehmen. 

8 3. 

Auf diejenigen Pfarrstellen, welche ihren Inhabern zur Zeit 
des Inkrafttretens dieses Kirchengesetzes ein höheres als das ge- 
setzliche Diensteinkommen gewähren, finden die vorstehenden Vor- 
schriften so lange keine Anwendung, bis der Pfarrinhaber staat- 
lichen Zuschusses zur Erfüllung des gesetzlichen Diensteinkom- 
mens bedarf oder die Stelle zur Erledigung kommt. | 

Für die gegenwärtig im Amte befindlichen Pfarrer der Stadt- 
kirchengemeinden in Braunschweig bleibt es hinsichtlich der Ge- 
bühren für geistliche Amtshandlungen bei den bisherigen Bestim- 
mungen; in den Stadtkirchengemeinden in Braunschweig treten 
daher die vorstehenden Bestimmungen jedesmal erst bei Erledi- 
gung einer Pfarrstelle für diese in Kraft. Soweit zurzeit die Ge- 
bühren für Kirchenzeugnisse anderen Personen als den Pfarrern 
zustehen, hat es dabei bis zu ihrem Ausscheiden aus dem Amte 
sein Bewenden. 

$ 4. 

Die Höhe der Gebühren wird durch Kirchenverordnung fest- 

gesetzt. 
| $ 5. 

Die zur Ausführung dieses Kirchengesetzes etwa weiter nö- 

tigen Anordnungen erläßt Unser Herzogliches Konsistorium. 
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8 6. 
Dieses Kirchengesetz tritt am 1. April 1914 in Kraft. 
Alle, die es angeht, haben sich hiernach zu achten. 


b) Kirchengesetz, betreffend die Ordnung der kirchlichen Trauer- 
feier bei Feuerbestattungen. Vom 11. Juni 1913. 


Einziger Paragraph. 


Kirchliche Trauerfeiern bei Feuerbestattungen sollen in der 
evangelisch-lutberischen Kirche des Landes in der Form abge- 
halten werden, welche in der anliegenden Ordnung der kirchlichen 
Trauerfeier bei Feuerbestattungen vorgeschrieben ist. 

Alle, die es angeht, haben sich hiernach zu achten. 

Ordnung der kirchlichen Trauerfeier bei Feuerbestattungen, 

Der Geistliche beginnt mit folgenden Worten: 

Im Namen Gottes des Vaters und des Sohnes und des heili- 
gen Geistes. Amen. 

Also spricht der Herr in seinem heiligen Worte: 

Der Mensch, vom Weibe geboren, lebt kurze Zeit und ist 
voll Unruhe. Er geht auf wie eine Blume und fällt ab; er fliehet 
wie ein Schatten und bleibet nicht (Hiob 14). 

[Durch einen Menschen ist die Sünde in die Welt gekommen, 
und der Tod durch die Sünde, und ist also der Tod zu allen 
Menschen hindurch gedrungen, dieweil sie alle gesündigt haben 
(Röm. 5)]. 

Der Tod ist der Sünde Sold; aber die Gabe Gottes ist das 
ewige Leben in Christo Jesu unserm Herrn (Röm. 6). 

Denn also spricht der Herr: 

[Wahrlich, wahrlich, Ich sage euch, wer mein Wort höret 
und glaubet dem, der mich gesandt hat, der hat das ewige Leben 
und kommt nicht in das Gericht, sondern er ist vom Tode zum 
Leben hindurchgedrungen (Joh. 5)]. 

Ich bin die Auferstehung und das Leben, wer an mich slan- 
bet, der wird leben, ob er gleich stürbe, und wer da lebet und 
glaubet an mich, der wird nimmermehr sterben (Joh. 11). 


® 
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Leben wir, so leben wir dem Herrn, sterben wir, so sterben 
wir dem Herrn. Darum wir leben oder sterben, so sind wir des 
Herrn (Röm. 14). 

[Lasset uns beten mit den Worten des 90. Psalms ... . 
ee et oder 130. Psalmes ... 2.222.220.) 


Bemerkung: 

Wo eine Abkürzung wünschenswert erscheint, können einige, 
namentlich die eingeklammerten Schriftstellen in Wegfall kommen. 
Es kann auch mit dem 90. oder 130. Psalm begonnen und dann 
mit den vorstehenden Trostsprüchen [(Joh. 5)], Job. 11, Röm. 14 
fortgefahren werden, etwa mit der Ueberleitung: 

Höret nun aber auch den Trost unseres christlichen Glau- 
bens: Also spricht der Herr: .... Auch ist es gestattet, statt 
des 90. oder 130. Psalmes eine der in der Agende für die evan- 
gelisch-lutherischen Kirchen des Herzogtums als Schriftlektionen 
bei Begräbnissen dargebotenen Lektionen zu wählen, sofern sie 
nicht auf Beerdigung der Leichen Bezug nehmen, 

z. B. Psalm 39, 5—8 und 13. 
Joh. 14, 13. 17, 24. 
Röm. 8, 14—18. 

1. Petri 1, 3—9. 
Offb. Joh. 1, 8. 17. 18. 


Hierauf folgt die Trauerrede des Geistlichen. Danach spricht 
er also: 

Da es dem allmächtigen Gott gefallen hat, diesen unseren 
entschlafenen Bruder (diese unsere entschlafene Schwester) aus 
dieser Zeitlichkeit abzurufen, so befehlen wir seine (ihre) Seele in 
die Gnade des Herrn, unseres Gottes. Denn Jesus Christus ist 
um unserer Sünde willen dahingegeben und um unserer Gerechtig- 
keit willen auferwecket. Sind wir mit Christo gestorben, so glau- 
ben wir, daß wir auch mit ıhm leben werden. Jesus Christus ist 
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die Auferstehung und das Leben, wer an ihn glaubt, der wird 
leben, ob er gleich stürbe.. Der Tod ist verschlungen in den 
Sieg. Tod, wo ist dein Stachel, Hölle, wo ist dein Sieg? Gott 
sei Dank, der uns den Sieg gegeben hat durch unsern Herrn Je- 
sum Christum. Amen. 

Lasset uns beten: 

Herr, erbarme dich unser; 
Christe, erbarme dich unser; 
Herr, erbarme dich unser. 

Ewiger, allmächtiger Gott, wir sagen dir Dank für alle 
Barmherzigkeit und Treue, die du diesem unserem entschlafenen 
Bruder (dieser unserer entschlafenen Schwester) in seinem (ihrem) 
Leben erwiesen hast, für allen leiblichen und geistlichen Segen. 
den er (sie) aus deiner väterlichen Hand so reichlich empfangen 
hat. Erfülle mit deinem Troste die Herzen aller, die über seinen 
(ihren) Heimganug betrübt sind, auf daß sie nicht trauern wie 
solche, die keine Hoffnung haben, sondern im Glauben aufstehen 
auf unsern Herrn Jesum Christum, der dem Tode die Macht ge- 
nommen und Leben und unvergängliches Wesen ans Licht gebracht 
hat. Uns aber lehre bedenken, wie bald auch unser Leben ein 
Ende hat, und auch wir davon müssen und verleihe uns deine 
Gnade, daß wir in steter christlicher Bereitschaft vor dir erfunden 
werden und dereinst, wenn unser letztes Stündlein kommt, ein- 
gehen mögen in dein ewiges Himmelreich, und mit allen in dei- 
nem Frieden uns schon vorangegangenen Gerechten, dich loben 
und preisen in Ewigkeit. Amen. 

Vater unser. 
Segen. 

Bemerkung: 

Statt obigen Gebets kann auch ein freies oder eins der im 
Anhange der Agende zur Ordnung des Begräbnisses enthaltenen 
Gebete gewählt werden, sofern niclıt in denselben Bezug genom- 
men ist auf das Begräbnis. 


nm nn 
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Aus Oldenburg ist zu erwähnen 


a) das Gesetz, betr. Fürsorge für die Witwen und Waisen von 
Pfarrern, die vor dem 1. Januar 1904 bzw. vor dem 9. Mai 1909 
gestorben sind. Vom 8. Januar 1913. 

Einziger Paragraph. 

Der Großberzogliche Oberkirchenrat wird ermächtigt, die 
Vorteile der Gesetze vom 19. Dezember 1903, betreffend Fürsorge 
für die Witwen und Waisen der Pfarrer usw. und vom 3. Mai 
1909, betreffend Aenderung des Gesetzes vom 19. Dezember 1903, 
betreffend Fürsorge für die Witwen und Waisen der Pfarrer usw., 
den Witwen und Waisen auch derjenigen Pfarrer zuzuwenden, 
welche vor dem 1. Januar 1904 bzw. vor dem 3. Mai 1909 ge- 
storben sind, soweit die Mittel der Allgemeinen Pfarrwitwen- 
und Waisenkasse dies gestatten. 


b) das Gesetz, betr. Aenderung des Gesetzes vom 16. Dezember 
1864, betr. die Benutzung der Kirchenstühle und der Grab- 
stellen. 

Vom 29. Januar 1913. 


Art. IL 
Das Gesetz vom 16. Dezember 1864, betreffend die Be- 
nutzung der Kirchenstühle und Grabstellen, wird folgendermaßen 
geändert (folgen die einzelnen Aenderungen) ': 
Art. 11. 


Die Bestimmungen des Art. 13 Abs. 3 und 4 finden auf 
schwebende Verfahren Anwendung. 


Art. I. 


Der Oberkirchenrat wird ermächtigt, den Text des Gesetzes, 
wie er sich aus den ÄAenderungen und Zusätzen ergibt, durch 
das Gesetz- und Verordnungsblatt bekannt zu machen. Dabei 
können entbehrliche Fremdwörter ausgenierzt und Aenderungen 
in der Fassung vorgenommen werden. 
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Im Anschluß hieran erging die 


Bekanntmachung des Oberkirchenrats, betr. die Fassung des Ge 
setzes, betr. die Benutzung der Kirchenstühle und Grabstellen. 
Vom 7. Februar 1913. 


Auf Grund des Artikels III des Gesetzes vom 29. Januar 
1913, betreffend Aenderung des Gesetzes vom 16. Dezember 1864, 
betreffend die Benutzung der Kirchenstühle und der Grabstellen 
wird der Text des Gesetzes vom 16. Dezember 1864, betreffend 
die Benutzung der Kirchenstühle und der Grabstellen mit den 
später erfolgten Aenderungen in nachstehender Fassung bekannt 


gemacht. 
Oldenburg, 7. Februar 1913. 
Oberkirchenrat. 
v. Finckh. Rust. 


Danach lautet das Gesetz, betreffend die Benutzung der 
Kirchenstühle und Grabstellen, jetzt folgendermaßen: 


I. Von Kirchenstühlen und Grabstellen im allgemeinen. 
Art. 1. 

$ 1. Sämtliche Kirchenstühle in den Kirchen, sowie sämt- 
liche Grabstellen auf den Kirchhöfen einer Kirchengemeinde ge- 
hören zum Kirchenvermögen dieser Gemeinde und stehen unter 
Aufsicht des Kirchenrats. Die Kirchengemeinde darf, abgesehen 
von den Fällen des Art. 38 1 und & 3 Abs. 2, Kirchenstühle 
nicht veräußern. 

8 2. An den in Privatbesitz übergegangenen Kirchenstühlen 
und Grabstellen steht den Besitzern nur ein ausschließliches Ge- 
brauchsrecht zu, das vererbt und veräußert und dessen Ausübung 
auch anderen Personen unentgeltlich oder gegen Vergütung ein- 
geräumt werden kann. Eine Veräußerung ist nur nach Maßgabe 
der Bestimmungen in den Absätzen 2 und 3 zulässig. 

Das Recht darf, abgesehen von den in Art. 1 $ 3 ange- 
gebenen Fällen, nur an die Kirchengemeinde veräußert werden. 
Die Kirchengemeinde ist auf Antrag der Berechtigten zur Ueber- 
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nahme unter Zahlung einer billigmäßigen Entscheidung verpflich- 
tet. Für die Festsetzung der Entschädigungssumme sind die Be- 
stimmungen des Art. 3 8 2 maßgebend. 

Das Recht an Kirchenstühlen und an Grabstellen, welches 
vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes erworben ıst, kann an Dritte 
veräußert werden, jedoch ist die Kirchengemeinde zum Verkauf 
berechtigt. Der Verkauf ist in diesem Falle nur gültig, wenn die 
Bedingungen dem Kirchenrat schriftlich mitgeteilt sind und dieser 
erklärt, von seinem Verkaufsrecht keinen Gebrauch machen zu 
wollen, oder innerhalb zweier Monate nach Empfang der Mittei- 
lung überhaupt keine Erklärung abgibt. Im übrigen finden die 
Bestimmungen der $$ 504—512 des Bürgerlichen Gesetzbuches 
entsprechende Anwendung. 

8 3. Das Recht an Kirchenstühlen und Grabstellen geht, 
wenn es nachweisbar dem jeweiligen Eigentümer eines Hauses 
oder einer Landstelle zusteht, mit dem Hause oder der Landstelle 
auf den Erwerber über. 


I. Vonder Benutzung der Kirchenstühleinsbe- 
sondere. 


Art. 2. 

$ 1. Jede Veränderung oder Ausbesserung der Kirchenstühle 
bedarf der Genehmigung des Kirchenrats. 

S 2. Der Kirchenrat ist befugt, zu verlangen, daß die Be- 
sitzer innerhalb einer zu bestimmenden Frist jede im allgemeinen 
Interesse der Gemeinde für notwendig oder zweckmäßig befundene 
Veränderung oder Ausbesserung der Kirchenstühle auf ihre Kosten 
ausführen. Zeigt sich ein Besitzer darin säumig, so wird das 
Erforderliche auf seine Kosten vom Kirchenrate zur Ausführung 
gebracht. Werden die vom Kirchenrate aufgewandten Kosten 
nicht in der zu bestimmenden Zeit erstattet, so ist der Besitzer 
unter Hinweis auf den ihm drohenden gesetzlichen Nachteil noch- 
mals zur Erstattung aufzufordern. Kommt er auch dieser Auf- 
forderung nicht nach, so wird angenommen, daß er auf sein Ge- 
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brauchsrecht verzichtet; der Kirchenstuhl fällt dann an die Kır- 
chengemeinde zur gemeinsamen Benutzung zurück. 

$ 3. Ist der Besitzer trotz sorgfältiger Nachforschung nicht 
zu ermitteln oder sein Aufenthalt nicht festzustellen, so «enügt 
eine Aufforderung ($ 2) durch Anschlag in dem Gitterkasten und 
durch einmalige Bekanntmachung in den Oldenburgischen Anzei- 
gen und in einer oder mehreren andern vom Kirchenrat zu be- 
stimmenden Zeitungen. 


Art. 3. 


$ 1. Im allgemeinen Interesse der Gemeinde kann der Kir 
chenrat im Einverständnisse mit dem Kirchenausschusse beschlie- 
ßen, daß einzelne Kirchenstühle von den Plätzen, wo sie sich be- 
finden, auf Kosten der Kirchenkasse weggenommen werden. Die Be- 
sitzer haben dagegen kein Widerspruchsrecht, sind aber mit ihren 
etwaigen Einwendungen vorher zu hören und haben das Recht zu 
verlangen, daß ihnen nach Wahl des Kirchenrats entweder andere 
Stühle zum ausschließlichen Gebrauche angewiesen werden, oder 
daß ihnen eine billigmäßige Entschädigung gewährt wird. 

$ 2. Die Entschädigungssumme wird vom Kirchenrate mit 
den Kirchenstuhlbesitzern vereinbart, und wenn dieses nicht ge 
lingt, durch Schätzer ermittelt, von denen der Kirchenrat und die 
Entschädigungsberechtigten je einen bestellen. Können die beiden 
Schätzer sich nicht einigen, so haben sie einen Dritten als Ob- 
nıann zuzuziehen. Können sie sich auch über dessen Person nieht 
einigen, so hat der Vorstand der Kreissynode ihn zu wählen. Der 
Obmann bestimmt die Entschädigungssumme, aber innerhalb der 
Grenzen der vorliegenden beiden Schätzungen. 

8 3. Bei Neubauten oder gänzlichen Umbauten von Kirchen 
ist ein Privatbesitz an Kirchenstühlen ausgeschlossen ; eine Ent- 
schädigung der bisherigen Besitzer findet nicht statt. 

Aus besonderen Gründen können Ausnahmen vom Kirchen- 
rat beschlossen werden. Der Beschluß bedarf der Genehmigung 
des Oberkirchenrats. | 
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Art. 4. 

Wohnt der Besitzer eines Kirchenstuhls außerhalb der Ge- 
meinde oder gehört er nicht dem evangelischen Bekenntnis an 
und wird der Stuhl von Berechtigten nicht benutzt, so kann der 
Kirchenrat ihn während dieser Zeit, unbeschadet der Rechte des 
Besitzers, der gemeinsamen Benutzung überlassen. 

Durch übereinstimmenden Beschluß des Kirchenrats und des 
Kirehenausschusses kann angeordnet werden, daß die während 
eines Gottesdienstes bis zu einem bestimmten Zeitpunkte nicht 
benutzten Kirchenstühle für diesen Gottesdienst der gemeinsamen 
Benutzung anheimfallen. 

Das Verschließen von Kirchenstühlen ist nicht zulässig. 
Diese Bestimmung findet auf die Kirchenstühle des Großherzog- 
lichen Hauses keine Anwendung. Im übrigen kann für einzelne 
Stühle aus besonderen Gründen vom Kirchenrat eine Ausnahme 
beschlossen werden. 


Il. Von der Benutzung der Grabstellen insbe- 
sondere. 


Art. 5. 

Die Grabstellen auf den Kirchhöfen werden 

a) entweder auf Verwesungszeit zur Benutzung ausgegeben 
und stehen in diesem Falle nach Ablauf dieser Zeit wieder zur 
Verfügung des Kirchenrats; 

b) oder einzelnen Personen zum Gebrauche gemäß Art. 182 
überlassen. 

Die Verwesungszeit beträgt bei allen Grabstellen für Leichen 
von Kindern bis zum vollendeten 5. Lebensjahre 10, für Leichen 
älterer Personen 25 Jahre, vom Tage der Beerdigung an gerech- 
net. Vor Ablauf der Verwesungszeit darf die Grabstelle nicht zu 
einer anderen Beerdigung benutzt werden. Diese Bestimmung 
findet keine Anwendung auf Grabkeller. 

Aschenurnen können in Grabstellen beigesetzt werden. Eine 
Beisetzung, welche in der Weise erfolgt, daß die Urne äußerlich 
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sichtbar bleibt, bedarf der Zustimmung des Kirchenrats. Die Zu- 
stimmung kann allgemein erteilt werden. 


Art. 6. 

$ 1. Die Gebühr, welche an die Kirchenkasse für die Erwer- 
bung einer Grabstelle auf Verwesungszeit oder zu ausschließlichem 
Gebrauch zu zahlen ist, wird vom Kirchenrat ım Einverständnisse 
mit dem Kirchenausschuß festgesetzt. 

8 2. Wird die Erlaubnis erteilt, einen über den Erdboden 
erhöhten Begräbniskeller anzulegen, so ist dafür eine besondere 
Gebühr in Betrage von 15 M. für jedes Quadratmeter an die 
Kirchenkasse zu zahlen. Die Gebühr steigt auf das Doppelte. 
wenn die Erhöhung mehr als 30 cm, auf das Dreifache, wenn sie 
mehr als 60 cm beträgt usw. Bei Festsetzung der Gebühr bleibt 
der Schluß- oder Deckstein des Begräbniskellers außer Berech- 
nung. 


Art. 7. 

$ 1. Ohne Genehmigung des Kirchenrats darf kein Gewölbe, 
Keller oder Grab angelegt oder geöffnet, keine Aschenurnen auf- 
gestellt, kein Denkmal und keine Einfriedigung gesetzt, keine 
Inschrift angebracht und kein Baum gepflanzt werden. 

$ 2. Der Kirchenrat ist befugt, von den Besitzern der Grab- 
stellen zu verlangen, daß sie innerhalb einer zu bestimmenden 
Frist verfallene Grabstellen, Denkmäler und Einfriedigungen auf 
ihre Kosten wieder herstellen oder ganz entfernen und überhaupt 
diejenigen Einrichtungen treffen, welche durch Beschluß des Kır- 
chenrats im allgemeinen Interesse für notwendig oder zweckmäßig 
erachtet werden. Zeigt sich ein Besitzer darin säumig, so wird 
auf seine Kosten das Erforderliche vom Kirchenrate ausgeführt. 
Werden die vom Kirchenrate für den Besitzer aufgewandten Ko- 
sten innerhalb einer zu bestimmenden Frist nicht erstattet, so 
wird der Besitzer nochmals unter Hinweis auf den drohenden ge- 
setzlichen Nachteil zur Zahlung aufgefordert. Bleibt auch diese 
Aufforderung ohne Erfolg, so wird angenommen, daß der Besitzer 
auf sein Recht verzichtet. Das Gebrauchsrecht fällt wieder auf 
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die Kirche zurück; jedoch sind den früheren Besitzern die auf der 
Grabstelle befindlichen Denkmäler mit einer Frist von mindestens 
drei Monaten zur Verfügung zu stellen. 

$ 3. Die Bestimmung des Art.2 $ 3 komnit auch hier zur An- 
wendung. 

Art. 8. 

$ 1. Wird ein Begräbnisplatz im allgemeinen Interesse ge- 
schlossen, so haben die Besitzer von Grabstellen keinen Anspruch 
auf Entschädigung. Bei Anlegung eines neuen Kirchhofs können 
sie jedoch für die Grabstellen, welche nicht belegt sind, die un- 
entgeltliche Ueberlassung einer gleichen Anzahl neuer Grabstellen 
verlangen. 

$ 2. Im allgemeinen Interesse der Gemeinde kann vom Kir- 
chenrate, im Einverständnisse mit dem Kirchenausschusse die 
gänzliche Aufhebung einzelner Grabstellen auf Kosten der Kirchen- 
kasse beschlossen werden. Die Besitzer haben dagegen kein Wi- 
derspruchsrecht, sind aber mit ibren etwaigen Einwendungen vor- 
her zu hören und haben das Recht, die Anweisung anderer Grab- 
stellen in gleicher Zahl zum ausschließlichen Gebrauche zu ver- 
langen. 

$ 3. Besondere Kirchhofsordnungen können vom Kirchenrat 
mit Genehmigung des Oberkirchenrats erlassen werden. 


IV. Vonder Führung der Kirehenstuhlregister 
und derGrabregisterund vonder Umschreibung 
inden Registern. 


Art. 9. 
$ 1. Ueber die Besitzer der einzelnen Kirchenstüble und 
Grabstellen ist ein Kirchenstuhlregister und ein Grabregister zu 
führen, deren Einrichtung durch eine nähere Vorschrift des Ober- 
kirchenrats zu bestimmen ist. Außerdem ist ein Beerdigungs- 
register zu führen, woraus nach näherer Vorschrift des Ober- 
kirchenrats zu erselıen sein muß, wann die einzelnen Grabstellen 


benutzt und welche Leichen darin beigesetzt sind. 
g* 
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S 2. Der Kirchenrat bestimmt, wer mit der Führung dieser 
Register zu beauftragen ist. 

Art. 10. 

& 1. Wer Kirchenstühle oder Grabstellen besitzt oder erwirbt, 
hat ihre Umschreibung auf seinen Namen innerhalb dreier Monate, 
von dem Besitzübergang an gerechnet, nachzuweisen. Dabei sind 
die Urkunden, aus denen der Erwerb hervorgeht, oder die sonsti- 
gen Nachweise vorzulegen. 

Die Aenderung des Familiennamens eines Besitzers ist, was 
die Verpflichtung, die Umschreibung nachzusuchen, angeht, wie 
die Veränderung der Person des Besitzers zu behandeln. 

Sind oder werden in das Register mehrere Besitzer einge- 
tragen, so sind sie aufzufordern, innerhalb einer vom Kirchenrat 
festzusetzenden Frist eine Person namhaft zu machen, welche sıe 
der Kirchengemeinde gegenüber vertritt. Diese Person ist eben- 
falls einzutragen. Kommen die Besitzer dieser Aufforderung nicht 
nach, so ist sie auf Kosten der Säumigen zu wiederholen, unter 
der Verwarnung, daß im Fall der Nichtbefolgung eine Ordnungs- 
strafe erkannt werden wird. Bleibt auch diese Aufforderung un- 
beachtet, so kann der Kirchenrat je nach den Umständen des 
Falls auf eine Ordnungsstrafe von 1—60 M. erkennen. Kommen 
die Besitzer auch dieser Aufforderung nicht nach, so ist ihnen 
vom Kirchenrate eine neue Frist zu setzen unter der Verwarnung. 
daß sie bei Nichterfüllung ihrer Verpflichtung ihres Gebrauchs- 
rechtes verlustig gehen werden. Nennen sie auch innerhalb dieser 
Frist keinen Bevollmächtigten, so können sie durch Beschluß des 
Kirchenrats mit Genehmigung des Oberkirchenrats ıhrer Rechte 
verlustig erklärt werden. Jedoch kann die Wiedereinsetzung in 
die bisherigen Rechte innerhalb zweier Jahre nach der letzten 
Aufforderung beim Kirchenrat beantragt werden und ist zu ge 
währen, wenn bei Einbringung des Antrages ein Bevollmächtigter 
genannt wird. 

8 2. Die Umschreibung ($ 1) dient nur zur Aufrechterhal- 
tung der Ordnung in den Registern und zum Nachweise des Rechts 
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des Besitzers dem Kirchenrate gegenüber, unbeschadet der Rechte 
dritter Personen. 

8 3. Eine Veränderung des Besitzers ist als eingetreten an- 
zusehen und die im $ 1 vorgeschriebene dreimonatige Frist be- 
ginnt zu laufen: 

a) für Erben oder Vermächtnisnehmer vom Todestage des 
Erblassers, es sei denn, daß ihnen der Anfall von Kirchenstühlen 
oder Grabstellen nachweisbar erst später zur Kunde gekommen 
ist, in welchem Falle der letztere Zeitpunkt entscheidet. Befinden 
sich unter den Erben Personen, welche unter Vormundschaft zu 
stellen sind, so beginnt für diese die Frist nicht vor der Bestel- 
lung des Vormundes; 

b) wenn die Veränderung infolge eines Vertrages oder einer 
Entscheidung eingetreten ist, vom Tage des Eigentumsüberganges 
oder der Rechtskraft der Entscheidung an; 

c) wenn die Veränderung von besonderen Bedingungen oder 
Voraussetzungen, z. B. Genehmigung des Vormundschaftsgerichts, 
Tod einer Person usw. oder vom Ablauf einer gewissen Zeit ab- 
hängig ist, mit dem Eintritt der Bedingungen oder Voraussetzun- 
gen oder mit dem Zeitablauf. 

8 4. Wenn unter mehreren Erben das Erbrecht streitig oder 
der besondere Erbe eines Kirchenstuhls oder einer Grabstelle un- 
gewiß ist, so ist die Umschreibung zunächst auf die Gesamtheit 
der Erben zu bewirken, ohne daß sie einzeln benannt zu werden 
brauchen, nach Ermittelung des wirklichen Erben aber anf diesen. 

In anderen Fällen streitiger Berechtigung ist die Umschrei- 
bung auf denjenigen, welcher sich im Besitze der Berechtigung 
befindet, zu vollziehen. 

In den Fällen des Abs. 1 und 2 ist eine Bemerkung über das 
Streitverhältnis beizufügen. 

& 5. Ist zur Beschaffung der Umschreibung die Beibringung 
von Urkunden erforderlich, so wird der Beginn der dreimonatigen 
Frist dadurch nicht gehemmt. 
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Art. 11. 

$ 1. Die Umschreibung besorgt auf Anordnung des Kirchen- 
rats der Registerführer, dem für jeden Fall, der eine besondere 
Eintragung erforderlich macht, eine Gebühr von 30 Pf. von dem 
neuen Besitzer zu entrichten ist. Durch gemeinsamen Beschluß 
des Kirchenrats und des Kirchenausschusses kann bestimmt wer- 
den, daß die Gebühr ın die Kırchenkasse fließen soll. 

Ueber die erfolgte Umschreibung ist dem neuen Besitzer auf 
Verlangen eine Bescheinigung kostenfrei auszustellen. 

$ 2. Der Kirchenrat hat von Amts wegen dafür zu sorgen, 
daß rückständige Umschreibungen nachgeholt werden, und der 
Registerführer ist verbunden, ihm bekannt gewordene Rückstände 
dem Kirchenrate anzuzeigen. 

$ 3. Der bisherige Besitzer ist berechtigt, die vollzogene Ver- 
änderung zur Kunde des Kirchenrats zu bringen. Der Kirchenrat 
ist dann verpflichtet, den neuen Besitzer zur Umschreibung zu 
veranlassen, falls dieser seiner Verpflichtung in der vorgeschrie- 
benen Frist nicht genügt. 

Art. 12. 

8 1. Wird die dreimonatige Frist, in welcher die Umschrei- 
bung erfolgen soll (Art. 10 $$ 1, 3, 4 und 5), nicht eingehalten. 
so ist der Säumige aufzufordern, die Umschreibung innerhalb 
einer zu bestimmenden weiteren Frist nachzuholen. Kommt er 
dieser Aufforderung nicht nach, so ist sie auf Kosten des Säumi- 
gen zu wiederholen unter Hinweis darauf, daß im Falle der Nicht- 
befolgung eine Ordnungsstrafe erkannt werden wird. Bleibt auch 
diese Aufforderung unbeachtet, so kann der Kirchenrat je nach 
den Umständen des Falles auf eine Ordnungsstrafe von 1 bis 60M. 
erkennen, deren Betrag in die Kasse der kirchlichen Armenpflege 
fließt. Bleibt diese Ordnungsstrafe unwirksam, so kann der Säu- 
mige durch Beschluß des Kirchenrats mit Genehmigung des Ober- 
kirchenrats seiner Rechte an den Kirchenstühlen und Grabstellen 
verlustig erklärt werden, jedoch hat zuvor eine dritte Aufforde- 
rung unter Androhung dieses Rechtsnachteils zu erfolgen. 
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Art. 13. 

Bei der Anfertigung neuer und zur Berichtigung bestehender 
Register ist der Kirchenrat befugt, die Berechtigten zur Anmel- 
dung ihrer Rechte öffentlich aufzufordern mit der Wirkung, daß 
diejenigen, welche ihre Rechte innerhalb einer bestimmten Frist 
nicht angemeldet haben, dieser Rechte verlustig gehen. Eine 
solche Aufforderung zur Anmeldung von Rechten ist jedoch nur 
zulässig, wenn es trotz sorgfältiger Nachforschung nicht möglich 
war, die Berechtigten in anderer Weise zu ermitteln. 

Die öffentliche Aufforderung muß durch Anschlag im Gitter- 
kasten und durch Verkündigung im Gottesdienst an zwei Sonn- 
tagen, sowie durch zweimalige Bekanntmachung in den Olden- 
burgischen Anzeigen und einer oder mehreren andern vom Kirchen- 
rat zu bestimmenden Zeitungen mit einem Zwischenraum von einer 
Woche erfolgen. Die Aufforderung muß die Verwarnung ent- 
halten, daß diejenigen, welche sich innerhalb der vom Kirchenrat 
gesetzten Frist nicht gemeldet haben, ihrer Rechte an den Kir- 


chenstühlen oder Grabstellen verlustig erklärt werden sollen. Die 


Frist beträgt mindestens 3 Monate. Ist sie verstrichen, ohne daß 
der Berechtigte sich gemeldet hat, so ist er durch Ausschluß- 
bescheid des Kirchenrats seiner Rechte verlustig zu erklären. 

Bevor der Ausschlußbescheid erfolgt, ist sorgfältig zu prüfen, 
ob alle Voraussetzungen für ihn vorliegen. Die Verhandlungen 
sind sodann zunächst dem Oberkirchenrat mit erläuterndem Be- 
richt vorzulegen. Der Oberkirchenrat kann dem Kirchenrat die 
Anstellung weiterer Ermittelungen aufgeben. 

Gegen den Ausschlußbescheid kann innerhalb zweier Jahre 
die Wiedereinsetzung in die bisherigen Rechte beim Kirchenrat 
beantragt werden. Sie ist zu gewähren, wenn erhebliche Billig- 
keitsgründe dafür sprechen. 
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Anhalt. 


Kirchengesetz, betreffend die Bildung eines landeskirchlichen Hilfs 
fonds. Vom 5. Februar 1913. 


8.1. 
Zur Förderung der kirchlichen Gemeinde- und Jugendpflege 


wird ein landeskirchlicher Hilfsfonds gebildet. 
$ 2. 


Aus diesem Hilfsfonds werden an evangelische Kirchenge- 
meinden Beihilfen gewährt 

1. zur Annahme von persönlichen Hilfskräften für das geist- 
liche Amt, 

2. zur Bestreitung von sächlichen Kosten. 


8 3. 
Die zur Gewährung von Beihilfen der im $ 2 bezeichneten 
Art erforderlichen Mittel werden als Abgaben für landeskirchliche 
Zwecke auf dem Wege der kirchlichen Besteuerung aufgebracht. 


5 4. 

Die Ausschreibung der Abgabe erfolgt nach den für das Auf- 
bringen von Abgaben für landeskirchliche Zwecke im Art. IV des 
Gesetzes Nr. 515 vom 24. März 1879 und in den $$ 1 und 2 des 
Gesetzes Nr. 746 vom 7. April 1887 vorgeschriebenen Steuersätzen. 
Die Höhe der Abgabe wird für das einzelne Rechnungsjahr oder 
für eine Reihe von Jahren von der Landessynode unter Zustim- 
mung des Konsistoriums festgestellt und darf in einem Jahre 
höchstens eine Einheit der Einkommensteuer, erhöht um den 
dritten Teil einer Einheit der festen Grundsteuer, betragen. 


85. 

Die Verwaltung des landeskirchlichen Hilfsfonds erfolgt unter 
Aufsicht der Landessynode von Unserem Konsistorium, welches 
die Grundsätze über die Verwendung der zur Verfügung stehenden 
Mittel in Gemeinschaft mit dem Synodalvorstande feststellt. 

Für die Prüfung der Rechnungen des landeskirchlichen Hilfs- 
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fonds sind die Bestimmungen des $ 12 Ziffer 7 der Synodalord- 
nung für das Herzogtum Anhalt vom 14. Dezember 1878 (Nr. 509 
der Ges.Samml.) maßgebend. 

Zur Einziehung der Abgabe in den einzelnen Kirchengemein- 
den und Parochialverbänden bedient sich die Verwaltung des Fonds 
der Mitwirkung der Gemeindekirchenräte und der Parochialvor- 
stände. 

Die zwangsweise Bestreitung der Abgabe erfolgt in Gemäß- 
heit des Art. VI des Gesetzes Nr. 515 vom 24. März 1879 im 
Verwaltungszwangsverfahren. 

8 6. 

Unser Konsistorium wird mit der Ausführung dieses Gesetzes 

beauftragt. 


Von sonstigen Erlassen der Kirchenbehörden ist besonders 
bemerkenswert der Runderlaß des Evangelischen Ober- 
kirchenrats in Berlin, vom 18. Januar 1913, betr. 
die Pflichten der Geistlichkeit. 

Er ist veranlaßt durch eine an ihn gerichtete Eingabe von 
etwa 150 Geistlichen der evangelischen Landeskirche Preußens, 
in welcher diese gegen die im Disziplinarverfahren gegen den 
Pfarrer Lic. Traub zu Dortmund ergangene auf Dienstentlassung 
lautende Entscheidung des evangelischen Oberkirchenrates vom 
o. Juli 19121 Einspruch erhoben hatten. 

Der Erlaß hat folgenden Wortlaut: 

Auf unser Rundschreiben vom 24. September 1912 — EO. 1. 
2648 — sind uns jetzt die Berichte sämtlicher Konsistorien zu- 
gegangen. Aus ihnen ergibt sich, daß die Beteiligung von Geist- 
lichen unserer Landeskirche an der öffentlichen Agitation, die mit 
der Dienstentlassung des Lic. Traub in Dortmund eingesetzt hat, 
eine auf das Große und Ganze gesehen erhebliche nicht gewesen 
ist. Aus ganzen Provinzen wird berichtet, daß nichts der Art 
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vorgekommen sei. Und wo eine Beteiligung daran stattgefunden 
hat, hat sie nur in ganz vereinzelten Fällen Formen angenommen, 
die den zuständigen Konsistorien eine disziplinare Rüge zu erifor- 
dern scheinen. Wir lassen den Konsistorien, die über einzelne Vor- 
kommnisse zu berichten hatten, gleichzeitig je einen besonderen 
Bescheid zugehen, so daß jene Einzelfälle hier außer Betracht 
bleiben können. 

Was uns zu diesem allgemeinen Erlaß an sämtliche Konsi- 
storien Veranlassung gibt, ist eine uns direkt zugegangene Erklä- 
rung von Geistlichen auch aus unserer Landeskirche — rund 150 
Unterschriften rühren von solchen her —, weil wir uns nicht 
verhehlen können, daß ihr eine gewisse symptomatische Bedeutung 
zukommt, und daß sie daher eine Stellungnahme seitens des Kir- 
ehenregiments als notwendig erscheinen läßt. Auch der General- 
synodalrat, mit dem wir die Angelegenheit eingehend beraten ha- 
ben, hat sich einmütig in diesem Sinne ausgesprochen. Wir setzen. 
indem wir auf diese Eingabe eingehen, voraus, daß die in der 
Presse überall abgedruckte und viel erörterte Erklärung ihrem 
Wortlaut nach den Konsistorien bekannt geworden ist. 

Was der Erklärung ihren besonderen Charakter gibt, ist, daß 
die Geistlichen bei diesem Vorgehen sich auf ihr Amt und ihre 
Pflicht als verordnete Diener des göttlichen Wortes berufen. 

Daß es wider die gute Sitte ist, sich dergestalt ein Ober- 
zensoramt über die Entscheidungen ihrer vorgesetzten Behörde 
anzumaßen, sei nur nebenher erwähnt; man braucht es niemanden 
erst noch zu sagen. Auch bei dem Widerspruch, der den Vor- 
gang kennzeichnet, wollen wir au sich nicht verweilen, da er 
gleichfalls in die Augen springt. Worum es sich der Sache nach 
handelt, ist eine auf bekannte Weise in Szene gesetzte Massen- 
erklärung, für die in den öffentlichen Blättern um Unterschriften 
geworben wird. Und ihr wird eine Form gegeben, wie wenn es 
eine aus denı Antrieb des Geistes geborene, innerlich notwendige 
Handlung wäre. Aber das muß jeder selbst als schrillen Miß- 
klang empfinden, und wer kein Gefühl dafür hat, dem ist es auch 
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nicht beizubringen. Erwähnt haben wir es, weil eben dasselbe, 
worin der Widerspruch begründet ist, den Vorgang zum Symptom 
einer Verwirrung der Begriffe und Gemüter macht, auf welche die 
Konsistorien hinzuweisen wir für notwendig halten. 

In manchen Kreisen unserer landeskirchlichen Geistlichkeit 
greift es immer weiter um sich, daß die großen Gedanken und 
unveräußerlichen idealen Gesichtspunkte der Reformation gegen 
die in unserer Landeskirche bestehende Ordnung ausgespielt wer- 
den. Es ist, als ob man vergessen hätte oder vergessen wollte, 
daß in jeder empirischen Kirche ewiger Inhalt und zeitliche For- 
men miteinander verbunden sind, und jedes Ding der Reihe ent- 
sprechend, in die es gehört, gewürdigt und gestaltet werden muß; 
geschieht das nicht, so leidet eins wie das andere Schaden, die 
unentbehrliche irdische Ordnung wird aufgehoben, die idealen 
Ziele und Richtpunkte, in unmögliche irdische Einrichtungen um- 
gesetzt, werden ihrer das ganze beherrschenden durchschlagenden 
Kraft beraubt. 

Daß eine gläubige Gemeinde sich fort und fort um die Ver- 
kündigung von Jesus Christus sammele, in der so gewonnenen 
Wahrheit lebe und im Tun der Wahrheit zur Erscheinung komme, 
ist gewißlich der letzte Zweck, dem alles in der Kirche dienen 
soll; wir sind nur in demselben Maß rechte Diener der evange- 
lischen Kirche, als wir uns im kirchlichen Handeln durch diesen 
obersten Richtpunkt bestimmen lassen. Wird aber daraus gefol- 
gert, daß die einzelne Lokalgemeinde die höchste Instanz in der 
Kirche sein solle, so ist das nichts als eine grobe Verwechslung. 
Nicht wird damit eine Grundwahrheit der Reformation vertreten, 
sondern es wird ein independentistisches Kirchenideal aufgepflanzt, 
das, unserer Geschichte und unserem deutschen Wesen fremd, sich 
auch sonst nicht als zweckentsprechende Verfassungsform großer 
Kirchenkörper hat durchsetzen können. 

Wiederum ist es freilich Lebensbedingung aller fruchtbaren 
Tätigkeit im geistlichen Amt, daß die, die es führen, täglich in- 
nere Berechtigung und Zuversicht für ihre große Aufgabe und 
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verantwortungsvolle Arbeit aus dem Bewußtsein schöpfen, ver- 
ordnete Diener des göttlichen Wortes zu sein. Wer aber daraus 
folgert, er dürfe sich nach Belieben über die äußeren Ordnungen 
der Kirche hinwegsetzen, oder daß es gegen den Geist der evan- 
gelischen Kirche sei, wenn fortgesetzte grobe Ungebühr auf die- 
sem Gebiet schließlich scharfe Ahndung findet, oder daß das, wo 
es geschieht, eine Rückkehr zu katholischen Kirchenidealen be- 
deute, der begeht eine große Verwechslung derselben Art. 

Eben in diesem Zusammenhang muß auch die hier in Rede 
stehende Erklärung der Geistlichen beurteilt werden. Ihr von 
Gott ihnen gegebenes Amt nehmen sie zum Vorwand dafür, in 
ein fremdes Amt zu greifen, dessen Pflichten und Nötigungen zu 
überblicken sie nicht in der Lage sind. Sie meinen von Pflicht 
und Gewissen dazu berufen zu sein, sich zu Herren und Richtern 
über Pflicht und Gewissen anderer aufzuwerfen, von denen sie vor- 
auszusetzen schuldig sind, daß sie im vollen Gefühl der auf ihnen 
liegenden Verantwortung ihres Amtes gewaltet haben. Die es so 
halten, müssen sich die Zurechtweisung gefallen lassen, daß sie 
die hohen idealen Normen des evangelischen Glaubens, in deren 
Kraft sie zu handeln meinen, als Mittel im kirchenpolitischen 
Kampf des Tages mißbrauchen und dadurch entwerten. 

Ueberal jedoch werden heute diese und ähnliche Irrtümer 
von mehr oder weniger berufenen, und nicht zuletzt auch von 
gänzlich unberufenen Geistern verkündigt. Und jeder weiß, auf 
wie unmeßbare Weise, was so überall und von allen gesagt und 
vorausgesagt wird, Gedanken und Willen vieler beeinflußt. Das 
macht es zur gebieterischen Pflicht, auf Abwehr Bedacht zu neh- 
men. Wir stellen es daher dem pflichtmäßigen Ermessen der 
Konsistorien anheim, ob und wie weit sie je in ihrem Bezirk dazu 
Veranlassung finden. Dabei wird namentlich zu erwägen sein, ob 
es sich empfiehlt, in Ephorenkonferenzen auf diese Fragen einzu- 
gehen und erforderlichenfalls wieder den Ephoren aufzugeben, in 
brüderlicher Besprechung Verständigung darüber mit den Geist- 
lichen zu suchen. Davon jedoch soll abgesehen werden, die Geist- 
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lichen, welche die Erklärung unterschrieben haben, deswegen dis- 
ziplinarisch zur Rechenschaft zu ziehen. Es ist eine wiederkeh- 
rende Erfahrung, daß in einer Zeit der Erregung auch einsichtige 
und gewissenhafte Männer das richtige Augenmaß verlieren und 
sich zu Unbesonnenheiten hinreißen lassen. Es kommt hinzu, daß 
bei Massenerklärungen die Verantwortung nicht von allen einzel- 
nen voll empfunden wird, und mancher beteiligt ist, der, ohne 
dem Wortlaut ganz zuzustimmen, nur seiner Unzufriedenheit Aus- 
druck geben will. Es wäre daher nicht zutreffend, jedem Einzel- 
nen das Gesagte im vollen Schwergewicht dessen, was es bedeutet, 
zur Last zu legen. Wir vertrauen vielmehr, daß Augenmaß und 
Besonnenheit sich wieder einstellen werden, wie wir denn nicht 
zweifeln, daß in dieser ganzen künstlich geschürten Erregung 
Selbstbesinnung und Nüchternheit schließlich die Oberhand be- 
halten müssen. | 

Sollte freilich dies Vertrauen sich als trügerisch erweisen, 
werden wir uns der Notwendigkeit nicht versagen dürfen, unnach- 
sichtlich einzuschreiten. Wir versehen uns zu den Konsistorien, 
daß sie uns dabei unterstützen werden. Insbesondere erinnern wir 
sie daran, daß es sich in dieser Sache um ein landesherrliches In- 
teresse handelt, wir daher erwarten müssen, daß sie sich gegebe- 
nenfalls rechtzeitig mit uns in Verbindung setzen. 

Es so zu halten, das heißt darüber zu wachen, daß nicht, was 
als Frucht momentaner Erregung entschuldbar ist, sich dauernd 
festsetze und zur Regel in der Kirche werde, sind wir in erster 
Linie den Geistlichen selber schuldig. Es darf nicht dahin kom- 
men, daß das Recht freier Meinungsäußerung und kritischer Er- 
örterung der landeskirchlichen Ordnungen, das ihnen niemand be- 
schränkt, von ihnen als Freibrief für die Verletzung der guten 
Sitte gedeutet wird, und sie sich, statt sachliche Kritik zu üben, 
in Schmähungen ergehen. Sollten sie sich doch vielmehr gerade als 
Geistliche den Forderungen guter Sitte gegenüber doppelt ver- 
pfliehtet fühlen und dadurch beweisen, daß sie solchem Recht und 
solcher Freiheit innerlich gewachsen sind. Sonst machen sie sich 
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des Vertrauens verlustig, ohne das alle ihre Arbeit den Boden 
verliert und wofür ihnen, wenn es einmal verloren ist, der Tages- 
beifall der öffentlichen Meinung keinerlei Ersatz bieten kann. 

Aber auch den Gemeinden sind wir es schuldig, Ausschrei- 
tungen vorzubeugen und Auswüchse abzuschneiden. Wer da ver- 
kennt, daß neben der evangelischen Freiheit, die als solche übn- 
gens ihr Gesetz in sich trägt, auch das Bedürfnis der Anlehnung 
und Autorität wurzelhaft zur Frömmigkeit gehört, der nimmt sich 
heraus, außer acht zu lassen, was Geschichte und Erfahrung deut- 
lich lehren. Auflehnunz und Willkür der Geistlichen tragen da- 
her Verwirrung in die Gemeinden, eine Verwirrung, die oft genug 
bis in die Tiefen des Gemüts hineinreicht. Auch dann und da, 
wo es sich wesentlich um die Verachtung äußerer Formen, die 
inenschlichen Rechtes sind, handelt! Denn das hängt im Bewußt- 
sein der Gemeinden vielfach mit inneren ewigen Werten zusam- 
men. Und steht nicht beides in der Tat in Wechselwirkung mit- 
einander? Ist es so unbegründet, wenn schlichte Christen am in- 
neren Gehorsam dessen zweifeln, der nicht einmal in den äußeren 
Dingen die Grenzen der Sitte und Selbstzucht einzuhalten ver- 
mag ? 

Insbesondere ist auch das verwerflich, wenn die Kanzel dazu 
mißbraucht wird, kirchenpolitischer Verstimmung Ausdruck zu 
geben. Dadurch werden nicht nur die Gemüter verwirrt, sondern 
es wird damit allen denen, die ein schweres Aergernis gegeben. 
die in die Kirche kommen, um Gottes Wort zu hören, und ein 
heiliges Recht darauf haben, in dieser Erwartung nicht getäuscht 
zu werden. 

Endlich sind wir dasselbe auch der Landeskirche als solcher 
schuldig. Es ist zwar wahr, daß ihr Wert schließlich allein auf 
den ewigen Schätzen beruht, die sie in sich birgt, und auf den 
göttlichen Kräften, die in ihr walten, und daß dies alles an keine 
bestimmte geschichtliche Form gebunden ist. Ebenso gewiß ist 
aber, daß wir in deutschen evangelischen Landen an die Form 
der Landeskirche gewiesen sind und alles tun müssen, um sie zu 
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erhalten. Nicht als dürfte dem immer notwendigen reformatori- 
schen Handeln deshalb der Weg verbaut werden. Wenn aber 
bei solehem Handeln etwas herauskommen soll, so muß, wegen 
des Zusammenhanges dieser äußeren Formen mit ewigen Werten 
und mit Rücksicht auf eine ersprießliche Fortentwicklang der 
Landeskirche auf der gegebenen geschichtlichen Grundlage, nicht 
leidenschaftlicher Eifer, sondern besonnene, alles erwägende Weis- 
heit die Leitung dabei haben. Und so lange eine Ordnung in der 
Kirche besteht, muß sie hier so gut wie auf anderen Gebieten 
des öffentlichen Lebens auch befolgt werden. Es gebührt sich für 
alle, die des Segens dieser Ordnung teilhaftig sind, zumal für die, 
die das Amt in ihr führen, auch in diesen Dingen alle Gerechtig- 
keit zu erfüllen. 

Wir haben vor etlichen Jahren bei ähnlichem Anlaß vor der 
Uebertragung maßloser Formen des politischen Parteikampfs auf 
das Leben der Kirche gewarnt — Runderlaß an die Konsistorien 
vom 8. Februar 1907 — EO. 155 I’ —. Was damals gesagt 
wurde, besteht auch heute zu Recht und könnte der Erregung 
des Augenblicks gegenüber nur Wort für Wort wiederholt werden. 
Erinnern wir deshalb hier daran, so geschieht es namentlich auch, 
um auf die Wurzel aller dieser Wirren, die uns so oft beschäfti- 
gen müssen, zu verweisen. Sie liegen in der großen Umwälzung 
der Formen des öffentlichen Lebens, die für unsere geschichtliche 
Periode charakteristisch ist und die darin besteht, daß die Mit- 
wirkung der Gesamtheit bei der Gestaltung des gemeinsamen Le- 
bens in viel höherem Maße als früher zur Geltung kommt. Par- 
lament und Presse sind der Ausdruck dafür. Wie aber von jeher 
die Formen des kirchlichen Lebens durch das, was im Staate galt, 
mitbestimmt worden sind, so hat diese Umwälzung ganz von selbst 
auch die Kirchen, namentlich die evangelischen Kirchen ergriffen. 
Und hier wie überhaupt und bei jeder ähnlichen Entwicklung 
vollzieht sie sich nicht olıne Uebertreibungen und Ausschreitun- 
gen. Eben hieraus aber ergibt sich uns die Hoffnung, daß es 
sich in den Wirren des Tages, von höherer geschichtlicher Warte 
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aus gesehen, nur um widrige Begleitumstände einer an sich frucht- 
baren und förderlichen Entwicklung handelt, und daß sie im weı- 
teren Fortgang wieder einem geordneten Zusammenwirken aller 
berufenen Kräfte werden weichen müssen. Gott der Herr, der 
über den Geschicken der Völker waltet, in deren Mitte er seine 
Kirche gestellt hat, wird es versehen. 


Berlin-Charlottenburg, den 18. Januar 1913. 
Evangelischer Oberkirchenrat. 
Voigts. 
An 


die K. Konsistorien der älteren Provinzen. 


Anlage. Berlin, den 8. Februar 1907. 


Eine von 147 Geistlichen unserer Landeskirche unterzeichnete 
„gemeinschaftliche Erklärung nach der Entscheidung im Fall Ce- 
sar* ist bei uns am 7. Januar ds. Js. eingegangen. Sie ist uns 
in der Form einer für die breiteste Oeffentlichkeit bestimmten 
Drucksache eingereicht. Dem entspricht, daß der Text der Er- 
klärung in den Zeitungen veröffentlicht: war, ehe sie uns amtlich 
zur Kenntnis gebracht wurde. Im wesentlichen ist die Kundge- 
bung hiernach als eine Demonstration in der Oeffentlichkeit ge- 
meint. Aus Motiven, die vorwiegend jedenfalls auch mit dem auf 
die öffentliche Meinung hervorzurufenden Eindruck zusammen- 
hängen, hat sie die Adresse an den Evangelischen Oberkirchen- 
rat erhalten. 

Diese Verwischung der Grenzen zwischen öffentlicher De- 
monstration und amtlichem Verkehr ist uns auch sonst in neuerer 
Zeit wiederholt bei Geistlichen und Gemeindeorganen entgegen- 
getreten. Sobald sie ein Interesse ihrer Richtung oder Partei be- 
rührt glauben, vergessen sie nicht selten, daß sie Mitarbeiter und 
Helfer des Kirchenregiments im Dienst an einem gemeinsamen 
großen Ganzen sein sollten, fühlen sich ihm gegenüber als Partei 
und üben ihre amtlichen Funktionen in der Form eines vor der 
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Oeffentlichkeit durchzufechtenden Kampfes aus. Das ist ein Miß- 
brauch, der, wenn er um sich greift, zu einer schweren Schädigung 
unserer Landeskirche führen kann. 

Was ihm wiederum zugrunde liegt, ist eine der bedenklichsten 
Erscheinungen des kirchlichen Lebens der Gegenwart, die Ueber- 
tragung auch der maßlosen Formen des politischen Parteikampfs 
auf den Boden der Kirche. An und für sich schon unerfreulich 
genug, führen sie in die Kirche, in der sich zuletzt alles auf das 
innere Leben und die böchsten Güter der Menschenseele bezieht, un- 
vermeidlich zu einer abstoßenden Veräußerlichung und Verflachung, 
ja Verzerrung und Entwürdigung des Christentums. Die so han- 
deln, schädigen, was sie zu fördern glauben. In der Meinung, 
unveräußerliche Güter der evangelischen Christenheit, sei es nun 
den von den Vätern ererbten Glauben oder den Charakter dieses 
Glaubens als freie persönliche Ueberzeugung, zu wahren, unter- 
graben sie den Boden, auf dem diese Güter allein gedeihen 
können. 

Dahin gehören auch die Versuche, die neuerdings wieder ge- 
macht worden sind, durch Erklärungen und Resolutionen einen 
Einfluß auf die Entscheidungen des Kirchenregiments auszuüben, 
Versuche, die wir, wie es schon im Jahre 1873 geschehen ist, 
auch jetzt wieder auf das Bestimmteste zurückweisen müssen. 
Sie sind zwecklos, da es für die kirchlichen wie für alle Behör- 
den eine selbstverständliche Pflicht ist, die Sachlichkeit und Un- 
abhängigkeit des Urteils den Parteien gegenüber zu wahren. Aber 
nicht bloß das, sie sind verderblich als Symptome eines Partei- 
treibens, das schließlich dahin führen muß, die Landeskirche zu 
gefährden. Wer daher weiß, daß die Landeskirche, soweit Men- 
schen zu urteilen vermögen, die einzig mögliche Form ist, in der 
dem evangelischen Christentum seine Stellung und sein Einfluß 
im Ganzen unseres Volkslebens erhalten bleiben kann, der soll dem 
Parteitreiben, das solche Auswüchse zeitigt, nach Kräften wehren, 
statt sich daran zu beteiligen. Abgesehen aber auch von üblen 
Folgen für die Landeskirche — mag doch jeder wohl zusehen, 
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ob er nicht durch die Rückwirkung, die die Gewöhnung an solche 
Formen kirchlicher Betätigung unabweisbar auf das innere Leben 
ausübt, am eigenen Glauben Schaden erleidet. 

Insbesondere richten wir diese Warnung an die Geistlichen 
und Gemeindeorgane der Landeskirche. Nicht als wollten wir 
ihnen, was auch nicht in unserer Befugnis liegt, die freie Mei- 
nungsäußerung verschränken. Wir müssen sie aber an die Pflicht 
erinnern, die sie kraft ihres Amtes in der Landeskirche haben, 
über dem Einzelnen das Ganze nicht zu vergessen und in ihrer 
Beteiligung an den kirchlichen Kämpfen der Gegenwart mäßigend 
auf sie einzuwirken. Wenn sie statt dessen dem Parteigeist so- 
gar eine weitgehende Einwirkung auf die Ausübung ihres Amtes 
gestatten, sich in die vorderste Reihe derer stellen, die den Streit 
schüren, und das für eine Erfüllung ihrer Pflicht balten, so sind 
sie in schwerer Selbsttäuschung befangen. Mögen sie doch be- 
denken, wozu sie gesetzt sind, und nie vergessen, daß sie nicht 
ihren Parteigenossen, sondern dem Herrn der Kirche für ihren 
Dienst an ihr verantwortlich sind. 

Die an uns adressierte Erklärung der Geistlichen, die uns den 
nächsten Anlaß zu dieser Warnung gegeben hat, zeigt deutlicher 
als alles andere, daß die geschilderte Verwirrung wie ein Bann 
auf den Gemütern liegt und die Klarheit des Urteils trübt. Sie 
wissen es schon nicht mehr anders, als daß die Kirche eine Arena 
für den Kampf der Parteien und Richtungen ist. Auch die von 
der obersten Kirchenbehörde getroffenen Entscheidungen glauben 
sie unter dem damit gegebenen Gesichtspunkt auffassen und sie, 
obwohl unbeteiligt, im Interesse ihrer Richtung beantworten zu 
dürfen. 

In Wahrheit kommt es jedoch in der Kirche nicht auf Par- 
teirichtungen an, sondern schließlich auf die Verkündigung des 
Wortes Gottes im Sinne der Glaubensbekenntnisse unserer Väter, 
durch welche das evangelische Christentum kirchlichen Bestand 
in der Geschichte gewonnen hat. Das ist die Pflicht, die allen 
denen obliegt, täglich und immer, die der evangelischen Gemeinde 
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am Wort zu dienen haben. Wie nichts von ihr entbindet, so 
kann auch niemand sich mit seiner theologischen Richtung ent- 
schuldigen, wenn er es daran fehlen läßt. Auf die Stellung zu 
dieser Pflicht und nicht auf den theologischen Standpunkt kommt 
es daher an. Wenn trotzdem die unterzeichnenden Geistlichen es 
als Gewissenspflicht empfunden haben, die vorliegende ganz all- 
gemein gehaltene und darum nichtssagende Erklärung über ihren 
theologischen Standpunkt abzugeben, so ist das nur ein Beweis 
dafür, daß die Verwirrung des Urteils schon in die Gewissen ein- 
zudringen beginnt. Um das Gewissen ist es aber nllewege unter 
Menschen eine heilige Sache, doppelt unter evangelischen Chri- 
sten, die ihre reinere Form des Glaubens dem in Gott gebundenen 
Gewissen erwählter Zeugen des Evangeliums verdanken. Wer 
unter Berufung auf das Gewissen sich an einer zwecklosen De- 
monstration beteiligt, darf sich der mahnenden Frage nicht ent- 
ziehen, ob er auch ernstlich genug mit seinem Gewissen zu Rate 
gegangen ist, ehe er sich für einen solchen Schritt gewinnen ließ. 
Jeder Kundige sollte und kann es bei hinreichender Ueberlegung 
wissen, daß Gewissenskundegeben anders aussehen als Massener- 
klärungen, die durch die Zahl der Unterschriften wirken wollen 
und wenn überhaupt eine, nur die Wirkung haben können, in der 
Landeskirche die Spannung zu verschärfen, für deren Lösung wir 
alle täglich beten und was in unseren Kräften steht, tun sollten. 

Das Königliche Konsistorium veranlassen wir, den vorstehen- 
den Erlaß in der ihm geeignet erscheinenden Weise zur Kenntnis 
der Geistlichen und Gemeinden seines Aufsichtsbezirks zu bringen. 


Evangelischer Oberkirchenrat. 
Voigts. 


An die K. Konsistorien der älteren Prozinzen. 


9 sum > N 
Cs N 1919“ 
FN LIBRAmN 


DD EUTSCHE ZEITSCHRIFT 


= 
> & TE a: ar 
"We 7 w FUR 
KIRCHENRECHT 
ae HERAUSGEGEBEN e 
ee) 
voN z 


Der. EMIL SEHLING, 


re GEHEIMEM HOFRAT 
_ ORDENTLIOHEM PROFESSOR DER RECHTE IN ERLANGEN. 


DRITTE FOLGE 

DER VON DOVE BEGRÜNDETEN, 

von W. JAURGANG AB VON DOVE UND FRIEDBERG HERAUSGEGEBENEN 
pi % ZEITSCHRIFT FÜR KIRCHENRECHT, 


r 


hF | | 
0. XXYV. BAND. (1915/1916.) 


— 


ZWEITES HEFT 


Mit einer Beilage der Firma B. 6. T eubn er in Le 


TÜBINGEN 
voRT LAG VON J. ©. B. MOHR (PAUL SIEBECK) 
Bi; 1916. 


"er 


Der XXV. Band der dritten Folge bildet den XLVIl. Band der ganzen Folge. 
. 


Digitized by Google 


INHALT. 


I. Abhandlungen. 

Friedrich, Der Inhaber eines dinglichen Patronats verliert die 
hieraus fließenden Rechte für seine Person, wenn er wegen 
Ehebruchs rechtskräftig zur Strafe verurteilt worden ist. 
Ueberhaupt erfolgt der Verlust des Patronatsrechts zur Strafe, 
wenn ein unehrenhaftes Verhalten des Patronatsberechtig- 
ten zutage tritt, das die Interessen der Kirche schädigt, mit 
seinen Beziehungen zur Kirche unvereinbar ist und infolge- 
dessen ihn seiner Stellung als Patron unwürdig erscheinen 
läßt . ee ee 

Freisen, Die Pflicht der Meßapplikation pro populo, insbesondere 
die Freiheit der Militärgeistlichen von derselben . 

Hellmuth, Zur Einführung der bayerischen Kirchengemeinde- 
ordnung in der protestantischen und katholischen Kirche 
der Pfalz . 


Scite 


133 


140 


198 


Mitteilung an die Abonnenten. 


Die geplanten und in Band 24 Heft 1 angekündigten Aen- 


derungen in der „Deutschen Zeilschrift für Kirchenrecht“ müssen 


zunächst noch unterbleiben, da Herr Professor Dr. Ruck zum 


Heeresdienst eingezogen ist. Aus demselben Grunde fallen auch 


die Beiträge des Herrn Professor Ruck vorläufig aus. 


Redaktion und Verlag der 
„Deutschen Zeitschrift für Kirchenrecht”. 


Verlag von 3. 6. B. Mohr (Paul Siebeck) in Tübingen. 


Politif und Moral 


Don 


D. Det Baumgarten, 
Drofejjor an der Univerjität Riel. 


8. 1916. DM. 3.—. Gebunden NIE 


€ oogle 


133 


I. Abhandlungen. 


Der Inhaber eines dinglichen Patronats verliert die 
hieraus fliessenden Rechte für seine Person, wenn 
er wegen Ehebruchs rechtskräftig zur Strafe ver- 
urteilt worden ist. Ueberhaupt erfolgt der Verlust 
des Patronatsrechts zur Strafe, wenn ein unehren- 
haftes Verhalten des Patronatsberechtigten zutage 
tritt, das die Interessen der Kirche schädigt, mit 
seinen Beziehungen zur Kirche unvereinbar ist und 
infolgedessen ihn seiner Stellung als Patron unwürdig 
erscheinen lässt, 


Von 


Prof. Dr. Friedrich, Cöln. 


Der Rechtsstreit, den das Gr. Oberkonsistorium in Darmstadt 
gegen den Grafen A. L. W. geführt hat, ist vom Reichsgericht 
dahin entschieden worden, daß der Bekl. die aus dem als Zube- 
hör zum Kloster I. über die evangelische Kirche zu B. bestehen- 
den Patronat fließenden Rechte für seine Person verloren hat. 
Der dahingehende Eventualklagantrag (der primäre Antrag ging 
dahin, festzustellen, ev. den Beklagten zu verurteilen, anzuerkennen, 
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daß das fr. dingliche Patronatrecht für seine des derzeitigen Eigen- 
tümers Lebenszeit beruhe) war damit begründet worden, daß der 
Bekl., dessen Vorfahren durch den Reichsdeputationshauptschluß 
von 1803 das vormalige Kloster I. und das diesem dinglich ver- 
bundene Patronat über die evangelische Kirche zu B. zugefallen 
war, derzeitiger Inhaber der Standesherrschaft A. L. W. und durch 
rechtskräftiges Urteil der Strafk. des LG. Gießen vom 16. Nov. 
1898 wegen Ehebruchs im Sinne des $ 172 StGB. in 2 Fällen 
mit 6 Monaten Gefängnis bestraft worden sei. Klägerin, die Ver- 
treterin der Hessischen Landeskirche nach außen, hält hiernach 
den Bekl. der Ausübung des Patronatsrechts für unwürdig, weil 
Besitz ungeschmälerter Ehre nach allgemeiner Rechtsregel für 
den Erwerb und die Ausübung eines Patronats unumgängliche 
Voraussetzung sei. Unbeschadet des Bestehens des in Rede stehen- 
den dinglichen Patronats als solchen müsse deshalb das Patronat- 
recht des Bekl. für seine Person wegen eingetretener Unwürdig- 
keit beruhen. Nach kirchlicher und amtlicher Auffassung hafte 
dem Ehebruch eine starke ehrenmindernde Wirkung an. Dazu 
komme, daß es sich inhaltlich des Strafurteils, dessen Vollstreckung 
sich der Bekl. durch die Flucht entzogen habe, um zwei sehr 
schwere Begangenschaften des Ehebruchs handele Der Bekl. 
erkenne jedoch nicht an, daß er der Ausübung des Patronat- 
rechts verlustig gegangen sei, nehme vielmehr das Präsentations- 
recht für die Pfarrstellen in B. für sich in Anspruch. Da diese 
Pfarrstellen zurzeit besetzt werden müßten, sei die Vertreterin 
der Hessischen Landeskirche, die Klägerin, die das vom Bell. 
beanspruchte Recht nicht ignorieren könne, genötigt, Klage, wie 
geschehen, zu erheben. Der Bekl. bestritt, sich der Vollstreckung 
des Strafurteils durch die Flucht entzogen zu haben; er habe 
vielmehr nur seinen Wohnsitz ins Ausland verlegt; Ehebruch sei 
als Grund für den Verlust der Ausübung des Patronatrechts im 
kanonischen Recht, das hier zur Anwendung zu kommen habe, 
nicht vorgesehen; das kanonische Recht kenne ein Ruhen der aus 
dem Patronatrecht fließenden Befugnisse als Folgen strafbarer 
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Handlungen überhaupt nicht, jedenfalls als Folge solcher straf- 
barer Handlungen nicht, mit deren Bestrafung heute die Aber- 
kennung bürgerlicher Ehrenrechte nicht verbunden werden könne. 
Demgegenüber ist Kl. der Ansicht, daß das kanonische Recht die 
Materie des Patronats nur kasuell behandele und durch Inter- 
pretation und analoge Anwendung der vorhandenen Bestimmungen 
der Rechtssatz gewonnen werden müsse, daß der Vollbesitz der 
Ehre wie für den Erwerb so auch für die Ausübung des Patro- 
natrechts notwendige Voraussetzung sei; Ehebruch begründe aber 
nach kirchlicher Auffassung Infamie. — Das Landgericht 
bejahte zunächst in Uebereinstimmung mit der Rechtsprechung 
(S.A. 41 Nr. 202; 46 Nr. 272; 54 Nr. 156, Arch. f. pr. RW. 
N. F.IH S. 75 ff.) die Zulässigkeit des Rechtswegs vor den ordent- 
lichen bürgerlichen Gerichten für Patronatsstreitigkeiten, erklärte 
auf die streitige Rechtsausübung das gemeine protestantische Kir- 
chenrecht für maßgebend und stellt den dinglichen Charakter dieses 
Rechts fest. Die Betrachtung der historischen Entwicklung und 
der rechtlichen Natur des Patronatrechts führte das LG. zur Auf- 
fassung, daß es ein Privatrecht sei, vermöge dessen sein In- 
haber zwar an der Verleihung einer Pfründe (provisio benefici) 
durch Bezeichnung der Person, welche das Amt erlangen soll 
(designatio personae), in einem gewissen Umfange, wenn auch 
nur mittels eines vorbereitenden Aktes, teilnimmt, durch welches 
er aber in die Regierungsrechte der Kirche, nämlich in die Ueber- 
tragung des Kirchenamtes selbst (collatio benefieii) in keiner Weise 
eingreift. Es wird dann die Möglichkeit einer Suspension, eines 
Ruhens der "Ausübung des Patronatrechts nach kanonischem 
Recht dargetan, und die dahingehenden Bestimmungen des kano- 
nischen Rechts, wie sie sich in Deutschland weiterentwickelt haben, 
dahin interpretiert, daß bei dem dinglichen Patronat in allen den- 
jenigen Fällen, in welchen das Persönliche aus subjektiven Ur- 
sachen untergeht, lediglich een Ruhen der Ausübung des 
Rechtes eintritt. Dieses Ruhen des Patronatrechts trete nun nach 
10* 
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kanoniıschem Recht dann ein, wenn sich der Patron der Simonie 
der Tötung oder Verstümmelung des Patronatsgeistlichen oder 
Verübung von Eingriffen in das Vermögen der Patronatskirche 
schuldig mache. Ueber die Suspension bei Begehung sonstiger 
strafbarer Handlungen entbalte jedoch das Corp. iur. can. nichts. 
Im Weg der Interpretation oder Analogie könne aber der Satz, 
daß der wegen Ehebruchs verurteilte Patron ohne Rücksicht auf 
die bürgerlichen Gesetze die Ausübung des Patronats verlieren, 
aus dem gemeinen Kirchenrecht nicht hergeleitet werden. Dagegen 
würde der Satz dann zu Recht bestehen, wenn die Verurteilung 
zur Strafe wegen Ehebruchs nach gemeinem Kirchenrecht die Un- 
fähigkeit zum Erwerb eines Patronats ın sich schlösse. Dies 
sei aber nach der herrschenden Ansicht in der Kirchenrechtswis- 
senschaft, der sich das Gericht anschließt, nicht der Fall, denn 
das Patronat sei jedenfalls auch als ein sich als Aequivalent für die 
Fundation oder Dotation einer Pfründe darstellendes Privatrecht 
anzusehen, jedoch weder als ein kirchliches Amt noch als eine 
kirchliche Würde; es müßten daher alle diejenigen kanonischen 
Rechtsvorschriften hier ausscheiden, die sich speziell auf die Fähig- 
keit oder Unfähigkeit zur Erlangung der Ordination beziehen; es 
frage sich daher nur noch, ob nach kanonischem Recht der Ehe- 
bruch Infamie und deshalb indirekt den Verlust des Patronats 
begründe, und bejahendenfalls, ob die diesbezüglichen Vorschriften 
heute noch Anspruch auf Geltung erheben könnten; jenes sei 
mindestens zweifelhaft und die Infamie als Ehrenminderung kraft 
Rechtssatzes dem heutigen Rechte fremd geworden, jedenfalls für 
das heutige protestantische Kirchenrecht völlig bedeutungslos. 
Allerdings sei auch heute noch der Besitz der Ehre Voraus- 
setzung für Erwerb und Ausübung des Patronats. Diese „Ehre“ 
sei aber, da es eine kirchliche Ehre im Gegensatz zur weltlichen 
nicht gebe, mit der heute sog. „bürgerlichen“ Ehre identisch. 
Eine Minderung der bürgerlichen Ehre des Bekl. sei aber nach 
den Anschauungen des Gesetzgebers, vom Rechtsstandpunkte aus 
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nicht eingetreten. Die Klage wurde daher als unbegründet 
abgewiesen. — 

Das OLG. bestätigte das landgerichtliche Urteil, indem 
es dessen rechtlichen Ausführungen im Wesentlichen beitrat. Es 
vertrat insbesondere ebenfalls die Auffassung, daß der Bekl. durch 
die Verurteilung wegen Ehebruchs als Rechtssubjekt nicht eine 
solehe Ehrenminderung erfahren habe, daß sich vom Rechtsstand- 
punkte aus eine weitere Ausübung seines Patronats nicht recht- 
fertigen lasse, daß nach den Anschauungen im heutigen Rechts- 
leben mit der Bestrafung wegen Ehebruchs nicht eine solche 
Ehrenminderung verbunden sei, daß man dem Bekl. die Ausübung 
eines wohlerworbenen Rechtes untersagen dürfe. 

Das Reichsgericht hob dieses Urteil auf und erkannte, wie 
eingangs erwähnt, aus folgenden Gründen: Nach den Bestimmungen 
des kanonischen Rechts geht der Patron des Patronatrechts verlustig 
1. wenn er sich einer Simonie bei Ausübung des Patronatrechts 
schuldig macht, 2. wenn er den Geistlichen an der Patronatskirche 
tötet oder verstümmelt, 3. wenn er in das Vermögen der Patro- 
natskirche eingreift. Diese Bestimmungen sind nicht dahin auf- 
zufassen, daß der Verlust des Patronatrechts zur Strafe für den 
Berechtigten lediglich in den bezeichneten drei Fällen ein- 
treten soll. Aus ihrem Inhalt ist zu entnehmen, daß sie Ent- 
scheidungen für einzelne Fälle enthalten. Es kommt daher dar- 
auf an, das jenen Stellen zugrunde liegende gemeinsame Prinzip 
zu ermitteln. 

Der ausgesprochene Zweck der Vorschriften ging dahin, Miß- 
stände zu beseitigen, die der Patron durch eigennützige Ausübung 
des Patronatrechts herbeigeführt hatte und die Rechte der Kirche 
gegen Uebergriffe der Patrone zu schützen. Der Grund für die 
Zurückweisung solcher Uebergriffe ist im weiteren Sinne in einem 
die Interessen der Kirche schädigenden un- 
ehrenhaften, mit dem Wesen des Patronats un- 
vereinbaren Verhalten des Patrons zu erblicken. 
Die angedrohte Entziehung der Patronatrechte setzt nicht eine 
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vorausgegangene Verurteilung wegen einer strafbaren Handlung 
voraus, sondern wird an einen im Sinne des Kirchenrechts delik- 
tischen Tatbestand unmittelbar angeknüpft. Hiernach liegt der 
Entscheidung der drei Fälle der gemeinsame Gesichtspunkt zu- 
grunde, daß der Verlust des Patronatrechts zur Strafe erfolgt, 
wenn ein unehrenhaftes Verhalten des Patronatsberechtigten zu- 
tage tritt, das die Interessen der Kirche schädigt, mit seinen Be- 
ziehungen zur Kirche unvereinbar ist und infolgedessen ihn seiner 
Stellung als Patron unwürdig erscheinen läßt. Daß die Entziehung 
der Patronatrechte an einen solchen Tatbestand angeknüpft wird, 
findet seine Rechtfertigung in dem Wesen des Patronatrechts al; 
eines innerhalb der kirchlichen Sphäre liegenden Individualrechts 
kirchlich öffentlich-rechtlicher Natur, das mit kirchlichen Ehren- 
rechten ausgestattet ist und wegen dieser Beziehungen zur Kirche 
dem Patron die Pflicht auferlegt, ein unehrenhaftes und anstö- 
Giges, mit seiner Stellung als Patron unverträgliches Verhalten 
zu vermeiden. — Handelt es sich um ein dingliches Patro- 
nat, so hat die in der Person des Berechtigten eintretende Un- 
fähigkeit nur die Folge, daß er für seine Person des Rechtes 
zur Ausübung des Patronats verlustig geht, während das ding- 
liche Recht selbst unberührt bleibt, und auch die mit demselben 
verbundenen Verpflichtungen fortbestehen. Schon die Tatsache. 
daß der Bekl. wegen Ehebruchs in zwei Fällen zu 6 Monaten 
Gefängnis verurteilt worden ist, erscheint geeignet, ihn in der 
öffentlichen Meinung herabzuwürdigen; erschwerend kommen noch 
die näheren Umstände dieser Delikte in Betracht, sowie die Tat- 
sache, daß der Bekl. sich der Vollstreckung des gegen ihn ergange- 
nen Urteils durch die Flucht entzogen hat und steckbrieflich ver- 
folgt wird. Dem ersten Antrag, der auf Feststellung geht, daß 
das dingliche Patronatrecht über die evangelische Kirche zu B. 
für die Lebenszeit des Beklagten beruhe, kann nicht 
entsprochen werden. Dieser Antrag geht zu weit. Würde der 
Bekl. auf sein Recht zum Besitz und Genuß der Standesherrschaft 
zugunsten seines Nachfolgers verzichten, so könnte diesem 
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der den Bekl. von der Ausübung des Patronatrechts ausschlie- 
Sende Grund nicht entgegengehalten werden. Dagegen war zu 
erkennen, daß der Bekl. die aus dem dinglichen Patronat fließen- 
den Rechte für seine Person verloren hat. Der Ver- 
lust des Patronatrechts zur Strafe tritt von Rechtswegen (ipso 
lure) ein. 


Urt. RG. II. ZS. v. 20. Okt. 1905. 
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Die Pflicht der Messaplikation pro populo, insbeson- 
dere die Freiheit der Militärgeistlichen von derselben‘. 


Von 


Konsistorialrat, Universitätsprofessor Dr. Jos. Freisen in Würzburg. 


Gewisse Klassen der katholischen Geistlichen haben nach 
heutigem Recht die sog. Applikationspflicht, d.h. die 
Pflicht an bestimmten Tagen für die ihrer Seelsorge anvertrauten 
Gläubigen die hl. Messe ohne Entgelt aufzuopfern. Diese Applı- 
kationspflicht blickt zurück auf eine mehrhundertjährige, noch 
heute nicht abgeschlossene Entwicklungsgeschichte, die einerseits 
ein beredtes Zeugnis gibt von der hohen Bedeutung, welche die 
Kirche ihr stets beilegte, andererseits aber einen sprechenden Ein- 
blick in die Verwaltungspraxis bietet, welche an den höchsten 
kirchlichen Behörden Roms maßgebend ist. Trotzdem fehlt es 
bis heute an einer erschöpfenden rechtsgeschichtlichen Darstel- 
lung dieses Rechtsinstituts”. Die folgende Abhandlung versucht 


ı Vgl. über die Applikationspflicht: Scherer, KR. (1898) II 683 ff. 
Laurentius, Institutiones Jur. Eccles. (1914)? S. 194 f,, Sägmüller, Lehrb. 
d. kathol. KR.s (1914)®2 I 482 f., Hinschius, KR. (1888) IV 202 ff, Aichner, 
Compendium Jur. Eccl. (1900) S. 440 ff, Schüch, Handb. d. Pastoral-Theo- 
logie (1882)° S. 444 ff, Hartmann, Repertorium Rituum (1904) 1° S. 238 ff., 
Arndt, Die Pflicht der Meßapplikation pro populo (im Archiv f. k. KR. 
(1893) Bd. 69 S. 3ff. Ueber die Applikationspflicht in der Diözese Rotten- 
burg vgl. den Ordinariatserlaß vom 9. Febr. 1875 (Vogt, Sammlung S. 12f.). 

* Auch die verdienstliche Arbeit von Arndt ist nicht erschöpfend, sie 
ist mehr eine lose Aneinanderreihung einer Anzahl der die Applikations- 
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diese in kurzer Skizze zu geben, jedoch soll diese letztere haupt- 
sächlich die Unterlage zur Erklärung der Freiheit der Militär- 
geistlichen von dieser Pflicht bilden. 


A. Die Entwicklung bis zum Schluß des Konzils von Trient 
(1563). 


I. Die Sitte, das hl. Meßopfer für die Gläubigen aufzuopfern, 
ist so alt wie die Kirche und hängt mit einer anderen Sitte, näm- 
lich der ds Gemeindeopfers zusammen. So oft nämlich 
die Gläubigen an Sonn- und Festtagen zum Gottesdienste erschie- 
nen, opferte der Priester das hl. Opfer für sie auf, die Gläubigen 
brachten ihrerseits am Altare ihre Opfer dar, die zum Unterhalte 
des Klerus und der Armen dienten. Als später an Stelle dieses 
Gemeindeopfers das Benefizium, d.h. selbständiges mit dem 
betreffenden Seelsorgamte verbundenes Kirchenvermögen trat, 
außerdem die Sitte allgemein wurde, Privatmessen zu zele- 
brieren und dafür von dem betreffenden ein Almosen anzunehmen, 
mußte die Frage entstehen, ob die ursprüngliche Sitte, die hl. 
Messe für die anvertrauten Gläubigen aufzuopfern, noch fortbe- 
stehe und in welchem Maße. 

II. Vor dem Tridentinum fehlte es an einer gemeinrecht- 
lichen Umschreibung einer hier bestehenden Pflicht, und es 
blieb den einzelnen Diözesen bzw. Kirchenprovinzen überlassen, 
in dieser Angelegenheit das Detail über Personen, Zeit und an- 
dere Umstände zu ordnen, wobei die größte Mannigfaltigkeit zu- 
tage treten mußte, die dann des weiteren eine Abschwächung 
dieser Pflicht im Gefolge hatte. 

Das Tridentinum Sess. 23 c. 14 bestimmt über die Pflicht 
der Geistlichen zur Zelebrierung der hl. Messe: Curet episcopus, 
ut ıi (die Priester) saltem diebus dominicis et festis solennibus, 
si autem curam habuerint anımarum, tam frequenter, ut suo mu- 
neri satisfaciant, missas celebrent. 
pflicht betreffenden päpstlichen Dekrete und MRISEHeIE INDEL der Kardinals- 
kongregationen. 
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An anderer Stelle Sess. 23 c. 1 setzt das Tridentinum die 
Residenzpflicht der Geistlichen im einzelnen fest und verpflichtet 
dazu alle Inhaber von Parochial-, Metropolitan- und Kathedral- 
kirchen, ferner die niederen Seelsorgepriester (curati inferiores) 
und alle, die ein mit der cura anımarum verbundenes beneficium 
ecclesiasticum besitzen. Die Einleitung zu diesem Residential- 
dekret lautet: Quum praecepto divino mandatum sit omnibus, qui- 
bus anımarum cura commissa est, oves suas agnoscere, pro bis 
sacrificium offerre, verbique divini praedicatione, sacramentorum 
administratione ac bonorum omnium operum exemplo pascere etc. 

III. Auf diese Einleitungsworte haben sich die obersten Kir- 
chenbehörden in Rom und die Theorie von jeher berufen, um dar- 
aus eine gemeinrechtliche Festsetzung der Applikations- 
pflicht herzuleiten, aber mit Unrecht. Einmal bilden diese Worte 
nur die Einleitung zu dem darauf folgenden Residentialdekrete 
und sodann wird in ihnen nur hervorgehoben, daß die Geistlichen. 
denen die cura animarum übertragen ist, die hl. Messe für die 
ihnen anvertrauten Gläubigen darzubringen haben; wie oft sie 
dieses zu tun haben, ob für den einzelnen (Privatmesse) oder für 
alle, ob unentgeltlich oder entgeltlich, ist in den Worten nicht 
zum Ausdruck gebracht. 

IV. Ebenso haben sich die obersten Kirchenbehörden in Rom 
und die Theorie von jeher auf diese Einleitungsworte (Quum 
praecepto divino mandatum sit) berufen, um die Applikations- 
pflicht als auf dem jus divinum beruhend darzutun. Auch das ist 
in dieser Allgemeinheit nicht ganz richtig formuliert. Nur das 
Bischofsamt beruht auf dem jus divinum, nicht aber die Pfarr 
ämter und die Aemter mit cura primaria.. Weil diese letzteren 
Aemter Hilfsämter des bischöflichen Amtes sind, hat die 
Kirche, wie die weitere Darstellung ergeben wird, die Applika- 
tionspflicht auf dieselben übertragen und im einzelnen geregelt 
Dabei mag betont werden, daß die Inhaber der genannten Aemter 
nicht bloß Delegierte des Bischofs sind, sondern ordentliche Amts- 
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gewalt nach den Bestimmungen des objektiven Kirchenrechts be- 
sitzen !. 

In richtiger Formulierung muß gesagt werden, daß die Appli- 
kationspflicht als solche, und zwar für den Bischof, aus dem jus 
divinum fließt, denn bei dem hohen Werte, den das Meßopfer bzw. 
seine fructusnach katholischem Dogma haben, versteht es sich von 
selbst, daß dasselbe für die Gläubigen dargebracht werde. Für 
die Pfarrer und die Geistlichen mit cura primaria fließt die Appli- 
kationspflicht nur indirekt aus dem jus divinum, nämlich in- 
soweit als die Kirche sie an der Hirtenpflicht des Bischofs teil- 
nehmen läßt?. Die Bestimmung dagegen über die Zahl der Tage 
der Applikation für das Bischofsamt und die genannten bischöf- 
lichen Hilfsämter beruht auf dem jus humanum. Unter diesen 
Voraussetzungen ist somit eine Dispensation von der vollen 
Strenge der betreffenden gesetzlichen Bestimmungen möglich, und 
die römischen Behörden haben davon in vielen Indulten Gebrauch 
gemacht. 

V. Ebenso ist unter diesen Voraussetzungen einer deroga- 
tischen Gewohnheit liberatorische Kraft nicht abzuspre- 
chen, obwohl Benedict XIV. in der Konstitution Quum semper 
oblatas vom 29. Aug. 1744 $ 5 eine solche für irrationell er- 
klärte. Denn auch gegen ein derartiges gesetzliches Verbot von 
Gewohnheiten kann sich ein derogatorisches Gewohnheitsrecht 
bilden, wenn die zu demselben nötigen Erfordernisse, insbesondere 
die Rationabilität vorliegen. 


B. Die Entwicklung in nachtridentinischer Zeit. 


Die nähere Ausbildung der Applikationspflicht ist erst in 
nachtridentinischer Zeit und zwar im Anschluß an die erwähnten 


ı Scherer, Lehrb. d. KR.s I S. 631. 

2 So Leo XIII. in dem weiter unten anzuführenden Breve In suprema 
vom 10. Juni 1882. 

3 Scherer, Lehrb d. KR.s 1134, Sägmüller, Lehrb. d. KR. I 
S. 114. 
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Einleitungsworte zum Trident. Sess. 23 c. 1 erfolgt. Zuerst fand 
die Regelung statt für das Pfarramt, in weiterer Entwicklung für 
die Seelsorger mit cura primaria. Die Entscheidungen der römr 
schen Behörden, der CC., der C. de Propaganda Fide, der C. Ri- 
tuum sind meistens auf Einzelfragen ergangen, haben jedoch bis 
heute keine volle Klarheit geschaffen, indem sie in einer Zeit 
diese, in anderer Zeit andere Entscheidungsgründe zur Unterlage 
nahmen. Dasselbe gilt auch von den wenigen päpstlichen, in dieser 
Angelegenheit ergangenen Erlassen, welche meistens auf den Ent- 
scheidungen der römischen Behörden fußen. Auffallen muß es 
daß die Regelung der bischöflichen Applikationspflicht in viel 
späterer Zeit, erst gegen Ende des 19. Jahrhunderts in Angriff 
genommen wurde. 


I. DieApplikationspflicht der Pfarrgeistlichen 
und Seelsorger mitcura primaria. 


Die ältesten Entscheidungen der römischen Behörden be- 
trachten als Hauptgrund der Applikationspflicht das Benefi- 
zium, d. h. das mit dem Amte dauernd verbundene Kirchen- 
vermögen, welches zur Benutzung des jeweiligen Inhabers des 
Amts dient. Da nun mit dem Pfarramt schon seit dem 9. Jahr- 
hundert ständig Grundstücke für diesen Zweck verbunden waren, 
das Pfarramt somit das Prototyp für das Benefizium bildet’, war 
es selbstverständlich, daß in den ältesten Entscheidungen mit den 
parochi der Anfang gemacht wurde. 

So entschied z. B. die CC. vom 26. Aug. 1628: die Pfarrer 
seien verpflichtet, für die Parochianen zu applizieren, jedoch mit 
dem Unterschiede, daß die, welche ein reiches Einkommen hätten, 
täglich, die mit geringerem Einkommen aber wenigstens an den 
Festtagen an diese Pflicht gebunden seien. Diese Eintschei- 
dung ist in der Folge mehrfach von der CC. wiederholt worden, 
so insbesondere am 10. Mai 1681. 


ı Hinschius, KR. II S. 366 £. 
° Vgl. Schulte-Richter, Canones et Decreta Conc. Trid. (1853) 
8.134 No. 31. 
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Da das geringere oder größere Einkommen sich nicht so 
leicht feststellen ließ, richtete man dieserhalb eine Anfrage 
an die CC. Die erste dieser Art scheint am 10. Mai 1692 ge- 
stellt zu sein und wurde am 20. Dez. 1692 dahın beantwortet, 
daß der Pfarrer ohne Rücksicht darauf, ob er ausreichende Ein- 
künfte habe oder nicht, verpflichtet sei, für seine Parochianen zu 
applizieren. Am 14. Febr. 1699 wiederholte die CC. diese Ent- 
scheidung und Innocenz XII. bestätigte dieselbe durch die Kon- 
stitution Nuper a Congregatione vom 24. April 1699, indem er 
festsetzte, daß alle Pfarrer, sie mögen die Kongrua haben oder 
nicht, verpflichtet seien, wenigstens an Sonn- und Festta- 
gen für ihre Parochianen zu applizieren. 

Infolge des Widerspruchs, den diese Entscheidung fand, prüfte 
die CC. die Sache nochmals und gab auf die beiden an sie ge- 
stellten Fragen: I. Müssen die Pfarrer, welche keine Kongrua 
haben, wenigstens an den Festtagen für das Volk die Applikation 
machen? Il. Müssen die Pfarrer, welche reiche Einkünfte haben, 
täglich die hl. Messe für ihre Gemeinde aufopfern?, am 8. Febr. 
1716 die Antwort: Ad I affirmative, Ad II negative et hujus- 
modi dubia amplius non proponantur. Diesem Dekrete gemäß 
bestimmte das römische Provinzial-Konzil im Jahre 1725, der 
Visitator solle betreffs der Messen jedem Pfarrer ohne Unter- 
schied nur die Frage vorlegen, ob er an allen Sonn- und Fest- 
tagen die hl. Messe für seine Gemeinde aufopfere!. 

So kam allmählich die Ansicht zur Geltung, daß nicht eigent- 
lich das Benefizium (das Einkommen), sondern das officium 
(das Amt) des Pfarrers der Grund der Applikationspflicht sei und 
daß demnach auch die Pfarrer mit reicherem Einkommen nicht 

alle Tage zu applizieren hätten; nicht das Accessorium (die Tem- 
poralien), sondern das UNSpee (die Spiritualien) bilden den Aus- 
gangspunkt. | 

Trotzdem blieben noch manche Zweifel übrig. Diesen suchte 


2 Vgl. Arndt a.a. 0. S. 25f. 
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Benedict XIV. in seiner Konstitution Cum semper oblatas vom 
19. Aug. 1744 8 4 ein Ende zu machen!, indem er neben anderem 
bestimmte: Itaque Nostra mens et sententia est, sicuti etiam plu- 
ries a praelaudatis Congregationibus judicatum fuit ac definitum, 
quod omnes et singuli, qui actu animarum curam exercent, et non 
solum parochi aut vicarii saeculares, verum etiam parochi aut 
vicarii regulares .. aeque teneantur missam parochialem applicare 
pro populo, ut praefertur, ipsorum curae commisso. Das größere 
oder geringere Einkommen ist bei dieser Pflicht ohne jeden Be- 
lang. Darauf, daß diese Enziklika nur für Italien erlassen war, 
nahm die Praxis wie die Theorie keine weitere Rücksicht, man 
sah sie an als für die ganze Kirche erlassen. 

Da die Worte Benedicts XIV. so aufgefaßt werden konnten, 
als ob nicht bloß die Pfarrer und Pfarrverwalter, sondern alle ın 
der cura stehenden Geistlichen, auch die Hilfspriester eines Pfarrers 
die Applikationspflicht hätten, so erklärte die C. Rituum durch 
Dekret vom 14. Juni 1845: solum teneri (zu solcher Applikations- 
pflicht), qui curam primariam exercent. | 

Wer zwei Pfarreien versieht, muß an Sonn- und Festtagen 
beide Messen pro populo applizieren, wenn er biniert; im ande- 
ren Falle hat er seiner Verpflichtung durch einen Stellvertreter 
zu genügen. So nach CC. 12. März 1774, C. Rit. 25. Sept. 1858°. 


T.DieApplikationspflichtandenpro foro auf 
gehobenen Festtagen. 


Die CC. hat stets an dem Grundsatz festgehalten, daß durch 
die Reduktion der Festtage an der Applikationspflicht nichts ge 
ändert werde. Das bestimmte Benedict XIV. ausdrücklich in sei- 
ner Konstitution Cum semper oblatas 1744 $ 7 in betreff der durch 
seinen Vorgänger Benedict XIII. verfügten Reduktion und in sei- 
ner Konstitution Non multi vom 17. Nov. 1748 betreffs der von 


ı Abdruck bei Schulte-Richter, Canones usw. S. 503 ff. 
® Archivf.k. KR. (1860) Bd.5 S. 285, Scherer, KR.II 639, Sägmüller, 
KR. I 483. 
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ihm selbst angenommenen lIteduktion. Die an den pro foro auf- 
gehobenen Festtagen bestehen bleibende Applikationspflicht ist bei 
allen weiteren Festreduktionen meistens ausdrücklich in den päpst- 
lichen Dekreten ausgesprochen worden. Als Festtage gelten die- 
jenigen, welche Urban VIII. in der Konstitution Universa per 
orbem vom 13. Sept. 1642 als solche bestimmt hatte. Dazu kam 
dann durch die Konstitution Clemens’ XI. Commissi Nobis vom 
6. Dez. 1708 noch das Fest der Unbefleckten Empfängnis. 

Da auch hier sich wieder eine auf die verschiedensten Gründe 
gestützte gegensätzliche Praxis bildete, gab Pius IX. in seiner 
Enzyklika Amantissimi Redemptoris vom 3. Mai 1858! eine end- 
gültige Entscheidung in folgender Weise: 

Quamobrem hisce litteris declaramus, statuimus atque decer- 
nimus, parochos aliosque omnes animarum curam actu gerentes 
sacrosanctum Missae sacrificium pro populo sibi commisso cele- 
brare et applicare debere tum omnibus Dominicis aliisque diebus, 
qui ex praecepto adhuc servantur, tum illis etiam, qui ex hujus 
Apostolicae Sedis indulgentia ex dierum de praecepto festorum 
numero sublati ac translati sunt, quemadmodum ipsi animarum 
curatores debebant, dum memorata Urbani VIII. Constitutio in 
pleno suo robore vigebat, antequam festivi de praecepto dies 
imminuerentur et transferrentur. 

Somit ist die Festreduktion für die Applikationsoflicht ohne 
Bedeutung, sie bleibt an den reduzierten Festen bestehen, als 
wenn die Konstitution Urban’ VIII. Universa noch vollkommen 
aufrecht erhalten wäre. Nur, wenn ein Fest mit dem officium auf 
einen Sonntag verlegt wird, braucht nur eine hl. Messe pro po- 
pulo appliziert zu werden. 

Noch mehrmals ist dieser Grundsatz bei den in den verschie- 
denen Ländern durch den Apostolischen Stuhl vorgenommenen 
Festtagsreduktionen ausgesprochen worden. Auch Pius X. wieder- 
holte ihn in dem Motu proprio Supremi diseiplinae vom 2. Juli 


1 Abdruck im Archiv f. k. KR. (1858) Bd. 3 S. 226 ff. 
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1911’, in welcher er eine umfangreiche Reduktion der bestehen- 
den Feiertage einführte. 


I. Die ApplikationspflichtderMissionsgeist- 
lichen. 


Trotz den angeführten Entscheidungen hörten die Zweifel 
über die Applikationspflicht nicht auf. Mehrfach haben sich die 
römischen Behörden dieserhalb mit den Geistlichen in den Missions- 
gebieten befaßt, ihre Entscheidungen führen von da ab im Ge 
gensatz zu früher als Grund der Verpflichtung die kanonische 
Errichtung der betreffenden Kirchenämter an. 

Am 28. Jan. 1790 erklärte die Propaganda in einem von 
Pius VI. am 13. Febr. d. J. bestätigten Dekrete, die Missio- 
nare seien keine Pfarrer und ihre Kirchen keine Pfarrkirchen, 
deshalb gelte für sie nicht die Applikationspflicht. Als dann ein 
Missionsbischof von Peking 1792 von neuem über diese Ver- 
pflichtung anfragte, erhielt er von derselben Kongregation die 
Antwort: „Diese Frage ist durch das von Sr. Heiligkeit bestätigte 
Dekret vom 28. Jan. 1790 gelöst.“ Am 5. Febr. 1803 erklärte 
die Propaganda: „Nach anderen bereits früher gegebenen Ent- 
scheidungen ist weder der Generalvikar, noch der Coadjutor eines 
Apostolischen Vikars, noch der Apostolische Vikar selbst ex ju- 
stitia verpflichtet, für das Volk, dessen geistliche Vorsteher sie 
auf Grund der gedachten Titel sind, die hl. Messe an Sonn- und 
Festtagen aufzuopfern, sondern es ist lediglich geziemend, daß sie 
es aus Nächstenliebe tun.“ In einer Antwort an den Apostolı- 
schen Vikar von Curacao vom 12. Sept. 1843 bestimmte dieselbe 
Kongregation: „Wo eine Pfarrei kanonisch errichtet ist, haben 
die Missionare, welche Pfarrer, d. h. Seelsorger sind, eine Pflicht 
der Gerechtigkeit an allen, auch den aufgehobenen Festtagen die 
hl. Messe für das Volk darzubringen, alle übrigen Missionare ha- 
ben zwar die gleiche Verpflichtung, indess nur als Liebespflicht.* 


2 Abdruck Acta A. S. (1911) IIT, 305; Congr. Rit. 24. Juli, 28. Juli 1911 
dortselbst 350, 352; Congr. Conc. 8 Aug. 1911 dortselbst 391. 
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Ein Missionsbischof fragte dann bei der Propaganda an, ob die 
Liebespflicht unter einer schweren oder leichten Sünde verbinde 
und ob sie für alle Sonn- und Festtage gelte. Die Antwort lau- 
tete am 23. März 1863: „Die Redeweise „teneri ex caritate“ ist 
zu vermeiden. Es muß vielmehr heißen: Es ist der Liebe gemäß 
‚„decere ex caritate* und zwar so, daß durch diese Worte durch- 
ans keine eigentliche Verpflichtung ausgedrückt wird*!, 

Auch das Dekret der Propaganda vom 18. Aug. 1866 erklärt 
die Missionare für frei von der Applikationspflicht und führt als 
Grund dieser Exemtion an, daß in diesen Ländern die Bischofs- 
sitze und die Pfarreien nicht kanonisch errichtet seien. Deshalb 
solle man auch den Ausdruck: teneri ex caritate (sc. applicare) 
vermeiden und dafür sagen: decere ex caritate”. In ähnlicher 
Weise erklärte die Propaganda am 18. Juli 1908 in einem De- 
kret?, welches auf Anfrage des Bischofs von Osnabrück, der zu- 
gleich Provikar der Nordischen Mission ist, erlassen wurde, die 
Missionare für frei von der Applikationspflicht, weil die Missionare 
(rectores vel parochos missionarios) amovibel und daher keine ei- 
gentlichen Pfarrer (parochi proprie dicti) seien. Es sei jedoch 
sehr zu loben, wenn sie ex charitate für die ihnen anvertrauten 
Gläubigen die hl. Messe aufopferten. 


IV. Die Applikationspflichtder Anstaltsgeist- 
lichen. 


In den letzten Jahrzehnten sind an Kranken-, Rettungs-, 
Waisen-, Armen-, Strafanstalten usw. vielfach eigene Geistliche 
angestellt, welche die gesamte Seelsorge bei den in diesen An- 
stalten befindlichen Personen ausüben. Die Ausbildung der Seel- 
sorge in diesen „Anstaltsgemeinden* ist nicht durch die Kirche, 
sondern durch die Staatsgewalt erfolgt, und zwar vielfach in ein- 


— 


ı Arndta. ae. 0. S.14f. 
Carl Friedrich im Arch. f. k. KR. (1913) Bd. 93 S. 702f. (Be- 


sprechung von Freisen, Das Militär-Kirchenrecht usw. 1913). 
8 Abdruck im Arch. f. k. KR. (1909) Bd. 89 S. 107 ff. 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. xXXV. 2, 11 
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seitiger Weise ohne vorheriges Benehmen mit den kirchlichen Be- 
hörden. Nach staatlicher Auffassung gelten sie als wirkliche 
Pfarrer, nach Auffassung des Apostolischen Stuhles haben sie 
diesen Charakter nicht, und zwar aus dem Grunde, weil diese 
Stellen nicht kanonisch errichtet sind. Deshalb sind sie auch 
nicht zur Applikation für die ihnen anvertrauten Gläubigen ver- 
pflichtet. Das erklärte die Congr. Rit. am 7. Dez. 1844 und die 
CC. am 2. Juni 1860. 


V. Die Applikationspflicht der Militärseel- 
sorger. 


Eine Regelung der Applikationspflicht der Militärgeistlichen 
erfolgte zuerst in Oesterreich. Laut „Constitutiones pro Ca- 
pellanis castrensibus a Vicario generali Marenzi ex anno 1641“ 
waren die Feldkapläne zur Applikation dreimal im Monate ver- 
halten: „Primo pro Augustissimo Imperatore et serenissimo archi- 
duce Leopoldo Generalissimo nostro, ut Deus optimus eorum co- 
natus foveat, augeat et fortunet; secundo pro toto exercitu cae- 
sareo ec praecipue ea legione, cui inserviunt, ut coelitus vires 
militibus immittantur et hostes confundantur ; tertio tandem pro 
defunctis militibus“. 

Die „Literae Patentes pro capellanis castrensibus ex anno 
1722* und die späteren „Instructiones“, welche sonst alle Pflich- 
ten und Obliegenheiten der Militärgeistlichen genau anführen, ent- 
halten keine derartigen Weisungen. 

Am 20. Dezember 1775 berichtete der Feldsuperior P. Egi- 
dius Petke nach Rom, es seien Zweifel unter den Feldkaplänen 
entstanden, ob die in der Konstitution Cum semper oblatas vom 
19. Aug. 1744 festgesetzte Applikationspflicht auch für sie gelte, 


1 Vgl. über die Anstaltsgemeinden Freisen, Die Anstaltsgemeinden der 
kathol. Kirche in den deutschen Bundesstaaten nach staatlichem und kirch- 
lichem Recht (Archiv des öffentl. R.s (1911) Bd. 28 S. 179 ff); Freisen 
Verfassungsgeschichte der kathol. Kirche Deutschlands in der Neuzeit (1916) 
S. 42ff.;, über die Applikationspflicht der Anstaltsgeistlichken s. Arndt 
a &. O0. S. 13, Sägmüller, KR. IS. 4898, 
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er bäte deshalb um Aufklärung. Die Antwort lautete ohne nähere 
Begründung: „Haec Bulla non videtur extendi ad capellanos ca- 
strenses, proin etiam dominicis et festivis diebus hos stipendum 
acceptare posse!. 

In der neuesten Zeit behandeln die römischen Behörden die Mili- 
tärseelsorger auf derselben Grundlage wie die Missionare und die 
Anstaltsgeistlichen und erklären sie für frei von der Applikations- 
pflicht, weil ihre Militärpfarrgemeinden nicht kanonisch errichtet 
seien und ihnen darum der Charakter als wirkliche Pfarrer ab- 
gesprochen werden müsse. Es ist das geschehen in Spanien 
und daran anschließend in Preußen. 

Da über die Applikationspflicht unter den preußischen 
Militärgeistlichen Zweifel bestanden und die einen sich an diese 
Pflicht gebunden erachteten, die anderen nicht, berichtete der ver- 
storbene preußische Armeebischof Vollmar, um das Umsichgreifen 
der letzteren Ansicht zu verhindern am 11. Jan. 1911 an den 
Apostolischen Stuhl... Er legte in seinem Bericht unter anderem 
dar, daß die preußischen Militärgeistlichen kraft des päpstlichen 
Errichtungsbreves für die preußische Feldpropstei vom 28. Mai 
1868° die Cura primaria in vollem Umfange ausübten und nach 
den Worten des Breve: Cappelani minores cum reapse Parochi 
censendi sint illins partis exercitus, quam spirituali ipsorum curae 
Cappellanus major demandaverit, libere idcirco utentur singulis 
quibusque facultatibus, quas sibi idem Cappellanus major subdele- 
gaverit — als wirkliche Pfarrer zu bezeichnen seien, deshalb seien 
sie auch an die Applikationspflicht gebunden. 

Die Antwort zögerte sich jedoch hin, weshalb Armeebischof 
Vollmar im Juni 1912 bei der Congr. concilii erneut in dieser 
Angelegenheit vorstellig wurde. Am 2. Aug. d. J. erhielt er dann 


» Bjelik, Handbuch für die k. u. k. katholische Militärgeistlichkeit 
(1905) S. 14f. Diese treffliche Arbeit wurde mir in liebenswürdiger Weise 
vom Hochwürdigsten Verfasser zum Geschenk gemacht. 

3 Abdruck bei Richter-Vollmar, Katholische militärkirchliche 
Dienstordnung ı1%%4) S. 92 fl. 
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durch den Apostolischen Nuntius Frühwirth in München folgen- 
den Bescheid: 

„Ew. Bischöflichen Gnaden! 

Seine Eminenz der Herr Kardinal C. Gennari, Präfekt der 
S. Congregatio Concilii hat mir den ehrenvollen Auftrag gege- 
ben, Eurer Bischöflichen Gnaden mitzuteilen, daß die genannte 
S. Congregatio auf die von Euerer Bischöflichen Gnaden dem 
hl. Vater am 20. Jänner 1911 vorgelegte Frage, ob die Mili- 
tärgeistlichen des preußischen Heeres zur Applikation der hl. 
Messe pro populo verpflichtet sind oder nicht, am 18. Juli 1912 
sub. Num. 807/11 dieselbe Antwort geben zu müssen glaubte. 
welche am 22. Mai 1909 in der Angelegenheit „Nullius Cluien. 
Missarum pro populo“ der „Episcopus Sionensis, Praepositus 
Ordinarius pro Clero castrensi in Hispania*, bereits erhalten 
hat, das ist: „Ex deductis non constare de obligatione‘“. 

Indem ich Euerer Bischöflichen Gnaden diese Entscheidung 
mitteille und Hochdieselben bitte, dieselbe der Militärgeistlich- 
keit bekannt zu geben, benütze ich gern auch diesen Anlaß. 
um Euerer Bischöflichen Gnaden den Ausdruck größter Hoch- 
achtung zu erneuern, mit der ich, den geweihten Ring küssend, 
die Ehre habe, zu sein 

Euerer Bischöflichen Gnaden ergebenster Diener 
Andreas Franeiscus Frühwirth 
Erzbischof von Heraclea, 
Apostolischer Nuntius. “ 

Vollmar teilte die Entscheidung der Militärgeistlichkeit nicht 
mit, da er nicht mit Unrecht befürchtete, die Publikation der- 
selben werde bei den obersten Militärbehörden unliebsame Wei- 
terungen nach sich ziehen.-: Er versuchte vielmehr eine Zurück- 
nahme derselben zu erwirken und wandte sich mit einem derartı- 
gen Antrage am 7. Okt. 1912 an die CC. In dem Antrage führte 
er insbesondere aus, daß die Hinweisung auf die ganz anders ge- 
artete Militärseelsorge in Spanien nicht am Platze sei. Die 
preußische katholische Militärseelsorge sei nach langjährigen, zu- 


Freisen, Die Pflicht der Meßapplikation pro populo. 153 


erst vergeblichen Vorstellungen bei der Preußischen Regierung, 
endlich auf Grund der Verhandlungen dieser Regierung mit dem 
Apostolischen Stuhle in dem päpstlichen Breve vom 22. Mai 1868 
der evangelischen vollständig gleichgestellt worden. Die Militär- 
geistlichen beider Konfessionen gälten nach staatlicher Auffas- 
sung als wirkliche Pfarrer mit allen daraus sich ergebenden Kon- 
sequenzen; ihre Militärpfarrgemeinde bestehe aus den ihnen zu- 
gewiesenen Truppenteilen, ihre aus der Reichskasse zu zahlenden 
Gehaltsbezüge seien die gleichen. Wenn der Apostolische Stuhl 
dieselben als quası parochi, als cappellani charakterisiere, so 
müßten die staatlichen Behörden darin eine Degradation der*ka- 
tholischen Militärgeistlichen gegenüber ihren evangelischen Kon- 
fratres erblicken und auch bei den katholischen Militärgeistlichen 
könne das nicht anders aufgefaßt werden, es seien dann aber die 
Absichten der Preußischen Regierung, welche in den Vorverhand- 
lungen zum Erlaß des päpstlichen Breves von 1868 zum Ausdruck 
gebracht wurden, gar nicht zur Ausführung gekommen, und das 
dürfte nicht nur in preußischen Regierungs-, sondern auch in 
weiteren Kreisen einen peinlichen Eindruck hervorrufen. 

Am selben 7. Okt. 1912 machte Vollmar dem Apostolischen 
Nuntius Frühwirth Mitteilung von dem neuen Antrag und fügte 
die Bitte bei, den letzteren bei der CC. zu unterstützen. Außer- 
dem wandte sich Vollmar am 25. März 1913 an den Kardinal 
Fürstbischof Kopp von Breslau mit der Bitte, bei seiner nächsten 
Anwesenheit in Rom die Angelegenheit dem Papste persönlich 
zu unterbreiten. 

Der Nuntius Frühwirth wie auch Kardinal Kopp haben in der 
Angelegenheit, soweit ich erfahre, keine weiteren Schritte getan. 
Es wäre das auch aussichtslos gewesen, denn der Apostolische 
Stuhl wie die höchsten römischen Behörden nehmen nicht leicht eine 
einmal durch sie gefällte Entscheidung zurück. Dabei lassen 
sie sich von der Erwägung leiten, daß dadurch ihre auctoritas 
leiden könnte! Vollmar hat überhaupt keine Antwort auf seinen 
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letzten Antrag erhalten. Auch sein Nachfolger Armeebischof 
Dr. Jöppen erhielt keine Antwort, und auch er hat die Entschei- 
dung von 1912 den Militärgeistlichen nicht mitgeteilt. Rom blieb 
somit bei der einmal gefällten Entscheidung. 

Zur rechtlichen Würdigung der Kongregations-Entscheidung 
vom 18. Juli 1912 möge folgendes dienen. Zur kanonischen 
Errichtun g eines Kirchenamtes wird nach katholischem Kir- 
chenrecht einmal die Errichtung durch den kompetenten kirch- 
lichen Obern gefordert, ferner gehört dazu die perpetuitas objee- 
tiva, d. h. die dauernde Verbindung eines bestimmten Vermögens 
zum Unterhalte des Geistlichen und zur Tragung der Kultus- 
kosten (benefictum) mit dem Kirchenamte (officium), sodann wird 
gefordert die perpetuitas subjecktiva, d. h. die lebenslängliche Ver- 
leihung des Amtes an den Träger desselben‘. 

Werden diese kirchenrechtlichen Bestimmungen auf die Mili- 
tärseelsorgestellen angewandt, so muß ihnen der Charakter als 
beneficia ecelesiattica d. h. als kanonisch rechtlich errichteten Kir- 
chenämtern abgesprochen werden. Einmal liegt das erste Er- 
fordernis vor: die Errichtung einer selbständigen Militärseelsorge 


! Kardinal Kopp starb am 4. März 1914. Armeebischof Vollmar trat 
am 1. Okt. 1913 in den Ruhestand und starb am 8. Juli 1915. Die Kongre- 
gationsentscheidung hat ihm viel Herzeleid bereitet, und das um so mehr, 
als zwei katholische Divisionspfarrer, nämlich Langhäuser, Das Militär- 
kirchenwesen im kurbrandenburgischen und königlich preußischen Heere 
(1912) S. 244 und Albert, Die Militärpfarrer und die Pficht der applicatio 
pro populo (im Pastor bonus, Trier (1912) Jahrg. XXIV S. 33048) zu der 
Zeit, als er selbst mit Rom verhandelte, für die Freiheit der preußischen 
Militärgeistlichen von der Applikationspflicht eintraten. Diese Angelegen- 
heit, wie die Ausführungen über die Jurisdiktion des preuß. Armeepropstes 
bei Freisen, Das Militärkirchenrecht in Heer und Marine des Deutschen 
Reiches (1913) S. 268 #., 371 ff. haben neben dem hohen Alter den um die 
preußische Militärseelsorge hochverdienten Armeebischof Vollmar veran- 

laßt, so plötzlich um seine Versetzung in den Ruhestand einzukommen. 
D er Een we: ie „Pplikationspfiicht der Militärgeistlichen hat er mir 
scale MAUNG aus eigenem Antrieb gütigst zur Verfügung 


ande 
Sägmüller, KRIS. 277, Hinschius, ER. II 367 £ 
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ist überall, wo sie besteht, und so auch in Preußen, durch die 
kompetenten kirchlichen Obern erfolgt. Das Amt des Feldprop- 
stes wurde errichtet durch den Papst, die Aemter der Militärseel- 
sorger durch den Feldpropst im Einvernehmen mit den betreffen- 
den Regierungen. Das zweite Erfordernis, die perpetuitas objec- 
tiva, liegt nicht vor: Kirchliches Vermögen ist mit den Stellen 
nicht verbunden. Die Gehälter und der sonstige Aufwand für die 
Militärseelsorge werden von den betreffenden Staaten bezahlt, in 
Preußen aus der Reichskasse. Die Bischöfe, Kanoniker, Pfarrer, 
welche in Oesterreich, Preußen, Bayern usw. ihre Einkünfte aus 
der Staatskasse (Religionsfonds usw.) beziehen, gelten auch heute 
noch nach kirchlicher Auffassung als Inhaber von Benefizien im 
eigentlichen Sinne. Ob diese Auffassung kirchlicherseits auch 
bei der Militärseelsorge maßgebend ist, indem der staatliche Ge- 
halt an Stelle des im Eigentum der Kirche stehenden Vermögens 
tritt, kann ich nicht angeben. Ebenso fehlt es an dem dritten 
Erfordernis, an der perpetuitas subjectiva: Die Inhaber der Mili- 
särseelsorgeämter sind nach allen päpstlichen Breven, so auch 
nach dem für Preußen erlassenen Breve von 1868 ad nutum epis- 
copi amovibel. Dies gilt auch für den an der Spitze der Militär- 
seelsorge stehenden Feldpropst; seine Stellung gegenüber dem 
Apostolischen Stuhle ist mehr ein Mandatsverhältnis als ein festes 
Amt, die übertragenen Fakultäten können ihm jederzeit genom- 
men werden. Nach staatlicher Auffassung dagegen werden die 
Militärseelsorger meist definitiv d. h. auf Lebenszeit angestellt. 
Es gilt das insbesondere in Preußen nach der KMD. 88 3, 6°. 
Daß die Einrichtung einer selbständigen Militärseelsorge 
kirchlicherseits als eine Singularität gegenüber dem nach ge- 
meinem Kirchenrecht geordneten Benefizialwesen gilt, ergibt sich 
aus den seither von keiner wissenschaftlichen Seite rechtlich ge- 


ı Schulte, Lehrb. d. kath. u. evangel. KR.s (1886) S. 1238, Hin- 
schius, KR. II S. 369, IV S. 321. 

s Vgl. Richter-Vollmar, Katholische militärkirchliche Dienst- 
ordnung (KMD.) 1904. 
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würdigten Bezeichnungen der in Frage kommenden Amtsinhaber 
in den päpstlichen Breven. Der Feldpropst wird bezeichnet als 
Vicarius generalis castrensis,Cappellanus m»- 
jJorcastrensis, Eleemosynarus castrensis m# 
jor usw., die Militärgeistlichen als Cappellani minores 
castrenses, Cappellani militares, Cappellani 
exercitus, Eleemosynarii usw.!. Mit einem Wort die 
Militärgeistlichen sind nach diesen Bezeichnungen keine Benefizia- 
ten im eigentlichen Sinne, daher sind sie auch nach den bei den 
römischen Behörden nunmehr maßgebenden Grundsätzen frei von 
der Applikationspflicht?. 


VL Die Applikationspflicht der Bischöfe. 


Wie schon vorher bemerkt, fand die gesetzliche Rege- 
lung der bischöflichen Applikationspflicht erst gegen Ende des 
19. Jahrhunderts statt. Weder das Tridentinum, noch die Kon- 
stitution Benedicts XIV. Cum semper oblatas vom 19. Aug. 1744, 
noch auch die Enzyklika Pius’ IX. Amantissimi Redemptoris vom 
3. Mai 1853 erwähnen etwas von einer derartigen Verpflichtung. 
Das Kirchenrecht verlangt allerdings, falls höhere kirchliche 
Würdenträger, insbesondere auch die Bischöfe, an eine durch Ge- 
setz dem Klerus auferlegte Verpflichtung gebunden sein sollen, 
eine spezielle Erwähnung dieser Würdenträger in dem Gesetze?. 

Aus dieser Nichterwähnung darf aber hier keineswegs der 
Schluß gezogen werden, daß die Bischöfe frei waren von der 
Applikationspflicht, man setzte vielmehr diese Pflicht für den Bi- 
schof als selbstverständlich voraus und das mit unumstößlicher 
Begründung. Wie das bischöfliche Amt selbst auf dem jus di- 


ı Vgl. Freisen, Das Militärkirchenrecht usw. bei den verschiedenen 
Ländern. 

® Die bei Freisen, Das Militärkirchenrecht usw. S. 152° von mir 
vertretene gegensätzliche Ansicht ist somit nach gegenwärtiger Verwaltungs- 
praxis der römischen Behörden unrichtig. 

® Hollweck, Die kirchlichen Strafgesetze (1899) S. 132 Anm. 8 zu 
8 58. 
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vinum beruht, so auch die aus diesem Seelsorgeamte fließende, 
mit der Bedeutung des Meßopfers zusammenhängende Applika- 
tionspflicht. Die Begrenzung dieser Pflicht auf die Sonn- und 
Festtage hat sich im Anschluß an die Bestimmungen über die 
Applikationspflicht der Pfarrer gewohnheitsrechtlich ent- 
wickelt, beruht somit auf dm menschlichen Recht. 

Zum Beweise dafür diene folgendes: Clemens XIII. sprach 
diese Ansicht in der Enzyklika A quo die vom 14. März 1748 in 
den Worten aus: Es würden die Bischöfe mit Einschluß des 
Papstes sich gewiß nicht weigern, häufig die hl. Messe für ihre 
eigenen und die Sünden des Volkes aufzuopfern: Idcirco vel ma- 
ximi nostri muneris occeupationibus etiam implicati, sacrosanctum 
Jesu Christi Corpus et Sanguinem non recusabimus quominus 
frequenter Deo offeramus, nullumque majus putemus nobis datum 
esse negotium, quam crebro placationis hostiam pro nostris po- 
pulique peccatis Deo Patri immolare!. 

Die Kongregationsentscheidungen setzen diese Verpflichtung 
ebenfalls als selbständig voraus. Am 17. Dez. 1803 entschied die 
CC. auf eine Anfrage des spanischen Bischofs von Vich, er solle, 
da er zugleich Pfarrer der Kathedrale war, einen der Kapläne 
gegen die gebührende Entschädigung mit der Applikation für die 
Pfarrei beauftragen, da er durch die Applikationspflicht für 
die Diözesanen rechtlich verhindert sei. Dieselbe Entschei- 
dung gab die CC. am 23. März 1863: Auf die Anfrage eines Bi- 
schofs, ob er durch die Applikation für seine Diözese auch zu- 
gleich seiner Verpflichtung als Pfarrer Genüge leiste, erfolgte die 
Antwort: Er habe nicht Genüge geleistet. Er solle also, wenn 
er noch keinen Stellvertreter in der Seelsorge habe, sich einen 
solchen wählen und durch denselben seiner Verpflichtung gegen 
die Pfarreingesessenen Genüge leisten, bei der Bemessung der 
Kongrua aber für den Stellvertreter solle er die Norm befolgen, 


ı Erwähnt für diesen Zweck in dem weiter unten anzuführenden Breove 
In suprema vom 10. Juni 1882. 
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welche Bendict XIV. in seiner Konstitution Cum semper oblatas 
$ 9 gibt. 

Anı 12. Nov. 1821 löste die Congr. Rit. den Zweifel: „Da 
der Bischof an Festtagen für seine Schafe applizieren muß, ist es 
zweifelhaft, ob, wenn er an diesen Tagen pontifiziert, die Kano- 
niker die Konventualmesse für die Wohltäter singen müssen und 
wann?* dahin: Der hebdomadarıus, oder wem sonst die Pflicht 
obliegt die Konventualmesse zu halten, lese eine stille Messe vor 
oder nach der Pontifikalmesse“. In derselben Weise entschied 
die CC. am 12. Sept. 1824, daß der Dompfarrer, wenn der Bi- 
schof in der Kathedrale an einem Sonn- oder Festtage für die 
Diözesanen appliziert, dadurch nicht frei werde von der Ver- 
pfliehtung für die Gemeinde zu applizieren. Ebenso ist auch kein 
Pfarrer deshalb von der Applikationspflicht für seine Pfarrei frei. 
weil der Bischof an demselben Tage in der betreffenden Pfarr- 
kirche für die Diözesanen appliziert; so nach einer Entscheidung 
des CC. vom 24. Aug. 1867. 

Es fehlte somit an einem besonderen Gesetze über die bi- 
schöfliche A pplikationspflicht, insbesondere herrschten Zweifel dar- 
über, ob die Bischöfe an allen Sonn- und Festtagen zu dieser 
Applikation verpflichtet seien. Um diese Unsicherheit zu ent- 
fernen, legte die Propaganda am 28. Febr. 1871 der CC. die Frage 
vor: „Da oftmals an die Propaganda seitens derer, die ex justitia 
verpflichtet sind, die hl. Messe für das ihnen anvertraute Volk 
darzubringen, Anfragen kommen, möchte die Kongregation um 
eine Entscheidung ersuchen, ob die Bischöfe an allen Sonn- und 
Festtagen die hl. Messe für das Volk darzubringen haben.* 

Die Antwort ließ 10 Jahre auf sich warten. Die am 9. Juli 
1881 erfolgte Antwort lautete: „Die Bischöfe sind verpflichtet die 
Messe für das Volk zu applizieren. Es ist dem hl. Vater zu 
unterbreiten, er möchte geruhen zu bestimmen, daß sie die Messe 
an allen Sonntagen sowie an allen noch beobachteten oder auf- 
gehobenen Festen für das Volk zu applizieren haben“. 

Leo XIII. erledigte den gestellten Antrag in dem Breve In 


Freisen, Die Pflicht der Meßapplikation pro populo. 159 


prema vom 10. Juni 1882! durch folgende Bestimmungen: 

1. Alle Bischöfe, auch wenn sie zugleich Kardinäle sind, 
ebenso alle Aebte, die eine quasi episcopale Jurisdiktion über 
Klerus und Volk auf besonderem Territorium haben, sind ver- 
pflichtet an allen Sonn- und Festtagen, mögen diese Feste noch 
beobachtet werden oder aufgehoben sein, für das ihnen anver- 
traute Volk die hl. Messe zu feiern und zu applizieren. Geringe 
Einkünfte oder ein anderer Entschuldigungsgrund nehmen von 
dieser Verpflichtung nicht aus. 

2. Von dieser Verpflichtung sind die Titularbischöfe frei, 
da sie von ihren Sitzen keinen Besitz ergreifen, ihnen weder 
Klerus noch Volk zur Leitung überwiesen sind und sie also 
jene Gewalt, welche ihnen bei der Konsekration übertragen ist, 
nicht zur Ausübung bringen. Immerhin ist es wohl der Billig- 
keit und der bischöflichen Liebe entsprechend, wenn diese Bi- 
schöfe bisweilen das hl. Opfer in der Intention darbringen, daß 
Gott sich des Elendes jener Kirchen, deren Titel sie führen, 
erbarmen wolle. 

3. Bischöfe und Aebte, die zwei oder mehrere Diözesen 
oder Abteien haben, erfüllen die obgenannte Verpflichtung durch 
eine einzige Messe, selbst wenn die Diözesen oder Abteten aeque 
principaliter vereinigt wären. Wenngleich nämlich die römischen 
Kongregationen für die Pfarrer, welche mehrere Pfarreien leiten, 
eine andere Entscheidung getroffen haben, so ist doch die Ur- 
sache dafür in dem besonderen Umstand zu suchen, daß die 
Pfarrer an den Festtagen noch andere Pflichten zu erfüllen 
haben. Sie müssen nicht allein für das Volk applizieren, son- 
dern es auch in der Pfarrkirche versammeln, damit es diesem 
Opfer beiwohne, das Wort Gottes höre und nach Zeit und 
Umständen die hl. Sakramente empfange, kurz daß ihm alle 
diejenigen geistlichen Dienste geleistet werden, für welche 
die Sonn- und Festtage besonders ausgewählt sind. Das aber 


ı Abdruck in Arch. f. k. KR. (1883) Bd. 49 S. 259 ff. 
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gelte nicht für die Bischöfe, welche durch kein Gesetz ver- 
bunden seien an allen Festtagen die hl. Messe in der Kathedrale 
zu zelebrieren!. 


VO. Die Applikationspflicht der Dom- und Kol- 
legiatkapitel. 

Wie die Bischöfe, Pfarrer usw. die Applikationspflicht pro populo 
haben, so sind die Dom- und Kollegiatkapitel verbunden, die täg- 
lich zu feiernde Konventualmesse für de besonderen Wohl- 
täter der betreffenden Kirche im allgemeinen 
undinsgesamt zu applizieren. Die nähere Regelung dieser 
Pflicht hat stattgefunden durch die Konstitution Benedict XIV. 
Cum Semper oblatas vom 19. Aug. 1744?. 


VII. Die Applikationspflicht in der unierten 
orientalischen Kirche. 


Die orientalische Kirche hat in mancher Beziehung ihre ei- 
genen Gesetze und Gewohnheiten, welche von dem Apostolischen 
Stuhle geschont werden, wenn dieselben nicht offenbar irrationell 
sind. Wo derartige Gesetze oder Gewohnheiten nicht bestehen, 
werden die Gesetze der lateinischen Kirche zum Vorbild ge- 
nommen. 

Da die Applikationspflicht in der oben angegebenen Um- 
schreibung auf dem jus divinum beruht, gilt sie auch für die 
Orientalen. Gebunden an dieselben sind jedoch nur die Pfarrer. 
Dabei ist aber zu beachten, daß für die Eigenschaft einer Ge- 
meinde als Pfarrei das Vorliegen anderer Erfordernisse vorge- 
schrieben ist als in der lateinischen Kirche. Nach einem Dekret 
der Propaganda vom 24. Juli 1882 genügt es zur Begründung 
einer orientalischen Pfarrei, daß eine gewisse Gemeinde autoritativ 
fest begrenzt ist und das Recht hat, einen besonderen Priester als 
eigenen Hirten zu erhalten, der auf Grund des ihm vom Bischof 


ı Vgl. über die bischöfl. Applikationspflicht Arndt a. a. O. S. 41. 
s Hinschius, KR. IV S. 204. 
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übertragenen Amtes das Hirtenamt mit einer pro foro interno 
damit verbundenen Jurisdiktion, der Spendung der Sakramente und 
der Predigt des Wortes Gottes zu verwalten hat. Die amovibi- 
litas ad nutum episcopi ist an sich noch kein Zeichen, daß das 
Seelsorgeamt kein Pfarramt ist, da auch ein vom Bischof für be- 
stimmte oder unbestimmte Zeit ernannter Administrator alle Pfarr- 
pflichten in einer Pfarrei hat. Spärliches Einkommen befreit von 
der Applikationspflicht nicht, da diese Verpflichtung dem Hirten- 
amt eigen ist. Ebenso sind die Tage an denen zu applizieren ist, 
andere als in der lateinischen Kirche, da die orientalische Kirche 
mehrfach ihre eigenen Festtage hat. Das alles ist des näheren 
dargelegt in dem Rundschreiben der Propaganda ad Deleg. apost. 
pro orient: vom 8. Nov. 1882 und in dem Dekrete derselben Kon- 
gregation vom 28. Juli 1884 speziell für die katholischen Ar- 
menier!, 


C. Gesamtresultat und Schlußbemerkungen. 


Trotz der angeführten päpstlichen Gesetze und der großen An- 
zahl der Kongregationsentscheidungen, von denen ich nur einige 
der wichtigsten erwähnte, kann von einer klaren, alle Zweifel aus- 
schließenden Regelung der Applikationspflicht nicht die Rede sein. 

I. Nach der vorstehenden Abhandlung sind heute an diese 
Pflicht gebunden: alle Geistlichen, welche ein kanonisch errichte- 
tes Kirchenanit, ein beneficium ecclesiasticum mit cura primaria 
innehaben oder aktuell verwalten. Zur ersteren Klasse gehören 
die Bischöfe aller Art, die Pfarrer, unter den genannten Voraus- 
setzungen manche Vikare, Lokalisten und Missionare. Zu den 
curam animarum actu gerentes zählen die Geistlichen, welche im 
Namen der Klöster, Kapitel usw. in den diesen inkorporierten 
oder zugewiesenen Pfarreien die cura als parochus actualis aus- 
üben, während dem Institute die cura habitualis zusteht, ferner 
die Pfarrverweser. 


ı Arndta.a. 0. S. 40f. 
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Frei von der Applikationspflicht sind die Weihbischöfe, die 
Kapitularvikare, die meisten Missionare, die Anstaltsgeistlichen an 
Kranken-, Armenhäusern, Gefängnissen usw., die Militärgeistlichen, 
die Kapläne in Nonnenklöstern, die vom Pfarrer abhängigen 
Kapläne. 

Il. Die Applikationspflicht gilt nach dem Vorstehenden als 
eine der wichtigsten Pflichten gewisser katholischen Geistlichen, 
sie ist mit dem Seelsorgeamte seinem Wesen nach verbunden, 
gehört dazu nach der oben gegebenen Umschreibung kraft gött- 
lichen Rechts und hat von seiten des Apostolischen Stuhles 
stets diese Würdigung gefunden. Die Regelung dieser Pflicht 
ist allerdings seit Jahrhunderten durch die obersten Kirchenbe- 
hörden in sehr zurückhaltender, manche Zweifel übriglassender 
Weise erfolgt. Die Bischöfe sind aber nicht gehindert, derartige 
Zweifel in Rom jederzeit zur Entscheidung vorzulegen; sie bleiben 
so in stetem Kontakt mit dem Mittelpunkte der Kirche und die 
Zentralisation der Gesamtkirche in diesem Mittelpunkte bleibt ge- 
wahrt. 

Außerdem fällt noch besonders ins Auge, wie die obersten Kir- 
chenbehörden fortwährend mit der Umgrenzung des Seelsorge 
amts, mit dem die Applikationspflicht verbunden ist, gewechselt 
haben. Zuerst legte man das Hauptgewicht auf das benefi- 
cium, d. h. den größeren oder geringeren Ertrag des Kirchen- 
amtes, dann auf die mit dem Amte selbst verbundene cura pri- 
maria, endlich auf die kanonische Errichtung des 
Kirchenamtes. 

Ill. Mehrfach sind im Laufe der Zeit, insbesondere auch auf 
dem Gebiete des Benefizialwesens, Neubildungen entstan- 
den, für welche die Bestimmungen des gemeinen Rechts nicht 
genügen, welche im Gegensatz zu letzteren stehen und ihnen ge- 
genüber als Abnormitäten bezeichnet werden müssen. Auf dem 
Gebiet des Benefizialrechtes gehören zu diesen Abnormitäten 
folgende: 

Der Regel nach umfaßt die katholische Pfarrei einen terri- 
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torial abgegrenzten Bezirk (Ortspfarrei) und es wird die Zuge- 
hörigkeit zu derselben bestimmt durch das Domizil — in einigen 
Fällen auch durch das tatsächliche Wohnen — der Gläubigen 
katholischer Konfession innerhalb dieses Bezirks; denn der Pfarr- 
zwang ist fast überall, wenn auch nicht durch katholische Kirchen- 
gesetze, so doch durch staatsrechtliche Bestimmungen fortgefallen. 

1. Von dieser ursprünglichen, normalen Einrichtung der Ein- 
heit des Pfarrsprengels und der Zugehörigkeit zu demselben gibt 
es jedoch mehrfache Ausnahmen. Zu letzteren gehören die Ex- 
emtionen vom Pfarrverband, denen zufolge gewisse 
Personen vom Pfarrverbande ausdrücklich ausgenommen sind. 
Derartige Exemtionen sind teils vom kanonischen Recht, teils 
durch die Staatsgesetze festgestellt worden: 

Nach kanonischem Recht sind die Institute der männli- 
chen Orden und Kongregationen von dem Pfarrverbande 
im allgemeinen exemiert, dasselbe gilt meistens auch von den 
weiblichen Orden. Ebenso sind die Inhaber von selb- 
ständigen Benefizien zur Erfüllung der Stiftungsbe- 
dingungen, seien es Abhaltung von bestimmten @ottesdiensten, 
Applizierung von hl. Messen oder sonstige kirchliche Verrichtun- 
gen wie Predigt, Benediktionen usw. berechtigt wie verpflichtet. 
Sie beschränken somit das Recht des Pfarrers. 

Das Preuß. Allgemeine Landrecht Il. 11 8 283 ff. verfügte 
eine eigene Exemtion vom Pfarrverband für die preußischen 
unmittelbaren Staatsbeamten, welche auch Anwen- 
dung fand auf die katholischen Staatsbeamten, während das in 
Preußen bestehende Institut der sog. Gastgemeinden da- 
gegen für die katholischen Verhältnisse keine Geltung er- 
langt hat. 

2. Der Gegensatz zu der die Regel darstellenden Ortspfar- 
rei bildet die Personalpfarrei. Wird die Zugehörigkeit 
zu ersterer bestimmt durch das Domizil der Gläubigen innerhalb 
des territorial abgegrenzten Pfarrbezirks, so ist bei letzterer für 
die Pfarrqualität maßgebend die Zugehörigkeit zu einer bestimm- 
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ten Familie, die Innehabung eines Platzes in einem Stifte, die 
Bekleidung eines Dienstpostens usw. 

Hierher gehören die sog. Familienpfarreien (pam- 
chise gentiliciae), welche gebildet werden aus den zu einer be 
stimmten Familie gehörenden Mitgliedern. Ferner gehören dazu 
die sog. Hofpfarreien, welche sich jenachdem zusammen- 
setzen aus den Familienmitgliedern des Landesfürsten, den Hof- 
beamten, der Dienerschaft, wie es in den einzelnen Indulten des 
näheren verfügt ist. Auch die sog. Dompfarreien d.h. die 
Pfarreien an den Kathedralkirchen zühlen hieber, in einzelnen 
Fällen auch die Pfarreien an den Kollegiatkirchen!. 

Alles das sind Neubildungen, welche mit den Bestimmungen 
des gemeinen Rechts in Widerspruch stehen, die Kirche bat je 
doch diese Abnormitäten dem gemeinen Recht als zu Recht be 
stehend eingegliedert. 

3. Eine andere Abweichung vom gemeinen Recht, welche 
schon oben (S. 155) erwähnt wurde, liegt bei den Bischöfen, Ka- 
nonikern und Pfarreien vor, welche in Oesterreich, Preußen. 
Bayern usw. ihre Einkünfte aus der Staatskasse beziehen; obwohl 
es hier somit an einem vom gemeinen Recht für das Existent- 
werden eines beneficium ecclesiasticum vorgeschriebenen Erforder- 
nis, an der perpetuitas objectiva, fehlt, gelten die genannten 
Geistlichen nach kirchlicher Auffassung auch heute noch als In- 
haber von Benefizien in eigentlichem Sinne. 

4. Ebenso ist bereits oben (S. 160) erwähnt worden, wie der 
Apostolische Stuhl, den Verhältnissen Rechnung tragend, für die 
unierte orientalische Kirche hinsichtlich der Errichtung einer 
Pfarrei vom gemeinen Recht gänzlich abweichende Bestimmungen 
erlassen hat. 

5. Nur hinsichtlich der Austalts- und Militärgemeinden hält 
der Apostolische Stuhl unentwegt an den für das beneficium e 

! Das Nähere bei Freisen, Die Anstaltsgemeinden usw. a a. 


Ss. 179 ff. 
: Freisen, Verfassungsgeschichte usw. 9. 44f. 111f. 
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clesiasticum aufgestellten Erfordernissen fest, leugnet ihre kano- 
nische Errichtung und zieht die daraus folgenden Konsequenzen, 
namentlich die für diese Abhandlung interessierende, daß ihre In- 
haber an die Applikationspflicht nicht gebunden sind. Nach dieser 
Auffassung sind die Inhaber derartiger Gemeinden keine Pfarrer, 
sie sind auch keine Hilfspriester, sie sind trotz ihrer cura primaria 
frei von der Applikationspflicht. 

Alles Recht, auch das kirchliche ist in fortwährender Ent- 
wicklung begriffen. Diese Entwicklung geht von den dem fort- 
währenden Wandel unterworfenen Zeitverhältnissen aus. Der Ge- 
setzgeber hat das aus diesen Verhältnissen sich entwickelt habende 
Recht herauszustellen und durch Gesetze oder Verordnungen zu 
fixieren. Betreffs der Anstalts- und Militärgemeinden wären m. E. 
die früheren zu diesen Neubildungen nieht mehr passenden Bestim- 
mungen über das Benefizialrecht abzuändern, bzw. diese Neubil- 
dungen in das letztere einzugliedern. Es handelt sich hier nicht um 
Glaubenslehren; das kirchliche Benefizialrecht ist in seinen Haupt- 
bestimmungen nicht eigenes kirchliches Produkt, sondern entstanden 
in Anlehnung und Rezipierung der Grundsätze des deutschen 
Lehenswesens'. 

Welche Gründe den Apostolischen Stuhl bei seiner seitheri- 
gen Zurückhaltung leiteten, ist schwer zu sagen. Wie schon 
Armeebischof Vollmar in seiner Eingabe an den Apostolischen 
Stuhl im Jahre 1912 hervorhob, dürfte die Praxis, welche von 
seiten Roms gegenüber den Militärgeistlichen befolgt wird, bei 
den preußischen Militärbehörden peinliches Aufsehen hervorrufen. 


ı Stutz, Leben und Pfründe (1899). 
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Die kirchliche Baupflicht in den Pfarreien des früheren 
Fürstbistums Paderborn. 


Dargestellt an der Hand eines gerichtlichen Rechtsgutachtens. 
Von 


Konsistorialrat, Universitätsprofessor Dr. Jos. Freisen in Würzburg. 


Einleitung. 


Das Gebiet des heutigen Bistums Paderborn, welches nach 
seiner räumlichen Ausdehnung! das zweitgrößte Deutsch- 
lands ıst und nur vom Bistum Breslau übertroffen wird, umschließt 
nach den Bestimmungen der Zirkuniskriptionsbulle De salute ani- 
marum vom 16. Juli 1821 und späteren päpstlichen Verfügungen 
die verschiedensten Landesteile. 

Nach der gt. Bulle gehört ein Teil des Bistums zum preu- 
ßischen Staatsverbande, so das ursprüngliche Fürstbistum 
Paderborn, das vormalige kurkölnische Herzogtum West- 
falen, dieGrafschaft Mark, dasRietberger wie Wieden- 
brücker Land, das Fürstentum Eichsfeld, das Siegener 
wie Wittgensteiner Land, die Pfarreien des Bezirks Er- 


ı Was die Seelenzahl betrifft, so ist gegenwärtig die größte Diö- 
zese der Welt die Kölner Erzdiözese mit 3873751 Seelen. Die zweit 
größte Diözese der Welt ist Breslau mit 3 675 300 Seelen, die drittgrößte 
Diözese Paderborn mit 1551256 Seelen. So nach P. Streit S.V.D. 
Atlas Hierarchicus. Vgl. Köln. Volkszeit. 12. März 1914 Nr. 221 in dem 
Art. „Die größten Diözesen der Welt“; Krose, Kirchl. Handb. f. d. kath. 
Deutschland (1913) Bd. IV S. 447 ff. 
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furt, die Sprengel des früheren Erzbistums Magdeburg, die 
früheren Bistümer Halberstadt, Merseburg, Naum- 
burg-Zeitz, Teile der früheren Bistümer Meißen, Bran- 
denburg, Havelberg und der früheren Fürstbistümer Min- 
den, Verden, Würzburg, wie der ganze Sprengel des 
früheren Bistums Corvey. 

Von außerpreußischen Gebieten überwies die gt. 
Bulle der Diözese die Fürstentümer Waldeck-Pyrmont 
und Lippe. 

Spätere päpstliche Verfügungen unterstellten der 
Paderborner Diözese das Herzogtum Anhalt, die Fürstentümer 
Schwarzburg-Sondershausen wie Schwarzburg- 
Rudolstadt und das Herzogtum Sachsen-Gothat. 

Die kirchlichen Rechtsverhältnisse der Katholiken in diesen 
preußischen wie außerpreußischen Distrikten sind teils einseitig 
durch die betreffenden Staatsregierungen, teils in Verbindung mit 
der Paderborner bischöflichen Behörde in eigener Weise geregelt 
worden. Im übrigen unterstehen die Katholiken den in diesen 
Distrikten geltenden, verschieden gearteten Landesrechten. Neben 
diesen Rechten haben fast alle diese Distrikte, besonders auf dem 
Gebiete des kirchlichen Vermögensrechts (Baulast, Patronatrecht, 
Anstellung der Kirchendiener usw.) ihre althergebrachten Son der- 
rechte, deren rechtshistorische Begründung oft auf nicht ge- 
ringe Schwierigkeiten stößt. Das gilt namentlich für die kirch- 
liehe Baupflicht, welche sich in den verschiedenen Distrikten meist 
gewohnheitsrechtlich entwickelt hat. 

Ein derartiges Sonderrecht hinsichtlich der Baupflicht besteht 


ı Freisen, Staat u. kath. Kirche in den deutschen Bundesstaaten: 
Lippe, Waldeck-Pyrmont, Anhalt, Schwarzburg-Rudolstadt, Schw.-Sonders- 
hausen, Reuß-Greiz, Reuß-Schleiz, Sachsen-Altenburg, Sachsen-Coburg und 
-Gotha (1906), Bd. IS. 3f. Freisen, Verfassungsgeschichte der kath. 
Kirche Deutschlands in der Neuzeit (1916) S. 243 ff., 262 fi., 293 ff., 311 ff, 
334 f., 351 ff., 366 ff., 384 ff, 390. Paderborner Realschematis- 
mus (von Prof. Dr. Linneborn) 1918 S. 1*ff., auch Gerlach, Pader- 
borner Diöcesan-Recht, 1864°3 S. 1 fl. 
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ın den Pfarreien des früheren Fürstbistums Paderborn, in dem 
früheren Bistum Corvey, dem früheren Fürstbistum Minden. 
der früheren Grafschaft Ravensberg, der früheren Grafschaft 
Recklinghausen, dem früheren Fürstentum Eichsfeld, 
dem früheren Herzogtum Westfalen! 

Nach $ 293 (265) RCPO. wird von den Gerichten eine Kennt- 
nis des Gewohnheitsrechtes nicht verlangt. Ein dem Gericht un- 
bekanntes Gewohnheitsrecht wie Statuten sind Gegenstand der 
Beweisanträge der Parteien im Prozesse. Das Gericht ist jedoch 
befugt und soweit es davon Erfolg erwarten kann, auch ver- 
pflichtet, alle ihm zugängliche Erkenntnisquellen daneben zu be- 
nutzen und zum Zwecke einer solchen Benutzung das Erforder- 
liche anzuordnen ?, 

Diese Tatsache und die mangelhafte wissenschaftliche Bear- 
beitung derartigen Sonderrechtes sind die Ursache, daß dasselbe 
vielfach nicht zur Anwendung kommt und mehrfach der Vergessen- 
heit anheimfällt. 

So entschied in der Kirchenbaupflicht — Streitsache der Fı- 


ı Vgl. über diese Sonderrechte: „Revidierter Entwurf des Provinzial- 
rechts des Fürstentums Paderborn (Berlin 1841). Revidierter Ent- 
wurf des Provinzialrechts dee Fürstentums Corvey* (Berlin 1841). 
Revidierter Entwurf des Provinzialrechts des Fürstentums Minden, 
der Grafschaft Ravensberg usw. (Berlin 1841). Revidierter Ent- 
wurf der Partikularrechte der zur Provinz Westfalen gehörigen Standes- 
herrschaften usw. (Berlin 1837). Hartmann, Das Provinzialrecht 
des Fürstentums Eichsfeld (Berlin 1835). Ueber das kirchenrer- 
mögensrechtliche Sonderrecht im früheren Herzogtum Westfalen 
s. Schilgen, Das kirchl. Vermögensrecht u. die Vermögensverwaltung 
in den kathol. Kirchengemeinden (1891) Bd. I S. 242ff.; Linneborn, 
Die Kirchenbaupflicht der Zehntbesitzer im früheren Herzogtum Westfalen 
(Dekanatsprogramm) 1915. Wie ich erfahre, wird Linneborn demnächst eine 
umfassende Arbeit über die kirchliche Baupflicht im früheren Fürstentum 
Paderborn im Druck erscheinen lassen. Vgl. außerdem Hinschius, Das 
preußische Kirchenrecht (1884) S. 403 ff. in den Anmerkungen über der- 
artiges Sonderrecht in anderen Territorien. 

®:Sydow u. Busch, Civilprozeßordnung mit Einführungsgesetzen 
usw. (1898°) S. 179f£ Förster-Eccius, Preuß. Privatrecht (1886) 
S. 81. 


Freisen, Die kirchliche Baupflicht im früheren Fürstbistum Paderborn. 169 


lialkirchengemeinde Erlinghausen gegen die Muttergemeinde 
Obermarsberg sowohl das Amtsgericht Niedermarsberg 1884, 
wie das Landgericht Arnsberg in der Berufungsinstanz 1886 auf 
Grundlage der Bestimmungen des Preußischen Allgemei- 
nen Landrechts über die Kirchenbaupflicht, während in der 
dortigen Gegend, welche zum früheren Herzogtum Westfalen ge- 
hörte, ın dieser Rechtsmaterie das frühere kurkölnische 
Recht noch heute Geltung hat. Ebenso fußte die Kgl. Regie- 
rung Arnsberg auf den Bestimmungen des Preuß. Allgemeinen 
Landrechts, wenn sie die von der Öbermarsberger Kirchenge- 
meinde auch für Erlinghausen betreffs der Restaurationsbauten an 
der Obermarsberger Nikolaikirche ausgeschriebene Umlage für 
vollstreckbar erklärte. 

Auch das in dem früheren Fürstbistum Paderborn noch heute 
über die Kirchenbaupflicht bestehende Sonderrecht war fast gänz- 
lich in Vergessenheit geraten. 

Einen drastischen Beleg dafür liefern die Auseinandersetzun- 
gen bei dem Erweiterungsbau der Pfarrkirche in Holzhausen 
(Kr. Höxter)?: Als im Jahre 1912 sich die dortige katholische 
Pfarrkirche infolge des Anwachsens der Gemeinde als zu klein 
erwies, wurde eine Vergrößerung derselben beschlossen. Durch 


ı Vgl. über diese Rechtswidrigkeiten Freisen, Drei Rechtsgutachten 
zum rheinischen und westfälischen Provinzialrecht: III. Im Gebiet des 
früheren Herzogtums Westfalen sind die Filialisten nach dem kurkölnischen 
Provinzialkirchenrecht nur dann bei Mutterkirchen mitbaupflichtig, wenn 
sie dieselben mitbenutzen (Rheinische Zeitschrift für Zıvil- 
und Prozeßrecht, herausgeg. von J. Kohler usw. III. Jahrg. 1911 
S. 335 ff.). Beide Urteile sind rechtskräftig gsworden. Daß es kein Rechtsmittel 
gibt, diese rechtswidrig ergangenen Urteile aufzuheben, ist eine Lücke 
in der RCPO. und es ist schwer verständlich, daß seither auf diese Lücke 
weder die theoretischen noch die praktischen Juristen hingewiesen haben! 
Wie im Strafprozeß bei derartigen Rechtswidrigkeiten de Begnadigung 
aushelfend eintritt, sollte auch im Zivilprozeß ein derartiges aushelfendes 
Rechtsmittel geschaffen werden. 

? Vgl. darüber den von amtlicher Seite übermittelten Bericht im Westf. 
Volksblatt vom 30. April 1913 Nr. 116 unter dem Titel: „Aus dem 
Bezirksausschuß*. 
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Beschluß vom August 1912 übernahm die politische Gemeinde 
die erforderliche Anleihe eines Kapitals von 30000 M. auf ihre 
Rechnung: Dieser Gemeindebeschluß wurde dem zuständigen Amt- 
mann zu Nieheim vorgelegt, der ihn auf Grund des $& 37 der 
Westfälischen Landgemeinde-Ordnung vom 19. März 1356 bean- 
standete, weil dieser Beschluß die Gemeindeinteressen verletze. 
Die politische Gemeinde sei nicht berechtigt, diese Kosten zu 
tragen, weil sie dazu nicht verpflichtet sei.” In einer weiteren 
Sitzung der Gemeindevertretung mit dem Amtmann verblieben beide 
Teile bei ihren Ansichten. 

Die Gemeinde Holzhausen brachte dann die Angelegenheit 
auf dem Rechtswege gegen den Amtmann von Nieheim an den 
Kreisausschuß zu Höxter, der in seinem Beschluß vom 
7. Jan. 1913 den Bescheid des Amtmanns aufhob und die Pflicht 
der Zivilgemeinde zur Tragung der Baukosten als feststehend 
annahm. 

Hierauf legte der Amtmann bei dem Bezirksausschusse 
in Minden Berufung ein, in der unter anderem ausgeführt wurde, 
daß sich in der politischen Gemeinde Holzhausen auch Evange- 
lische befänden, darunter auch der höchste Steuerzahler Frhr. von 
der Borch, die hierdurch mit belastet würden, auch des letzteren 
Vater sei früher von der Abgabe von Anteilen der Kirchenbau- 
last befreit gewesen. Eine Verpflichtung der politischen Ge- 
meinde zu diesen Unterhaltungskosten bestehe unter keinen Um- 
ständen. Maßgebend für eine solche Auffassung dürfte das 
Preußische Landrecht sein, wo angegeben sei, wer die 
Kirchenbaulasten zu tragen habe, und das sei nicht die politi- 
sche Gemeinde, sondern die Eingepfarrten. Eine Obser- 
vanz, d. h. ein Recht durch Herkommen und Gebrauch, werde im 
vorliegenden Falle bestritten. 

Noch überboten wurden die Ausführungen des Nieheimer 
Amtmanns durch die Darlegungen des Oberbürgermeisters Plaß- 
mann von Paderborn. In der erwähnten Nr. des Westf. Volks- 
blattes heißt es darüber: „Der Berichterstatter des Bezirksaus- 
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schusses, Oberbürgermeister Plaßmann-Paderborn, verliest Aus- 
züge aus den Gesetzen und Verfügungen des Fürstbischofs Jo- 
sepb Clemens von Köln, der zugleich Bischof und Landesherr des 
Hochstifts Paderborn im 18. Jahrhundert war. Die verlesenen 
Stellen aus dieser Gesetzessammlung, der sog. Clementia, be- 
schäftigen sich bis ins kleinste mit den Unterbaltungs- usw. 
Pflichten der Kirchen.“ 

Zu diesen Plaßmannschen Darlegungen sei folgendes be- 
merkt: Fürstbischof Joseph Clemens, Herzog von 
Bayern, war Erzbischof von Köln 1688—1723. Die Priester- 
weihe erhielt er erst am 25. Dez. 1706, die Bischofsweihe am 
1. Mai 1707. Bischof von Paderborn ist er niemals gewesen. 
Plaßmann verwechselt ihn mit dessen Nachfolger Clemens August, 
Herzog von Bayern, der von 1719—1761 Fürstbischof von Pader- 
born war. Im Jahre 1722 wurde er dazu Koadjutor und 1723 
Nachfolger des verstorbenen Erzbischofs von Köln. Die Priester- 
weihe erhielt er am 4. März 1725, die Bischofsweihe am 9. Nov. 
1727. Erzbischof Joseph Clemens von Köln hat die sog. Cle- 
mentina — ÜClementia ist nicht die Bezeichnung — am 28. Aug. 
1715 erlassen. Dieselbe gilt nebst den Synodalstatuten des Erz- 
bischofs Max Heinrich vom 20. März 1662 bloß in den kurkölni- 
schen Gebietsteilen, also auch in den von Kurköln durch die 
Zirkumskriptionsbulle De salute animarum von 1821 getrennten 
und der Diözese Paderborn zugewiesenen Gebietsteilen, nämlich 
ım früheren Herzogtum Westfalen. Diese Geltung besteht noch 
heute fort. Diese Clementina enthält aber keineswegs eine er- 
schöpfende Regelung der Unterhaltungs- usw. Pflichten der Kirchen, 
wie das Plaßmann anzunehmen scheint. Geradezu als Unsinn ist 
es zu bezeichnen, wenn Plaßmann aus der, allerdings irrtümlich 
angenommenen Tatsache, daß Fürstbischof Joseph Clemens „zu- 
gleich Bischof und Landesherr des Hochstifts Paderborn war“, 
die Geltung des kurkölnischen Rechts über die Kirchenbaulast für 


1 Vgl. Handbuch: der Erzdiözese Cöln (1908) S. XXVU, Paderborner 
Realschematismus S. 89*. 
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die ganze Paderborner Diözese, insbesondere auch für die Ge- 
meinde Holzhausen, behauptet. Die 1300 schon erwähnte Pfarr- 
gemeinde Holzhausen gehörte stets zum Fürstbistum Paderborn! 
und galt für sie das Paderborner Partikularrecht über die Kir- 
chenbaulast, und das wie früher, so auch heute noch. 

Der Bezirksausschuß zu Minden ist mit Recht über die Pla&ß- 
mannschen Auslassungen hinweggegangen: Einmal wies er die 
Klage betr. die Beanstandung des Gemeindebeschlusses zurück und 
hob die beanstandende Verfügung auf, zugleich aber entschied er, 
daß die Baupflicht der politisehen Gemeinde Holzhausen 
erwiesen und die Aufnahme einer Anleihe hierzu berechtigt sei. 

Die Streitigkeiten über dieses Paderborner Sonderrecht hatten 
auch in anderen Gemeinden statt: Für die Pfarrei Pömbsen 
(Kreis Höxter) entschied 1870 das Gericht, daß die dortige 
Kirchenbaupflicht den 7 zur Pfarrgemeinde gehörigen politischen 
Gemeinden obliege®. Dem Kirchenbau in Reelsen (zur Pfarrei 
Pömbsen gehörig) im Jahre 1911 gingen langwierige Verhand- 
lungen voraus, welche schließlich zur Anerkennung der Baupflicht 
der politischen Gemeinde Reelsen führten; auch der dort 
wohnende protestantische Graf hatte mit beizutragen. 
Ebenso fanden langwierige Verhandlungen vor dem 1907/8 erfolg- 
ten Kirebenbau in Alhausen (Filialgemeinde der Pfarrei Pömb- 
sen) statt, deren Resultat wiederum die Anerkennung der Bau- 
pflicht der politischen Gemeinde Alhausen war; auch zwei 
Juden hatten mit beizutragen. Zu beachten ist, daß im frühe- 
ren Fürstbistum Paderborn jede Ortschaft für sich eine poli- 
tische Gemeinde mit einem Gemeindevorstande an der Spitze 
bildet. Anders ist das in dem früheren kurkölnischen Sauerlande, 
wo sich die politische Gemeinde (oft bis 10 Ortschaften) mit der 
kirchlichen Gemeinde meistens deckt. 

Bei den vorstehend erwähnten Baufällen in Pömbsen, Reelsen 
und Alhausen war die Ansicht maßgebend, daß die mehreren zu 


ı Paderborner Realschematismus S. 295, 296. 
2 Paderborner Realschematismus S. 299. 
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einer Pfarrei gehörenden politischen Gemeinden die Baupflicht 
für diese Pfarrei gemeinsam zu tragen haben, während die Bau- 
pflicht für die Filialkirche usw. der betreffenden politischen 
Einzelgemeinde für sich allein obliegt. Dieser Fall, wo die 
Mutterkirche von der Haupt- und von der Filialgemeinde gemein- 
schaftlich, und daneben die Filialkirche von der Filialgemeinde zu 
bestimmten gottesdienstlichen Handlungen gebraucht wird, ist 
weder im Paderborner Sonderrecht, noch auch im Preußischen 
ALR. besonders vorgesehen. Es entspricht die erwähnte Ansicht 
dem dem Preußischen ALR. II. 11 $ 726 zugrunde liegenden Prin- 
zip: Gemeinschaft der Baulast als Folge der Gemeinsamkeit des 
Gebrauchs!. 

Mit der Unkenntnis hinsichtlich des Paderborner Partikular- 
rechts über die Kirchenbaupflicht ist in der jüngsten Zeit ein 
Wandel zum Besseren eingetreten, und ich darf wohl hervorheben, 
daß dieser Wandel zum Teil durch meine mehrfachen Hinweise 
auf dieses Sonderrecht bewirkt wurde. 

Bereits 1910 habe ich in der Streitsache der Stadt Brakel 
(Kr. Höxter) gegen die dortige Kirchengemeinde zuerst ein außer- 
gerichtliches, dann 1911 ein gerichtliches Rechtsgutachten ver- 
faßt, welch letzteres den beiden gerichtlichen Erkenntnissen des 
Landgerichts Paderborn und dann in der Berufungsinstanz des 
Landgerichts Hamm, wenn auch nach anfänglich zögernder Zu- 
rückhaltung, zugrunde gelegt wurde?. 

Nochmals forderte mich hinsichtlich desselben Paderborner 
Partikularrechts das Landgericht Paderborn 1912 zu einem Rechts- 
gutachten auf in der Prozeßsache der politischen Gemeinde 
Sande gegen die’politische Gemeinde Elsen (beide im 


ı Schilgen, D. kirchl. Vermögensrecht (1894)? S.75°. Hinschius, 
Preuß. KR. S. 415°, 

2 Vgl. das Rechtsgutachten bei Freisen, Drei Rechtsgutachten usw.: 
I. Im Gebiet des früheren Fürstentums Paderborn (wie auch des früheren 
Fürstentums Corvey) trägt die politische Gemeinde die Baulastverpflichtung 
für die katholischen, nicht aber für die protestantischen Kirchengebäulich- 
keiten (Rhein. Zeitschr. usw. II. Jahrg. 1911 S. 314 ff.). 
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früheren Fürstbistum Paderborn). Dasselbe wurde dem Landge- 
richt übersandt am 13. März 1913 und „auf Grund des eid- 
lichen, ausführlich und sachgemäß begründe 
ten Gutachtens des Sachverständigen Freisen, 
dem zu folgen dasGericht keine Bedenken getra- 
gen hat“, fand der Klageanspruch der Gemeinde Sande in der 
Landgerichtssitzung vom 9. Mai 1913 Abweisung. Eine Berufung 
ist, als aussichtslos, nicht erfolgt. 

Im folgenden bringe ich das Rechtsgutachten nebst den zum 
näheren Verständnis dienenden Schriftsätzen des Paderborner 
Landgerichts sachlich unverändert zum Abdruck. 


A. Beweisthema. 


Die zur Begutachtung gestellte Frage lautet nach dem Be 
weisbeschlusse des Kgl. Landgerichts zu Paderborn vom 15. Nor. 
1912: 

„Der Professor Dr. Freisen in Würzburg soll als gericht- 
lich ausgewählter Sachverständiger gutachtlich darüber ver- 
nommen werden, ob und inwiefern bezüglich der Beschaffung 
der zu den kirchlichen Bedürfnissen in der Kirchengemeinde 
Elsen-Sande erforderlichen Geldmittel eine Observanz besteht 
und zwar bezüglich sämtlicher kirchlichen Bedürfnisse oder nur 
einzelner und welcher. 

Die Parteien sollten gehalten sein, das in ihren Händen 
befindliche Material dem Gutachter zur Erstattung des Gut- 
achtens vorzulegen. 

Der Gutachter, dem die Akten ausgehändigt werden sollen, 
soll sein Gutachten schriftlich erstatten. Um die Vernehmung 
des Gutachters soll das Kgl. Amtsgericht Würzburg ersucht 
werden. * 


B. Materialien. 


Als Material ist mir für das Rechtsgutachten zur Verfügung 
gestellt: 
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1. Vom Kgl. Landgericht zu Paderborn: 

a) dessen Handakten, O0. 187—11, 

b) ein Aktenfaszikel der Regierung zu Minden betr. die 
Aufbringung der Kultus-, Kirchen-, Pfarrer-, Schulhaus- 
Baukosten im Kirchspiel Eisen. Kirchendezernat Fach 
161 Nr. 6. 

23. Vom Rechtsanwalt Baecker zu Paderborn, Vertreter der 
Gemeinde Elsen: 

a) dessen Handakten, 

b) drei weitere Aktenfaszikel des Amtes Neuhaus bei Pa- 
derborn über den fraglichen Gegenstand. 

3. Nach Zuschrift des Justizrats, Rechtsanwalts Block zu 

Paderborn, Vertreter der Gemeinde Sande, besitzt seine 

Partei kein weiteres Material. 


ER: C. Klageantrag. 


Der Klageantrag der Gemeinde Sande lautet: 

1. „Dahin zu erkennen, daß die klagende Gemeinde Sande 
nicht weiter verpflichtet ist, ®/s der Bedürfnisse der Kir- 
chengemeinde Elsen zu tragen, daß vielmehr die Fest- - 
setzung der auf die beiden Gemeinden Sande und Elsen 
bzw. deren Gemeindemitglieder zur Bestreitung der kirch- 
lichen Bedürfnisse der Kirchengemeinde Elsen seitens des 
Kirchenvorstandes unter Genehmigung der kirchlichen Ge- 
meindevertretung zu verteilenden Umlagen nach Maßgabe 
der direkten Staatssteuern oder der Kommunalsteuern zu 
erfolgen hat. 

2. Der Beklagten die Kosten des Verfahrens aufzuerlegen 
und das Urteil eventuell gegen Sicherheitsleistung für 
vorläufig vollstreckbar zu erklären.“ 


D. Das Rechtsgutachten. 


I. Die politische Gemeinde Sande umfaßt die Dorf- 
schaft Sande und die Bauerschaft Altensenne. In kirchlicher 
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Hinsicht gehört die Dorfschaft Sande zur katholischen Kirchen- 
gemeinde Elsen, die Bauerschaft Altensenne dagegen zur katholi- 
schen Kirchengemeinde Neuhaus bei Paderborn. Des weiteren 
gehört die politische Gemeinde Sande (Sande und Altensenne) wie 
auch Elsen zum Amtsbezirke Neuhaus bei Paderborn. 

II. Die Dorfschaft Sande war seit altersher ein Bestandteil 
des früheren Hochstifts und Fürstentums Paderborn. Dieses Für- 
stentum hatte als selbständiges Staatsgebilde nicht bloß auf dem 
Gebiete des Privatrechts sein Sonderrecht, sondern auch auf dem 
Gebiete des Kirchenrechts war das dortige Recht vielfach ein an- 
deres als die Bestimmungen des kanonischen Rechts. Letzteres 
gilt insbesondere für die kirchliche Baulast. 

III. Die kirchliche Baulast war früher im katholischen Kir- 
chenrecht nicht gemeinrechtlich geregelt, sondern zeigte 
sich in den verschiedensten partikularrechtlichen For- 
men als Gesetz, Statut, Gewobnheitsrecht, Observanz usw. Höch- 
stens gab es einige allgemeine Grundsätze, nach denen man sich 
beim Mangel besonderer partikularer Rechtsbildung im einzelnen 
Falle zu richten pflegte!. 

IV. Das Tridentinum (1545—63), welches in Sess. XXI cp. 7 
de reform. die Baulast betreffs der parochiales ecclesiae gemein- 
rechtlich regelte, hat die partikularrechtliche Verschiedenheit und 
deren Weiterbildung nicht aufgehoben bzw. abgeschnitten, es läßt 
vielmehr neben dem von ihm festgesetzten gemeinen Recht noch 
weiter das anders bestimmende und sich fortentwickelnde Parti- 
kularrecht fortbestehen. Dieses letztere geht dem gemeinen Recht 
vor und, wo derartiges Partikularrecht nicht besteht, tritt das ge- 
meine tridentinische Recht in Geltung. Außerdem treten für den 
Fall, daß das Partikularrecht keine erschöpfenden Bestim- 
mungen hat, die Bestimmungen des Tridentinums ergänzend ein, 
das Tridentinum bat also nur subsidiarische Geltung. Be- 
merkt mag noch werden, daß die tridentinischen Bestimmungen, 


t Vgl. über dieses Partikularrecht oben S. 168%, 


Y 
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welche sich ursprünglich nur auf die parochiales ecclesiae bezo- 
gen, durch die Declarationes Congr. Concil. Trid im Laufe der 
Zeit eine Erweiterung erfuhren, indem dieselben auch auf die 
Filialkirchen, Pfarr- und Vikariehäuser usw. ausgedehnt wurden!. 

V. Auch im Fürstentum Paderborn gab es von altersher ein 


i derartiges partikulares Recht betreffs der kirchlichen Baupflicht. 


Die alte Paderborner Kirechenordnung von 1686 hat keine Be- 
stimmungen über dieses Rechtsinstitut, ihr Inhalt bezieht sich fast 
nur auf die Kirchendisziplin. Das Paderborner Partikularrecht 
ist als Herkommen, als ungeschriebenes Gewohnheits- 
recht in unvordenklicher Zeit zur Entstehung gelangt. Da es 
aus alter katholischer Zeit stammt, kann es auf protestanti- 
sche Verhältnisse keine Anwendung finden, wohl aber hat es 
Geltung für alle auch in nachfürstbischöflicher Zeit 
errichteten katholischen Kirchengebäude?. 

Nach diesem Paderborner Partikularrecht obliegt die Unter- 
haltung wie der Neubau der Kirchen- und Pfarrgebäude (auch 
Kaplaneigebäude) lediglich den politischen Gemeinden, die 
Patrone sind als solche frei von jeder Beitragspflicht. Ob dane- 
ben noch lokale Observanzen dieses Partikularrecht erweitern 
oder vermindern, ist quaestio facti für die einzelne Pfarrei. 

Zur Sprache kam dieses Paderborner Partikularrecht auch 
bei den Vorarbeiten zur Kodifikation des noch heute geltenden 
Provinzialrechts im vormaligen Fürstentum Paderborn. Ausdrück- 
lich wurde in den Motiven zum revidierten Entwurfe des Pader- 
borner Provinzialrechts darauf verwiesen, daß schon mehrere 
Streitigkeiten nach den erwähnten Grundsätzen reguliert seien. 
Die Kodifikation ist bekanntlich nicht zu Ende geführt worden. 
Verfasser des Entwurfs und der Motive zu demselben ist der 1866 
: 2 Schulte, Das kathol. Kirchenrecht (1856), II S. 544 ff.; Schulte, 
Lehrb. des kath. u. evangel. Kirchenrechts (1886 *) S.496 ff.; Friedberg, 
Lehrbuch des kath. u. evangel. Kirchenrechts (1909®) S. 606 ff.; Perman- 
eder, Handbuch des gemeingültigen kath. Kirchenrechts (1865) S. 934 ff. 


® Vgl. die bei Hinschius, Preuß. KR. 8. 402°? angeführte Entschei- 
dung des Reichsgerichts IV vom 7. Okt. 1880. 
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in Höxter verstorbene, um die westfälische Provinzial- und 
Rechtsgeschichte hochverdiente Landgerichtsassessor Paul Wie- 
gand!. 

Dieses Paderborner Partikularrecht und ihm gegenüber die 
Bestimmungen des Tridentinums mit subsidiarischem Charakter 
haben Geltung gehabt bis zur Säkularisation des Fürstentums und 
seinem Uebergang an den Staat Preußen gemäß des RDHSchlus- 
ses vom 25. Febr. 1803. Die Krone Preußen übernahm das 
Fürstentum bereits am 3. August 1802. Das Preußische Allge- 
meine Landrecht wurde erst durch Patent vom 5. April 1803 ein- 
geführt. 

VI. Die zur Zeit der Publikation des Allgemeinen Landrechts 
vorhandenen provinziellen Gewohnheitsrechte und Observanzen hat 
das ALR. bis zu ihrer Einverleibung in die Provinzialgesetzbü- 
cher aufrecht erhalten. Eine derartige Kodifikation des Provin- 
zialrechts hat aber nur in Ost- und Westpreußen stattge- 
funden, anderswo ist man über Entwürfe nicht hinausgekommen. 
Wo eine solche Kodifikation nicht erfolgt ist, dauert die Gel- 
tung des vorlandrechtlichen Gewohnheitsrechtes selbst contra le- 
gem fort. 

Außerdem gestattet das ALR. fernerhin die Bildung eines 
Gewohnheitsrechtes mit derogatorischer und suppletorischer Kraft 
(consuetudo contra et praeter legem) überall da, wo es selbst dar- 
auf ausdrücklich als prinzipale Rechtsquelle verweist, z. B. ALR. 
Il. 11 8 710: „Wo in Ansehung der Kosten zum Bau und zur 
Unterhaltung der Kirchengebäude durch Verträge, rechtskräftige 
Erkenntnisse, ununterbrochene Gewohnheiten oder besondere Pro- 
vinzialgesetze gewisse Regeln bestimmt sind, da hat es auch fer- 
ner dabei sein Bewenden.“ 

1 Vgl. über die Paderborner Kirchenordnung von 1686: Freisen, 
Staat und kath. Kirche in den deutschen Bundesstaaten: Lippe usw. (1906) 
I. 134 Anm. 3; über die Paderborner Kirchenbaulast: Revidierter Entwurf 
des Provinzialrechts des Fürstentums Paderborn (Berlin 1841) S. 47. Vgl. 


außerdem das von mir in der Prozeßsache der Stadt Brakel gegen die 
dortige Kirchengemeinde erstattete Rechtsgutachten (oben S. 178°). 
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Endlich können sich neue Observanzen, praeter legem 
da bilden, wo die Gesetze etwas unentschieden gelassen haben, 
wo also eine Lücke im Gesetze vorhanden ist!. 

In Nr. I des Publikationspatentes zum ALR. wird bestimmt: 
„Das gegenwärtige ALR. soll an die Stelle der in Unseren Lan- 
‚den bisher aufgenommen gewesenen römischen, gemeinen Sachsen- 
und anderer fremden subsidiarischen Rechte und Gesetze treten“. 
Zu den so aufgehobenen Rechten gehörte auch das kanonische 
Recht und, was hier interessiert, die gemeinschaftlichen Bestim- 
mungen desselben (Tridentinum) über die kirchliche Baulast. Seit 
Einführung des ALR. im Fürstentum Paderborn hörte das kano- 
nische gemeine Recht über kirchliche Baulast auf gegenüber dem 
durch das ALR. II. 11 $ 710 aufrecht erhaltenen Paderborner 
Partikularrecht subsidiäre Rechtsquelle zu sein. Denn das 
kanonische Recht kann nicht als Spezialrecht für das Für- 
stentum Paderborn angesehen werden. Das versteht sich von 
selbst und ist zum Ueberfluß ausdrücklich durch das Preußische 
Obertribunal noch ausgesprochen worden ?. 

Seit der Einführung des ALR.s im Fürstentum Paderborn ist 
vielmehr das ALR. in dieser Beziehung an Stelle des kanonischen 
Rechts getreten, von dieser Zeit an haben die Bestimmun- 
gen des ALR.s über die kirchliche Baulast gegenüber dem 
Paderborner Partikularrecht subsidiäre Geltung erlangt. Des- 
halb ist, wenn der Umfang des Paderborner Sonderrechts nicht 
ausreicht, nicht auf das kanonische Recht wie früher zu- 


ı Vgl. 8$ 3 ff. der Einleitung zum ALR.; No. I, DI, IV, VII, des Publi- 
kationspatentes zum ALR. (bei Koch, Allg. Landr. f. d. Preuß. Staaten 
1878 Bd. lim Anfang). Porsch, Observanz auch für die Pfarrbaulast 
und für Forensen giltige Rechtsquelle Preußisch landrechtlicher Rechts- 
fall (im Archiv f. k. KR. (1892) Bd. 68 S. 201 ff). Leske, Vergleichende 
Darstellung des BGB.s für das Deutsche Reich und des Preuß. ALR.s Bd. I 
Ss. 283f. Förster-Eccius, Preuß. Privatrecht Bd. I S. 79f., 14. 
Ueber die Bildung derartigen Gewohnheitsrechts auch aus dem Zeitraum 
nach Emanation des ALR.s vgl. die bei Hinschius, Preuß. KR. S. 404 9 
angeführten Entscheidungen der obersten Gerichtshöfe. 

® Hinschius, Preuß. KR. S. 407 Anm. 98 Nr. XIU. 
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rückzugreifen, sondern auf die Bestimmungen des ALR.. 
und das ist die wichtige Neuerung, welche auf diesem Rechtsge- 
biet mit der Einführung des ALR.s im Fürstentum Paderbom 
verbunden war. Daß durch das ALR. die hier einschlagenden ka- 
nonisch -rechtlichen Bestimmungen nicht durchgängig und ın 
allen Stücken aufgehoben sind, möge ausdrücklich hervorgehoben 
werden". 

Durch die Bestimmungen des Tilsiter Friedens vom 
7. und 9. Juli 1807 wurde das Fürstentum Paderborn zu dem 
neugegründeten Königreich Westfalen geschlagen, und 
zwar begann die Westfälische Regierung bereits am 8. Aug. 1807. 
Gemäß Art. 45 der Westfälischen Konstitution vom 15. Nov. 1807 
hatte der Code Napoleon seit dem 1. Jan. 1808 im gesamten 
Königreich Geltung. Insoweit der Code Bestimmungen über ein 
Rechtsinstitut hat, traten diese an die Stelle der anders lautenden, 
in den zum neuen Königreiche geschlagenen Territorien früher in 
Geltung gewesenen Rechtsbestimmungen. Da jedoch der Code 
über die kirchlichen Rechtsverhältnisse keine Bestimmungen hat. 
wurde an dem bisherigen kirchlichen Recht, und insbesondere auch 
an dem Recht über die kirchliche Baulast nichts geändert. So- 
mit blieb auch das Paderborner Partikularrecht über die kirch- 
liche Baulast fortbestehen ?. 

In den nur zeitweilig an die Fremdherrschaft verloren ge 
gangenen Gebieten wurde nach ihrem Wiedererwerb durch Preu- 
ßen das ALR. wieder eingeführt, jedoch mit der bemerkenswerten 
Aenderung, daß das ALR. hier, wenn die Fremdherrschaft das 
Provinzialrecht beseitigt hatte, nicht mehr den Charakter der 
subsidiären, sondern der allein geltenden Rechtsnorm 

ı Hinschius, Preuß. KR. S. 3 Anm. 1. Koch, Allgem. Landrecht 
usw. Bd. IS. 1. 

? Vgl. über das Recht des Königreichs Westfalen: Porsch, Die ju- 
ristische Persönlichkeit und rechtliche Vertretung der Domkirchen (im 
Archiv f. k. KR. (1892) Bd. 67 S. 297f.). F. P. Hermens, Handbuch der 


gesamten Staatsgesetzgebung über den christlichen Kultus usw. (1833) Bd. I 
S. 45 ff. 
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erhielt. Nach dem am 1. Nov. 1813 erfolgten Wiedererwerb des 
Fürstentum Paderborns durch Preußen trat gemäß des Patents 
wegen Wiedereinführung des ALR. vom 7. Sept. 1814 (G.-Sl. 
S. 90) das ALR. am 1. Jan. 1815 dortselbst wıeder in Kraft und, 
da die Fremdherrschaft keine Aenderungen vorgenommen hatte, 
galt auch das Paderborner Partikularrecht über die kirchliche 
Baulast weiter fort!. 

VI. Das Paderborner Sonderrecht? gilt auch in der Kirchen- 
gemeinde Elsen-Sande, hat aber hier durch lokale Obser- 
vanz einige Veränderungen erfahren. Nach diesen Veränderun- 
gen hat es hier gegenwärtig folgenden Umfang: Die beiden po- 
litischen Gemeinden Elsen und Sande haben gemeinschaftlich, 
Elsen zu ®/s, Sande zu °/s, die Bau- und Unterhaltungspflicht der 
kirchlichen Gebäude in Elsen, und zwar der Kirche, des Pasto- 
rats, der Kaplanei und des Friedhofs. Für die Aufbringung der 
anderen kirchlichen Bedürfnisse, also der Kosten für den Gottes- 
dienst, für Wachs, Lichter, die kirchliche Rechnungslage, den 
Küster, Organisten usw. besteht in Elsen eine besondere Kir- 
chenkasse, aus der diese Kosten bestritten werden. 

Neben den vorher erwähnten Bau- und Unterhaltungskosten 
für die genannten kirchlichen Gebäude und den Friedhof werden 
seit jeher die Kosten des Läutens in der Kirche zu Elsen ge- 
meinschaftlich bestritten, und zwar je '/s aus der Kirchen- 
kasse zu Elsen und aus den Gemeindekassen zu Elsen 
und zu Sande. Sande hat bei Erhöhung des Gehaltes der Läuter 
ım Jahre 1911 diese letztere Verpflichtung ausdrücklich aner- 
kannt. 

Endlich sind noch die Frühmeßgelder in der Kirchen- 


ı Vgl. über diese Wiedereinführung des ALR.s Förster-Eccius, 
Preuß. Privatrecht 1 S.18. Schilgen, Das kirchl. Vermögensrecht (1894) 
Bd. US. 6f. 

% Ueber die kirchliche Baupflicht der politischen Gemeinden im 
früheren Fürstentum Eichsfeld und im früheren Fürstbistum Corvey 
vgl. Freisen, Drei Rechtsgutachten usw. (in: Rhein. Zeitschr. usw. (1911) 
S. 321). Ä 
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gemeinde Elsen-Sande zu erwähnen. Sie sind keine Gemeinde- 
ausgabe, sondern werden von den Pfarreingesessenen 
der Gemeinde Elsen und Sande nach einer alten Meiereiordnung 
auf die Vollmeier, Halbmeier, Viertelmeier, Sechstelmeier, Achtel- 
meier, Kötter oder Anbauer und Heuerlinge je nach ihrem Besitz 
repartiert, jedoch mit stärkerer Heranziehung der Elsener Pfarr- 
eingesessenen. Sie dienen mit zur Besoldung des Kaplans in 
Elsen !. 

VIII. Gewohnheitsrechte sind ungeschriebene Rechte. Um- 
fassen dieselben einen größeren Distrikt, so spricht man von 
Reichs-, Landes-, Provinzial-Gewohnheitsrecht 
usw. Dagegen wird für lokales oder korporatives Gewohnheits- 
recht der Ausdruck Observanz gebraucht, welcher aber auch 
noch in anderen Bedeutungen genommen wird. Observanz ist 
somit nur eine Unterart des Gewohnheitsrechts. Beide Arten von 
Gewohnheitsrecht begründen objektives (öffentliches) Recht, 
nicht privatrechtliche Befugnisse. 

Das Gewohnheitsrecht ist zu beweisen. Gegenstand dieses 
Beweises ıst nicht unmittelbar der Rechtssatz desselben, sondern 
die Uebung, in welcher es erkennbar ist?. 

IX. Die Geltung des Paderborner Partikularrechts hinsicht- 
lich der kirchlichen Baulast ist so feststehend, daß für seine Gel- 
tung in jeder Pfarrei des früheren Fürstbistums die Vermutung 
spricht. Bewiesen wird es aber durch die Uebung in den einzel- 
nen Pfarreien, insbesondere durch die Kirchenrechnungen. 
Wenn in dem Schriftsatz des Rechtsanwalts Baecker auf ein even- 
tuelles Gutachten des Bischöflichen Generalvikariats 
in dieser Angelegenheit hingewiesen wurde, so gestatte ich mir 
darauf hinzuweisen, daß eine Paderborner Ordinariats-Registratur 

! Vgl. den Schriftenwechsel zwischen dem Amtmann in Neuhaus, dem 
Landrat in Paderborn und dem Regierungspräsidenten in Minden vom Jahre 
1852 und 1853 (Acta betr. die Aufbringung der Kultus- usw. Kosten im 
Kirchspiel Elsen). 


32 Förster-Eccius, Preuß. Privatr. Bd. I S. 79ff., Koch, Allgem. 
Landr. Bd. IS. 5ff. in den Anmerkungen. 
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nach der Reorganisation der Diözese erst mit dem Generalvikar 
Drüke im Jahre 1827 begann. Sein Vorgänger Generalvikar 
Dammers (später Bischof) führte während Bekleidung dieses Am- 
tes (1803—1826) keine eigentliche Registratur. Auch hat die 
jetzige Paderborner Ordinariatsregristatur nur ganz spärliche Ak- 
ten aus der früheren fürstbischöflichen Zeit. Wo sie verblieben 
sind, ob sie von der Preußischen oder Westfälischen Regierung 
konfisziert wurden, vermag ich nicht anzugeben". 

Daß aber das mehrerwähnte Partikularrecht in der Kirchen- 
gemeinde Elsen-Sande seit alter Zeit in Geltung ist, ergibt sich 
aus folgenden Tatsachen: 

1. Im Pfarrarchive zu Elsen findet sich folgende Aufzeich- 
nung: „Im Jahre 1772, den 8. Oktober hat der Pastor Cothmann 
hierselbst am Offizialat-Gerichte zu Paderborn klagend vorgestellt, 
daß das Pfarrhaus ganz baufällig sei, daß er darin seines Lebens 
nicht mehr sicher wäre, mit der Bitte: Richtern und Vorstehern 
zu befehlen, das alte Haus so zu unterstützen, daß er des Win- 
ters hindurch ohne Lebensgefahr darin wohnen könne, sodann im 
Frühjahr das alte umzuwerfen und ein neues zu bauen. 

Hierauf ist bei 50 Goldgulden Strafe den Richtern und Vor- 
stehern anbefohlen, das alte Haus zu unterstützen und im näch- 
sten Frühlinge von Grund auf neuzubauen. Diesem Befehle ist 
Folge geleistet. * 

2. Am 8. Juni 1843 beantragte der Kantonbeamte (Amtmann) 
zu Neuhaus bei dem Landrate Grasso zu Paderborn, die ange- 
schlossene Rechnung über die Reparatur des Daches auf dem 
Kirchturm zu Elsen für den Schieferdecker Bange auf die Ge- 
meindekasse 1) zu Elsen zu °/s mit 12 RtIr. 13 Sgr. 6 dl, 2) zu 
Sande zu °/s mit 7 Rtlr. 13 Sgr. 6 dl hochgefälligst anweisen zu 
wollen. Der Landrat verfügte am 2. Juli 1843 gemäß dem ge- 
stellten Antrage? 

1 Vgl. über die Paderborner Ordinariats-Registratur: Freisen, Landes- 
hospital, Kapuzinessenkloster, Genossenschaft der Barmherzigen Schwestern 
zu Paderborn (1902) S. 52°. 

% Acta der Verwaltungsbehörde zu Neuhaus. 
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3. Am 15. Mai 1850 hielt derselbe Landrat Grasso von Pa- 
derborn in Elsen mit den dortigen Gemeindeverordneten betreffs 
des Erweiterungsbaues derKirche zu Elsen und Auf- 
bringung der dazu erforderlichen Mittel eine Sitzung ab. An der 
Sitzung nahmen auch der Pfarrer Heidenreich von Elsen und der 
Amtmann Pohlmann von Neuhaus teil. 

Nach dem Protokoll wurde die Notwendigkeit des Erweite- 
rungsbaues allerseits anerkannt. Hinsichtlich der Aufbringung 
der dazu erforderlichen Mittel kam folgender Beschluß zustande: 
Da die geistliche Behörde in Paderborn auf den Antrag des Pfar- 
rers Heidenreich bewilligt hatte, daß die auf den Pfarrgrund- 
stücken stehenden Eichbäume verkauft und der Erlös zur Erwei- 
terung der Elsener Kirche verwendet werden sollte, akzeptierten 
die Gemeindeverordneten dieses dankbarlichst. Außerdem hatte 
man beim Kultusministerium beantragt, daß das Geld, welches den 
Gemeinden Elsen und Sande von dem Staate 1847 zur Linderung 
des Notstandes vorgeschossen war, geschenkt werde, um es zu 
dem fraglichen Bau zu verwenden. Die Gemeindeverordneten 
waren damit einverstanden, daß dieses Geld, insofern diesem An- 
trage höheren Orts deferiert werde, zu dem fraglichen Zwecke 
wirklich Verwendung finden solle. Sodann solle vorerst versucht 
werden, die noch fehlenden Mittel durch freiwillige Beiträge so- 
wohl inner- als außerhalb der Gemeinde herbeizuschaffen. Wenn 
wider Verhoffen die durch den Verkauf der Bäume, durch das 
Geschenk vom Staat und durch freiwillige Beiträge zu erzielenden 
Mittel zur Bestreitung der Baukosten nicht ausreichen möchten, 
so solle das Fehlende, soweit es der Gemeinde Elsen zur Last 
falle, aus der Provinzialhilfskasse auf 30jährige Amortisation 
angeliehen werden. Sämtliche Materialien sollten von den Ein- 
gesessenen frei angefahren und ebenso die erforderlichen Hand- 
dienste frei geleistet werden. Die Vereinnahmung und Veraus- 
gabung der Baugelder solle nicht durch den Steuerempfänger, son- 
dern durch einen besonderen Erheber in der Gemeinde selbst be- 
wirkt werden. 
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Zum Schluß des Protokolls heißt es: „6. Nachträglich wird 
bemerkt, daß zu den Kirchenbauten die Gemeinde Elsen Fünf 
Achtel und die Gemeinde Sande Drei Achtel observanzmäßig bei- 
tragen muß. Nach diesem Verhältnisse sollen auch die noch er- 
forderlichen Fuhren und Handdienste sowie die noch erforderlichen 
Geldmittel repartiert und aufgebracht werden.“ 

Nachdem die Sitzung in Elsen beendigt war, begab sich der 
Landrat Grasso mit dem Pfarrer Heidenreich und dem Amtmann 
Pohlmann am selben 15. Mai nach Sande, um die Verhandlung 
dortselbst fortzusetzen. In der Sitzung, an welcher außer den 
vorhergenannten Personen der Vorsteher und sechs Gemeindever- 
ordnete von Sande teilnahmen, wurde die Notwendigkeit des Er- 
weiterungsbaues ebenfalls anerkannt. Außerdem erklärte die Ge- 
meindeverordneten-Versammlung, nachdem ihr die Beschlüsse, 
welche die Gemeinde Elsen in bezug auf die Ausführung der Er- 
weiterung der Kirche und die Aufbringung der dazu erforder- 
lichen Mittel gefaßt hatte, durch Verlesung bekannt gemacht 
waren, sie wolle denselben namens der Gemeinde Sande in allen 
Stücken beitreten resp. sich für dieselben verbindlich erachten. 

Nach dem Kostenanschlag und der auf Grundlage desselben 
durch die Amtsverwaltung zu Neuhaus am 21. Febr. 1851 auf- 
gestellten Repartitionsliste betrug die für den Erweiterungsbau 
aufzubringende Summe 7252 Ritr. 23 Sgr. 4 dl. Der Amtmann 
von Neuhaus reskribierte am 1. März 1851 an den Pfarrer Hei- 
denreieh in Elsen, daß die Repartitionsliste von sämtlichen Ge- 
meindeverordneten zu Elsen und Sande zu unterschreiben seien, 
was dann auch ausgeführt wurde. Der Amtmann von Neuhaus 
berichtete bereits am 10. März 1851 an den Landrat, daß die 
Herbeischaffung der Beträge die Kräfte der Eingesessenen über- 
bürde, er möge deshalb eine Beihilfe aus Staats- oder sonst dispo- 
niblen Fonds erwirken. 

Diese Beihilfen scheinen nicht erwirkt zu sein. Die beiden 
Gemeinden halfen sich mit allmählich zurückzuzahlenden An- 
leihen: Die Gemeinde Elsen mit einer Anleihe bei der dortigen 
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Armenkasse, die Gemeinde Sande mit Anleihen bei Privaten usw. 
Davon geben die Anweisungen der Regierung zu Minden die 
näheren Belege. Diese beziehen sich jedoch nur auf die von 
beiden Gemeinden nach dem Kostenabschluß zu zahlende Rest- 
summe. Elsen hatte danach 500 Ritlr., Sande 300 Rilr. beizu- 
tragen. Der 1850 beschlossene Bau wurde erst in den Jahren 
1852 und 1853 ausgeführt. 

Die von der Gemeinde Sande pro 1855 nach einer Reparti- 
tionsliste aufzubringenden Kirchenbaukosten betrugen 229 Rilr. 
3 Sgr. 1 dl und wurden durch die Regierung zu Minden auf An- 
trag des Landrats Grasso vom 22. Nov. 1855 durch Verfügung 
vom 28. Nov. d. J. genehmigt und für exekutorisch erklärt. Das- 
selbe geschah auf Antrag desselben Landrats vom 22. Sept. 1856 
durch Verfügung derselben Regierung vom 29. Sept. d. J. für die 
Summe von 150 Rtlr. 11 Sgr. 6 dl, ebenso auf Antrag des Landrats 
vom 1. März 1858 durch Verfügung der Regierung vom 7. April d. J. 
für die Summe von 106 Rtlr. 7 Sgr., ferner auf Antrag des Land- 
rats vom 8. April 1859 durch Verfügung der Regierung vom 16. April 
d. J. für die Summe von 107 Rilr. 29 Sgr. 10 dl. Die jährlich 
aufzubringende Summe wurde in dem Schreiben des Landrats au 
die Mindener Regierung „Kirchendefizit“* genannt und de 
Zins- und Amortisationsbeiträge durch Umlagen auf die Ein 
wohner nach der Grund- und Klassensteuer repartiert!. 

4. Zu den Kosten der Reparatur am Pfarrhause 
in Elsen zahlte die Gemeinde Sande im Jahre 1850 den Beitrag 
von 95 Rtlr. 17 Sgr. 2 dl. So nach dem Antrag des Landrats an 
die Regierung zu Minden vom 28. Sept. 1850 und der regierungs- 
seitigen Genehmigung vom 19. Okt. 1850?. 

5. Am 10. März 1863 übersandte der Gemeindevorsteher 
Lengeling von Elsen dem Amtmann Frhrn. v. Brenken den Kosten- 


1 Acta betr. die Aufbringung der Kultus- usw, Kosten im Kirchspiel 
Elsen. Acta der Verwaltungsbehörde zu Neuhaus. 

? Acta betr. die Aufbringung der Kultus- usw. Kosten im Kirchspiel 
Elsen. 
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anschlag überdieBedielung des Elsener Kirchturms 
mit dem Bemerken: „Da die Gemeinde Sande hierzu °/s beitra- 
gen muß, so halte ich es für erforderlich, daß auch der dortigen 
Gemeinde dieses vorher vorgelegt werde.“ Der Amtmann sandte den 
Antrag an den Gemeindevorsteher in Sande und die Gemeindeverordne- 
ten-Versammlung dortselbst genehmigte am 13. März 1863 die Be- 
dielung des Kirchturms. Derselbe Amtmann bemerkt in einer 
Aktennotiz vom 18. April 1863 dazu: „Ad acta. Da der Vor- 
steher (von Elsen) heute angezeigt hat, daß die Reparaturen aus- 
geführt, abgenommen und für gut befunden worden seien. Die 
Kosten sind mit 28 Rilr. zu /s auf die Gemeindekasse Elsen und 
zu °/s auf die Gemeindekasse Sande angewiesen worden“. 

6. Im Jahre 1899 wurde an Stelle des baufälligen Pfarr- 
hauses ein neues gebaut. Die Kosten sind nach einem Schrei- 
ben des jetzigen Pfarrers von Elsen, Theodor Alpmann an den 
Amtmann zu Neuhaus vom 27. April 1908 von den beiden po- 
litischen Gemeinden Elsen und Sande gemäß dem in Elsen-Sande 
bestehenden kirchlichen Partikularrecht bezahlt worden ?. 

7. Als im Jahre 1903 an der Pfarrkirche zu Elsen eine neue 
Sakristei zu bauen war, genehmigte die politische Ge- 
meinde Elsen in der Gemeindesitzung vom 27. Jan. 1903 den Bau 
mit dem Bemerken: „Auch wir erkennen die Notwendigkeit des 
Baues an und bewilligen den der Gemeinde Elsen pflichtmäßig 
zufallenden Teil von °/s.. Gemeinde Sande zahlt °/s. Zur Auf- 
bringung der Kosten soll der noch vorhandene Rest aus dem Er- 
lös für das verkaufte alte Pfarrhaus an erster Stelle verwandt 
werden, der übrige Teil aus der Gemeindekasse, ohne jedoch eine 
Anleihe machen zu müssen, genommen werden.*® 

Der damals in Sande bestehende s0g. Schulvorstand, 
zusammengesetzt aus dem Amtmann, dem Pfarrer, dem Gemeinde- 
vorsteher und zwei gewählten Schulvorstehern, genehmigte den 
Neubau der Sakristee am 25. April 1903 in folgender Form: 


ı Acta der Verwaltungsbehörde zu Neuhaus. 
82 Akten der Gemeinde Neuhaus. 
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„Schulvorstand lag der von dem Hochwürdigen Generalvikariate 
genehmigte Plan und Kostenanschlag zum Bau einer Sakristei an 
der Pfarrkirche zu Elsen vor, da die Kosten aus der Schulkasse 
bestritten werden. Auch wir erkennen die Notwendigkeit einer 
Sakristei an und bewilligen den observanzmäßig auf Sande ent- 
fallenden Betrag von °?/s der Gesamtkosten.“ Die Kosten des Baues 
beliefen sich auf 2613,56 M. Davon gingen ab als Erlös für das 
alte Pfarrhaus 555,28 M., außerdem ein Geschenk von 428,28 M., 
so daß von der auf beide Gemeinden zu verteilenden Summe EI- 
sen mit seinen °/s 1020,— M., Sande mit seinen °/s 610,— M. zu 
zahlen hatte, welche Zahlung dann auch erfolgte!. 

8. Im Jahre 1905 sollte eine Turmuhr an der Kirche zu 
Elsen angeschafft werden. Die Kosten waren zu 1320 M. von 
dem Uhrmacher Vortmann zu Recklinghausen veranschlagt. Da 
die Kirchenuhr nach gerichtlichen Erkenntnissen nicht zum Kir- 
chenzubehör gehört, wurde die neue Turmuhr in Elsen laut 
Beschluß der dortigen Gemeindevertretung vom 3. Nov. 1905 auf 
alleinige Kosten der politischen Gemeinde Elsen über- 
nommen‘. 

9. Andere Akten oder Urkunden, insbesondere andere Kirchen- 
rechnungen und deren Genehmigung haben mir nicht vorgelegen. 
Es ergibt sich aber aus den angeführten Tatsachen mit Evı 
denz, daß das mehrfach erwähnte Paderborner Partı- 
kular-Kirchenbaulastrecht auch in der Kirchenge- 
meinde Elsen-Sande von altersher in Geltung war. Der Vertei- 
lungsmodus ?°/s für Sande, °/s für Elsen, ist als besonderes Ge- 
wohnheitsrecht, als Lokalobservanz für die Kirchenge 
meinde Elsen-Sande zu charakterisieren. Niemand von der gegen- 
wärtigen (Generation weiß, wie und wann dieser Verteilungsmodus 
festgesetzt ist. Es ist aber allgemeine Rechtsüberzeugung, daß 
dieser Modus geltendes Recht für die Gemeinde Elsen-Sande ist, 

! Acta der Verwaltungsbehörde zu Neuhaus. 


? Acta der Verwaltungsbehörde zu Neuhaus. Ueber Kirchenuhren rgl. 
Friedberg, Lehrb. d. KR.s®. S. 610. 
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und das bedingt das Bestehen des Gewohnheitsrechtes (opinio 
necessitatis). 

X. Bis zum 1. April 1908, mit welchem Zeitpunkte das Ge- 
setz, betreffend die Unterhaltung der öffentlichen Volksschulen 
vom 28. Juli 1906 (Volksschulunterhaltungsgesetz) in Kraft trat, 
bestand für die Dorfschaft Sande eine besondere „Schulkasse“, 
wie auch die Bauerschaft Altensenne, welehe mit Thune zur Kir- 
chengemeinde Neuhaus gehört, eine derartige Schulkasse in Thune 
hatte. Aus dieser Schulkasse zahlte die Gemeinde Sande seit jeher 
den auf sie entfallenden Anteil zu den Bau- und Unterhaltungs- 
kosten für die Kirchengebäude zu Elsen mit °/s, während die Ge- 
meinde Elsen °/s zu diesen Kosten beizutragen hatte. Außerdem 
zahlte die Dorfschaft Sande aus dieser Kasse die Unterhaltung 
ihrer Schule. 

Nicht die SanderSchulsozietät zahlte die für die Kirche 
zu Elsen auf die Dorfschaft Sande entfallenden kirchlichen Bau- 
und Unterhaltungskosten, sondern diese Kosten wurden gezahlt 
von der Dorfschaft Sande als politischer Körperschaft. Aller- 
dings deckte sich in diesem Falle Schulsozietät und politische 
Gemeinde Sande (ohne Altensenne)). 

Die Schulkasse Sande wurde vom 1. April 1908 ab aufge- 
hoben und gingen die Schullasten auf den Etat der politischen 
Gemeinde Sande (ohne Altensenne) über. An Stelle der aufge- 
hobenen Schulkasse ist dann eine „Kirchenkasse“ in Sande 
eingerichtet, in welche die für die Kirchengemeinde Eisen ent- 
fallenden Beiträge ein- und ausgezahlt werden. 

XI. Die für Sande geltende Observanz kam auch zur Sprache 
bei der geplanten Einführung einer Kirchensteuer dortselbst. 
Diese Einführung wurde von der Gemeindevertretung 
in Sande beschlossen und der Beschluß mit einem motivierten 
Begleitschreiben des Landrats vom 29. Okt. 1910 an den Regie- 
rungspräsidenten in Minden geschickt. Da die kirchlichen Ver- 
tretungen zu Elsen die Befürchtung hegten, es würde durch Ein- 
führung dieser Kirchensteuer in Sande die bestehende Observanz, 
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®/s nach Elsen beizutragen, aufgehoben, waren sie nicht zu be- 
wegen, der Einführung der Kirchensteuer formell zuzustimmen. 
Deshalb schließt das landrätliche Schreiben mit den Worten: 
„Ich bitte darauf hinwirken zu wollen, daß die kirchlichen Ver- 
tretungen in Elsen der Einführung einer Kirchensteuer in Sande 
zustimmen.“ 

Das Antwortschreiben des Regierungspräsidenten vom 3. Nov. 
1910 erklärt mit Recht, daß es mit den gesetzlichen Bestimmun- 
gen schlechterdings unvereinbar sei, wenn die Vertretung der p o- 
litischen Gemeinde Sande die Erhebung einer Kirchen- 
steuer beschließe und trägt dann dem Landrat auf, zunächst 
klarzustellen, ob die politische Gemeinde Sande observanzmäßig 
zur Tragung von °/s der Baulast der Kirchengemeinde Elsen ver- 
pflichtet sei. 

Das landrätliche Rückantwortschreiben vom 28. Mai 1911 
erledigte den ihm gewordenen Auftrag dadurch, daß es eine An- 
zahl der von mir im vorstehenden angeführten Tatsachen über 
die fragliche Observanz anführte und kommt dann zu dem Re- 
sultat: „jedoch dürften die nunmehrigen Unterlagen die observanz- 
mäßige Verpflichtung der politischen Gemeinde Sande zur Tragung 
von °/s der Kirchenbaulast nach Elsen als zweifellos erscheinen 
lassen, da die in den vorstehend wiedergegebenen Schriftstücken 
gewählte Bezeichnung „Gemeinde Sande“ sicher nur die politi- 
sche Gemeinde bezeichnen soll.* 

Der Regierungspräsident erwiderte am 12. Juni 1911, daß er 
auf den landrätlichen Bericht hin eine die politische Gemeinde 
Sande zur Tragung von °/s der Baukosten der Kirchengemeinde 
Elsen verpflichtende Observanz nicht als erwiesen anzuerkennen 
vermöge und daß ein Beschluß der Vertretung der politischen 
Gemeinde Sande die Zahlung von °/s der Baulasten in der Kirchen- 
gemeinde Elsen dauernd auf ihren Etat zu nehmen, das Gemeinde- 
interesse verletzen und daher der Beanstandung unterliegen würde. 
— Diese Erwiderung des Regierungspräsidenten schafft kein ob- 
jektives Recht und ändert nichts an dem Resultate aus den im 
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vorstehenden aufgeführten Tatsachen, zeigt aber die Unklarheit 
über das bestehende Recht auf seiten dieser Behörde!!. 

XII. Was die von der Gemeindevertretung Sande beabsichtigte 
Kirchensteuer-Einführung des näheren betrifft, so 
gelten darüber für das katholische Kirchenrecht folgende vom 
Staate erlassene Gesetzesbestimmungen: 

1. Das „Gesetz über die Vermögensverwaltung in den katho- 
lischen Kirchengemeinden vom 20. Juni 1875“ zählt in $ 21 die 
Fälle auf, in denen die Beschlüsse des Kirchenvorstandes der Zu- 
stimmung der Gemeindevertretung bedürfen. Es heißt dort: 

„7. Bei Beschaffung der zu den kirchlichen Bedürfnissen 
erforderlichen Geldmittel oder Leistungen, soweit solche nicht 
nach dem bestehenden Rechte aus dem Kirchenvermögen oder 
von dem Patron oder von sonst besonders Verpflichteten zu 
gewähren sind. 

8. Bei Festsetzung der auf die Gemeindeglieder zu vertei- 
lenden Umlagen und bei Bestimmung des Verteilungsmaßstabes; 
letzterer ist entweder nach Maßgabe der direkten Staatssteuer 
oder der Kommunalsteuer festzusetzen.“ 

2. Das kirchliche Steuerrecht hat aber nicht bloß für die 
evangelische, sondern auch für die katholische Kirche in den bei- 
den Kirchensteuergesetzen vom 14. Juli 1905 eine umfassende 
Neuregelung erfahren, von welcher in den Schriftsätzen der 
beiden Rechtsanwälte nichts erwähnt wird! Das „Gesetz be- 
treffend die Erhebung von Kirchensteuern in den katholischen 
Kirchengemeinden und Gesamtverbänden vom 14. Juli 1905“ be- 
stimmt: 

„8 1. Die katholischen Kirchengemeinden sind berechtigt, 
zur Befriedigung ihrer Bedürfnisse Steuern zu erheben. 

Von dieser Befugnis ist nur Gebrauch zu machen, soweit 
die sonstigen verfügbaren Einnahmen zur Befriedigung der Be- 
dürfnisse nicht ausreichen, insbesondere, soweit die erforder- 


1 Acta betr. die Aufbringung der Kultus- usw. Kosten im Kirchspiel 
Elsen. 
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lichen Geldmittel und Leistungen nicht nach besonderem Recht 
aus dem Kirchenvermögen entnommen werden können, oder vom 
Patron oder von sonst speziell Verpflichteten gewährt wer 
den usw. 

S 9. Als Maßstab der Umlegung dient die Einkommen- 
steuer, erforderlichenfalls einschließlich der staatlich fingierten 
Normalsteuersätze und sofern daneben eine Heranziehung der 
Realsteuern erfolgen soll, die staatlich veranlagte Grund-, Ge- 
bäude- und Gewerbesteuer“ usw. 

Nach $ 39 desselben Gesetzes sind alle diesem Gesetze 
zuwiderlaufenden Bestimmungen aufgehoben. Dahin gehört un- 
ter anderem die nach $ 21 Nr. 8 des Gesetzes vom 30. Januar 
1875 zulässige Verteilung nach dm Kommunalsteuer- 
fuß. 

Nach $ 1 des Gesetzes ist die Befugnis zur Erhebung einer 
Kirchensteuer nur eine subsidiäre. In der vom Kultus 
minister am 24. März 1906 erlassenen „Anweisung zur Aus- 
führung des Gesetzes, betreffend die Erhebung von Kirchen- 
steuern in den katholischen Kirchengemeinden und Gesamtrer- 
bänden vom 14. Juli 1905* wird diese subsidiäre Befugnis des 
näheren erläutert, insbesondere wird dort erklärt: 

„Die Erhebung von Kirehensteuern ist ferner nur insoweit 
zulässig, als die erforderlichen Geldmittel und Leistungen nicht 
vom Patron oder von sonst speziell Verpflichteten gewährt 
werden. „Speziell Verpflichtete* sind diejenigen, welchen nach 
den bestehenden Gesetzen, nach örtlichem Recht oder auf Grund 
privaten Rechtstitels eine besondere, d. h. nicht durch die Pa- 
rochialangehörigkeit als solche bedingte, persönliche oder ding- 
liche Verpflichtung obliegt. Von Heranziehung der speziell 
Verpflichteten darf nur ausnahmsweise und nur insoweit abgesehen 
werden, als dies im einzelnen Falle besondere Gründe gerecht- 
fertigt erscheinen lassen“ !., 


ı Förster, Die preußische Gesetzgebung über die Vermögensverwal- 
tung in den kathol. Kirchengemeinden und Diözesen (1913) S. 47, 195 #- 
210, 258, 263 f. 
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Zu diesen „speziell Verpflichteten“* gehören so- 

» mit nach dem im vorstehenden geführten Beweise die politischen 

:: Gemeinden Elsen und Sande, und zwar erstere mit /,, letztere mit 

°/a der jeweilig aufzubringenden Kosten. Sie sind an erster Stelle 

: heranzuziehen; nur ausnahmsweise und nur insoweit darf von ihrer 

- Heranziehung abgesehen werden, als dies im einzelnen Falle be- 

» sondere Gründe gerechtfertigt erscheinen lassen. Daß derartige 
: Gründe für Sande vorliegen, darf verneint werden. 

Sande will nun seine jeweiligen °/s durch Einführung einer 

Kirchensteuer bei den zur Kirchengemeinde Elsen zugehörenden 
, Katholiken der Dorfschaft Sande aufbringen. Dieser Beschluß 
wurde von der Gemeindevertretung der politischen Gemeinde 
Sande in der Sitzung vom 22. März 1910, an welcher auch der 

Amtmann von Neuhaus teilnahm, gefaßt; zugleich wurde weiter 
‘ beschlossen, die Einziehung dieser Steuer, resp. die Verwaltung 

der Kirchensteuerkasse demRendanten Bel zuNeuhaus zu über- 
tragen. 

Der Kirchenvorstand zu Elsen beschloß auf den vorher er- 

 wähnten Gemeindebeschluß hin ın der Sitzung vom 15. April 1910 
folgendes: „Uns ist Mitteilung gemacht von dem Beschlusse der 
Gemeindevertretung von Sande vom 22. März cur. betreffend die 
Erhebung einer Kirchensteuer in der Gemeinde Sande. Der Kir- 
chenvorstand hat nichts dagegen, wenn die politische Gemeinde- 
vertretung von den zur Pfarrgemeinde Elsen gehörenden Katho- 
liken der politischen Gemeinde Sande eine Kirchensteuer erhebt. 
Einer besonderen Zustimmung seitens des Kirchenvorstandes be- 
darf dieser Beschluß nicht.* Auf diesen Kirchenvorstandsbeschluß 
verwies der Pfarrer Alpmann in Elsen nochmals in seinem Schrei- 
ben an den Amtmann von Neuhaus vom 27. Mai 1910. 

Der weitere Schriftwechsel in dieser Angelegenheit zwischen 
dem Landrat zu Paderborn und dem Regierungspräsidenten zu 
Minden ist bereits unter Ziffer XI weiter oben zur Darstellung 
gekommen. 

ı Akten des Amtes Neuhaus. 
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XIII Unter Ziffer XO sind die allgemeinen gesetzlichen Be- 
stimmungen über die Erhebung von Kirchensteuern in den katho- 
lischen Kirchengemeinden und Gesamtverbänden angeführt, hier 
ist noch die Frage zu beantworten, ob Sande überhaupt Kirchen- 
steuern einzuführen berechtigt ist. Es soll hier gleich hervorge- 
hoben werden, daß eine derartige Einführung dortselbst nach 
gegenwärtigen gesetzlichen Bestimmungen unmöglich ist. 

Daß die Vertretung der politischen Gemeinde Sande 
die Erhebung einer Kirchensteuer nicht mit Rechtswirkung 
beschließen kann, versteht sich von selbst und wird mit 
Recht in dem Schreiben des Regierungspräsidenten vom 3. Nor. 
1910 hervorgehoben (oben Ziffer XI). Aber auch die katholı- 
schen, zur Kirchengemeinde Elsen gehörigen Eingesessenen von 
Sande, als Personeneinheit aufgefaßt, können einen der- 
artigen Beschluß mit Rechtswirkung nicht fassen. Das ergibt 
sich aus folgendem: 

Das Gesetz über die Vermögensverwaltung usw. vom 20. Juni 
1875 bestimmt in $ 1: „In jeder katholischen Pfarrgemeinde sind 
die kirchlichen Vermögensangelegenheiten durch einen Kirchen- 
vorstand und eine Gemeindevertretung nach Maßgabe dieses Ge- 
setzes zu besorgen. * 

Eine Erweiterung des $ 1 wird in $ 2 desselben Gesetzes 
getroffen: „Die Vorschrift des $ 1 findet auch auf Missionsge- 
meinden, sowie auf solche anderen Kirchengemeinden (Filial-, 
. Kapellen- usw. Gemeinden) Anwendung, für welche besonders be- 
stimmte kirchliche Vermögensstücke vorhanden sind oder deren 
Gemeindegliedern besondere Leistungen zur Bestreitung der kirch- 
lichen Bedürfnisse dieser Gemeinden obliegen. * 

In Sande befindet sich eine Kapelle ad B. M. V. dolor., in wel- 
cher an Sonn- und Feiertagen wie auch wöchentlich hl. Messe 
zelebriert wird. Die °/s, welche Sande jeweilig aufzubringen hat, 
gehören aber nicht zu den Leistungen, welche zur Bestreitung der 
kirchlichen Bedürfnisse der katholischen „Kapellengemeinde* 
Sande als solcher dienen, sondern sie obliegen der Dorfschaft 
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Sande wegen ihrer Zugehörigkeit zur Kirchengemeinde Elsen. 

Nach einer Entscheidung des RG. vom 21. Januar 1886 ist 
„gemeinsame Voraussetzung des $ 2 des Gesetzes vom 20. Juni 
1875 die gesetzmäßige, d. h. unter Mitwirkung des Staates, er- 
folgte Konstituierung der hier bezeichneten Gemeinden. Eine 
ausdrückliche und urkundliche Verleihung von Korporationsrech- 
ten seitens des Staates wird nicht erfordert, es genügt vielmehr, 
wenn Erklärungen oder Handlungen der Staatsregierung vorliegen, 
in welchen die Absicht der Genehmigung mit der gedachten Wir- 
kung zu einem erkennbaren Ausdruck gelangt ist“ !. 

Das Gesetz betr. die Erhebung von Kirchensteuern usw. vom 
14. Juli 1905 $1 faßt die $$ 1 und 2 des Vermögensverwaltungs- 
Gesetzes vom 20. Juni 1875 zusammen und bestimmt: „Die ka- 
tholischen Kirchengemeinden sind berechtigt, zur Befriedigung 
ihrer Bedürfnisse Steuern zu erheben.“ Aber auch hier wird der 
allgemeinere Begriff „Kirchengemeinde“ dahin aufgefaßt, daß nur 
de organisierten Nebengemeinden , wie Missionspfarr-, 
Fihal-, Kapellen-, Rektorats-, Kuratie- usw. Gemeinden mit dem 
Steuerrecht ausgestattet sind?. 

Eine derartige Organisation fehlt den Katholiken in der Dorf- 
schaft Sande. Die sog. „Kirehenkasse“, welche an die Stelle der 
früheren „Schulkasse“ getreten ist, ersetzt diese Organisation 
nicht. Die Katholiken in Sande, als Personeneinheit gefaßt, ha- 
ben keinen Kirchenvorstand und keine Gemeindevertretung; des- 
halb wurde die Einziehung der in der Sitzung der politischen 
Gemeindevertretung vom 22. März 1910 beschlossenen Kirchen- 
steuer, resp. die Verwaltung der Kirchensteuerkasse in derselben 
Sitzung dem Rendanten Bel in Neuhaus übertragen. Aber wenn 
auch die Katholiken von Sande die erforderliche Organisation 
_ herbeiführen wollten, so könnten sie Kirchensteuern nur erheben 

für die kirchlichen Bedürfnisse der Kapellengemeinde in 


"Förster, Die preuß. Gesetzgebung usw. S.7 Anm.1. Schilgen, 
Das kirchl. Vermögensrecht usw. Bd. III 8. 164 Anm. 8. 
"Förster, Die preuß. Gesetzgebung usw. S. 194 Anm. 8, 9. 264. 
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Sande, um diesen Ausdruck zu gebrauchen, nicht aber für ihr 
an die Kirchengemeinde zu Elsen schuldigen Leistungen. 


E. Schlußresultat. 


Aus dem Vorstehenden ergibt sich, daß das Partikularredt 
des früheren Fürstbistums Paderborn über Bau- und Uhnterhal- 
tungspflicht der kirchlichen Gebäude mit der erwähnten Lokal 
observanz auch in dem Kirchspiel Elsen, insbesondere aut 
in der dazu gehörenden Dorfschaft Sande noch heute Geltung hat, 

Dieses Partikularrecht ist objektives Recht, es komnt 
ihm Gesetzeskraft zu. Das Gericht hat auf Grund des objektiven 
Rechts privatrechtliche streitige Ansprüche zu entscheiden, änden 
oder aufheben kann es das objektive Recht nicht. Das ist vi- 
mehr Sache der gesetzgebenden Faktoren, mu dam 
das Gericht nicht zählt. Deshalb ist der Antrag der Klägenn. 
das gt. Partikularrecht aufzuheben, vom Gericht abzuweisen, dt 
Begründung dieses Antrages, daß es nicht der Billigkeit 
entspreche, die Gemeinde Sande mit °/s zu den kirchlichen Be- 
dürfnissen der Pfarrgemeinde Elsen heranzuziehen, ist deshalb für 
das Gericht belanglos. Will die Gemeinde Sande mit ihrem Ar- 
trage die °/s ihrer Verpflichtung abzuändern etwas erreichen, $ 
hat sie sich an die gesetzgebende Gewalt in Preußen, a 
den preußischen Landtag zu wenden, nicht an das Gericht. 

Damit entfällt auch die Voraussetzung für den weiteren Rlag® 
antrag, das Gericht solle erkennen, „daß vielmehr die Festsetzung 
der auf die beiden Gemeinden Sande und Elsen bzw. deren Ge 
meindeglieder zur Bestreitung der kirchlichen Bedürfnisse der 
Kirchengemeinde Elsen seitens des Kirchenvorstandes unter Ge- 
nehmigung der kirchlichen Gemeindevertretung zu verteilenden | 
Umlagen nach Maßgabe der direkten Staatssteuern oder der Kon- 
munalsteuern zu erfolgen hat“. Dabei ist einerseits dem Klage 
antragsteller entgangen, daß die Kirchensteuerverteilung nach den; 
neueren Gesetzen nieht mehr wie früher nach dem Kommunal- 
steuerfuß erfolgen darf. Andererseits kann der Kirchen 
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vorstand und die kirchliche Gemeindevertre- 
tung in Elsen, an deren Zusammensetzung die Katholiken in 
Sande durch aktive und passive Wahl sich zu beteiligen berech- 
tigt sind, so lange keine Kirchensteuer ausschreiben, als die p o- 
litischen@emeindenElsen und Sande zuden „speziell 
Verpflichteten* nach den erwähnten Staatsgesetzen gehören, ganz 
abgesehen davon, daß in dieser Ausschreibung einer Kirchensteuer 
eine ungerechtfertigte Benachteiligung der Mitglieder der politi- 
schen Gemeinde Elsen liegen würde. Dabei mag noch bemerkt 
werden, daß die Mitglieder der politischen wie kirchlichen Ge- 
meinde Elsen-Sande fast dieselben sind®. Daß weder die politi- 
sche Gemeinde Sande, noch auch die dortige sog. Kapellen- 
gemeinde eine Kirchensteuer in Sande einführen kann, um 
ihre ohservanzmäßigen °/s zu decken, ist ebenfalls im vorstehen- 
den Rechtsgutachten dargelegt worden. 


ı Vgl. Westfälische Landgemeinde-Ordnung vom 19. März 1856 $ 37. 
?2 Der Pfarrbezirk-Elsen-Sande zählt 3183 Katholiken und 12 Prote- 
stanten (Paderborn, Realschematismus S. 114 ff.). 
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Zur Einführung der bayerischen Kirchengemeindt 
ordnung in der katholischen und protestantischen 
Kirche der Pfalz. 


Von 


Assessor Dr. Hellmuth, Speyer am Rhein. 


Das Kirchengemeinde- und Kirchenvermögensrecht war bisber 
nirgends so schlecht entwickelt wie in der Pfalz. Während im 
rechtsrheinischen Bayern die hundertjährige Zusammengehörigket 
die Ausgestaltung des Kirchen-, namentlich des Kirchengemeinde- 
rechtes ausgleichend beeinflußte, zeigte sich die Rechtslage der 
Pfalz in einem sehr bewegten Bilde. Die verschiedenen chnist 
lichen Konfessionen gingen in der Rechtsentwicklung jede ihre 
eigenen Wege. Von wesentlichem Einflusse auf diese Zersplitte- 
rung erschien der häufige Wechsel in den politischen 6* 
schicken der Pfalz, namentlich die zeitweise Zugehörigkeit zu 
Frankreich. Wenn die Pfalz dieser Zugehörigkeit seinerzeit auch 
eine einheitliche Gesetzgebung auf dem Gebiete des Kirchengt- 
meindewesens verdankte, so brachte die fortschreitende Entwick- 
lung der Dinge doch wieder andere, neue Verhältnisse und Not- 
wendigkeiten, die hier eine Neuregelung erheischten. Die größten 
teils aus dieser französischen Zeit der Pfalz überkommene Gesetz- 
gebung erwies sich selbst da, wo sie seinerzeit den Verhältnissen 
entsprochen haben mag, nunmehr als veraltet und revisionsb- 
dürftig. Sie litt an sich wie auch in ihrer späteren Weiterent- 
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wicklung an schweren Systemfehlern. So entbehrten vor allem 
die Kirchengemeinden einer selbständigen Organisation und Finanz- 
gewalt, waren sogar bei Heranziehung der Bekenntnisgenossen zu 
Umlagen für kirchliche Zwecke auf die Beihilfe der bürgerlichen 
Gemeinden angewiesen. Auf katholischer Seite vollzog sich die 
Bildung der ortskirchlichen Vertretungskörper in einer den heu- 
tigen Anforderungen nicht mehr entsprechenden Weise. 

Anläßlich der gesetzlichen Neuregelung der Rechtsverhält- 
nisse über das bayerische Kirchengemeindewesen erschien es daher 
als dringendes Gebot, auch für die Pfalz auf diesem Gebiete eine 
neue gesetzliche Ordnung herbeizuführen und namentlich, 
soweit möglich, die Rechtseinheit zwischen 
dem rechtsrheinischen Bayern und der Pfalz 
herzustellen. 

Dieser Forderung trug das Gesetzeswerk, welches nach jahr- 
zehntelanger Vorbereitung das längst gewünschte, für das ganze 
Land einheitliche, in sich abgeschlossene Recht schuf, die Baye- 
rische Kirchengemeindeordnung vom 24. September 1912 (= KGO.; 
GVBl. 911 ff.) Rechnung, wenn nur auch teilweise; denn dieses 
Gesetz regelte nicht das ganze Kirchenvermögensrecht in seiner weite- 
ren Bedeutung, vielmehr nur die „ Verhältnisse der katholischen und 
protestantischen Kirchenstiftungen und Kirchenge- 
meinden des Königreichs in Ansehung der Verwaltung des 
Ortskirchenvermögens und der Befriedigung der örtlichen Kirchen- 
bedürfnisse“; vgl. die Eingangsformel zur KGO. — Das Pfründe- 
vermögensrecht wurde nicht in den Kreis der Neuregelung einbe- 
zogen, hauptsächlich deshalb, weil die Pfründegutsverwaltung in 
den meisten bayerischen Landen eine seit Jahrhunderten festge- 
stellte gesonderte Behandlung erfahren hatte. Die KGO. mußte 
schon an sich ein so umfangreiches und schwieriges Material be- 
wältigen, daß man von vorneherein auf Stoffbegrenzung bedacht 
sein mußte, sollte nicht die weit vordringlichere Neugestaltung 
des Kirchenvermögensrechtes eine weitere Verzögerung erfahren. 

So besteht das Pfründerecht im rechtsrheinischen Bayern wie 

14* 
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in der Pfalz in seinem bisherigen Zustande unver- 
ändert fort. Von den durch die KGO. hervorgerufenen wenigen 
Neuerungen wird bei der folgenden Darstellung die Rede sein. 
Vgl. über dieses Rechtsgebiet im allgemeinen: Dr. Gruber, Das 
Recht der Pfälzischen Pfarrpfründestiftung beider Konfessionen. 
1913. München, Berlin und Leipzig, J. Schweitzer Verlag (Arthur 
Sellier). 
A: 


Die Einwirkung der KGO. auf die Rechtsverhältnisse der 
pfälzischen Kirchenstiftungen und Kirchenge 
meinden ist eine allumfassende, die Bestimmungen dieses Ge- 
setzes finden mit geringen Abweichungen, die dem bisherigen 
Rechtszustande gerecht werden (vgl. Artikel 98 ff. KGO.), auch 
in der Pfalz voll und ganz Anwendung, Artikel 97 KGO. Sıe 
riefen zum Teil einschneidende, weittragende Veränderungen her- 
vor, die von den beteiligten Konfessionen eine Preisgabe bisheri- 
ger wichtiger und bewährter Einrichtungen erheischten. Dieser 
Umstand trat u. a. besonders bei dem Zeitpunkt des In 
krafttretens der KGO.in der unierten Kirche 
der Pfalz in die Erscheinung. 

Inder katholischen Kirche der Pfalz erlangte 
— wie in den Landesteilen rechts des Rheins bei den drei christ- 
lichen Konfessionen (den Katholiken, Protestanten und Reformier- 
ten) — allgemein die KGO. am 1. Januar 1913 Gesetzeskraft. 
wobei das am 28. September 1912 veröffentlichte Gesetz es vor- 
sah, daß die zur Durchführung erforderlichen Maßnahmen schon 
vordiesem Zeitpunkte nach den Vorschriften der KG. 
getroffen werden konnten; Artikel 110 Abs. IKGO. Namentlich 
stellte Artikel 110 Abs. V KGO. auf dem Gebiete des kirchlichen 
Umlagenwesens (Voraussetzung der Kirchenumlagenpflicht, die Um- 
lagenberechtigung, Einhebeverfahren, staatliche Genehmigung des 
Umlagenbeschlusses) in teilweiser Abänderung des bestehenden 
Rechtes gewisse Vorschriften auf, die bereits für das Jahr 1912 
nach Verkündigung der KGO. sofort vollziehbar waren. 
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Die Inkraftsetzung der KGO. für die protestantische 
(unierte) Kirche der Pfalz wurde davon abhängig ge- 
macht, daß die pfälzische Generalsynode zu den eine Abänderung 
der Vereinigungsurkunde vom 10. Oktober 1818 enthaltenden Be- 
stimmungen der KGO. ihre Zustimmung im Sinne des $ 17 Abs. V 
der Vereinigungsurkunde mit Landesherrlicher Bestätigung ($ 19 
des 2. Anhangs zur II. Verfassungsbeilage) erklärte. Geschah das, 
so sollte das Inkraftreten der KGO. für die protestantische Kirche 
der Pfalz durch Kgl. Verordnung geregelt werden, wobei den Vor- 
schriften der Artikel 20—22 KGO. (Kirchenumlagenpflicht, Berech- 
nung und Verteilung der Kirchenumlagen) rückwirkende Geltung 
vom 1. Januar des Jahres der Inkraftsetzung ab sollte beigelegt 
werden können; Artikel 103 Abs. I mit Artikel 111 Abs. IKGO. 
Solange aber das neue Gesetz für die protestantische Kirche der 
Pfalz noch nicht in Kraft getreten war, sollten die bestehenden 
Vorschriften unberührt bleiben und nach Maßgabe der Zuständig- 
keiten geändert werden können, die im jeweils geltenden Rechte 
begründet seien; Artikel 103 Abs. II KGO. Lediglich die oben 
genannten einstweiligen Vorschriften des Artikels 110 Abs. V KGO. 
über kirchliche Umlagenpflicht, Umlagenberechtigung, staatliche 
Genehmigung des Umlagenbeschlusses usw. sollten wie in der 
katholischen so auch in der unierten Kirche der Pfalz sofort nach 
der Verkündigung des Gesetzes vollziehbar sein und bis zunı In- 
krafttreten der KGO. in der protestantischen (d. ı. unierten) Kirche 
der Pfalz ihre Geltung behalten; Artikel 111 Abs. II KGO. 

Diese Umständlichkeit bei der Einführung der KGO. in der 
protestantischen Kirche der Pfalz hatte ihren gewichtigen Grund. 
Wurde nämlich die KGO. für die unierte Kirche der Pfalz in 
Kraft gesetzt, so wurden dadurch auch die Bestimmungen der 
unterm 10. Oktober 1818 vom König als summus episcopus be- 
stätigten „Urkunde der Vereinigung beider protestantischen Kon- 
fessionen im Rheinkreise“ (sog. „ Vereinigungsurkunde“; Weber I 
736) teilweise unanwendbar. In Frage stand hier $ 14 der Ver- 
einigungsurkunde in Verbindung mit der revidierten Wahlordnung 
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für die Presbyterien vom 17. Juni 1876. Nach diesen Vorschri- 
ten wurde das protestantische Ortskirchenvermögen in der Pfalz 
durch sog. Presbyterien verwaltet, deren Bildung und Geschäfts 
gang auf jenen Normen beruhte. Als Träger des landesherrlichen 
Kirchenregiments, d. i. der Kirchengewalt, hat sich aber der Kö- 
nig durch die landesherrliche Bestätigung des $ 17 Absatz 5 der 
Vereinigungsurkunde dahin beschränkt, daß er u. a. auch die auf 
„Kirchenvermögen und Kirchenverfassung“® bezüglichen Vorschnif- 
ten der Vereinigungsurkunde, zu denen die Bestimmungen über 
die Vermögensverwaltung durch die Presbyterien und deren Bil- 
dung usw. gehörten, nicht „ohne die Zustimmung der künftigen 
Synode des Rheinkreises“, also nunmehr der pfälzischen General- 
synode abändern noch denselben etwas Entgegenlaufendes ver- 
ordnen werde. Somit erschien es angemessen, auch im Wege der 
staatlichen Gesetzgebung keinen Eingriff in die Geltung 
dieser Bestimmungen wider den Willen der Generalsynode ein- 
treten zu lassen. 

Die Generalsynode der Pfalz, welche im Oktober 1913 zu 
Speyer am Rhein tagte, hat zu den eine Abänderung der Ver- 
einigungsurkunde enthaltenden Bestimmungen der KGO. einstim- 
mig ihre Zustimmung i. S. des gen. $ 17 Absatz 5 der Ver- 
einigungsurkunde gegeben. Diesem Beschlusse wurde auch die 
Landesherrliche Bestätigung gemäß $ 19 des 2. Anbangs zur 
II. Verfassungsbeilage zuteil, und die hierüber ergangene Kgl. Ver- 
ordnung vom 26. Oktober 1913, Inkraftsetzung der KGO. für dıe 
protestantische Kirche der Pfalz betreffend (GVBl. 753 ff.), setzte 
als Zeitpunkt des Inkrafttretens der KGO. in der unierten pfälzi- 
schen Kirche den 1. November 1913 fest, wobei den bereits 
erwähnten Vorschriften der Artikel 20—22 KG@O. rückwirkende 
Geltung vom 1. Januar 1913 ab zugesprochen wurde; Zitfer 1 
der angef. Verordnung. — Auf die weiteren Bestimmungen dieser 
Verordnung ist an späterer Stelle zurückzukommen. 

Die allgemeine Folge dieses Inkrafttretens der KGO. war. 
daß in der unierten Kirche der Pfalz wie in der katholischen 


.. 
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alle der KGO. entgegenstehenden gesetzlichen, insbesondere parti- 
kularrechtlichen Bestimmungen, dann alle entgegenstehenden oder 
durch die KGO. und die hiezu ergehenden Vorschriften ersetzten 
Verordnungen, Instruktionen und generalisierten Entschließungen 
außer Kraft gesetzt: wurden, u. a. auch Artikel 129 der Gemeinde- 
ordnung für die Pfalz vom 29. April 1869, der bestimmte: 

„Die bestehenden Bestimmungen und Zuständigkeiten in bezug 
auf die Verwaltung des Kirchenvermögens und die Befriedigung 
der Kultusbedürfnisse bleiben vorläufig aufrecht erhalten.* 

Vgl. Artikel 112 Abs. I Buchstabe C und B Ziffer 2 KGO. 
Gegenüber den einschlägigen Neuerungen der KGO. über die Ver- 
waltung des Ortskirchenvermögens und die Befriedigung der Orts- 
kirchenbedürfnisse versteht sich diese Aufhebung der früher gül- 
tigen Bestimmungen von selbst. Bedenklich dagegen erscheint 
die Außerkraftsetzung dieser Norm, soweit sie sich auf die Auf- 
rechterhaltung der älteren Bestimmungen über das Pfründever- 
mögen und dessen Rechtsverhältnisse bezieht; denn das „Kir- 
chenvermögen“ i. S. des Artikel 129 der pfälzischen Gemeinde- 
ordnung muß als Kirchenvermögen im weiteren 
Sinne gedeutet werden, dem auch das Pfründevermögen ange- 
hört. Dessen Rechtsverhältnisse fanden aber in der KGO. keine 
Neuregelung, blieben vielmehr davon unberücksichtigt in ihrer 
seitherigen Gestaltung fortbestehen. Somit kann die Vorschrift 
des Artikel 129 GO. nicht entbehrt werden. Gruber a. a. 0. 
Seite 88 Fußnote 2 stellt sich auf den Standpunkt, daß dieser 
Artikel 129 GO. trotz des uneingeschränkten Außerkrafttretens 
durch Artikel 112 Abs. I Buchstabe B KGO. in bezug auf das 
Pfründevermögen aufrechterhalten bleiben müsse, da sonst „die 
ganzen älteren und noch geltenden Bestimmungen über die Ver- 
waltung der Pfründe in der Luft hingen“. 


* * 
* 
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B. 


Eine Prüfung der einzelnen Vorschriften der KGO. in ihrer 
Wirkung auf die einschlägigen Rechtsverhältnisse der beiden 
christlichen (katholischen und unierten) Kirchen der Pfalz bietet 
folgende Ergebnisse, die aber nur soweit hervorgehoben werden, 
als sie für die Pfalz wesentlich Neues bringen oder von der Rechts- 
gestaltung im rechtsrheinischen Bayern Abweichendes enthalten. 
— Ueber die Einführung der KGO. in den bayerischen Landes- 
teilen r. d. Rh. mag auf die diesbezügliche Abhandlung in der Deut- 
schen Zeitschrift für Kirchenrecht, Jahrgang 1913, XXIII. Band 
Seite 54 ff. und 149 ff. verwiesen werden. 


I. 

Von geradezu grundlegender Bedeutung für die beiden pfälzi- 
schen Kirchen sind die Rechtsgrundsätze der KGO. über Begriff, 
Rechtsnatur und Aufgaben der Kirchengemeinden. Zwar 
stand schon bislang der Charakter der pfälzischen Kirchenge- 
meinde (sowohl in der katholischen als in der unierten Kirche) 
als juristischer Person fest, ihre Rechtsfähigkeit wenig- 
stens in ihrer Eigenschaft als „Subjekt des Privatrechts‘ 
war unbestritten; vgl. Seydel III 597 8 384, Meurer, Bayerisches 
Kirchenvermögensrecht, Band I Seite 329 zu Anmerkung 5. 
Seite 345 zu Anmierkung 9; vgl. aber auch Tretzel in der Deut- 
schen Zeitschrift für Kirchenrecht Band 17 (39) Seite 56 ff., 62 fi. 
Auch der Begriff „Kirchengemeindeverband* war schon vorhanden, 
er entbehrte aber der Selbständigkeit. Namentlich aus der bis- 
herigen Ordnung des pfälzischen Kirehenumlagenrechts geht die 
Mangelhaftigkeit des pfälzer Kirchengemeinderechts hervor. Wie 
im Zusammenhang mit den Neuerungen der KGO. auf dem Ge- 
biete der ortskirchlichen Bedarfsdeckung noch zu erörtern sein 
wird, bildete die pfälzer Kirchenremeinde nur einen passiven 
Steuerverband, war kein Selbstverwaltungskörper, daher auch ohne 
Vertretung, wenigstens in der katholischen Kirche; denn 
der Fabrikrat war lediglich ein Rat der katholischen Kirchenstif- 
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tung, also nur Stiftungsverwaltung ohne jeden Zusammenhang 
mit der Kirchengemeinde; vgl. Meurer II a. a. O. Seite 330, 345 
zu Anmerkung 10. — Den Kirchengemeinden beider Konfessionen 
fehlte die Finanzgewalt, sie waren unfähig, die aus dem 
Kirchengemeindeverband sich ergebenden Verpfliehtungen zu ver- 
wirklichen, das ganze Finanzgeschäft wurde von den bürger- 
lichen Gemeinden besorgt, auf deren Aushilfe die Kirchenge- 
meinden mangels eigener Handlungsfähigkeit angewiesen waren. 
Ueber die hier einsetzende Reform der KGO. ist bei dem pfälzer 
Kirchenumlagenwesen (les näheren zu reden. 

1. Wie für die Gebiete r. d. Rh. so stellte die KGO. auch 
für die beiden pfälzer Kirchen Begriff und Rechtsnatur der Kır- 
chengemeinde, des Kirchengemeindeverbandes fest, wenn auch nur 
in staatskirchenrechtlicher Richtung, d. h. insofern die Kirchen- 
gemeinden zum Zwecke der Verwaltung eines etwa vorhandenen 
Ortskirchenvermögens und der Befriedigung von Ortskirchenbedürf- 
nissen tätig zu sein haben. 

Nach der KGO. bilden die Kirchengemeinden zur Befriedi- 
gung der örtlichen Kirchenbedürfnisse staatlich organisierte Bei- 
tragsverbände, denen Rechtspersönlichkeit auf dem Gebiete des 
öffentlichen wie des Privatrechts zukommt, vgl. Artikel 1 Abs. I 
KGO., und die die Vorrechte der öffentlichen Stiftungen, vor allem 
den besonderen Staatsschutz ı. S. des Titel IV $S 10 der Verfas- 
sungsurkunde und des $ 47 der II. Verfassungsbeilage genießen ; 
a. a. 0. Abs. II. 

In dieser Kennzeichnung als organisierter Beitragsverband ist 
der Hauptzweck der Kirchengemeinde, ihre erste und vornehmste 
Aufgabe hervorgehoben. Die Tätigkeit der Kirchengemeinde be- 
wegt sich künftig ın einem fest umschriebenen Umfang von Rech- 
ten und Pflichten, die KGO. hat ihr einen bestimmten Kreis eige- 
ner Angelegenheiten zugewiesen, deren wichtigste die Ausübung 
einer Finanzgewalt und der damit unmittelbar zusammenhängen- 
den Angelegenheiten sowie die Verwaltung eines etwaigen Kir- 
chengemeindevermögens bilden. Fortan ist die pfälzische Kirchen- 
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gemeinde ein Selbstverwaltungskörper mit gesetzlich 
geregelter Vertretung, der in wirksamen Gegensatz zur Kirchen- 
fabrik (fabrica ecelesiae, Kirchenstiftung) tritt und einen Kreis 
eigener öffentlicher Rechte und Verbindlichkeiten aufweist, der 
mit einem Worte die bisherige Scheinexistenz der pfälzischen 
Kirchengemeinde überwunden hat und im kirchlichen Leben der 
beteiligten Glaubensgesellschaften eine wesentliche Bedingung ihrer 
Daseinsfähigkeit darstellt. — 

Natürlich findet die von der KGO. getroffene, dem bisherigen 
Rechte bereits geläufige Unterscheidung gewisser Arten von 
Kirchengemeinden (Pfarr-, Mutter- und Tochtergemeinden) 
auch auf die pfülzer Kirchengemeinden Anwendung; Artikel 1 
Abs. I Satz 2 KGO. Auch werden die pfälzer Kirchengesell- 
schaften aus der von der KGO. gebotenen Möglichkeit, zum Zwecke 
der gemeinsamen Befriedigung von Ortskirchenbedürfnissen sog. 
Gesamtkirchengemeinden zu bilden, im Interesse ihrer Kirchenge- 
meinden und zur Erhöhung ihrer Leistungsfähigkeit den entspre- 
chenden Nutzen ziehen; vgl. Artikel 3 KGO. 

Von den katholischen Kirchengemeinden und ihren Vertre- 
tungskörpern r. d. Rh. und in der Pfalz ist in der KGO. ausdrück- 
lich gesagt, daß sie nicht Einrichtungen der inneren Kirchenver- 
fassung sind; Artikel 1 Abs. III KGO. Damit wird der Ansicht 
begegnet, als sei eine Einmischung der Kirchengemeinden und 
Kirchenverwaltungen in den durch $ 38 der II. Verfassungsbei- 
lage geschützten Bereich der inneren Kirchenangelegenheiten be- 
absichtigt oder auch nur zu erwarten. Auf der anderen Seite 
erklärt die KGO., daß die innerkirchlichen Aufgaben der prote- 
stantischen Kirchengemeinden nicht Gegenstand des Gesetzes seien; 
a.2.O. Abs. IV. — Diese innerkirchlichen Aufgaben bleiben in 
gleicher Weise wie die Einrichtung der hiefür bestehenden be- 
sonderen Vertretungskörper („Kirchenvorstände“ der evangelisch- 
lutherischen und „Presbyterien“ der reformierten Kirche rechts 
des Rheins, dann der unierten Kirche der Pfalz) unbe- 
rührt. Allerdings hat die KGO. die Möglichkeit vorgesehen, in 
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den protestantischen Kirchen die Befugnisse der Kirchenvorstände 
und Presbyterien mit jenen der Kirchenverwaltungen in einem 
Organ zu vereinigen. Davon wird in anderem Zusammenhang zu 
sprechen sein. 

Die Bildung und Umbildung von Pfarreien 
und Tochtergemeinden sowie ihrer Bezirke wurde 
von der KGO. keiner gesetzlichen Neuregelung unterzogen. Viel- 
mehr blieben hier die bestehenden besonderen Vorschriften, ins- 
besondere die einschlägigen Verfassungsbestimmungen für das ganze 
Königreich in fortdauernder Geltung aufrecht erhalten; Artikel 2 
Abs. I KG0O. 

2. Der wichtigen Rolle, welche das Kirchenvermögen im 
Rechtsleben der Kirchengemeinde spielt, trug die KGO. durch 
eine erschöpfende gesetzliche Regelung der hier zutreffenden Fra- 
gen Rechnung, vor allem durch die Umschreibung des Begriffes 
„Ortskirchenvermögen‘“, zu dem die KGO. das ortskirch- 
liche Stiftungsvermögen wie auch ein etwaiges Kirchengemeinde- 
vermögen zählt; Artikel 5 Abs. I KGO. — Als Hauptart des orts- 
kirchlichen Stiftungsvermögens erscheint wiederum das Kirchen- 
stiftungsvermögen (Fabrikgut); Artikel 5 Abs. II Ziff. 1 KGO. 

Das bisherige Kirchenvermögensrecht in der katholischen 
Kirche der Pfalz kannte eigentlich nur Kirchenstiftungsvermögen, 
das sog. Fabrikgut, die Kirchenfabrik (fabrica ecclesiae), d. i. die 
um die Kirche gebildete Kirchenstiftung. Wenn auch der Cha- 
rakter der Kirchengemeinde als juristische Person auf dem Gebiete 
des Privatrechts nach herrschender Meinung feststand, so traten 
hier doch die pfälzischen katholischen Kirchengemeinden tatsäch- 
lich in den Hintergrund. Das hing mit der bereits besprochenen 
unvollkommenen Ausbildung der Kirchengemeinde zusammen, die 
des wichtigsten Faktors einer aktiven Verwaltungstätigkeit, der 
Vertretung, bisher enträten mußte und lediglich als passiver 
Steuerverband in die Erscheinung trat. 

Besser war es mit dem Kirchenvermögen in der unierten 
Kirche bestellt, wo schon seither die Kirchengemeinden im Vor- 
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dergrund standen. Das gesamte Kirchenvermögen der lutherischen 
und reformierten Konfession der Pfalz war durch die Vereinigung 
im Jahre 1818 ein gemeinschaftliches Gut geworden, das der 
protestantisch-evangelisch-christliehen Kirche (der sog. unierten 
Kirche) gehört, ohne daß jedoch die Rechte der einzelnen Kır- 
chengemeinden dadurch verletzt wurden. Demgemäß blieb jeder 
Kirchengemeinde ihr privates Eigentum, es mochte in Almosen, 
Pfarrwiddum, in Rechten und kompetenzmäßigen Ansprüchen pro 
rata an einer Kirchenschaffnei oder worin es immer wollte be- 
stehen; vgl. $ 13 der Vereinigungsurkunde vom 10. Oktober 1818 
(Weber I 737). Auch war hier das zur Verwaltung dieses Kir- 
chengemeindevermögens erforderliche Vertretungsorgan, das Pres- 
byterium, vorhanden; Meurer I 345 zu Anmerkung 9 und 10. 
In die Eigentumsverhältnisse am Ortskirchen- 
vermögen griff die KGO. aber nicht ein, sie ließ die bisheri- 
gen Verhältnisse unberührt; Artikel 1 Abs. V KGO. — Wenn 
schon zwischen Kirchenstiftung und Kirchengemeinde insofern eine 
gewisse Gemeinschaft besteht, als beide den gleichen Zwecken, 
nämlich der Befriedigung von Ortskirchenbedürfnissen dienen, Ar- 
tikel 12 und 13 KGO., so liegt die Eigentumsfrage beim orts- 
kirchlichen Vermögen doch auf einem anderen Gebiete, das Ver- 
mögen der Kirchenstiftung und Kirchengemeinde ist streng von- 
einander zu scheiden. Die KGO. beabsichtigt keine Verwirrung 
und Verwischung des Vermögens beider ortskirchlichen Institute, 
schon deshalb nicht, weil beide in Gegensatz zueinander treten 
können, zudem auch die Ueberweisung von Stiftungsvermögen an 
die Kirchengemeinde verfassungsrechtlich unzulässig wäre. Die 


Auseinanderhaltung dieser Vermögensbegriffe — Stiftungsvermö- 
gen und Kirchengemeindevermögen — ist eine Folge der Dupli- 


zität, der gesonderten Selbständigkeit der beiden ortskirchlichen 
Rechtssubjekte (Kirchenstiftung — Kirchengemeinde), die die KGO. 
von dem bisherigen Rechte übernommen hat und die sie in ihrem 
System allerorts deutlich hervorhebt. 

Das pfälzische Kirchenvermögen, nach der KGO. „Ortskir- 


Hellmuth, Zur Einführung der bayer. Kirchengemeindeordnung usw. 209 


chenvermögen“* genannt, verharrt daher auch künftig in der 
bislang vorliegenden Rechtslage. — Nach dieser ist 
die Frage nach dem Eigentümer des Kirchengutes in den beiden 
Kirchengesellschaften Gegenstand geteilter Meinungen. Die herr- 
schende, wohl allein zutreffende Annahme geht dahin, daß auch 
in der Pfalz die betreffenden ortskirchlichen Institute Eigentümer 
des Kirchengutes seien; vgl. insbesondere Meurer I 323 8 101, 
Seydel III 597 $ 384. — Auch die KGO. hat diese Anschauung 
ihren Rechtsgrundsätzen unterstellt und daran festgehalten, daß 
das Kirchenvermögen für das praktische Rechtsleben, namentlich 
im Verhältnis des einen kirchlichen Instituts zum anderen Eigen- 
tum des kirchlichen Einzelinstituts sei. — Selbst 
im protestantischen Kirchenrechte schließt die gemeinhin übliche 
Bezeichnung der Kirchengemeinde als der Eigentümerin des Kir- 
chenvermögens die Anerkennung der ortskirchlichen Anstalten als 
der wahren Subjekte des größten Teiles des Ortskirchenvermö- 
gens nicht aus. 

So ganz hat sich aber die KGO. nicht des Eingriffs in die 
Eigentumsverbältnisse am Ortskirchenvermögen enthalten, we- 
nigstens nicht beim katholischen Ortskirchenvermögen. Ar- 
tikel 1 Abs. VI KGO. bestimmt nämlich: 

„Bei katholischem Ortskirchenvermögen ist möglichst darauf 
hinzuwirken, daß neu zugehendes Grundstockvermögen Eigen- 
tum der Kirchenstiftung, nicht der Kirchengemeinde 
wird. Im Zweifelsfalle wird dies vermutet.“ 

Die Gesetzesbegründung zum Entwurfe einer KGO. v. J. 
1907 hat sich über die Berechtigung einer solchen Vorschrift ein- 
gehend verbreitet. Der Entwurf (wie nunmehr auch nach dessen 
Gesetzwerdung die KGO.) setzt als notorisch voraus, daß in ganz 
Bayern das Ortskirchenvermögen regelmäßig Eigentum der Kir- 
chenstiftung oder kirchlicher Spezialstiftungen u. dgl. ist, daß 
also namentlich zugunsten des Kirchenstiftungseigentums im Ver- 
hältnis zwischen Kirchenstiftung und Kirchengemeinde eine tat- 
sächliche Vermutung (praesumtio hominis), wenn auch keine 
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Rechtsvermutung besteht. Die soeben angeführte Bestimmung 
soll nun dem Zwecke dienen, dieses bestehende entschiedene Vor- 
herrschen des Kirchenstiftungseigentums auch für die Zukunft bei 
der katholischen Kirche nach Tunlichkeit zu wahren. Damit wird 
auch unter der Herrschaft der KGO. die bevorzugte Stellung der 
pfälzischen katholischen Kirchenstiftung vor der Kirchengemeinde 
auf dem vermögensrechtlichen Gebiete erhalten bleiben, um so 
mehr als ihr durch die Vorschrift des Artikel 1 Abs. VI KG0. 
hiefür eine wesentliche Stütze zuteil wurde. Selbstredend wird 
dadurch ein Vermögenserwerb der nunmehr in ihrer Rechtsper- 
sönlichkeit erstarkten katholischen Kirchengemeinden der Pfalz 
keineswegs gehemmt; denn die Vorschrift des Abs. VI wendet 
sich nur an die mit dem Vollzuge der KGO. befaßten Organe, 
ohne im allgemeinen und gegenüber den Beteiligten das Recht zu 
beanspruchen, auf eine Zuwendung im Sinne des Abs. VI hin- 
wirken zu können. Vielmehr rechnet die KGO. auch mit der 
Möglichkeit, daß die Kirchengemeinde Vermögen besitzt 
oder erwirbt; vgl. Artikel 5 Abs. I und Artikel 1 Abs. II KG0., 
der künftig auch die Kirchengemeinden und damit ihr Vermössen 
dem verfassungsrechtlichen Schutze des Staates unterstellt. 
Eine dem Abs. VI a. a. O. entsprechende Vorschrift zugunsten 
der unierten Kirchenstiftungen (Kirchenfabriken) der Pfalz ist ın 
der KGO. nicht zu finden. Gleiehwohl neigt sich aber auch hier 
die Eigentunisvermutung diesem ortskirchlichen Institute zu. Die 
evangelischen wie die unierten Kirchengemeinden sind und waren 
durchweg Korporationen des öffentlichen wie des Privatrechts. 
Trotzdem wurde ihr Vermögen fast ausnahmslos als Stiftungs- 
vermögen behandelt. Daran änderte vor allem die schon mehr- 
fach genannte Vereinigungsurkunde nichts, da selbst aus den 
Stellen dieser Urkunde, wo die Kirchengemeinde als Eigentümerin 
des Kirchengemeindevermögens bezeichnet ist, keine exakte recht- 
liche Folgerung zugunsten des Kirchengemeindeeigentums gezogen 
werden darf; vgl. Meurer, Begriff und Eigentümer der heiligen 
Sachen II 159 ff., 382 ff., 384 ff., 392 ff., sowie Tretzel in der 
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Deutschen Zeitschrift für Kirchenrecht Band 17 (39) Seite 64 ff. 
— Künftig ist jeweils der Wille des erwerbenden ortskirchlichen 
Instituts oder der des zuwendenden Dritten für die Frage der Zu- 
gehörigkeit ausschlaggebend. 

3. Eine für die öffentlichen Glaubensgesellschaften rechts des 
Rheines wie in der Pfalz gleich wichtige Vorschrift der KGO. 
geht dahin, daß alle Pfarr- und Tochterkirchenstiftungen, die z. Z. 
des Inkrafttretens der KGO. mit ausgeschiedenen Einnahmen und 
Ausgaben bereits bestehen, von der KGO. als rechtsfähige Stif- 
tungen anerkannt werden; Artikel 7 Abs. III KGO. — Damit soll 
allen Zweifeln und Nachforschungen über die Erlangung der Rechts- 
fähigkeit dieser Stiftungen begegnet, außerdem dem Umstande 
Rechnung getragen werden, daß unter gewissen Verhältnissen aus 
dem langjährigen Bestande und der Art der obrigkeitlichen Be- 
handlung auf eine stillschweigende staatliche Anerkennung der 
betreffenden Kirchenstiftung geschlossen werden kann. 

Nichts Neues für die Pfalz wie für das Gebiet r. d. Rh. ent- 
hält die Bestimmung, daß neue ortskirchliche Stiftungen, also 
namentlich Kirchenstiftungen (Kirchenfabriken) zur Entstehung 
der Königlichen Genehmigung bedürfen. Lediglich die Aenderung 
(Artikel 7 Abs. I KGO.) ist zu beachten, daß die mit Lasten ver- 
knüpften Stiftungszuflüsse (Zustiftungen) fortan die Genehmignng 
der Staatsaufsichtsbehörde, wie dies schon bisher nach 
den beiden Gemeindeordnungen der Fall war, benötigen, nicht 
mehr die der Kreisregierung, die vordem allein zuständig war; 
vgl. $ 71 der Formationsverordnung vom 17. Dezember 1825 und 
8 89 der Vollzugsvorschriften zum revidierten Gemeindeedikt. Es 
handelt sich bei diesen Zustiftungen regelmäßig um Gottesdienst- 
zustiftungen, vgl. Artikel 8 KGO., bei denen die Bezüge für die 
Geistlichen, weltlichen Kirchendiener usw. festzusetzen sind. 

Durch die Kgl. Genehmigung erlangen die neuen ortskirch- 
lichen Stiftungen die Rechtsfähigkeit und den verfassungsmäßigen 
Staatsschutz; Artikel 7 Abs. II KGO. 

4. Dem Stiftungscharakter des Kirchengutes (Fabrikgutes) 
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und dem verfassungsmäßigen Schutze, den die KGO. fortan auch 
dem Kirchengemeindevermögen zuteil werden läßt, entspricht auch 
der Aufwand an Vorschriften, den die KGO. zur Erhaltung dieser 
Vermögenskomplexe aufweist; Artikel 9 KGO. Darnach sind die 
Kirchenfabriken verbunden, den Grundstock ihres 
Vermögens ungeschmälert zu erhalten und veräußerte Bestand- 
teile des rentierenden Vermögens durch Erwerbung anderer ren- 
tierender Objekte sofort oder mindestens allmählich nach vorher 
festgestelltem Plane zu ersetzen. — Den Kirchenge 
meinden obliegt die gleiche Verpflichtung hinsichtlich ihres 
eigenen Vermögens; a. a. O. Abs. I. — In dieser Verpflichtung 
auch der Kirchengemeinde zum Grundstocksersatze bei 
Angriffen des Grundstocksvermögens liegt die Gewähr, daß Be- 
nachteiligungen künftiger Generationen tunlichst hintangehalten 
und Vermögensverschlechterungen vermieden werden; vgl. dazu 
Artikel 9 Abs. II—-VII KG0. 

Im Interesse des Vermögensschutzes entstanden auch die Nor- 
men des Artikel 10 KGO., die alle Maßnahmen, auch das Ver- 
fahren vorsehen, welches bei Teilung oder Auseinandersetzung des 
Ortskirchenvermögens u. dgl. infolge von Aenderungen in dem 
Bestande von Kirchengemeinden Platz greifen soll. 

5. Dem Gebiete des Kirchenstiftungswesen gehört auch eine 
sondergeartete Einriehtung in der unierten Kirche der Pfalz an, die 
sog. „Kirchschaffneien“. Man versteht darunter rechtsfähige 
Stiftungen, die seinerzeit dadurch entstanden, daß das Vermögen 
der Kirchen eines größeren Bezirks zusammengelegt wurde, und 
die nun unter einer besonderen Verwaltung den bisherigen Zwecken 
der Einzelvermögen dienen. 

Die KGO. ließ die Rechtsnormen und Rechtsverhältnisse be- 
züglich der Kirchschaffneien in der protestantischen Kirche der 
Pfalz unberührt, Artikel 98 KGO., sie gelten demnach unter der 
Herrschaft der KGO. fort. 

Nach wie vor bleiben so die Kirehschaffneien den Kirchen- 
gemeinden gegenüber selbständig, und die besonderen Normen 


Hellmuth, Zur Einführung der bayer. Kirchengemeindeordnung usw. 913 


über ihre Vertretung und Verwaltung behalten ihre Wirkung. 
Als Vertretungs- und Verwaltungsorgane sind besondere Verwal- 
sungskommissionen tätig, deren Mitglieder dem Unionsbekenntnis 
angehören und durch die Kreisregierung im Benehmen mit dem 
Konsistorium in Speyer ernannt werden. Diese Kommissionen 
haben die gleichen Verpflichtungen wie die bisherigen Presbyte- 
rien bezüglich der Verwaltung des Kirchenvermögens; vgl. im 
einzelnen Meurer I 339 $ 105. 

Die Aufgaben der Kirchschaffneien beschränken sich übrigens 
nicht auf kirchliche Zwecke. Zum Vermögen der 
Kirchschaffneien gehört auch ehemaliges Klostergut. — Man er- 
achtete kein Bedürfnis für gegeben, anläßlich der Einführung der 
KGO. die Verhältnisse der Kirchschaffneien neu zu regeln, insbe- 
sondere fand man keinen Anlaß, die Grundsätze über Gesamt- 
kirchengemeinden auf sie anzuwenden. 

Die Leistungen der Kirchschaffneien an die Kirchengemeinden, 
die an dieser Einrichtung beteiligt sind, erscheinen künftig als 
Zuschüsse Öffentlicher Kassen im Sinne des Artikel 13 Abs. I 


KGO. 
II. 


Die einschneidendsten Aenderungen durch das neue Gesetz er- 
fuhr die Regelung der ortskirchlichen Vertre- 
tungsorgane, wobei es namentlich in der unierten Kirche zu 
weittragenden Reformen kam, die auch in das innerkirchliche Leben 
eingriffen. 

Eine kurze Betrachtung aller hier einsetzenden Neuerungen 
unter Voranstellung der wesentlichen bisher geltenden Rechts- 
grundsätze dürfte am deutlichsten den Umschwung kennzeichnen. 

1. Ausgehend von der katholischen Kirche 
der Pfalz, zeigt sich in der Frage der ortskirchlichen Ver- 
tretungskörper, ihrer Bildung und ihres Tätigkeitsbereiches die 
Neuregelung von einer Vollständigkeit, die in den einschlägigen 
bisherigen Verhältnissen nicht zu finden war, ein Mangel, der be- 


kanntlich dem ganzen System anhaftete. 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XXV. 2. 15 
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a) Vor dem Inkrafttreten der KGO. gab es in den katholi- 
schen Kirchengemeinden nur einen ortskirchlichen Vertretungs- 
körper, den Fabrikrat, der durch das Fabrikdekret vom 30. De- 
zember 1809 ins Leben gerufen worden war. Der Fabrikrat war 
jedoch lediglich Vertreter und Verwalter der 
Kirchenstiftung (Kirchenfabrik), er war nur als Kirchen- 
stiftungsverwalter tätig, mit der betreffenden Kirchengemeinde 
dagegen fehlte ihm jeder Zusammenhang. Die pfälzer Kirchen- 
gemeinde existierte bislang nur als passiver Steuer- bzw. Um- 
lagenverband, war kein Selbstverwaltungskörper und entbehrte, 
wie bereits oben hervorgehoben wurde, der Vertretung, wenigstens 
in der katholischen Kirche. 

Als Organ der Kirchenfabrik war aber der Fabrikrat schon 
bisher der entsprechenden gesetzlichen Regelung bezüglich Be- 
stand, Zusammensetzung und Bildung teilhaftig geworden, und 
zwar durch das Fabrikdekret vom 30. Dezember 1809. 

Darnach mußte jede Pfarrei oder Pfarrgemeinde einen Fabrik- 
rat haben; Artikel 3a. a. 0. — Auch bei Filialkirchen, die regel- 
mäßigen Gottesdienst aufwiesen und eigenes Vermögen besaßen, 
konnten solche Kirchenstiftsverwaltungen gebildet werden. 

Jede Kirchenstiftsverwaltung sollte aus einem Rat (conseil) 
und aus einem Ausschuß von Kirchenpflegern (bureau des mar- 
guilliers) bestehen; Artikel 2 a. a O. — Der Rat bestand aus 
gesetzlichen und aus gewählten Mitgliedern. — Von Rechts 
wegen waren Mitglieder der Pfarrer (oder Pfarrverweser), der 
sich durch einen seiner Kapläne, und der Bürgermeister, der 
sich durch einen Adjunkten vertreten lassen konnte. Abweichend 
vom bisherigen rechtsrheinischen Rechte bildete unter allen Um- 
ständen die Konfessionszugehörigkeit eine Voraussetzung der 
Ratsmitgliedschaft des Bürgermeisters oder des Adjunkten. Felhlte 
bei beiden die Konfessionszugehörigkeit, so mußte der Bürger- 
meister ein katholisches Mitglied des Gemeinderats mit der Ver- 
tretung betrauen; Artikel 4 a.a.0. Mangelte es auch an einem 
solchen, so unterblieb eine Vertretung der bürgerlichen Gemeinde. 
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Die Zahl der gewählten Mitglieder (Fabrik- 
räte) war bei Pfarreien von mindestens 5000 Seelen auf 9, im 
übrigen auf 5 festgesetzt, Artikel 3 a. a. O., die aus den ange- 
sehensten Leuten genommen wurden. Rechtsvoraussetzung der 
Wählbarkeit bildete Konfessionszugehörigkeit und Wohnsitz (Do- 
mizil) in der Kirchengemeinde. Im übrigen waren weder Aus- 
schließungs- noch Ablehnungsgriinde gesetzlich entwickelt. Die 
Praxis verlangte zurückgelegtes 25. Lebensjahr, Steuerveranlagung 
und bayerische Staatsangehörigkeit; außerdem galt Verwandtschaft 
als Ausschließungsgrund. 

Eine Besonderheit stellte die Bildung des Fabrik- 
rates dar. Die erstmalige Einsetzung sah Artikel 6 a. a. O. in 
der Form vor, daß der Bischof die Mehrzahl der Mitglieder (5 
bzw. 3) und der Präfekt die übrigen (4 bzw. 2) ernannte. — Die 
Erneuerung des Rates vollzog sich im dreijährigen Turnus durch 
Ausscheiden der dienstältesten Partie und Kooptation durch 
die Zurückbleibenden; Artikel 7 und 8 a. a. O. Diese Koopta- 
tion bildete ein charakteristisches Merkmal des pfälzer Fabrik- 
rechts. Sie war formlos. — Die austretenden Mitglieder konnten 
wieder gewählt werden; Artikel 8 a. a. O. — Ueber das Recht 
der staatlichen Ueberwachung der Ratserneuerung und deren Be- 
stätigung enthält das Nähere die Entschließung der pfälzischen 
Kreisregierung vom 25. August 1860 (Geib II Seite 19). — Be- 
merkenswert erscheint noch, daß bei diesen berührten Eigentüm- 
lichkeiten des Wahlrechts Wahlstreitigkeiten nicht im Verwal- 
tungsrechtsweg, sondern von den staatlichen Behörden der aktiven 
Verwaltung verbeschieden wurden. Artikel 8 Ziffer 37 des baye- 
rischen Verwaltungsgerichtsgesetzes fand auf die Kirchenfabrik- 
wahlen in der Pfalz keine Anwendung; vgl. die Entscheidungen 
des Bayerischen Verwaltungsgerichtshofes in Band XIV Seite 183 ff. 
und 190. 

b) Mit dem Inkrafttreten der KGO. sind die Fabrikräte in 
der katholischen Kirche der Pfalz durch die Kirchenverwaltungen 
abgelöst worden. Das Institut der Kirchenverwaltung, das im 

15 * 
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rechtsrheinischen Bayern bereits seit dem Jahre 1834 bestand. 
hatte sich bewährt. Daher wurde es dort beibehalten und in der 
Pfalz neu eingeführt; vgl. Artikel 100 Abs. IKGO. Damit wurde 
für die Pfalz eine wesentliche Verbesserung der einschlägigen 
kirchlichen Verhältnisse erzielt; denn, wie aus der vorstehenden 
Skizzierung entnommen werden mag, erwies sich der Fabrikrat 
als eine veraltete Einrichtung, sowohl seinem Namen und seiner 
Ergänzung durch Kooptation als seiner beschränkten Zuständig- 
keit nach. Von letzterer wird noch zu sprechen sein. 

Ihrer rechtlichen Natur nach erscheint die kir- 
chenverwaltung, wie bisher der Fabrikrat, als Vertreterin der 
Kirchenstiftung samt des dazugehörigen Stiftungsvermögens. „Die 
Angelegenheiten des katholischen ortskirchlichen Stiftungsvermö- 
gens sind den nach Maßgabe dieses Gesetzes zu bildenden Kır- 
chenverwaltungen anvertraut, wenn nicht durch besondere Gesetze 
oder Stiftungsbestimmungen eine andere Verwaltung angeordnet 
ist“; Artikel 6 Abs. I Satz 1 KG6G0O. 

Mit der Ausbildung der Rechtsnatur der Kirchengemeinde 
und ihres Aufgabenbereiches durch die KGO. mußte auch der 
seitherige Mangel eines Vertretungsorgans schwinden; als rechts- 
fähiger, auf konfessioneller Grundlage beruhender Beitragsverband 
zum Zwecke der Befriedigung von Ortskirchenbedürfnissen be 
durfte die Kirchengemeinde auch eines Vertretungskörpers, der 
die übertragenen Aufgaben erfüllte Deshalb ordnete Artikel 6 
Abs. I Satz 3 KGO. an, daß die eigenen Angelegenheiten der 
katholischen Kirchengemeinden durch ihre Vertretungskörper be- 
sorgt werden. Das sind wiederum die Kirchenverwaltungen, vgl. 
Artikel 53 Abs. I KGO., welche so die Befugnis zur Vertretung 
der Kirchenstiftung und Kirchengemeinde in sich vereinigen, ge- 
genüber dem bisherigen Fabrikrat somit eine bedeutende Zustän- 
digkeitserweiterung erfahren haben; denn sie vereinigen auch, 
was hier vorweg bemerkt sei, die Aufgaben der Kirchengemeinde- 
versammlung bzw. der Kirchengemeindebevollmächtigten in sich. 
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welche beiden Einrichtungen die Pfalz schon bisher nicht kannte, 
von deren Einführung die KGO. daher gleichfalls absah. 

Mit Ausnahme gewisser, aus dem bisherigen Rechtszustande 
übernommener Besonderheiten bewegt sich die Bildung der 
Kirechenverwaltung inden katholischen Kirchengemeinden 
der Pfalz ganz im Rahmen und nach den einschlägigen Vorschrif- 
ten der KGO. 

Auch in der katholischen Kirche der Pfalz soll, sofern 
nicht besondere Gründe eine Ausnahme rechtfertigen, eine Kir- 
chenverwaltung bestehen: in Pfarrgemeinden und in den 
wie solche zu behandelnden Kirchengemeinden, ferner in den noch 
zu erwähnenden Gesamtkirchengemeinden, endlich in Tochterge- 
meinden, welche eine eigene Kirche mit regelmäßigem pfarrlichem 
Gottesdienst haben oder Umlagen erheben oder erheben wollen; 
Artikel 36 Abs. I KGO. — Die Fälle des Absatz II a. a. O., in 
denen die KGO. die Möglichkeit — im Gegensatz zur Pflicht — 
des Bestandes bzw. der Neubildung einer eigenen Kirchenver- 
waltung, besonders in den sog. Muitergemeinden oder Tochterge- 
meinden ohne eigene Kirche mit regelmäßigem pfarrlichem Gottes- 
dienst, vorsieht, sind natürlich auch für die Pfalz von praktischer 
Bedeutung, nicht minder die in Absatz III a. a. O. gelöste Frage, 
wie in Ermangelung einer eigenen Kirchenverwaltung die Ge- 
schäfte in der betreffenden Kirchengemeinde zur Erledigung ge- 
langen. 

Bei einer nur vorläufigen Regelung der Verwaltung und bei 
Ausnahmeverhältnissen kann übrigens von den Bestimmungen der 
KGO. „über die Kirchenverwaltung im allgemeinen“ abgewichen 
werden ; Artikel 36 Abs. VI KGO. — Eine vorläufige Regelung 
der Verwaltung wird z. B. stattfinden müssen, wenn es sich um 
Vermögensmassen handelt, die für kirchliche Zwecke bestimmt 
sind, ohne daß eine Kirchenstiftung errichtet oder eine Kirchen- 
gemeinde organisiert werden kann. Ausnahmeverhältnisse liegen 
vor bei Wallfahrtskirchen und bei Kirchen, wo der Pfarrer nicht 
rector eccelesiae ist. — Auch kann es Verwaltungen von Neben- 
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kirchen und Kapellen geben, die nur aus dem Pfarrer und dem 
benachbarten Anwesensbesitzer als Kirchenpfleger bestehen. In 
diese Verhältnisse der Praxis will die KGO. nicht eingreifen. 

Die Aufhebung einer bestehenden Kirchen- 
verwaltung regelt Artikel 36 Abs. IV KGO. 

Aehnlich dem Fabrikrat, der aus gesetzlichen und aus ge 
wählten Mitgliedern bestand, setzt sich auch die nunmehrige 
Kirchenverwaltung aus Mitgliedern beiderlei Art zusammen. Sie 
besteht: 

1. aus dem Pfarrer oder dem Stellvertreter im Pfarrant als 
Vorstand, 

2. aus gewählten weltlichen Kirchengemeindegliedern (Rır- 
chenverwalter), deren Zahl mindestens zwei, höchstens zwölf be- 
trägt und, wo schon bisher eine Verwaltung (Kirchenverwaltung. 
Fabrikrat) bestand, durch die Zahl ihrer weltlichen Mitglieder 
nach dem Sollstande mit Einrechnung des Gemeindeabgeordneten. 
bei neuen Verwaltungen durch die Staatsaufsichtsbehörde be- 
stimmt wird, während Aenderungen der Zahl durch Ortskirchen- 
satzung erfolgen; vgl. Artikel 37 Abs. I KG0. 

In dieser Neuregelung der Zusammensetzung der Kirchen- 
verwaltung ist zunächst bemerkenswert, daß eine Beteiligung der 
bürgerlichen Gemeinde durch einen Abgeordneten (Bürgermeister, 
Adjunkt), wie sie das bisher geltende Fabrikdekret kannte, nicht 
mehr vorgesehen ist. Das Ausscheiden dieses gemeindlichen Ab- 
geordneten erweist sich als eine Folge der völligen Loslösung der 
Kirchengemeinde von der bürgerlichen Gemeinde, die bei den ka- 
tholischen Kirchengemeinden der Pfalz (wie ebenso bei denen der 
unierten Kirche) in derArt der kirchlichen Bedarfsdeckung (siehe 
das Folgende) ihren markantesten Ausdruck findet. — Wo natür- 
lich die bürgerlichen Gemeinden als solche beteiligt sind, müssen 
nach allgemeinen Grundsätzen auch künftig ihre ordentlichen 
Vertretungskörper gehört werden. Zu einer Beseitigung des Ar- 
tikels 70 der pfälzischen Gemeindeordnung, der lautet: 

„Der Gemeinderat nimmt Anteil an ... dem Kirchen- 
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wesen ... . nach den hierüber bestehenden Gesetzen und Ver- 
ordnungen* 
gab somit diese Neuerung keinen Anlaß. In allen Fällen, wo es 
geboten erscheint, werden vielmehr die bürgerlichen Gemeinden 
auch künftig gehört werden. 

Als Vorstand der Kirchenverwaltung soll künftig der Pfarrer 
oder der Stellvertreter im Pfarramte (der Pfarrverweser parochia 
vacante vel non vacante, der Stellvertreter beurlaubter Pfarrer) 
eingeführt werden. Dies entspricht der Natur der zu führenden 
Verwaltung und der Rechtsgestaltung in den meisten deutschen 
Staaten. Bisher war der Vorstand (Präsident) des Fabrikrates 
gewählt worden, und zwar jeweils nur auf die Dauer eines Jah- 
res. Der Pfarrer war als Vorsitzender nicht wählbar, doch nahm 
er schon bisher wenigstens tatsächlich den ersten Platz ein; Ar- 
tikel 4, 9, 55, 56 des Fabrikdekrets. 

Hinsichtlich der Vorstandschaft in der Kirchenverwaltung 
stehen dem Pfarrer die mit den vollen pfarrlichen Rechten aus- 
gestatteten Seelsorgegeistlichen, d. h. die Inhaber der den Pfar- 
reien gleichgeachteten selbständigen Pfarrkuratien und Kuratbene- 
fizien, gleich; Artikel 38 Abs. IKGO. — In Tochterge- 
meinden, für die ein eigener Geistlicher außerhalb des Pfarr- 
ortes bestellt ist, kann dieser als stellvertretender Vorstand der 
Tochterkirchenverwaltung oder der im Tochtergemeindebezirk be- 
stehenden sonstigen ortskirchlichen Verwaltungen auf Antrag 
desKirchenverwaltungsvorstandes von der Staats- 
aufsichtsbehörde bestimmt werden; Artikel 38 Abs. II KGO. Mit 
dieser Maßnahme soll dem Pfarrer, dem eigentlichen Vorstand auch 
etwaiger Kirchenverwaltungen in Tochtergemeinden, eine seiner 
eigenen Willenseutschließung anheimgegebene Erleichterung ge- 
währt werden. Die Möglichkeit dieser Stellvertretung in der 
Kirchenverwaltungsvorstandschaft durch den Expositus, Lokal- 
kaplan, Benefiziaten, exponierten Vikar in dessen Bezirk kann 
einem Bedenken dahingehend, es möchten daraus Konflikte ent- 
stehen und namentlich Ansprüche der betrauten Hilfsgeistlichen 
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bezüglich der Unabhängigkeit ihrer Stellung hergeleitet werden. 
wohl in keiner Weise unterstehen, da ja dem Hilfsgeistlichen 
keine den Pfarrer ausschließende Vorstandschaft zu eigenem 
Rechte eingeräumt wird. Tatsächlich kann allerdings diese Stell- 
vertretung in gewissen Fällen sich so gestalten, daß der Pfarrer 
sich durch den mit den örtlichen Verhältnissen und Bedürfnissen 
vertrauten exponierten Ortsgeistlichen fortgesetzt vertreten läßt: 
so z. B. bei weiter Entfernung der Expositur vom Pfarrorte und 
bei weitgehenden Befugnissen des betreffenden Expositus, die nur 
eine mehr formale Abhängigkeit vom Pfarrer übrig lassen. 

Die Maßregeln, welche bei einem notwendig erscheinenden 
Ersatze des Kirchenverwaltungsvorstandes zu 
ergreifen sind, sieht Absatz III a. a. O. vor. 

Während der Pfarrer als der Vorstand der Kirchenverwal- 
tung kraft Gesetzes erscheint, werden die übrigen Mitglie- 
der der Kirchenverwaltung durch die Wahl gewonnen. \Wo 
schon bisher ein Fabrikrat bestand, soll der Einfachheit halber 
und in Schonung des Gewohnten die bisherige Zahl nach dem 
Sollstande, d. i. in der Höhe von 5—9 Mitgliedern, maßgebend 
sein. Bei neuen Verwaltungen hat die Staatsaufsichtsbehörde die 
Zahl der Kirchenverwalter festzusetzen, wobei auf die Größe der 
Kirchengemeinde und des Ortskirchenvermögens sowie auf beson- 
dere Schwierigkeiten der Geschäftsaufgaben der Kirchenverwaltung 
Rücksicht zu nehmen ist. — Die Mitglieder der Kirchenverwal- 
tungen versehen ihr Amt unentgeltlich als Ehrenamt, vorbehalt- 
lich der Entschädigung für Kassen- und Rechnungsführung, für 
bare Auslagen und außerordentliche Dienstleistungen; Artikel 37 
Abs. V KG0. 

Von allgemeiner Gültigkeit für die Pfalz wie für das rechts- 
rheinische Bayern erscheinen die Artikel 39 KGO., der in ge 
wissen Fällen die Ersetzung des fehlenden Bestandes an Kirchen- 
verwaltern vorsieht, und 40 KGO., der die Maßnahmen regelt, die 
bei Verhinderung eines Kirchenverwalters, wegen persönlicher und 
unmittelbarer Beteiligung an einer Angelegenheit aus einem Pri- 
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vatinteresse der Beratung und Beschlußfassung hierüber beizu- 
wohnen, zu ergreifen sind. 

Das für die Kirchenverwaltungswahlen in der Pfalz künftig 
geltende zweite Kapitel des dritten Abschnittes der KGO., Ar- 
tikel 42—52, bringt, wie schon mehrfach angedeutet, für die 
katholischen Kirchengemeinden ein völlig’neues, von der bisherigen 
„Kooptation“* wesentlich verschiedenes System der Bildung der 
Kirchenverwaltungen. Oberster Grundsatz ist fortan, daß die Kir- 
chenverwalter der Pfarr-, Mutter- und Tochterkirchenverwaltung 
durch die wahlstimmberechtigten Pfarr-, Mutter- oder Tochter- 
gemeindeglieder gewählt werden sollen; Artikel 42 Abs. I KGO. 
Wer wahlstimmberechtigt und wer wählbar sein soll, ergibt 
sich aus Artikel 43 und 44 KGO. Hervorzuheben wäre in letzt- 
genannter Norm der Absatz II, der in den von ihm aufgezählten 
Fällen ein Recht der kirchlichen Oberbehörde vorsieht, die Wahl 
von Personen zu Kirchenverwaltern zu beanstanden. Diese gesetz- 
lich eingeräumte Befugnis, ein Ausfluß des von der KGO. allge- 
mein den kirchlichen Oberbehörden zugestandenen weitgehenden 
Mitwirkungsrechtes in allen kirchengemeindlichen Angelegenheiten, 
verfolgt den Zweck, dem an die Spitze der Kirchenverwaltung 
gestellten Geistlichen die peinliche Lage zu ersparen, im Kollegium 
mit einem Kirchengemeindegliede zusammenwirken zu müssen, das 
mit seiner Kirche zerfallen sei, wobei außerdem die Erwägung 
mitspricht, daß ein solcher Bekenntnisgenosse auch zur Mitarbeit 
an einer förderlichen Wahrnehmung der Interessen und Angele- 
genheiten der Ortskirche und der Kirchengemeinde nicht geeignet 
erscheinen dürfte. 

Eine Abweichung von dem für das Gebiet r. d. Rh. geltenden 
Recht sieht Artikel 100 Abs. II Satz 1 für die Pfalz vor. Wäh- 
rend nach allgemeinem Grundsatze der zum Kirchenverwalter Ge- 
wählte dieses Ehrenamt anzunehmen verpflichtet ist, eine Ableh- 
nung der Wahl aus anderen als den in Artikel 45 KGO. genann- 
ten Gründen gesetzlich unzulässig erscheint, erklärt die genannte 
Sondervorschrift für die Pfalz: 
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„Eine Pflicht Kirchenverwalter zu werden oder zu bleiben 
besteht nicht.“ 

Damit verliert zunächst der erwähnte Artikel 45 KGO. szine 
Bedeutung für die Pfalz, dann aber auch der Artikel 41 Abs. I 
und IV, da es gegenüber der Bewegungsfreihbeit, die Artikel 100 
Abs. II KGO. den pfälzischen Kirchenverwaltern einräumt, der ın 
jenen Normen vorgesehenen Austritts- oder Entlassungsgründe 
nicht bedarf. Gleiches ist von Artikel 41 Abs. II KGO. zu sagen, 
wenigstens soweit er die Zulässigkeit des Austritts eines Kır- 
chenverwalters der Beschlußfassung der Kirchenverwaltung unter- 
stell. — Endlich hat Artikel 100 Abs. II Satz 1 KGO. zur Folge. 
daß Streitigkeiten über die Pflicht zum Eintritt oder Austritt als 
Kirchenverwalter nicht unter Artikel 8 Ziff. 37 VG@. i. d. F. des 
Artikels 96 KGO. fallen können. 

Ohne gesetzlicheNotwendigkeitAustretende 
haben aber ihre Tätigkeit bis zur Einweisung der an ihre Stelle 
.tretenden Kirchenverwalter fortzusetzen; Artikel 100 Abs. II Satz 2 
KG0O. Dadurch sollen Störungen in der Erledigung der Verwal- 
tungsgeschäfte hintangehalten werden, was besonders bei gleich- 
zeitigem Austritt mehrerer von Bedeutung werden kann. Der 
Austritt aus der Kirchenverwaltung erscheint gesetzlich notwendig, 
wenn ein Kirchenverwalter die zur Wählbarkeit erforderlichen 
Eigenschaften (Artikel 44 KGO.) verliert oder deren Mangel erst 
nachträglich wahrgenommen wird, oder wenn Verhältnisse ein- 
treten, welche die Fortführung des Amtes unmöglich machen: 
Artikel 41 Abs. II KGO. 

Artikel 47 KGO. setzt die Wahlperiode in der Weis 
fest, daß die regelmäßigen Kirchenverwaltungswahlen von sechs 
zu sechs Jahren im November oder Dezember stattfinden und bis 
15. Dezember beendet sein sollen. Die Festsetzung des Zeit- 
punktes der ersten Kirchenverwaltungswahlen auf Grund der K6GÜ. 
wurde einer ministeriellen Anordnung überlassen; Artikel 110 
Abs. II KGO., der zugleich bestimmte, daß die erste Wahlperiode 
bis 31. Dezember 1918 läuft. Dies geschah durch die Ministerial- 
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bekanntmachung vom 21. Oktober 1912, die verfügte, daß die 
Wahlen der ortskirchlichen Vertretungskörper auf Grund der KGO. 
für die Wahlperiode 1913/18 für die katholische Kirche in der 
Pfalz in den Monaten November und Dezember 1912 stattzufinden 
haben. — Die bisherigen Fabrikräte blieben auch nach dem 
1. Januar 1913 bis zum Eintritte der neuen Kirchenverwaltungen 
in Tätigkeit und übten von diesem Zeitpunkte an ihr Amt nach 
Maßgabe der KGO. Diese Anordnung traf Artikel 110 Abs. II 
Satz 3 KGO. zur Sicherung des Fortbestandes der Verwaltung 
des kirchlichen Vermögens. Für die gleiche Zeitdauer blieb auch 
der Abgeordnete der bürgerlichen Gemeinde noch Mitglied der 
Kirchenverwaltung. 

Die weiteren Bestimmungen der KGO. über die Kirchenver- 
waltungswahlen, besonders die in Artikel 52 Abs. III vorgesehene 
Kirchenwahlordnung, welche alle Einzelheiten über die 
Wahlen, insbesondere über das Verfahren, die Wahlprüfung und 
Wahlanfechtung sowie jene über Einweisung und Verpflichtung 
der Kirchenverwaltungsmitglieder bringen sollte und als Kgl. Ver- 
ordnung vom 20. Oktober 1912 (GVBl. 997 ff.) erging, finden 
ausnahmslos auch in der Pfalz Anwendung. Nur insofern treten 
auch hier geringe Besonderheiten auf, als zur Ablehnung der 
Wahl zum Kirchenverwalter formlose Erklärung gegenüber dem 
Wahlausschusse genügt; vgl. $ 33 Absatz I Satz 3 mit Ab- 
satz IV Satz 1 der Kirchenwahlordnung. Entsprechend geschieht 
der Austritt aus der Kirchenverwaltung durch formlose Erklärung 
gegenüber der Kirchenverwaltung. — 

Es wurde bereits hervorgehoben, daß in der Pfalz weder 
Kirchengemeindeversammlungen noch Kirchen- 
gemeindebevollmächtigte bestehen; Artikel 101 
Abs. II KGO. Während im rechtsrheinischen Bayern das Rechts- 
institut der Kirchengemeindeversammlung sehon vor der KGO. be- 
stand, die KGO. aber selbst diese Einrichtung beibehielt, Ar- 
tikel 65 ff. KGO., zeigten sich in der Pfalz andere Verhältnisse, 
die eine abweichende Rechtslage schufen. Hier fehlten nämlich 
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schon bisher die Kirchengemeindeversammlungen. Auch im pfäl- 
zischen Gemeinderechte spielt die Gemeindeversammlung eine viel 
geringere Rolle als rechts des Rheins und ist, was besonders in 
die Wagschale fällt, auf dem Gebiete des Umlagenrechtes über- 
haupt nicht zuständig. Bei dieser Sachlage würde sich die Insti- 
tution der Kirchengemeindeversammlung in der Pfalz wohl schwer 
einbürgern. Sowohl die kirchlichen Oberbehörden der Pfalz als 
auch die pfälzische Kreisregierung haben sich denn auch ent- 
schieden gegen die Einführung der Kirchengemeindeversammlung 
ausgesprochen. — Damit entfiel in der Pfalz auch die Möglich- 
keit zur Einführnng des Instituts der Kirchengemeindebevoll- 
mächtigten, das als ausnahmsweiser Ersatz für die Kirchenge- 
meindeversammlung vorgesehen ist und im rechtsrheinischen 
Bayern als Nachfolger der Kirchengemeinderepräsentation besteht; 
vgl. Artikel 68 ff. KGO. 

Als Folge dieser Ausnahme erscheint die Bestimmung des 
Artikel 101 Abs. III KGO., daß in jenen Fällen, wo die Kirchen- 
gemeindeversammlung oder die Kirchengemeindebevollmächtigten 
nach der KGO. zur Beschlußfassung berufen wären, in der Pfalz 
nur die Kirchenverwaltung als ortskirchlicher Vertretungskörper 
zuständig ist. Ist bei Beschlußunfähigkeit der Kirchenverwaltung 
eine Abhilfe im Sinne der Artikel 40 Abs. II oder 39 Abs. II 
nicht möglich, so findet Artikel 40 Abs. III entsprechende An- 
wendung, d. h. kann einer Beschlußunfähigkeit der Kirchenver- 
waltung in den Fällen des Artikels 39 Abs. II und des Artikels 40 
Abs. II durch vorübergehende Einberufung von unbeteiligten Er- 
satzmännern nicht abgeholfen werden, so entscheidet sowohlin 
Angelegenheiten des katholischen ortskirch- 
lichen Stiftungsvermögens als der Kirchenge- 
meinde nach Vernehmung der Beteiligten wie der Unbeteilig- 
ten und nach Einvernahme der kirchlichen Oberbehörde die Staats- 
aufsichtsbehörde, soferne nicht nach Artikel 36 Abs. VI vorüber- 
gehend eine besondere Vertretung bestellt wird; Artikel 101 Abs. IH 
Satz 3. 
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Der Wirkungskreis des einzigen ortskirch- 
lichen Vertretungskörpers in den katholischen Kirchen- 
gemeinden der Pfalz, der Kirchenverwaltung, hat sich mit dem 
Ausbau der Kirchengemeinde beträchtlich erweitert. Ehhedem hatte 
der Fabrikrat, das bisherige Vertretungsorgan der katholischen 
Kirchenstiftung der Pfalz, die Aufgabe: 

„Für den Unterhalt und die Erhaltung der Kirchen zu sorgen, 
das Almosen und die durch die Gesetze und Verordnungen auto- 
risierten (= gestatteten) Güter, Renten und Einnahmen, die von 
den Gemeinden verabreichten Supplementärsummen und überhaupt 
alle Fonds, die zum Unterhalt des Gottesdienstes bestimmt sind, 
zu verwalten und endlich die Ausübung des Gottesdienstes und die 
Aufrechterhaltung seiner Würde in den Kirchen, zu welchen sie 
gehörten, dadurch zu sichern, daß sie die dazu notwendigen Aus- 
gaben regulieren und für die dazu erforderlichen Mittel Sorge 
trugen“; Artikel 1 des Fabrikdekrets vom 30. Dezember 1809. 

Sonach verwalteteten die Fabrikräte seither in der Haupt- 
sache dieselben Aufgaben, die den rechtsrheinischen Kirchenver- 
waltungen oblagen. 

Die KGO. hat den Wirkungskreis der Kirchenverwaltung in 
einer dem Rahmen der ganzen Neuregelung der einschlägigen, 
zum Teil schon besprochenen Rechtsgrundsätze angepaßten Form 
geordnet. Die wichtigsten allgemeinen Verwaltungsgrundsätze 
stellt Artikel 53 K@O. auf, indem er bestimmt: 

„Die Kirchenverwaltung vertritt das ihrer Verwaltung anver- 
traute ortskirchliche Stiftungsvermögen und die Kirchenge- 
meinde in allen rechtlichen Beziehungen. 

Sie besorgt nach Maßgabe der Gesetze die Verwaltung des 
Ortskirchenvermögens und die Befriedigung der Ortskirchenbe- 
dürfnisse. 

Die Kirchenverwaltung hat dafür zu sorgen, daß das ihr an- 
vertraute Vermögen erhalten und bestmöglich verwaltet, unstatt- 
hafte Ausgaben vermieden, die dem ortskirchlichen Stiftungsver- 
mögen oder der Kirchengemeinde wirklich obliegenden Ausgaben 
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richtig geleistet und namentlich die unterstellten Gebäude nebst 
Zubehör in gutem Stande erhalten werden.“ 

Auch die sich anschließenden Artikel 54—62 KGO. finden 
auf die pfälzer Kirchenverwaltungen Anwendung, ohne daß sich 
für sie dabei eine Besonderheit oder Abweichung gegenüber den 
rechtsrheinischen Kirchenverwaltungen ergäbe. Lediglich dem bis- 
herigen pfälzer Rechte gegenüber weist die KGO. die schon 
erwähnte Zuständigkeitserweiterung der Kirchenverwaltung auf, 
insofern sie auch Vertretungsorgan der Kirchengemeinde gewor- 
den ist und alle damit verbundenen Obliegenheiten erfüllen mu£. 
Eine erschöpende Regelung aller Aufgaben, welche den Kirchen- 
verwaltungen bezüglich der kirchlichen Vermögensverwaltung, 
Vermögenssicherung und des Rechnungs- und Kassenwesens ob- 
liegen, wird die in Artikel 62 Abs. III KGO. angekündigte Ver- 
waltungsordnung bringen. — Endlich kommen auch die 
Normen der Artikel 63 und 64 KGO. über den Geschäftsgang der 
Kirchenverwaltung und der vorgesehenen besonderen Ausschüsse, 
denen die in Artikel 64 genannten Funktionen übertragen werden 
können, für die Pfalz zur ungeteilten Anwendung. 

2. In der unierten Kirche der Pfalz griffen die 
Neuerungen bedeutend tiefer ein als in der katholischen Kirche, 
die eigenartige Stellung der hier bestehenden ortskirchlichen Ver- 
tretungskörper gab der KGO. zudem Veranlassung, auch das 
innerkirchliche Gebiet in gewissen Einzelheiten zu berücksichtigen. 

a) Wie bei der Behandlung der Eigentumsfrage bezüglich 
des Ortskirchenvermögens in der pfälzer unierten Kirche schon 
ausgesprochen wurde, tritt die unierte Kirchengemeinde mehr in 
den Vordergrund wie die katholische Kirchengemeinde. Damit 
war auch schon bisher das Bedürfnis nach einer Vertretung der 
unierten Kirchengemeinde in höherem Maße vorhanden als wie in 
der katholischen Kirche der Pfalz. 

Als Vertretungsorgan der Kirchenstiftung (Kirchen- 
fabrik) und der Kirchengemeinde bestand bisher das Presby- 
terium, das — wenigstens zum Teil — dem Fabrikrat in der 
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katholischen Kirche der Pfalz entsprach; vgl. $ 14 der Vereini- 
gungsurkunde vom 10. Oktober 1818 (Weber I 736 ff.) mit $ 4 
der Verordnung vom 8. Januar 1819 (Wagner II 169 ff.). 

In jeder Kirchengemeinde, Mutter- oder Filialgemeinde, 
sollte ein Presbyterium bestehen, das in der Verwaltung des ört- 
lichen Kirchenvermögens eine dem Fabrikrat ähnliche Stellung 
innehatte; vgl. 8 14 der Vereinigungsurkunde, $$ 1 und 4 der 
revidierten Wahlordnung vom 17. Juni 1876 mit $ 1 der Verord- 
nung vom 8. Januar 1819. Die revidierte Wahlordnung von 1876 
mit der dazu ergangenen Kons. Instr. vom 15. August 1876 (Wag- 
ner II 171 ff.) bildeten die Grundlagen des Organisationsrechtes 
für die Presbyterien. 

Das Presbyterium setzte sich zusammen aus 
den Pfarrern des Kirchensprengels, die kraft Gesetzes Mitglieder 
waren, und je nach der Seelenzahl der Kirchengemeinde aus 5 bis 
12 gewählten Kirchengemeindegliedern; $ 1 Ziffer 2 der rev. Wahl- 
ordnung. Doch konnte beim Vorliegen gewisser Verhältnisse die 
Zahl 12 auch überschritten werden. 

Vorsitzender (Präses) war der Pfarrer, bei mehreren Pfarrern 
in der Kirchengemeinde entschied die höhere Amtswürde, bei glei- 
cher Amtswürde das höhere. Dienstalter über den Anspruch auf 
den Vorsitz; $ 2 Ziffer 1a. a. O. 

Im Gegensatze zum Kooptationsprinzipe bei Erneuerung des 
katholischen Fabrikrates bestand für die Presbyterien-Erneuerung 
ein modernes, in der mehrfach genannten revidierten Wahlord- 
nung vom 17. Juni 1876 niedergelegtes Wahlrecht; vgl, $3 3 ff. 
a. a. OÖ. — Darnach wurden die Presbyterien alle 6 Jahre durch 
Wahl vollständig neu gebildet, wobei die bisherigen Mitglieder 
wieder gewählt werden konnten. Daneben mußten in der gleichen 
Zahl und mit Gültigkeit für die gleiche Zeit Ersatzmänner ge- 
wählt werden, die alle durch Sterbfall, Ausschluß oder Austritt 
in dem Presbyterium entstandenen Lücken auszufüllen hatten. — 
Nötigenfalls konnten auch sog. Zwischen-(Ergänzungs-)wahlen 
vorgenommen werden. — Wahlverband war die betreffende Kir- 
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chengemeinde, die Mitgliedschaft in diesem Kirchspiel bildete ein® 
Voraussetzung der Wahlfähigkeit. Letztere sowie die Wählbar- 
keit waren von dem Vorliegen gewisser, dem gegenwärtigen Wahl- 
rechte wenigstens teilweise ähnlicher Bedingungen abhängig. — 
Endlich bildete die Wahlhandlung selbst, deren Vorbereitung in 
den Händen des abtretenden Presbyteriums lag, den Gegenstand 
eingehender Regelung. 

Ueber Wahlanstände entschied der aus dem bisherigen Präses 
und 5 weltlichen Mitgliedern des alten Presbyteriums gebildete 
Wahlausschuß und das Konsistorium zu Speyer. Für eine An- 
wendung des Artikels 8 Ziffer 37 des Verwaltungsgerichtsgesetzes 
bestand daher keine Möglichkeit. 

Ihrer rechtlichen Stellung und Aufgabe nach hatte das Pres- 
byterium bisher einen doppelten Wirkungskreis: 

einmaleinen seelsorgerlichen, innerkirch- 
lichen. Insofern stellte es die vom Boden des allgemeinen 
Priestertums aus vollzogene Ergänzung des Pfarramtes dar. Es 
hatte „zur Befestigung des moralisch-religiösen Zustandes der Ge 
meinde beizutragen“, weshalb ihm die Befugnis zustand, ‚den 
Pfarrgenossen brüderliche Ermahnungen zu erteilen und für die 
Beförderung des religiösen Schulunterrichts zu sorgen“; $ 14 
Abs. 3 der Vereinigungsurkunde. — Insoweit nahm das Presbr- 
terium die rechtliche Stellung des protestantischen Kirchenvor- 
standes im rechtsrheinischen Bayern ein, allerdings mit erweiterter 
Zuständigkeit. 

Inzweiter Linie war das Presbyterium mit 
den Aufgaben der Kirchenverwaltung betraut, wie 
bereits angedeutet wurde; vgl. hierüber den $ 14 der Vereinigungs- 
urkunde. Somit oblag dem Presbyterium die Vertretung der Kır- 
chenfabrik und Kirchengemeinde sowie die Verwaltung des orts- 
kirchlichen Vermögens. Im näheren regelten sich die Befugnisse 
und Obliegenheiten des Presbyteriums „analog nach dem Fabrik- 
gesetze* ; vgl. die $$ 4 und 54 der Verordnung vom 8. Jan. 1819 
(Wagner II 169 fi). 
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Entsprechend dieser Doppelstellung unterstanden die Presby- 
terien auch einer zweifachen Aufsicht: als geistliches 
Kollegium der unmittelbaren Aufsicht der Kirchenbehörde ($$ 38, 
39 der II. Verfassungsbeilage), als weltliches Verwaltungskolle- 
gium aber der staatlichen Aufsicht ($8 64, 65, 75 a. a. 0.). 

b) Mit der Einführung der KG0O. in der protestantischen 
(unierten) Kirche der Pfalz wurde die Frage der Vertretung von 
Kirchenstiftung und Kirchengemeinde — wenigstens dem tatsäch- 
lichen Ergebnisse nach — in ähnlicher Weise wie für die katho- 
lische Kirche der Pfalz gelöst: 

„Die Angelegenheiten des protestantischen ortskirchlichen 
Stiftungsvermögens sind der Kirchengemeinde zur Ver- 
waltung anvertraut und werden neben den eigenen Angelegen- 
heiten der Kirchengemeinde durch ihre Vertretungskörper besorgt, 
wenn nicht durch besondere Gesetze oder Stiftungsbestimmungen 
eine andere Verwaltung angeordnet ist“; Artikel 6 Abs. II mit 
Artikel 97 KGO. — Als Vertretungskörper der Kirchengemeinde 
erscheint aber wiederum die Kirchenverwaltung; denn sie 
vertritt die Kirchengemeinde in allen rechtlichen Be- 
ziehungen, besorgt weiterhin nach Maßgabe der Gesetze die 
Verwaltung des Ortskirchenvermögens und die Befriedigung der 
Ortskirchenbedürfnisse und hat, ebenso wie in der katholischen 
Kirche, für bestmögliche Erhaltung des ihr anvertrauten Vermö- 
gens zu sorgen; vgl. Artikel 53 KGO. Die Kirchenverwaltung 
bildet auch in der unierten Kirche der Pfalz das einzige orts- 
kirchliche Vertretungsorgan, da Kirchengemeindeversammlungen 
und Kirchengemeindebevollmächtigte — entsprechend der bishe- 
rigen Uebung — ebensowenig wie in der katholischen Kirche der 
Pfalz eingeführt wurden; Artikel 101 Abs. III KGO. 

So einfach diese prinzipielle Regelung der Vertretungsverhält- 
nisse in der pfälzer unierten Kirche sich gestaltete,. so wenig konnte 
sie den bei Einführung der KGO. vorliegenden Rechtsverhältnissen 
ohne weiteres angepaßt werden. Wie eben ausgeführt, hatte der 
Vorläufer der Kirchenverwaltung, wie sie die KGO. brachte, das 
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Presbyterium, neben seiner weltlichen d. i. verwaltenden, vermö- 
gensrechtlichen Stellung auch innerkirchliche Aufgaben zu erledi- 
gen. Mit Einführung der KGO. wären an sich für die unierte 
Kirche besondere Kirchenverwaltungen zu bilden gewesen, Ar- 
tikel 100 Abs. I KGO., denen alsdann die von der KGO. hiefür 
vorgesehenen Aufgaben zugefallen wären. Damit wäre den bis- 
herigen Presbyterien der weltliche Teil ihres Geschäftsbereiches 
abgenommen worden, ihre weitere Tätigkeit hätte sich auf die 
schon vordem besorgten innerkirchlichen Angelegenheiten 
beschränkt gesehen. 

In den Kreisen der unierten Kirche der Pfalz machte sich 
aber ein lebhaftes Bestreben dahin geltend, die bisher mit der 
Verwaltung des Kirchenvermögens betrauten Presbyterien auch für 
die Zukunft beizubehalten. Dies konnte dadurch erreicht werden, 
daß Presbyterium und Kirchenverwaltung miteinander in einem 
neuen Organ vereinigt wurden, das sowohl hinsichtlich der Wahl 
als auch in allen sonstigen Beziehungen den Bestimmungen der 
KGO. unterstellt sein mußte. Dabei hatte sich die Einrichtung 
der Kirchenverwaltungen nach den staatlichen Gesetzen zu 
regeln. Diesen Vertretungskörpern oblag dann aber auch die 
Erledigung der innerkirchlichen, von der Staats- 
gewalt unabhängigen Angelegenheiten nach Maßgabe der jeweili- 
gen kirchlichen Anordnungen. Mit Rücksicht auf diese innerkirch- 
liche Seite der Angelegenheit mußte diese Vereinigung im Wege 
staatlicher Gesetzgebung aus den bereits angeführten Gründen von 
der Zustimmung der pfälzischen Generalsynode und von dem An- 
trage des protestantischen Konsistoriums Speyer abhängig ge- 
macht werden. — In der Würdigung all dieser Momente sah die 
K60. in Artikel 103 Abs. IH—VI folgende Regelung der Ange- 
legenheit vor: 

[Absatz II.] Mit Zustimmung der pfälzischen 
Generalsynode kann mit Wirkung für die Zeit nach Inkraft- 
treten der Kirchengemeindeordnung im Voraus oder nach 
derenInkrafttreten aufAntrag des protestan- 
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.; tischen Konsistoriums Speyer durch Landesherrliche 
Entschließung ($ 19 des 2. Anhangs zur 1I. Verfassungsbeilage) 
für alle protestantischen Kirchengemeinden der Pfalz oder für 
einen Teil bestimmt werden, daß die Kirchenverwaltungen auch 
als Presbyterien in den durch die jeweiligen kirchlichen Verord- 
nungen festgestellten Angelegenheiten zuständig sein sollen, die 
außerhalb des sachlichen Bereiches der Kirchengemeindeordnung 
. liegen. 

[Absatz IV.] Vom Zeitpunkte des Inkrafttretens einer solchen 
Bestimmung an finden in deren Geltungsbereich Presbyterialwah- 
len im bisherigen Sinne nur mehr gegebenenfalls in einer solchen 
Kirchengemeinde statt, für welche etwa die kirchliche Oberbehörde 
der Kirchenverwaltung die Ausübung der bezeichneten Presbyte- 
rialbefugnisse aus einem besonderen Grunde für bestimmte Zeit 
oder bis auf weiteres untersagt hat. 

[Absatz V.] Soweit seine Vereinigung im Sinne des Absatz III 
in Kraft steht, sind in Kirchengemeinden mit mehreren Pfarrern 
diese sämtlich stimmberechtigte Mitglieder der Kirchenverwaltung 
für ihren ganzen Wirkungskreis, werden die Kirchenverwaltungen 
als Presbyterien, die Kirchenverwalter als Presbyter bezeichnet und 
sind Aberkennungen der Wahlstimmberechtigung und Wählbarkeit 
zum Presbyterium auf Grund kirchlicher Vorschriften auch für die 
Wahlen von Kirchenverwaltern wirksam; bleibt nach dem Soll- 
stande die Zahl der weltlichen Mitglieder unter der doppelten Zahl . 
der geistlichen, so ist sie bis zu dieser zu erhöhen Der Wahlaus- 
schuß für die Kirchenverwaltungswahlen soll in diesem Fall aus 
dem bisherigen Presbyterium gebildet werden. Die Kirchenver- 
walter (Presbyter) sind für ihre weltlichen Aufgaben nach Maß- 
gabe des Artikel 52 Abs. III zu verpflichten; kirchliche Vor- 
schriften über die Verpflichtung der Presbyter für die innerkirch- 
lichen Aufgaben bleiben unberührt. 

[Absatz VI] Ob und inwieweit Vorschriften der Kirchenge- 
meindeordnung auch für den außerhalb des sachlichen Bereiches 
dieses Gesetzes liegenden Wirkungskreis der Presbyterien Anwen- 
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dung finden sollen, bemißt sich nach den jeweils bestehenden 
kirchlichen Verordnungen.* 

Der Antrag des protestantischen Konsistoriums in Speyer so- 
wie die Zustimmung der pfälzischen Generalsynode waren im Ok- 
tober 1913 gelegentlich der Tagung der letzteren zu Speyer er- 
folgt. Sie hatten die in Artikel 103 Abs. III—V vorgesehenen 
Wirkungen zur Folge. Zwar waren auf der genannten Tagung 
gewisse Bedenken gegen die vorgesehene Neuordnung der Dinge 
laut geworden, namentlich hatte sich zugunsten der alten Pres- 
byterialverfassung eine Stimme dahin geäußert: 

„Wir kommen in ein engeres, unfreieres, abhängigeres Ver- 
hältnis zum Staat. Unsere Kirche suchte seit 100 Jahren immer 
mehr zu einer Volks- und Gemeindekirche zu werden. Das wird 
fortan schwerer, in mancher Hinsicht unmöglich werden. Die 
Vorteile, die uns geboten werden, erkaufen wir mit etwas — und 
das ist das Schwerste — mit unserer Presbyterialver- 
fassung nach der Ordnung, die von der Kirche 
aufgestellt ist. Presbyter im alten Sinn haben wir nicht 
mehr. Wir nehmen Abschied von den Männern, die in der Vor- 
zeit über die Geschicke unserer Kirche wachten, “ 

allein der allgemeine Zug nach der Neuerung drang durch. 
zumal den kirchlichen Rechten bei dieser Doppelstellung der orts- 
kirchlichen Vertretungsorgane alle irgendwie durchführbaren Zu- 
geständnisse in Aussicht gestellt waren. 

So wurde nach Erfüllung der beiden genannten Voraussetzun- 
gen durch das Konsistorium in Speyer und die pfälzer General- 
synode von der in Artikel 103 Abs. III gebotenen Ermächtigung 
Gebrauch gemacht und in der am 26. Oktober 1913 ergangenen 
Kgl. Verordnung, Inkraftsetzung der Kirchengemeindeordnung für 
die protestantische Kirche der Pfalz betreffend (GVBl. 753 ff.). 
Ziffer 2, bestimmt: 

‚In allen protestantischen Kirchengemeinden der Pfalz, für 
die nicht etwa die kirchliche Oberbehörde der Kirchenverwaltung 
die Ausübung der Presbyterialbefugnisse aus einem besonderen 
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Grunde für bestimmte Zeit oder bis auf weiteres untersagt hat, 
sinddie Kirchenverwaltungen auch alsPresby- 
terien in den durch die jeweiligen kirchlichen Verordnungen 
. festgestellten Angelegenheiten zuständig, die außerhalb des sach- 
lichen Bereiches der Kirchengemeindeordnung liegen.“ 

| Auf solche Art ist es auch nach der Einführung der KGO. 
in der pfälzer unierten Kirche möglich geworden, die daselbst ein- 
gebürgerte Verbindung der innerkirchlichen und der Vermögens- 
verwaltungsbefugnisse bei den nach Maßgabe der KGO. gebildeten 
Kirchenverwaltungen aufs neue zu verwirklichen. Es besteht so 
bei dem ortskirchlichen Vertretungskörper auch künftig eine Art 
Personalunion, die Kirchenverwaltung führt die weltlichen Ge- 
schäfte der Vermögensverwaltung und ortskirchlichen Bedarfs- 
deckung und erledigt daneben die innerkirchlichen Angelegenheiten 
des bisherigen Presbyteriums. 

Die in Artikel 103 Abs. III und IV KGO. und in der soeben 
angeführten Ziffer 2 vorbehaltene Möglichkeit, die Vereinigung 
weltlicher und innerkirchlicher Aufgaben entweder für alle 
unierten Kirchengemeinden der Pfalz oder nur für einen 
Teil herbeizuführen, wurde deshalb offen gelassen, um so der 
Kirchengewalt die Freiheit der Entschließung auch hinsichtlich der 
Abgrenzung des Geltungsbereiches ihrer Bestimmung zu wahren. 
— Insbesondere die der kirchlichen Oberbehörde in Abs. IV a. a. 0. 
zugesprochene Befugnis, der Kirchenverwaltung die Ausübung der 
(innerkirchlichen) Presbyterialbefugnisse aus einem besonderen 
Grunde für bestimmte Zeit oder bis auf weiteres zu untersagen, 
will die Selbständigkeit der kirchlichen Oberbehörde in der Wah- 
rung der kirchlichen Interessen für den Fall gewährleisten, daß 
die Ausübung der innerkirchlichen Befugnisse durch eine bestimmte 
Kirchenverwaltung aus besonderem Grunde, z. B. im Hinblick auf 
die Persönlichkeit einzelner Mitglieder, nicht für förderlich erachtet 
wird. Eine Weiterentwicklung der kirchlichen Vorschriften über 
die Bildung von Presbyterien hätte sohin noch für die in Absatz III 
und IV a. a. O. bezeichneten Fälle Bedeutung. In der Ausübung 
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dieser Befugnis ist die kirchliche Oberbehörde unbeschränkt. Tritt 
nach der Einführung der KGO. der Fall ein, daß die kirchliche 
Oberbehörde in einer Kirchengemeinde die Verbindung des Pres- 
byteriums mit der Kirchenverwaltung untersagt, so bestehen beide 
Organe mit ausgeschiedenen Zuständigkeiten nebeneinander fort. 
Die Verwaltung des Kirchenvermögens kommt dann der nach der 
KGO. neu zu bildenden Kirchenverwaltung zu, während sich das 
Presbyterium lediglich mit den innerkirchlichen Aufgaben zu be- 
schäftigen hat und hinsichtlich seines Wirkungskreises und seiner 
Erneuerung ausschließlich den jeweils geltenden kirchlichen Vor- 
schriften unterstellt bleibt. Sonach bleibt auch nach dem Inkraft- 
treten der KGO. in der .pfälzer unierten Kirche u. a. die bereits 
genannte revidierte Wahlordnung vom 17. Juni 1876 in Geltung 
und ist der Fortbildung fähig. 

Artikel 103 Abs. V KGO. schließt selbstredend die Anwend- 
barkeit der allgemeinen Normen der KGO. über Bestand, Zusam- 
mensetzung, Bildung, Wirkungskreis und Geschäftsgang der 
Kirchenverwaltung, Artikel 97, 100 mit 36—64 KGO., nicht aus, 
setzt sie vielmehr voraus und fügt die Besonderheiten ergänzend 
an, die von der Vereinigung weltlicher und innerkirchlicher Funk- 
tionen in der Hand eines gemeinsamen Organs und Vertretungs- 
körpers hervorgerufen werden. 

Was in den oben geschilderten Verhältnissen der katholischen 
Kirche über jene allgemeinen Normen ausgeführt worden ist, be- 
sitzt in gleicher Weise für die pfälzer unierte Kirche seit Ein- 
führung der KGO. Geltung. Wenn auch künftig die Kirchenver- 
waltungen der unierten Kirche den seither üblichen Namen „Pres- 
byterien* beibehalten und die Kirchenverwalter die Bezeichnung 
„Presbyter“ führen, so hat das nur formelle Bedeutung und besitzt 
keinen Einfluß auf die Anwendbarkeit der für die „Kirchenver- 
waltung“ und die „Kirchenverwalter“ geltenden Vorschriften der 
K60. 

Auch in der unierten Kirche der Pfalz werden künftig Kir- 
chenverwaltungen — wenn auch unter dem Namen „Presbyterien‘“ 


Hellmuth, Zur Einführung der bayer. Kirchengemeindeordnung usw. 235 


— nach Maßgabe der KGO. gebildet; vgl. Artikel 100 Abs. I 
KG0. 

Was die Zusammensetzung dieses Presbyteriums neuer 
Ordnung anbelangt, so blieb auch unter der Herrschaft der KGO. 
der Pfarrer oder der Stellvertreter im Pfarramte (Pfarrverweser, 
Stellvertreter beurlaubter Pfarrer) kraft seines Amtes und nun- 
mehr auch kraft ausdrücklicher Gesetzesvorschrift Vorstand des 
Verwaltungsorgans. Die KGO. stellte außerdem noch die mit den 
vollen pfarrlichen Rechten ausgestatteten Seelsorgegeistlichen (z. B. 
die Inhaber selbständiger Vikariate) dem Pfarrer hinsichtlich der 
Vorstandschaft in der Kirchenverwaltung (= Presbyterium) gleich; 
Artikel 37 Abs. I Ziffer 1 mit Artikel 38 Abs. I und II KGO. 
Zur Vermeidung von Schwierigkeiten, die sich aus dem — in der 
protestantischen Kirche r. d. Rh. wie in der unierten Kirche der 
Pfalz möglichen — Vorhandensein mehrerer Pfarrer in ein und 
derselben protestantischen Pfarrei bezüglich des Rechtes auf die 
Kirchenverwaltungsvorstandschaft ergeben müßten, traf Artikel 38 
Abs. IV KGO. die Bestimmung: 

„Wo in ein und derselben protestantischen Pfarrei mehrere 
Pfarrer angestellt sind, ist deren erster (in der Pfalz der mit 
der höheren Amtswürde, bei gleicher Amtswürde der mit höherem 
Dienstalter) zunächst zum Vorstande der Kirchenverwaltung (d. i. 
des Presbyteriums) berufen. Solange er von seinem Rechte keinen 
Gebrauch macht und nicht ohnehin nur noch ein zweiter Pfarrer 
vorhanden ist, bestimmen die Pfarrer den Vorstand in gemein- 
schaftlichem Zusammentritt nach den Grundsätzen des Artikel 49 
aus ihrer Mitte Für den Fall vorübergehender Verhinderung 
kann sich der Vorstand einen Stellvertreter aus dem Kreise seiner 
Mitpfarrer bestellen. * 

Sonach erscheint ein freiwilliger Verzicht auf die Vorstands- 
würde zulässig. Der Verzichtende bleibt jedoch gesetzliches Mit- 
glied der Kirchenverwaltung (des Presbyteriums). 

Die Vereinigung von Kirchenverwaltung und Presbyterium in 
einem Organe, dem Presbyterium neuer Ordnung, hatte die bereits 
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bekanntgegebene Bestimmung zur Folge, daß fortan — entgegen 
dem Artikel 37 Abs. I — in Kirchengemeinden der unierten Kirche 
mit mehreren Pfarrern diese sämtlich kraft Gesetzes stimmberech- 
tigte Mitglieder der Kirchenverwaltung (des Presbyteriums) und 
zwar für ihren ganzen Wirkungskreis wurden; vgl. Artikel 103 
Abs. V KGO. 

Die Zahldergewählten weltlichen Kirchen- 
gemeindeglieder(Kirchenverwalter, Presbpyter)] 
wurde auch für die unierten Kirchengemeinden auf 2—12 festge- 
setzt, zugleich — wie für die katholischen Kirchenverwaltungen — 
mit dem Zugeständnis, daß da, wo schon bisher ein Presbyterium 
bestand, die Zahl der Presbyter durch die Zahl der bisherigen 
weltlichen Mitglieder nach dem Sollstande bestimmt werden sollte, 
während bei neuen Verwaltungen die Festsetzung der Zahl der 
Presbyter Sache der Staatsaufsichtsbehörde geworden ist; Artikel 37 
Abs. I Ziffer 2 KGO. 

Die Beibehaltung der bisherigen Zahl von Presbytern geschah 
wie in der katholischen Kirche der Einfachheit halber und in 
Schonung des Gewohnten. Hier tritt künftig angesichts der be- 
sprochenen Vermehrung der Presbyteriumsmitglieder durch die in 
einer Kirchengemeinde außer dem Pfarrer mit der höchsten Amts- 
würde vorhandenen Pfarrer die Einrichtung hinzu, nach der in 
allen Fällen, wo nach dem Sollstande die Zahl der weltlichen 
Mitglieder eines Presbyteriums unter der doppelten Zahl der geist- 
lichen bleibt, sie bis zu dieser zu erhöhen ıst. — Eine etwaige 
Ueberschreitung der gesetzlichen Höchstzahl der Presbyter (12) 
ist bei der nächsten Wahl durch Herabsetzung auf die gesetzliche 
Zahl zu beseitigen. 

Wie schon bemerkt, besitzen künftig die Vorschriften der 
KG0O., Artikel 36 ff., über die Kirchenverwaltungswahlen und der 
in Artikel 52 a. a. O. vorgesehenen, durch Kgl. Verordnung vom 
20. Oktober 1912 (GVBl. 997 ff.) erlassenen Kirchenwahlordnung 
auch für die Presbyterien neuer Ordnung ausnahmslose Geltung. 
Selbstredend besteht auch bei den neuen Presbyterialwahlen der 
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Grundsatz, daß es in der unierten Kirche der Pfalz gleichermaßen 
wie in der dortigen katholischen Kirche keine Pflicht ist, Kirchen- 
verwalter (Presbyter) zu werden oder zu bleiben; Artikel 100 
Abs. II KGO. Ebenso gelten die übrigen oben genannten Aus- 
führungen zu dieser Gesetzesbestimmung auch hier. 

Ein wichtiges, allerdings in der Natur der getroffenen Ver- 
einigung der weltlichen und kirchlichen Funktionen in der Hand 
der neuen ortskirchlichen Vertretungskörper begründetes Zuge- 
ständnis bei der Bildung dieser Vertretungskörper enthält Ar- 
tikel 103 Abs. V Satz 1 KGO., nach dem Aberkennungen der 
Wahlstimmberechtigung und Wählbarkeitzum 
Presbyterium auf@Grund kirchlicher Vorschrif- 
tenauch für dieWahlen von Kirchenverwaltern 
wirksam sind. — Dieses Zugeständnis ist, wie gesagt, wegen 
der Betrauung der ortskirchlichen Vertretungskörper mit inner- 
kirchlichen Befugnissen gerechtfertigt. Es können sonach 
in Zukunft zu weltlichen Presbytern nur solche Kirchengemeinde- 
glieder gewählt werden bzw. sich nur solche Kirchengemeinde- 
glieder an einer derartigen Wahl beteiligen, welche nicht bloß 
den Anforderungen der Artikel 44 Abs. I bzw. 43, sondern auch 
denen der revidierten Wahlordnung vom 17. Juni 1876 entsprechen. 
Hienach sind nur jene Wahlstimmberechtigten wählbar, die als 
sittlich unbescholtene und kirchlich gesinnte Männer bekannt sind; 
8 7 Ziffer 1 der revid. Wahlordnung. — Aberkennungen der Wahl- 
stimmberechtigung und Wählbarkeit kennt das gegenwärtige kirch- 
liche Recht der pfälzer unierten Kirche in der speziellen Ent- 
ziehung des kirchlichen Wahlrechts und der Fähigkeit, ein kirch- 
liches Amt zu bekleiden, nach Maßgabe der Allerhöchsten Ent- 
schließung vom 7. September 1887 Ziffer I und Anlage I (KMBl. 
309), dann in der temporären Ausschließung aus der Kirchenge- 
meinschaft durch das Presbyterium und in der Exkommunikation 
durch das Konsistorium nach $ 19 der Vereinigungsurkunde; vgl. 
auch $ 4 der revidierten Wahlordnung. — Der in letzteren beiden 
Akten enthaltene Ausschluß der Wählbarkeit ist übrigens schon 
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nach Artikel 44 KGO. auch für die Wahl zum Kirchenverwalter 
wirksam. — Es bedarf wohl keiner Hervorhebung, daß bei Strei- 
tigkeiten über die gesetzliche Zulässigkeit einer solchen Ausschlie- 
ßung für die Verwaltungsrechtsinstanzen auf Grund des Artikel 8 
Ziffer 37 des Verwaltungsgerichtsgesetzes nicht die Möglichkeit 
gegeben ist, die Berechtigung zur Aberkennung einer Wahl aus 
kirchlichen Gründen nachzuprüfen, soweit kirchliche Vor- 
schriften hiefür maßgebend waren. 

Auch liegt es in der Natur der Sache, daß ein zum Mitglied 
des Presbyteriums neuerer Ordnung Gewählter nicht etwa die Wahl 
für die weltlichen Aufgaben annehmen, für die innerkirchlichen 
Aufgaben aber ablehnen kann. Er kann vielmehr nur die Wahl 
im ganzen annehmen oder ablehnen; vgl. Artikel 100 Abs. II KG0. 
Nimmt er an, so muß er sich auch den kirchlichen Vorschriften 
über die Verpflichtung der Presbyter zu ihren innerkirchlichen 
Aufgaben fügen. — Solche kirchlichen Vorschriften bleiben von 
der KGO. unberührt; vgl. Artikel 103 Abs. V KGO.a. E. mit Ar- 
tikel XII der Instruktion vom 15. August 1876 zur revidierten 
Wahlordnung vom 17. Juni 1876 und der Kons.Entschl. vom 
14. Juni 1853 (Wagner II 175). — Daneben sind aber die Kirchen- 
verwalter (Presbyter) für ihre weltlichen Aufgaben 
nach Maßgabe des Artikels 52 Abs. III KGO. mit $ 44 der Kir- 
chenwahlordnung zu verpflichten; vgl. Artikel 103 Abs. Vg. E. 
K60. 

Abs. Vla. a. O., dessen Wortlaut oben wiedergegeben wurde, 
stellt außer Zweifel, daß die KGO. für den außerhalb ihres sach- 
lichen Bereiches liegenden Wirkungskreis der Presbyterien, d. i. 
für deren innerkirchlichen Wirkungskreis nichts anordnen will, 
und überläßt es den Kirchenbehörden, entsprechende Vorschriften 
über die Anwendbarkeit der KGO. auf diese innerkirchlichen An- 
gelegenheiten der Presbyterien zu geben. Hier kämen z. B. die 
Bestimmungen der KGO. über die formelle Gültigkeit der Be 
schlußfassung, Beteiligung usw. in Frage: vgl. z. B. Artikel 63 
KG0. — 
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Gelegentlich der Tagung der pfälzer Generalsynode zu Speyer 
im Oktober 1913 war auch der Wunsch laut geworden, die z. Z. 
der Einführung der KGO. in der unierten Kirche bestehenden 
Presbyterien, die im Jahre 1912 gewählt worden waren, möchten 
bis zum Ablauf der nächsten Wahlperiode im Jahre 1918 im 
Amte verbleiben. Dieser Wunsch hatte in Artikel Ill Abs. I 
mit 110 Abs. II KGO. eine Stütze. 

Dementsprechend bestimmte Ziffer 3 der angeführten Kgl. 
Verordnung vom 26. Oktober 1913: 

„Die bestehenden Presbyterien, die vom Inkrafttreten der Kir- 
chengemeindeordnung ab zugleich Kirchenverwaltungen sind, blei- 
ben in Tätigkeit und üben ihr Amt in den im sachlichen Bereiche 
der Kirchengemeindeordnung liegenden Angelegenheiten nach Maß- 
gabe dieses Gesetzes. Regelmäßige Kirchenverwaltungs- und Pres- 
byterialwahlen auf Grund der Kirchengemeindeordnung finden in 
der protestantischen Kirche der Pfalz zum erstenmal in den Mo- 
naten November und Dezember 1918 statt.“ 

Damit ist die Frage der Ueberleitung des bestehenden Rechts- 
zustandes in die Herrschaft der KGO. gelöst. Gegenüber der nicht 
völlig klaren, den neuen Rechtsgrundsätzen nicht in zweifelsfreier 
Weise Rechnung tragenden Worten dieser Ziffer 3 mag wieder- 
holt betont werden, daß die jetzigen, im Jahre 1912 gewählten 
Presbyterien mit Einführung der KGO. in der unierten Kirche — 
d. i. ab 1. November 1913 — Kirchenverwaltungen (aller- 
dings Presbyterien genannt) mit den innerkirchlichen Befugnissen 
der bisherigen Presbyterien, nicht aber Presbyterien der bisherigen 
Art mit den Befugnissen der Kirchenverwaltungen sind, daß daher 
die Zusammensetzung, Bildung und Ergänzung dieser Presbyterien 
neuer Ordnung sich nach den Normen der KGO., Artikel 36 ff., 
richtet, wie bereits ausgeführt wurde. Träte daher ein Fall der 
in Artikel 103 Absatz IV KGO. erwähnten Trennung der inner- 
kirchlichen Funktionen von den weltlichen Aufgaben einer Kirchen- 
verwaltung ein, so wäre nicht eine Kirchenverwaltung neu zu 
wählen, sondern ein Presbyterium im bisherigen Sinne, aber mit 
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Beschränkung der Zuständigkeit auf die innerkirchlichen Befug- 
nisse. Die weltlichen, vermögensrechtlichen Aufgaben der Kirchen- 
verwaltung blieben der bisherigen, als Presbyterium (neuerer Ord- 
nung) benannten Kirchenverwaltung zur Erledigung überlassen. 
Träte eine derartige Trennung erst nach vorheriger Vereinigung 
der beiden verschieden gearteten Funktionen ein, so erhielte das 
betreffende Presbyterium vom Momente der Trennung ab wieder 
die Bezeichnung „Kirchenverwaltung“; denn Artikel 103 Absatz V 
KGO., der die Beibehaltung der Benennung „Presbyterien* vor- 
sieht, setzt dabei ausdrücklich voraus, daß eine Vereinigung von 
Presbyterium und Kirchenverwaltung gemäß Artikel III a. a. 0. 
stattfindet. 

Es wurde schon die Tatsache gestreift, daß das Presbyterium 
neuer Ordnung der einzige Vertretungskörper in den unierten kir- 
chengemeinden ist. Daher gilt hier das bereits oben von den 
Kirchenverwaltungen in den katholischen Kirchengemeinden der 
Pfalz Gesagte, besonders soweit es sich um die Erweiterung der 
Zuständigkeit des Presbyteriums infolge Fehlens einer Kirchen- 
gemeindeversammlung und der Kirchengemeindebevollmächtigten 
handelt; vgl. Artikel 101 Absatz III KGO. 

Ueber den Wirkungskreis und Geschäftsumfang 
der neuen Presbyterien ist das oben von den Kirchenverwal- 
tungen Gesagte zu vergleichen, das auch hier ausnahmslose An- 
wendung findet. Daß sich der Aufgabenbereich der Presbyterien 
durch die hinzugekommene Tätigkeit auf innerkirchlichem Gebiete 
gegenüber den katholischen Kirchenverwaltungen erheblich er- 
weitert hat, konnte bereits dem Vorgesagten entnommen werden. 

Keine Veränderung trat durch die KGO. in den Funktionen 
ein, die bisher Fabrikrat und Presbyterium gegenüber der 
pfälzischen Pfründestiftung beider Kirchen zu erfüllen 
hatten. 

Wie bekannt, war bisher der katholische wie der protestan- 
tische Pfarrer in der Pfalz bei Ausübung seiner Verwaltungsbe- 
fugnisse gegenüber seiner Pfründe durch gewisse Aufsichts- und 
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Mitwirkungsbefugnisse der Kirchengemeindevertretungen (Fabrik- 
rat, Presbyterium) eingeengt. Zweck dieser Einrichtung war, der 
Kirchengemeinde, die gegebenenfalls für den Unterhalt ihres Geist- 
lichen aufzukommen genötigt war, die Möglichkeit zu gewähren, 
darüber zu wachen, daß die Pfründestiftung in einer Weise ver- 
waltet wurde, die sie vor Schädigung und Verlusten bewahrte. 
So hatte die pfälzische Kirchengemeinde das gesetzliche Zuge- 
ständnis erhalten, durch ihre Vertretung eine fortwährende Auf- 
sicht über die Verwaltungstätigkeit des Pfarrers zu üben und 
schädigenden Handlungen desselben ihren Einspruch entgegenzu- 
setzen; vgl. für die katholische Kirche das Dekret vom 6. Novem- 
ber 1813 a. 1, für die protestantische (unierte) Kirche die $8 4 
und 55 des BRegierungsausschreibens vom 8. Januar 1819 mit $ 14 
der Vereinigungsurkunde, im einzelnen auch Gruber a. a. 0.S.78#f. 
— Durch die KGO. wird keine andere Regelung dieser Mitwir- 
kungsrechte der Kirchengemeindevertretungen hervorgerufen. Die 
Begründung zum Entwurf einer KGO. vom Jahre 1907 sagt 
Seite 403 ausdrücklich: „In die auf die Pfründen bezüglichen Vor- 
schriften über die Befugnisse des katholischen Fabrikrates und des 
protestantischen Presbyteriums in der Pfalz will nicht eingegriffen 
werden.” Somit hat die Einführung der KGO. in den beiden 
christlichen Kirchen der Pfalz hinsichtlich der besprochenen Mit- 
wirkungsrechte lediglich zur Folge, daß die Träger dieser Funk- 
tionen wechseln. In der katholischen Kirche wird die Kirchen- 
verwaltung auch in dieser Beziehung Nachfolgerin des Fabrikrates, 
in der unierten Kirche aber tritt hier das Presbyterium neuer Ord- 
nung an den Platz des bisherigen Presbyteriums. 


IIL 


Wesentliche Verbesserungen lassen sich bei dem von der KGO. 
eingeführten kirchlichen Ausgaberecht gegenüber den seit- 
herigen Rechtszuständen beider christlicher Kirchen der Pfalz er- 
kennen. Die KGO. schuf die Bewegungsfreiheit, welche den Kir- 
chengemeinden bisher auf diesem Gebiete fehlte, setzte die orts- 
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kirchlichen Verpflichtungen fest und wies den Kirchengemeinden 
neue Wege, um ihnen eine sichere und nachhaltige Erfüllung ihrer 
Zwecke und Aufgaben zu gewährleisten. 

1. Wie schon ausgeführt, war bisher die Kirchengemeinde des 
pfälzischen Rechtes zwar ein öffentlich-rechtlicher Konkurrenzver- 
band mit Rechtsfähigkeit. Es besaß aber nur die Kirchengemeinde 
der unierten Kirche in dem Presbyterium einen Verwaltungskörper, 
der katholischen Kirchengemeinde der Pfalz fehlte ein solcher, da 
der Fabrikrat lediglich die Kirchenfabrik vertrat. Dieser Mangel 
eines Vertretungsorgans mit ausgeschiedenen Zuständigkeiten 
machte sich besonders bei der ortskirchlichen Bedarfsdeckung in 
den katholischen Kirchengemeinden fühlbar und griff auch ins Ge- 
biet der unierten Kirche trotz des Besitzes eines Vertretungsorgans 
hinüber. 

Rechtliche Grundlage für die ortskirchlichen Bedarfe 
und ihre Deckung bildete in beiden christlichen Kirchen bis- 
her das Fabrikdekret vom 30. Dezember 1809, inhalt- 
lich zwar nur als Rechtsquelle des Vermögensrechts der katholi- 
schen Kirche bestimmt, in der Praxis aber auch auf die Verhält- 
nisse in der protestantischen Kirche der Pfalz entsprechend ange- 
wandt, soweit nicht spätere Normen anderes anordneten, und das 
Umlagengesetz vom 17. November 1837. 

Die Aufzählung der ortskirchlichen Bedarfe im 
Artikel 37 des Fabrikdekrets hatte sonach für beide Kirchen in 
der Pfalz Bedeutung. An erster Stelle standen die Kosten der Real- 
und Personalexigenz des Gottesdienstes, dann kanıen die Kosten 
der Verzierung und inneren Ausstattung der Kirche und schließ- 
lich die Baulast („Unterhalt der Kirchen, Pfarrhäuser und Gottes- 
acker‘). 

Eigenartig war die Form der Bedarfsdeckung. Aus dem fran- 
zösischen Rechte war der Grundsatz herübergenommen, daß bei 
Unzulänglichkeit der örtlichen Kircheneinkünfte für die Bestrei- 
tung des katholischen oder protestantischen Kultusaufwands die 
bürgerlichen Gemeinden aufzukommen hätten. Dabei war 
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allerdings vorausgesetzt, daß die betreffende bürgerliche Gemeinde 
nach Befriedigung ihrer eigenen Bedürfnisse und ohne hiezu Ge- 
meindeumlagen erheben zu müssen, Rentenüberschüsse besaß. So- 
weit solche Ueberschüsse nicht zureichten oder überhaupt nicht 
verfügbar waren, mußte zur Erhebung von Kirchenumlagen ge- 
schritten werden; vgl. Artikel 37, 92, 99 des Fabrikdekrets. — 
Das kirchliche Umlagenwesen war in der Pfalz frühzeitig ent- 
wickelt — vgl. das Umlagengesetz von 1837. Es wurden in der 
Pfalz bei dem vielfachen Mangel genügenden Kultusvermögens 
weit häufiger Kultusumlagen nötig als rechts des Rheins, auch 
drängte die stärker konfessionelle Bevölkerungsmischung frühzeitig 
auf Scheidung der zu Kultusumlagen Pflichtigen von den Gemeinde- 
umlagepflichtigen hin. Einen wesentlichen, schon angedeu- 
teten Mangel zeigte aber dieses Umlagerecht: den Kirchen- 
gemeinden fehlte die eigene Finanzgewalt, sie waren 
bei Erhebung von Kultusumlagen ganz auf die Aus- 
hilfe der bürgerlichen Gemeinden angewiesen. 

Ergab sich nämlich die Notwendigkeit einer Umlagenerhebung 
in einer (katholischen oder unierten) Kirchengemeinde, so wurden 
die Kirchenumlagen durch den Gemeinderat der betref- 
fenden bürgerlichen Gemeinde, der sich aus diesem Anlaß 
durch einen Ausschuß von 3—5 beitragspflichtigen Religionsver- 
wandten aus der Mitte des Kirchenvorstandes (= Fabrikrats oder 
Presbyteriums) zu verstärken hatte, beschlossen und beantragt, 
dann bei ordentlichen Umlagen (für die gewöhnlichen, gesetzlich 
begründeten Bedürfnisse) vom Bezirksamte, bei außerordentlichen 
Umlagen (für außerordentliche Bedürfnisse) bis zu 50 % der Staats- 
steuern von der Kreisregierung, bei höheren Umlagen auf Vortrag 
des zuständigen Staatsministeriums durch Königliche Entschließung 
festgestellt. Wenn die vom Gemeinderate für nötig erachtete 
außerordentliche Umlage mehr als 10% der Staatssteuern betrug, 
erfolgte die Beschlußfassung des Gemeinderates nach einer wei- 
teren Verstärkung durch eine der Zahl seiner gewählten Mitglie- 
der gleichkommende Zahl höchstbesteuerter Konfessionsgenossen. 
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Der Ausspruch der Mehrheit galt dann als Gemeindebeschluß. Ein 
Recht der sog. Zwangsetatisierung war vorgesehen. Bei Verweige- 
rung der erforderlichen ordentlichen Kirchenumlagen erfolgte 
nämlich deren Feststellung durch die Kreisregierung, vorbehalt- 
lich der Beschwerdeführung zum Ministerium oder nach Maßgabe 
des Artikels 10 Ziffer 3 des Verwaltungsgerichtsgesetzes zum Ver- 
waltungsgerichtshof, wenn der Gemeinderat behauptete, es sei eine 
rechtlich nicht begründete Leistung auferlegt worden. Bei Ver 
weigerung der Kirchenumlagen für „außerordentliche unzweifel- 
haft notwendige“ Bedürfnisse konnte die Kreisregierung von Amts 
wegen eine Umlage verfügen, aber nur bis zu 10°%,; vgl. Artikel 
7—11 des bereits erwähnten Gesetzes vom 17. November 187, 
das Gemeindeumlagenwesen im Rheinkreise betreffend. 

Die Zwecke, für die Kirchenumlagen erhoben werden 
konnten, waren gesetzlich festgelegt; Artikel 5 des Umlagerge 
setzes. Es waren die oben aufgezählten Aufbringtitel. 

Umlagenpflichtig waren alle Religionsgenossen der be- 
treffenden Pfarrei nach Maßgabe der Gesamtsteuer, mit der sie 
im Pfarrsprengel veranlagt waren. Umfaßte eine Pfarrei mehrere 
Gemeinden, so wurde die Umlage nach Maßgabe der direkten 
Staatssteuern verteilt, mit denen die Umlagenpflichtigen der eir 
zelnen Gemeinden veranlagt waren. — Für Angehörige von Filial- 
bezirken mit eigener Filialkirche und eigenem ständigen Gottes 
dienst mit der Berechtigung hiezu bestand eine Beitragspficht 
lediglich zu den Umlagen für Erhaltung ihrer Filialkirche, nicht 
aber zu jenen für den Unterhalt der Pfarrkirche; vgl. Artikel ? 
a. 2. O. 

Hatte der Umlagenbeschluß die behördliche Genehmigung er 
halten, so fertigte der Fabrikrat bzw. das Presbyterium ein Ver 
zeichnis der umlagenpflichtigen Kirchenglieder an und übergab & 
dem Bürgermeisteramte, damit von diesem auf Grund der Steuer 
rollen das Umlagenregister angefertigt werde. — Alsdann erfolgte 
die Einhebung der Kirchenumlagen zugleich mit den Gemeinde 
umlagen durch den Gemeindeeinnehmer, der dann den Gesamtb* 
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trag der eingenommenen Kirchenumlagen gegen Quittung an den 
Kirchenrechner ablieferte; vgl. zu dem ganzen Verfahren die ge- 
neralisierte pfälzer Regierungsentschließung vom 20. März 1856, 
mitgeteilt in der Begründung zum Entwurf einer Kirchengemeinde- 
ordnung vom 27. September 1907, S. 439 ff. 

2. Gegenüber diesen veralteten Zuständen, die längst als re- 
formbedürftig erkannt waren, vgl. Meurer I 330 letzter Absatz, 
345 letzter Absatz, schuf die KGO. gründlich Wandel. Sie stellte 
nicht allein die pfälzische Kirchengemeinde auf eigene Füße mit 
einem weitgehenden Rechte der Selbstverwaltung, sie beschrieb 
auch in zweifelsfreier Weise den Kreis ihrer Aufgaben, vornehm- 
lich in der ortskirchlichen Bedarfsdeckung, wies neue Wege und 
Quellen zur Erfüllung auftretender Bedürfnisse und gab ihr — als 


. wertvollstes, wichtigstes Geschenk — eine eigene Finanzge- 


walt. 
a) Was vor allem den Umfang der ortskirchlichen 


. Bedürfnisse anbelangt, so schuf die KGO. den drei christ- 


lichen Glaubensgemeinschaften in Artikel 12 ein einheitliches Recht. 


i In dieser Bestimmung trifft die KGO. die Unterscheidung 


zwischen sogen. „normalen“ Lasten, deren Erfüllung dem 


5 ortskirchlichen Stiftungsvermögen und der Kirchengemeinde kraft 


Gesetzes obliegt, wenn auch vorbehaltlich der Verpflichtungen 
Dritter, Artikel 12 Absatz I und V KGO.; diese in Absatz I 
a. 8. OÖ. ausdrücklich aufgezählten Gegenstände bilden den wich- 
tigsten Teil der Ortskirchenbedürfnisse; — und Ortskirchen- 
bedürfnissen, die als Erfordernisse für die Verbindlichkeiten 


“ des ortskirchlichen Stiftungsvermögens und der Kirchengemeinde 


auf Grund Herkommens, besonderer Rechtsverhält- 
nisse oder gesetzmäßiger Beschlüsse auftreten; Artikel12 


Absatz II KGO. — Während die kraft Gesetzes — a. a. 0. Ab- 


satz I — bestehenden Verpflichtungen sich auf die notwendigen 

Erfordernisse beschränken, können nach Absatz II a. a. O. auch 

Erfordernisse in Betracht kommen, die nicht zu den notwendigen 

gehören. Namentlich ist es den Kirchengemeinden nicht verwehrt, 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XXV. 2. 17 


246 Abhandlungen. 


auf Grund gesetzmäßig gefaßter Beschlüsse über den notwendigen 
Bedarf hinauszugehen und auf diese Weise den Kreis der gesetz- 
mäßig obliegenden Ortskirchenbedürfnisse zu erweitern. Zur ge 
sebenen Gelegenheit kann vorsorglich die Staatsaufsicht eingreifen, 
um zu große Belastungen auf Grund solcher Beschlüsse zu ver- 
hüten. 

b) Von weittragender Bedeutung zeigen sich die Reformen. 
die die KGO. zum Zwecke hinreichender und gesicherter Bedarfs- 
deckung bringt und die in gleicher Weise für die drei christlichen 
Kirchen r. d. Rh. wie für die beiden pfälzer Kirchen große Vor- 
teile bieten, insofern sie die Leistungsfähigkeit der Kirchengemein- 
den wesentlich erhöhen. Dieser Neuregelung lag die prinzipielle 
Auffassung zugrunde, daß die katholischen und protestantischen 
Kirchengemeinden öffentlich-rechtliche Konkurrenzrer- 
bände mit eigener Finanzgewalt seien, denen auch die 
entscheidende Beschlußfassung über die Erhebung von Kirchen- 
umlagen zustehen müsse, die aber andererseits in weitem Umfange 
zur Aufbringung von Mitteln für die Befriedigung der Ortskirchen- 
bedürfnisse verpflichtet seien. 

& Die genaue Umschreibung der Deckungsmittel 
und des Kreises der Leistungspflichtigen, welche die 
KG0. in den Artikeln 13—19 KGO. gesetzlich behandelt, bringt 
den pfälzer Kirchengemeinden die gleichen Vorteile wie denen r. 
d. Rh. 

Auch in den beiden christlichen Kirchen der Pfalz sind, was 
übrigens schon seither, wenn auch ohne die nunmehr einsetzende 
erschöpfende gesetzliche Regelung dort Rechtens war, zur Deckung 
der Ortskirchenbedürfnisse vor allem die sogenannten primären 
Deckungsmittel heranzuziehen. Als solche gelten: 

die Erträgnisse des Vermögens der beteiligten Kirchenstiftung, 
also in der Pfarrgemeinde der Pfarrkirchenstiftung, in der Tochter- 
gemeinde der Tochterkirchenstiftung, bei einer Nebenkirche der 
Nebenkirchenstiftung, ferner die für den betreffenden Zweck ver- 
fügbaren Mittel sonstiger Bestandteile des Ortskirchenrermögens, 
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namentlich besonderer kirchlicher Stiftungen, im voraus angesam- 
melter Fonds oder eines vorhandenen Kirchengemeindevermögens, 
weiterhin die besonderen Einnahmen der betreffenden Kirchen- 
stiftung namentlich an Sammelergebnissen, Gebühren und Straf- 
geldern, dann die Interkalarfrüchte, soweit sie der Kirchengemeinde 
zukommen, endlich freiwillige oder auf rechtlicher Verpflichtung 
beruhende besondere Leistungen von Kirchengemeindegliedern oder 
Dritten einschließlich der etwaigen Zuschüsse des Staates, der Ge- 
meinden und anderer Öffentlicher Kassen; Artikel 13 Absatz I 
KG0. 

Unter die letztgenannten Bezüge fallen auch die bereits ge- 
nannten Leistungen der Kirchschaffneien an eine einzelne Kirchen- 
gemeinde; vgl. Artikel 98 KGO. 

Bezüglich der Zuschüsse der bürgerlichen Gemein- 
den hat Artikel 99 KGO. eine beachtenswerte Wandlung der bis- 
herigen Rechtsübung vorgenommen, indem er für die Pfalz an- 
ordnete: 

I. „Die allgemeine gesetzliche Pflicht der bürgerlichen Ge- 
meinden der Pfalz, mit ihren Ueberschüssen zu Kirchenbedürfnissen 
beizutragen, wird aufgehoben. 

II. Die besonderen Verpflichtungen der bürgerlichen Gemein- 
den bleiben unberührt.“ 

Wie schon dargetan, hatten die bürgerlichen Gemeinden der 
Pfalz nach bisherigem Rechte Pflichtbeiträge zu Kirchenbedürf- 
nissen bei Insuffizienz des Kirchenvermögens auf verfügbaren Ein- 
künften (revenus) zu leisten; Artikel 49, 92, 93, 99 des Fabrik- 
dekrets vom 30. Dezember 1809, Artikel 1 und 4 des Gesetzes 
vom 14./24. Februar 1810. Hierin lag eine für unser heutiges 
Rechtsbewußtsein fremdartige zwangsweise Nutzbarmachung ge- 
meindlicher Mittel für kirchliche Zwecke. Die Entlastung der 
bürgerlichen Gemeinden erschien um so mehr geboten, als auch 
die Kirchengemeinden der Pfalz durch die Einführung der KGO. 
von den bürgerlichen Gemeinden im wesentlichen freigemacht wur- 
den. Die Abschaffung der gemeindlichen Pflichtbeiträge erschien 
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endlich um so unbedenklicher, als bei der gegenwärtigen Belastung 
der pfälzischen bürgerlichen Gemeinden derartige Zuschüsse tat- 
sächlich sehr selten vorkamen. Durch Artikel 99 AbsatzI KG0. 
wurden namentlich auch die gemeindlichen Rentenzuschüsse für 
kirchliche Bauzwecke aufgehoben, soweit sie auf allgemeiner 
Gesetzesvorschrift (s. 0.) beruhten. 

Die nach der pfälzischen Gemeindeordnung vorgesehene Mög- 
lichkeit, freiwillige Zuschüsse für kirchliche Zwecke zu 
leisten, wurde durch die Aufhebung in Artikel 99 KGO. selbsi- 
redend nicht berührt. Davon später. 

Artikel 99 Absatz II KGO. will im Gegensatze zu der bezeich- 
neten Aufhebung allgemein-gesetzlicher Pflichten die „be 
sonderen Verpflichtungen“ der bürgerlichen Gemeinden unberührt 
lassen. Hierunter fallen Verpflichtungen zur Fortentrichtung von 
Leistungen, die auf Grund besonderen Rechtsverhältnisses ge- 
schuldet werden, die also unabhängig vom Stande der gemeind- 
lichen Einkünfte erfolgen müssen. Unberührt bleiben schließlich 
auch Verpflichtungen der Gemeinden, die nicht auf Beitragsleistung, 
sondern z. B. auf unmittelbare Ueberlassung eines der Gemeinde 
gehörigen Gebäudes als Wohnung des Pfarrers gerichtet sind. 

Nichts neues bringt Artikel 13 Absatz II KGO., nach dem 
der von den primären Deckungsmitteln nicht getilgte Aufwand 
durch Kirchenumlagen zu decken ist. Allerdings bleibt auch hier 
Voraussetzung, daß nicht ein Dritter vermöge subsidiärer Ver- 
pflichtung eintritt, oder daß das betreffende kirchliche Bedürfnis 
durch Grundstocksangriffe, Anlehensaufnahme oder Kirchenge- 
meindedienste seine Befriedigung findet. 

Nach den Vorschriften des Artikels 13 Absatz I und II wäre 
somit das kirchliche Stiftungsvermögen und die Kirchengemeinde 
in gleicher Weise zur Deckung der ortskirchlichen Bedarfe bei- 
tragspflichtig; denn die Reihenfolge der von Absatz I a. a. 0. 
aufgezählten Quellen hat nicht die Bedeutung, daß ein später ge 
nanntes Deckungsmittel gegenüber jedem früher genannten sub- 
sidiären Charakter habe. Nur insofern hat die KGO. hier das 
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ortskirchliche Stiftungsvermögen und die Kirchengemeinde in ein 
bestimmtes Verhältnis zueinander gesetzt, als nach Artikel 13 
Absatz III a. a. O. die Kirchengemeinde für einen bleibenden oder 
vorübergehenden Fehlbetrag des ortskirchlichen Stiftungsvermögens 
nur dann einzutreten verpflichtet ist, wenn es sich um die „Kir- 
chenstiftung“ selbst handelt. Dabei macht es keinen Unter- 
schied für dieses Verhältnis, ob die Kirchengemeinde mit ihrem 
Kirchengemeindevermögen, das als Bestandteil des „Ortskirchen- 
vermögens“ in Artikel 13 Absatz I mit inbegriffen ist, eintreten 
soll oder etwa mit Anlehensaufnahmen, Kirchengemeindediensten 
oder Kirchenumlagen. 

Umgekehrt können gewisse besondere Fälle vorkommen, in 
denen abweichend von der Regel zuerst die Kirchengemeinde für 
ein ortskirchliches Bedürfnis aufzukommen hat, ohne daß vor ilır 
die Kirchenstiftung als deckungspflichtig erscheint. So vor allem 
nach manchen Baulastnormen mit Einschluß solcher, die sich spe- 
ziell auf Begräbnisplätze beziehen; vgl. Artikel 112 Absatz III 
KGO. Ferner kann bei einer Last auch sonst nach Herkommen, 
besonderen Rechtsverhältnissen oder gesetzmäßigen Beschlüssen 
die Kirchenstiftung ausgeschaltet sein. Da in all diesen 
Fällen die Zulassung einer willkürlichen Heranziehung des orts- 
kirchlichen Stiftungsvermögens nicht zu vereinbaren wäre mit der 
gebotenen Rücksicht auf die Erhaltung der Leistungsfähigkeit des 
Stiftungsvermögens und besonders auf die an dieser interessierten 
subsidiär baupflichtigen Dritten, sieht hiefür Artikel 13 Absatz IV 
KGO. gewisse Kautelen vor: 

„Nur ausnahmsweise ist die Verwendung von laufenden Mit- 
teln des ortskirchlichen Stiftungsvermögens zur Bestreitung von 
Ortskirchenbedürfnissen zulässig, für welche nach Gesetzen, Her- 
kommen, besonderen Rechtsverhältnissen oder gesetzmäßigen Be- 
schlüssen die Kirchengemeinde ohne Vorgang der Kirchenstiftung 
— wenn auch nach Vorgang der Pfründestiftung oder anderer 
Verpflichteten — aufzukommen hat. Der Beschluß der Kirchen- 
verwaltung bedarf der staatsaufsichtlichen Genehmigung, welche 
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nur bei Zustimmung der subsidiär Baupflichtigen oder sonstigen 
Drittbeteiligten in den ihre Interessen wesentlich berührenden 
Fällen und bei Zustimmung (Artikel 11 Absatz V) der kirchlichen 
Oberbehörde erteilt werden darf* 

erweist sich diese auf die Baupflichtverhältnisse abzielende 
Vorschrift für die Pfalz mit Rücksicht auf die dortigen Baupflicht- 
verhältnisse entbehrlich, sie würde dort ohnehin kaum eine so er- 
hebliche Bedeutung gewinnen, wie dies für die Landesteile r. d. 
Rh. der Fall ist. Daher erklärt Artikel 101 Absatz I KGO.: 

„Keine Anwendung finden in der Pfalz die Vorschriften in 
Art. 13 Abs. IV. Dies gilt auch in den Fällen, die nach 
Maßgabe des Art. 13 Abs. IV zu behandeln wären.“ 

Infolgedessen ist außer in Fällen des Artikels 13 Absatz IV 
KGO. noch überall da, wo ausdrücklich auf Artikel 13 Absatz IV 
verwiesen ist oder diese Vorschrift auch ohne besonderen Hinweis 
nach Lage der Sache zur Anwendung zu kommen hätte, vgl. z. B. 
Artikel 29 Absatz II, Artikel 30, 87 Absatz II mit Artikel 26 
Absatz III und Artikel 89 Absatz I Satz 2, diese Verweisung für 
die Pfalz als nicht vorhanden zu erachten. Hinsichtlich des Er- 
fordernisses einer staatsaufsichtlichen Genehmigung und der Mit- 
wirkung der kirchlichen Oberbehörde ist dann ausschließlich auf 
die sonst einschlägigen Vorschriften der KGO., namentlich auf 
Artikel 75 Absatz I Ziffer 3 und 5 mit Absatz III zurückzu- 
greifen. 

Unter den Bestimmungen der KGO. über die allgemeinen 
Grundsätze bei Regelung der Deckungsfrage erscheinen noch be- 
sonders bemerkenswert die Artikel 15—19. 

Nach Artikel 15 KGO. ist die Kirchenverwaltung zur Be- 
schlußfassung darüber berufen, ob und inwieweit primäre Deckungs- 
mittel, abgesehen von strittigen, besonderen Leistungen der Kir- 
chengemeindeglieder oder Dritter, zur Verfügung stehen und na- 
mentlich ein baupflichtiger Bestandteil des ortskirchlichen Stiftungs- 
vermögens für die Bestreitung der Kosten eines jeweils veranlaßten 
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kirchlichen Baufalls ohne Beeinträchtigung der Deckung des lau- 
fenden Bedarfs leistungsfähig ist. 

In Streitfalle entscheidet die Staatsaufsichtsbehörde nach Ein- 
vernahme der kirchlichen Oberbehörde. 

Die Entscheidung wirkt auch gegen Drittbeteiligte, welche 
in den ihre Interessen wesentlich berührenden Fällen mit ihren 
Erinnerungen vorher gehört werden sollen, und ist nur im Wege 
der Beschwerde anfechtbar. 

Diese drei Absätze, deren hauptsächlichste praktische Trag- 
weite auf dem Gebiete der Führung von Kultusbauten liegt, 
stellen Grundsätze fest, die im wesentlichen schon bisher anerkannt 
waren. Namentlich stand die Feststellung der Suffizienz des orts- 
kirchlichen Stiftungsvermögens schon bisher den Verwaltungsbe- 
hörden zu. Im Schlußsatze des Absatzes III, wonach die Ver- 
waltungsentscheidung nur im Wege der Beschwerde anfechtbar 
ist, kommt deutlich zum Ausdrucke, daß eine Anfechtung im 
Zivilrechtswege ausgeschlossen sein soll. 

In der Pfalz haben die beiden ersten Absätze des Artikels 15 
nur für das Verhältnis zwischen Stiftungsvermögens und Kirchen- 
gemeinde Bedeutung. Absatz III wird dort im allgemeinen nur 
in bezug auf öffentlich-rechtlich beteiligte Dritte — und 
zwar auch in dieser Hinsicht nur selten — praktische Anwend- 
barkeit erlangen, da eine privatrechtliche Baulast auf Grund 
allgemeiner Normen, die der rechtsrheinischen analog wäre, in der 
Pfalz nicht besteht, also höchstens die privatrechtliche Beteiligung 
eines Dritten auf Grund besonderen Rechtsverhältnisses (Vertrags 
usw.) denkbar wäre. 

Volle Anwendung auf die Pfalz findet dagegen die wichtige 
Bestimmung des Artikels 15 Absatz V: 

„Ueber Bestand und Umfang der öffentlich-recht- 
lichen Verpflichtung des ortskirchlichen Stiftungsvermögens 
sowie der Kirchengemeinde zur Befriedigung ihrer eigenen Bau- 
bedürfnisse in bezug auf Kultusgebäude, kirchliche Friedhöfe und 
dazu gehörige Bauwerke wird durch die ortskirchlichen Vertretungs- 
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körper, dann, soweit erforderlich, durch die Staatsaufsichtsbehör- 
den nach Maßgabe dieses Gesetzes Beschluß gefaßt, vorbehaltlich 
der Vorschriften über das Verwaltungsstreitverfahren.“ 

Durch diese Bestimmung soll die Verpflichtung der Kirchen- 
stiftung und der Kirchengemeinden zur Befriedigung ihrer eigenen 
Baubedürfnisse dem Gebiete der Selbstverwaltung, Staatsaufsicht 
und Verwaltungsrechtsprechung überwiesen sein, während an der 
zivilrichterlichen Zuständigkeit zur Entscheidung über Bestand und 
Umfang der Baupflicht Dritter (Zehntherrn, Patrone, vertragsmäßig 
verpflichtete Gutsherrschaften oder Gemeinden usw.) nichts ge- 
ändert werden will. Dabei soll nicht das Eigentum der Kirchen- 
stiftung oder Kirchengemeinde an einem Kultusgebäude das aus- 
schlaggebende Merkmal für die Verwaltungszuständigkeit bilden, 
sondern das öffentlich-rechtliche eigene Baubediürf- 
nis. — Uebrigens war in der Pfalz schon bisher auf Grund der 
französischen Gesetzgebung die Baupflicht der Kirchenfabrik und 
der Kirchengemeinde als öffentlich-rechtlich anerkannt; vgl. Samm- 
lung von Entscheidungen des bayerischen Verwaltungsgerichts- 
hofes Band 10 Seite 17, Band 12 Seite 82, Band 21 Seite 129. 

Die sich dem Artikel 15 KGO. anschließenden Gesetzesbe- 
stimmungen der KGO. regeln zum Teil schon bisher vorhandene 
Rechtsverhältnisse unter Anpassung ihrer Grundsätze an die KG(. 
— so der Artikel 16, welcher von der Heranziehung der Tochter- 
gemeinden und anderer Bestandteile der Pfarrgemeinde zur Be- 
friedigung von ÖOrtskirchenbedürfnissen der letzteren handelt, und 
der Artikel 17 KGO., in dem die Beitragspflicht verbundener Pfarr- 
gemeinden bei gleichheitlich vereinigten (unierten, kombinierten) 
Pfarreien zu den gemeinsamen Ortskirchenbedürfnissen geregelt 
wird. Von besonderer Wichtigkeit für die Pfalz erscheint neben 
der fakultativen Einrichtung von Haupt- und Fernbezirken ın 
einem Kirchengemeindebezirk zu dem in Artikel 19 KGO. ange- 
gebenen Zwecke die Einführung des Rechtsinstituts 
von Gesamtkirchengemeinden, namentlich soweit dabei 
allgemeine Umlagengemeinschaft in Frage kommt; Ar- 
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tikel 3 mit 18 KGO. Durch diese Vorschrift wurde eine der 
Hauptmaßregeln geschaffen, um die Leistungsfähigkeit der Kir- 
chengemeinden — namentlich in größeren Städten — zu 
stärken. Diese Handhabe wird vornehmlich den mit Kirchenum- 
lagen reichlich gesegneten pfälzer Kirchengemeinden willkommen 
sein, um die Deckung der bei einer stetigen Steigerung der vieler- 
orts vorhandenen Industriebevölkerung gleichfalls stetig wachsen- 
den ortskirchlichen Bedürfnisse auf eine größere Zahl von Lei- 
stungspflichtigen zu verteilen. So läßt sich nicht nur die Mög- 
lichkeit einer gesicherten Bedarfsdeckung gewinnen, vielmehr können, 
was an größeren Orten von gleich wesentlicher Bedeutung er- 
scheint, auf dem Wege der allgemeinen Umlagengemeinschaft in 
einer Gesamtkirchengemeinde auch die Mittel beschafft werden, 
um neue Aufgaben organisatorischer Natur zu erfüllen, wie die 
Gründung neuer Pfarreien, die Erbauung der dazu benötigten 
Kirchen und Pfarrhäuser, Errichtung neuer Seelsorgestellen, Aus- 
stattung schon bestehender Pfarreien mit benötigten kirchlichen 
Einrichtungen u. dgl. — Die katholischen und protestantischen 
Kirchengemeinden der pfälzer Industriestadt Ludwigshafen haben 
bereits den Anfang gemacht und die Einführung einer katholischen 
bzw. protestantischen Kirchengemeinde in der Stadt Ludwigshafen 
beantragt. 

B. Von den Neuerungen der KGO. über das Kirchenumlagen- 
wesen erscheint für die Pfalz nicht so sehr der Ausbau des schon 
bisher nach ähnlichen Grundsätzen gehandhabten materiellen Um- 
lagenrechtes, als vielmehr die Ausgestaltung des formellen Um- 
lagenverfahrens bei Erhebung von Kirchenumlagen bemerkenswert. 
Nicht als ob auf dem Gebiete des materiellen Umlagenrechts nichts 
Neues geschaffen worden wäre. Vielmehr bringt hier die KGO. 
eine ganze Reihe von Neuschöpfungen, die — gleich bedeutsam 
für die Landesteile r. d. Rh. wie für die Pfalz — samt und son- 
ders unter dem Zeichen des Strebens nach Vermehrung der kirch- 
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lichen Einnahmequellen, nach der Stärkung der kirchengemeind- 
lichen Leistungsfähigkeit stehen. Schon die erste Frage auf diesem 
Gebiete: Wer ist allgemein kirchenumlagenpflichtig? hat eine von 
dem bisherigen Rechte in einem Punkte wesentlich abweichende 
Beantwortung gefunden. Artikel 20 Absatz IT KGO. erklärt 
nämlich: 

„Allgemein kirchenumlagenpflichtig sind Bekennt- 
nisgenossen, die mit einer direkten Staatssteuer veranlagt sind.‘ 

Vornweg sei bemerkt, daß die KGO. auch eine besondere, be- 
schränkte Umlagenpflicht kennt, der alsbald Erwähnung zu tun ist. 

Wer als Bekenntnisgenosse anzusprechen ist, erklärt Artikel 
4 Absatz I KGO.: 

„Zur Kirchengemeinde i. S. dieses Gesetzes gehören alle im 
Kirchengemeindebezirk wohnenden (Artikel 106 Absatz IV) An- 
gehörigen des betreffenden Bekenntnisses“. 

Seit der Einführung der KGO. ist sonach die Kirchenumlagen- 
pflicht im allgemeinen nur an die Bekenntniszugehörigkeit und die 
Steuerveranlagung im Kirchengemeindebezirk geknüpft. — Keine 
Voraussetzung ist es, daß der Bekenntnisgenosse auch im Kirchen- 
gemeindebezirk wohnt. Sonach sind künftig auch die Fo- 
rensen kirchenumlagenpflichtig, sofern sie nur Bekenntnisgenossen 
sind und einen Gegenstand der staatlichen Steuerveranlagung im 
betreffenden Kirchengemeindebezirk besitzen. Bisher konnten z. B. 
Großgrundbesitzer, Fabrikanten, Häuserspekulanten u. dgl., die 
außerhalb der Kirchengemeinde ihres Wohnortes mit Steuern an- 
gelegt waren, dortselbst nicht auch zu Kirchenumlagen herange- 
zogen werden. Auch konnte nach dem bisherigen Rechte jemand, 
der in mehreren umlagenerhebenden Kirchengemeinden ausgedehn- 
ten Realbesitz hatte, von der Belastung desselben mit Kirchen- 
umlagen dadurch völlig frei werden, daß er seinen Wohnsitz in 
eine andere Kirchengemeinde ohne Umlagenerhebung oder außer 
Landes verlegte. Die bisher so ermöglichte Freiheit der Forensen 
von Kirchenumlagen hatte zu unbilligen Ergebnissen geführt, was 
keiner weiteren Begründung bedarf. Diese Unbilligkeit wurde mit 
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der Neufassung des allgemeinen Grundsatzes über die Kirchenum- 
lagenpflicht beseitigt. 

Aus dem Bestreben nach möglichster Sicherung in der Dek- 
kung der Ortskirchenbedürfnisse erwuchs auch die Bestimmung, 
daß selbst Nichtbekenntnisgenossen zu Kirchenumlagen 
beisteuern müssen, wenn eine Gemeinschaft des Bedürfnisses oder 
Gebrauches besteht oder ein besonderes Rechtsverhältnis eine Bei- 
tragspflicht begründet, des weiteren im Falle der Benützung eines 
allen Konfessionen gemeinschaftlichen kirchlichen Friedhofes nach 
8 100 der II. Verfassungsbeilage; Artikel 20 Absatz III und IV. 
Aehnlich werden .auch in den Fällen des Artikels 22 Ziffer 3 KGO. 
Nichtbekenntnisgenossen von den Kirchenumlagen einer ihnen frem- 
den Konfession getroffen. 

Auch ohne Zugehörigkeit zu der umlagenerhebenden Kirchen- 
gemeinde bzw. ohne das Vorliegen einer staatlichen Steuerveran- 
lagung können auswärtige Bekenntnisgenossen, die die 
ortskirchlichen Einrichtungen der betreffenden Kirchengemeinde 
benützen (sog. Kirchengäste) zu den Lasten der betreffenden Kir- 
chengemeinde herangezogen werden, wobei sich die Bemessung der 
Beitragspflicht nach dem Umfange der Benützung der ortskirch- 
lichen Einrichtungen und der Leistungsfähigkeit dieser Kirchen- 
gäste richtet. 

In einem Falle hat aber die Kirchenumlagepflicht auch den 
Wohnsitz oder wenigstens den Aufenthalt in dem betreffenden 
kirchlichen Bezirk zur notwendigen Voraussetzung. Es ist dies 
der in Artikel 20 Absatz XI geregelte Fall: 

„Wenn auf Grund besonderer Rechtsverhältnisse, Herkommens 
oder Gemeinschaft des Bedürfnisses oder Gebrauches für einen 
Teil eines Kirchengemeindebezirks ein kirchlicher Konkur- 
renzverband besteht, der weder eine Mutter- oder Tochterge- 
meinde oder einen besonderen kirchlichen Friedhofverband bildet 
noch unter Artikel 19 fällt, so ist für die Umlagenberechtigung 
des Verbandes nicht nur erforderlich, daß der Steuerertrag auf 
den Verband (Artikel 13 Absatz V) trifft, sondern auch, daß 
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der Pflichtige im Konkurrenzbezirke den Wohnsitz 
oder den Aufenthalt hat.“ | 

Derartige Konkurrenzverbände sollen daher nicht die be- 
sonderen Privilegien der Kirchengemeinden hinsichtlich der Heran- 
ziehung der Forensen genießen. Eine Ausdehnung dieser Privi- 
legien auf Konkurrenzverbände, deren Zweck vom Gesetzgeber im 
voraus in keiner Weise überblickt werden kann, erschien nicht 
angängig. 

Der zweite Faktor, den die KGO. neben dem Rechtsinstitut 
‚der Gesamtkirchengemeinde als wirksames Mittel zur Belebung 
und Hebung des kirchengemeindlichen Finanzwesens einschaltete, 
die Bauumlagenpflicht der juristischen Personen 
und nicht rechtsfähigen Vereine wird namentlich in den 
Kirchengemeinden der Pfalz mit den zahlreichen industriellen 
Unternehmungen und der damit verbundenen bedeutenden Steuer- 
kraft, die bisher aus bekannten Gründen (Mangel der Bekenntnis- 
zugehörigkeit) für Kirchenumlagen nicht zugänglich war, einen will- 
kommenen Ausgleich bewirken gegenüber dem bisherigen Zustande, 
nach welchem die in solchen Unternehmungen beschäftigten Per- 
sonen und ihre Familien die ortskirchlichen Einrichtungen einer 
Kirchengemeinde in starkem Maße in Anspruch nahmen, .ohne bei 
ihrer geringen Steuerveranlagung zu den von ihnen hervorgerufenen 
Ortskirchenbedürfnissen entsprechend beizutragen. 

Wie schon berührt, liegt die Hauptneuerung für die Pfalz 
neben dieser bemerkenswerten Erweiterung des Kreises der Lei- 
stungspflichtigen in der nunmehrigen Gestaltung des formellen 
Umlagenverfahrens. 

Dieses bisher von der betreffenden bürgerlichen Gemeinde 
unter schwacher Beteiligung der eigentlich interessierten Kirchen- 
gemeinde gehandhabte Verfahren, dessen Grundsätze mit heute in 
Deutschland verlassenen Grundanschauungen des französischen 
Rechtes der napoleonischen Zeit zusammenhingen, wurde mit Fug 
und Recht zugunsten der nunmehr einheitlichen Regelung für das 
ganze Königreich Bayern beseitigt. 
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Fortan liegt auch in der Pfalz die Beschlußfassung 

über Neueinführungen von Kirchenumlagen oder Erhöhung 
des Umlagenhundertsatzes, 

über Unternehmungen, Einrichtungen oder sonstige außer- 
ordentliche, finanziell wichtige Maßnahmen, deren Kosten ganz 
oder teilweise durch Umlagenmittel bestritten werden sollen, 

über außerordentliche, finanziell wichtige Rechtsakte, die auf 
die Leistung von Kirchenumlagen dauernd Einfluß haben können, 

in den Händen der ortskirchlichen Vertretungskörper, Artikel 23 
Absatz II KGO., in der Pfalz einzig und allein in den Händen 
der Kirchenverwaltung; denn nach Artikel 101 Absatz III KGO., 
besteben — wie bisher — auch nach Einführung der KGO. in 
der Pfalz keine Kirchengemeindeversammlungen und Kirchenge- 
meindebevollmächtigten. Wo sie zur Beschlußfassung berufen 
wären, wie es bei den Beschlußfassungen nach Artikel 23 Absatz II 
KGO. der Fall wäre, ist nur die Kirchenverwaltung als ortskirch- 
licher Vertretungskörper zuständig. Eine gewisse Beschränkung 
dieser Zuständigkeit der pfälzischen Kirchenverwaltungen, in den 
unierten Kirchengemeinden des Presbyteriums ist aber insofern 
vorgesehen, als Artikel 101 Absatz IV KGO. den Artikel 23 Ab- 
satz III KGO. bei der Beschlußfassung der Kirchenverwaltung 
über Gegenstände des Absatz II a. a. O. entsprechend anwendbar 
erklärt; d. h. Höchstbesteuerte i. 8. des Artikels 23 Absatz III 
sind zu derartigen Akten der Kirchenverwaltung (des Presbyte- 
riums neuer Ordnung) heranzuziehen. 

Die in Artikel 24 KGO. niedergelegten Grundsätze über die 
Fälligkeit und Einhebung der Kirchenumlagen sowie die 
des Artikels 25, nach welchem die Kirchenverwaltung mit der be- 
treffenden Gemeindeverwaltung sich darüber einigen kann, daß für 
die Gemeindemarkung unentgeltlich oder gegen bestimmte Ver- 
gütung die Berechnung der Steueransätze nach Artikel 22 Ziffer 
1—5, dann die Berechnung und Verteilung der Kirchenumlagen 
sowie die Durchführung des Einhebungs- und Vollstreckungsver- 
fahrens oder ein Teil dieser Geschäfte der Gemeindeverwaltung 
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übertragen werden, erstrecken sich — im Interesse der Rechts- 
einheit — allgemein auch auf die Pfalz. Doch tritt in Ar- 
tikel 102 KGO. eine besondere Vorschrift für die Pfalz hinzu, 
nach der die Einhebung der Kirchenumlagen durch die Steuer- 
und Gemeindeeinnehmer oder, wo besondere Gemeindeeinnehmer 
aufgestellt sind, durch diese zu erfolgen hat; vgl. Artikel 102 
Absatz I und II KGO. Dieses Zugeständnis an die pfälzer Kir- 
chengemeinden trug dem bisherigen, von der K@O. belassenen 
Verfahren Rechnung, das sich vorzüglich bewährt und bei dem 
das Kultusumlagenwesen in der Pfalz sich bisher in bester Ord- 
nung befunden hatte. 

Die Berechnung und Verteilung der Kirchenun- 
lagen auf Grund der Steuerbeträge, die nach Artikel 20 und 22 
KGO. auf die Kirchengemeinde treffen, findet ihre gesetzliche 
Regelung in Artikel 22 KGO. 

Von den Uebergangsvorschriften über die Berech- 
nung der Kirchenumlagen ist für die katholische Kirche 
der Pfalz vorgesehen worden, daß bereits bei Aufstellung der Vor- 
anschläge für das Jahr 1913 die Berechnung der Kirchenumlagen 
nach den Vorschriften der KGO. stattzufinden hatte; Artikel 110 
Absatz IV KGO. — Für die protestantische (unierte) Kirche der 
Pfalz sah Artikel 111 für die zu erlassende Kgl. Verordnung über 
die Einführung der KGO. in der genannten Kirche eine ähnliche 
Bestimmung vor, die von der Kgl. Verordnung vom 26. Oktober 
1913 insoweit übernommen und erlassen wurde, als Ziff. 1 a.a.0. 
den Vorschriften der Artikel 20-22 KGO. rückwirkende Geltung 
vom 1. Januar 1913 beilegte. 

Von den Rechtsgrundsätzen der KGO. über Kirchenge- 
meindedienste und Anlehen, zwei Möglichkeiten, mittels 
deren gegebenenfalls die Erhebung von Kirchenumlagen vermieden 
werden kann, ist bezüglich der pfälzer Verhältnisse keine Beson- 
derheit bemerkenswert; vgl. Artikel 26—31, 32—35 KGO. Be- 
achtung hat lediglich die Vorschrift des Artikels 101 Absatz II 
KGO. zu finden, nach der in allen Fällen die Kirchenverwaltung 
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allein zur Beschlußfassung zuständig ist, wo nach den angeführten 
Bestimmungen für die Landesteile r. d. Rh. die Tätigkeit der 
Kirchengemeindeversammlung bzw. der Kirchengemeindebevoll- 
mächtigten einzutreten hätte. 


IV. 


1. Gleich dem bayerischen Gebiete r. d. Rh. kam auch der 
Pfalz die Einführung des Rechtsinstituts der Staatsaufsicht zu 
statten, die an der Stelle der bislang geltenden Staatskuratel ge- 
treten ist. 

In der katholischen Kirche der Pfalz war die vordem geist- 
liche Kuratel durch die AE. vom 22. Januar 1818 beendet wor- 
den, die katholische Stiftungskuratel wurde von da ab der 
Staatsbehörde zugewiesen, und diese Kompetenz erhielt in $ 64 
Buchstabe b der II. Verfassungsbeilage ihre 'verfassungsmäßige 
Festlegung. Gewisse Kuratelbefugnisse waren bereits im Fabrik- 
dekret enthalten; z. B. das Recht der Kreisregierung, die Ver- 
äußerung und langjährige Verpachtung der liegenden Fabrikgüter 
zu genehmigen; Artikel 62 a. a. OÖ. — Daneben bestand ein Recht 
der staatlichen Aufsichtsführung zum Zweck der Einschränkung 
der kirchlichen Interessen zugunsten der Gesamtinteressen. 

Aehnlich übte auch in der protestantischen (unierten) 
Kirche der Pfalz zuerst die pfälzische Kreisregierung die Kuratel 
der Stiftungen des protestantischen Kultus in allen Beziehungen 
aus, Reskript vom 17. August 1818, darauf traten nach $ 5 der 
Verordnung vom 8. Januar 1819 die Bezirksämter an ihre Stelle, 
während die Oberaufsicht der Kreisregierung verblieb. Im wei- 
teren Verlaufe wurde das staatliche Kuratelrecht in Anlehnung an 
88 64, 65 der II. Verfassungsbeilage durch Verordnungen ausge- 
baut und die der staatlichen Kuratel unterliegenden Rechtsge- 
schäfte in einer Reihe von Entschließungen bezeichnet. 

Die KGO. hat das große Verdienst, im Interesse der kirchen- 
gemeindlichen Bewegungsfreiheit und Selbstverwaltung die Kuratel 
in eine bloße Staatsaufsicht umgewandelt zu haben. Namentlich 
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für die Pfalz liest hierin ein wesentlicher Fortschritt, indem die 
großenteils nicht mehr zeitgemäßen Normen des bis 1869 für die 
bürgerlichen Gemeinden in Geltung gestandenen älteren französi- 
schen Gemeindekuratelrechts und die Kuratelnormen des Fabrik- 
dekrets von 1809 für das Gebiet der KGO. durch freiere Grund- 
sätze ersetzt wurden, die dem heutigen Gemeinderechte und dem 
Verständnis des Volkes näher stehen. 

Für Kirchschaffneien, Pfründestiftungen usw. bleiben die 
bestehenden Kuratelnormen bis auf weiteres in Kraft. 

Der Staatsaufsicht unterstehen fortan die Angelegenheiten des 
ortskirchlichen Stiftungsvermögens und der Kirchengemeinden; 
Artikel 73 Absatz I. Auch die katholische Kirchengemeinde der 
Pfalz ist dieser Staatsaufsicht unterstellt, da sie im Gegensatz zu 
den bisherigen Verhältnissen von der KGO. einen selbständigen 
Wirkungskreis erhielt. 

Die Staatsaufsicht nach der KGO. unterscheidet sich von der 
bisherigen Kuratel dadurch, daß an Stelle des bisher sehr weit aus- 
gedehnten und der Ausdehnung durch weitere Vorschriften unter- 
liegenden Tätigkeitsfeldes der Staatsbehörden, ein eingeschränkter, 
fest unıschriebener Kreis von Aufgaben tritt, durch den einerseits 
das Stiftungsvermögen und die Gemeininteressen hinreichend ge- 
schützt, andererseits die Bewegungsfreiheit der ortskirchlichen 
Selbstverwaltungskörper in den ihnen anvertrauten Angelegenheiten 
gewahrt wird. Wie im rechtsrheinischen Gebiete so ruht auch ın 
der Pfalz künftig der Schwerpunkt der Staatsaufsicht beim Be- 
zirksamt, das fortan, von den unmittelbaren Städten abgesehen. 
die Vermutung der Zuständigkeit für sich bat. Mit der Beseiti- 
gung der die Geschäfte verschleppenden doppelten Kuratel (d. ı. 
mit der Abschaffung der bisher vielfach notwendigen kumulativen 
Kuratel- und Oberkuratelgenehmigung) gewinnt das Bezirksamt in 
der Handhabung dieser Staatsaufsicht freiere Hand — auch in 
wichtigeren Fällen, es vermag seine aufsichtliche Tätigkeit obne 
Verschleppung auszuüben, da es den Verhältnissen am nächsten 
steht, wenn es auch — als notwendige Folge dieser Zuständig- 
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keitserweiterung — mit der freieren Verfügungsgewalt zugleich die 
volle Verantwortlichkeit zu übernehmen hat. 

Die dem Gemeinderechte angepaßten allgemeinen Grundsätze 

über die Handhabung der Staatsaufsicht, dann die in den Artikeln 
75—78 KGO. geregelten einzelnen Gegenstände der Staatsaufsicht 
bilden das künftig für ganz Bayern geltende Recht, ohne daß für 
die Pfalz irgendwelche Besonderheit gälte. Gleiches ist von dem 
in den anschließenden Artikeln 80 und 81 KGO. gesetzlich be- 
handelten Beschwerdeverfahren zu sagen, von denen Artikel 80 
das Verfahren bei Beschwerden gegen staatsaufsichtliche Beschlüsse 
behandelt, während in Artikel 81 von anderweitigen Streitigkeiten 
auf dem Gebiete der KGO. die Rede ist. 
Zu den Regeln über Handhabung der Disziplinargewalt 
über die Kirchenverwaltungsmitglieder, Artikel 83, 84 KGO., tritt 
für die Pfalz die Sonderbestimmung des Artikels 100 Absatz 1I 
Satz 3 und 4, welche durch die in Satz 1 a. a. O. vorhergehende 
Norm verursacht wurde, wonach in der Pfalz keine Pflicht be- 
steht, Kirchenverwalter zu werden oder zu bleiben. Diese Be- 
wegungsfreiheit äußerte auf die Handhabung der genannten Dis- 
ziplinargewalt ihre Wirkung insofern, als die Verhängung von 
Ordnungsstrafen nach Artikel 83 Absatz I KGO. in der Pfalz 
keine Anwendung findet, vielmehr die Kirchenverwalter, die ohne 
genügenden Entschuldigungsgrund in drei unmittelbar aufeinander- 
folgenden Sitzungen nicht erscheinen, durch Beschluß der Kirchen- 
verwaltung, vorbehaltlich des Einspruchs nach Artikel 83 Absatz II 
KGO., lediglich als ausgetreten erklärt werden können; Artikel 100 
Absatz II a. a. O. 

Im übrigen gilt für die pfälzer Kirchenverwaltungen bzw. 
Presbyterien die Norm des Artikel 84 KGO., wonach die Ausübung 
der Disziplinargewalt tiber die Kirchenverwaltungsglieder zunächst 
der Staatsaufsichtsbehörde zukommt. 

2. Hatte die KGO. auf der einen Seite das Bestreben gezeigt, 
den Einfluß des Staates aus der Kuratelgewalt zurückzudämmen, 
so legte sie nach einer anderen Richtung den ortskirchlichen Ver- 
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tretungskörpern doch wieder gewisse Beschränkungen auf, die durch 
gewisse Rechte für die kirchliche Oberbehörde hervorgerufen wur- 
den. 

Vordem war es mit den Rechten der kirchlichen Oberbehör- 
den auf dem Gebiete der ortskirchlichen Vermögensverwaltung und 
Bedarfsdeckung in der Pfalz ebenso schlecht bestellt wie in den 
Gebietsteilen r. d. Rh. 

Der katholischen kirchlichen Oberbehörde stand 
außer dem in $ 49 der II. Verfassungsbeilage garantierten Zu- 
stimmungsrechte bei der Verwendung von Rentenüberschüssen zu 
weltlichen Zwecken lediglich ein bei allen wichtigeren Verwaltungs- 
geschäften entwickeltes Erinnerungsrecht zu, außerdem in 
gewissen Fällen ein Recht der kirehenbehördlichen Einsichtnahme. 

Aehnlich besaß die kirchliche Oberbehörde in der 
unierten Kirche, abgesehen von dem Falle des $ 49 a. a. O,, 
nur ein Recht der Einvernehmung, das für das Kirchenver- 
mögen verfassungsgesetzlich festgelegt worden war; vgl. $ 19 
Buchstabe c des zweiten Anhangs zur II. Verfassungsbeilage, außer- 
dem $ 12 a. a. O., 8$ 81—86 Kons.O., aufrechterhalten durch 
$ 11 des gen. zweiten Anhangs. Inhaltlich beschränkte sich diese 
Befugnis auf ein Recht der Kenntnisnahme und Erinnerungsab- 
gabe. Auf dem Gebiete der kirchlichen Vermögensverwaltung 
konnte die kirchliche Oberbehörde Anregungen und Beschwerden 
an die zuständige Staatsbehörde richten. 

Hier griff die KGO. reformierend ein, indem sie die bisher 
bestandenen Rechte der kirchlichen Oberbehörden in wesentlichem 
Umfange erweiterte. Dabei unterscheidet — im Anschluß an das 
bisherige Recht — die KGO. das Recht der Einvernahme, der 
Anhörung und der Zustimmung; Artikel 11 KGO. Die Fälle, in 
denen je eine dieser Formen zur praktischen Betätigung gelangt, 
erstrecken sich auf das ganze Gebiet der KGO. und äußern jeweils 
die in Artikel 11 bei den einzelnen Mitwirkungsarten vorgesehenen 
Wirkungen. Daneben erhielten die kirchlichen Oberbehörden bei- 
der Kirchen der Pfalz eine Reihe weiterer Befugnisse bei einzelnen 


Hellmuth, Zur Einführung der bayer. Kirchengemeindeordnung usw. 263 


Gegenständen der KGO.; vgl. etwa Artikel 23 Absatz IV, Arti- 
kel 33 Absatz II, Artikel 54 Absatz IV, Artikel 62 Absatz I, 
besonders Artikel 44 Absatz II KGO., wonach die kirchliche 
Oberbehörde die Wahl von Personen zu Kirchenverwaltern aus den 
in Artikel 44 Absatz Il angegebenen Gründen beanstanden kann. 
Einer besonderen Art von Mitwirkung des pfälzer Konsistoriums 
gelegentlich der Einführung der KGO. in der unierten Kirche der 
Pfalz, vgl. Artikel 103 Absatz III und IV KGO., ist oben bereits 


Erwähnung getan worden. 


V. 


Von den im fünften Abschnitte der KGO. zusammengetragenen 
besonderen Bestimmungen werden die Artikel über Reichnisse 
(Artikel 85—88) für die Pfalz keine Bedeutung gewinnen. 

Reichnisse zu kirchlichen Zwecken finden sich in der Pfalz 
nur noch spurenweise. Die im Verfolge der Ministerialentschlie- 
ßung vom 17. Januar 1899 Nr. 93, „betreffend die observanz- 
mäßigen Reichnisse an Geistliche und niedere Kirchendiener ge- 
machten Erhebungen haben ergeben, daß für den niederen (nun- 
mehr weltlichen) Kirchendienst, soweit er organisatorisch mit dem 
Schuldienste verknüpft ist, derzeit kein Reichnis mehr besteht. In 
den katholischen Pfründefassionen wurden in 13 Fällen noch Reich- 
nisse ermittelt. Für den protestantischen Kirchendienst bestehen 
keine Reichnisse mehr. 

Anders verbält es sich mit der in Artikel 89 KGO. vorge- 
sehenen Ablösung der Stolgebühren und verwandten 
Abgaben an Geistliche und weltliche Kirchendiener. 

Als Stolgebühren (Kasualgebühren) gelten die Abgaben, 
welche aus Anlaß bestimmter geistlicher Amtshandlungen von den 
Parochianen oder den die Amtshandlung Fordernden an Geistliche 
und weltliche Kirchendiener kraft Rechtspflicht zu entrichten sind. 
Den Stolgebühren ähnliche Abgaben sind solche, die, ohne Stol- 
gebühren zu sein, wenigstens mit Kultusverrichtungen in einem 
gewissen Zusammenhange stehen. Es gehören hierher die Tod- 
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fallabsaben (mortuarıum, Seelgeraid), Beichtgelder und Beicht- 
zettelabgaben. 

Die Stolgebühren an sich und im allgemeinen bilden im Hin- 
blick auf ihre Stellung im Pfründerecht keinen Gegenstand der 
KGO. Wohl aber gehört hierher die Ablösung der Stolgebühren, 
soweit sie durch die Kirchengemeinde erfolgen soll. 

Die Aufhebung der Stolgebühren ist etwa seit der Mitte des 
18. Jahrhunderts vielfach gefordert worden. In älterer und neuerer 
Zeit gingen die Bestrebungen vielfach von protestantischer 
Seite aus; vgl. MEURER, Bayerisches Kirchenvermögensrecht, 
Band II S. 319 ff. — Besonders in der unierten Kirche der Pfalz 
hatte diese Bewegung schon seit geraumer Zeit erhebliche prak- 
tische Erfolge errungen; vgl. MEURER a. a. 0. S. 320 ff. Insbe- 
sondere galten nach der pfülzischen Kasualgebührenordnung (Allerh. 
Entschließung vom 18. Juni 1833, WAND-WAGNER S. 238) folgende 
Grundsätze: 

a) „Alle Pfarr- und Filialorte, welche irgend ein Aequivalent 
für die Stolgebühren an die Pfarrei geleistet haben oder leisten, 
haben die definitive Stolfreiheit; Ziffer 5. 

b) Auch stelıt es jeder Pfarrgemeinde frei, unter Genehm- 
haltung der obersten kirchlichen und bürgerlichen administrativen 
Kreisbehörde eine solche Uebereinkunft mit ihrem Pfarrer ad dies 
ministerii desselben zu treffen und sich dadurch für diese Zeit 
von der Entrichtung der Kasualgebühren zu befreien“. 

Hier reihte sich die Regelung der KGO. Artikel 89 an. Zwar 
konnte z. Z. eine allgemeine Beseitigung der Stolgebühren 
nicht wohl durchgeführt werden, da es sich um ziemlich hohe 
Summen dabei handelt. Da zudem die Stolgebühren örtlich außer- 
ordentlich verschieden sind, würde sich auf dem Wege ihrer Ueber- 
nahme auf die Mittel einer allgemeinen Kirchensteuer eine voll- 
ständige Beseitigung nicht rechtfertigen lassen. Es könnten viel- 
mehr nur Zuschüsse an ablösende überbürdete Kirchengemeinden 
in Frage kommen. Dabei hätte eine durchgreifende Abschaffung 
auch wieder eine sehr ergiebige Unterstützung der Kirchengemein- 
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: den von staatlicher Seite zur Voraussetzung, mit der bei der ge- 
genwärtigen Finanzlage nicht gerechnet werden kann. 

Aus all diesen Gründen verbot es sich von selbst, den Kir- 
.. chengemeinden die Ablösung allgemein zur Zwangspflicht zu machen. 
. Wohl aber erschien es angebracht, ohne Festsetzung einer Zwangs- 
 pflicht die Ablösung der Stolgebühren und verwandten Abgaben 
. mittels Uebernahme der Leistung einer Entschädi- 
 gungsrente auf die Kirchengemeinde durch eine klare 
gesetzliche Vorschrift zu regeln, die der für Reichnisse gegebenen 
. Norm des Artikels 87 KGO. angepaßt werden konnte. Demzu- 
_ folge wurde der KGO. in Artikel 89 die Vorschrift eingefügt: 

„Stolgebühren und verwandte Abgaben an Geistliche und 
weltliche Kirchendiener können von der Kirchengemeinde auf dem 
gesetzlichem Wege (Artikel 23) gegen eine den Bezugsberechtigten 
zu gewährende Entschädigungsrente abgelöst werden. * 

Die hier angefügte Bestimmung, wonach bei Uebernahme der 
Leistungen auf die Kirchenstiftung (Artikel 12 Absatz II, IV) 
“ Artikel 13 Absatz IV entsprechende Anwendung finden soll, hat 
für die Pfalz keine Bedeutung; Artikel 101 Absatz I KGO. 

Die Einzelheiten über die Gesichtspunkte, nach denen die Höhe 
der Entschädigungsrente festgestellt werden soll, sind im Absatz 
H—IV KGO. niedergelegt. Dabei mußte davon ausgegangen wer- 
den, daß eine Ablösung der Stolgebühren mit der Wirkung, daß 
der an sich Stolgebührenpflichtige den betreffenden Betrag dank 
der Ablösung nicht mehr zu entrichten hat, nur mit der Beschrän- 
kung auf die einfachsten Formen der Amtshandlung durchführbar 
war. — Nun lassen sich aber die Unterschiede in den Feierlich- 
keiten der Amtshandlungen nicht allgemein beseitigen, so lange 
man die Welt nicht zu solcher Einfachheit bringen kann, daß die 
Trauung, Beerdigung und Taufe in jeder Familie ganz in der 
gleich einfachen Form stattfinde. Bei Inanspruchnahme einer an- 
deren Form, z. B. einer höheren Klasse, eines besonderen Pompes 
usw., gegebenenfalls auch der Haustaufe oder der Haustrauung, 
wird immer eine erhöhte Gebühr gefordert werden müssen; denn 
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sonst würde auch nach Ablösung der Stolgebühren von den mei- 
sten die größere Feierlichkeit beansprucht werden oder aber es 
könnte die als Ausnahme gedachte Form zur‘ Regel werden. 

Diesen Besonderheiten trägt Artikel 89 Absatz II a. a. 0. 
Rechnung, indem er die aus solchen Anlässen erwachsenden Mehr- 
kosten den Beteiligten auferlegt, dabei aber die Möglichkeit frei- 
läßt, die Ablösung auch auf diese Mehrkosten zu erstrecken. Die 
Beteiligten haben dann den erwachsenden Mehrbetrag in Form 
einer sog. „Kirchengebühr“ an die ablösende Kirchengemeinde zu 
entrichten. Die Einhebung, Beitreibung und Nachlaßbewilligung 
richten sich bei diesen Kirchengebühren nach Artikel 106 Ab- 
satz VII KGO. 

Die Ablösung sowie die jeweilige Rentenfestsetzung (Absatz1V) 
bedarf der Genehmigung der Kreisregierung, die kirchliche Ober- 
behörde wird einvernommen; Absatz IV a. a. O. 

Bemerkenswert erscheint schließlich die Bestimmung des Ab- 
satzes VII, wonach die Kirchengemeinde auf Antrag eines Be- 
zugsberechtigten dessen sämtliche Stolgebühren — natürlich nur, 
soweit sie nicht abgelöst sind — einzuheben hat. Solchenfalls 
sollen für die Einhebung und Beitreibung durch die Kirchenge- 
meinde die Vorschriften über die Einhebung der Kirchenumlagen 
entsprechende Anwendung finden, wobei aber die Bewilligung von 
Nachlässen dem Bezugsberechtigten zusteht; vgl. Artikel 106 
Absatz VII KGO. — Die ganze Vorschrift des Absatz VII dient 
dem Zwecke, dem Bezugsberechtigten eine immerhin peinliche 
Selbsttätigkeit gegenüber den Pflichtigen abzunehmen, was schon 
von verschiedenen Seiten angeregt worden war; vgl. z. B. METRER 
II, 359 ff. 

2. Beachtenswerte Vorschriften für die Pfalz finden sich auch 
in den Normen der Artikel 90—92 KGO., welche von den Simul- 
tanverhältnissen handeln. 

Simultanverhältnisse bestehen auch in der Pfalz zu Recht. 
Doch zeigte die bisherige Organisation insofern eine Abweichung 
von dem gleichzeitigen rechtsrheinischen Rechte, als es in der 
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Pfalz keine Simultankirchenverwaltungen gab, vielmehr die ein- 
schlägigen Geschäfte von den Verwaltungsorganen beider beteilig- 
ten Bekenntnisse im gegenseitigen Benehmen besorgt wurden. 

Dieser Besonderheit trug Artikel 101 Absatz V KGO. Rech- 
nung, der erklärt: 

„Simultankirchenverwaltungen werden (ergänze: in der Pfalz) 
nicht gebildet.“ 

Demzufolge treten die beiderseitigen ordentlichen Vertretungs- 
körper der beteiligten Kirchengemeinden (Kirchenverwaltung, Pres- 
byterium neuerer Ordnung) auch in Zukunft höchstens zu gemein- 
schaftlicher Beratung zusammen, während Beschlußfassungen je- 
weils getrennt und selbständig von den beteiligten Vertretungs- 
körpern erfolgen. 

Die übrigen Vorschriften der KGO. über Simultanverhältnisse 
besitzen aber auch für die Pfalz uneingeschränkt Geltung. 

3. Unter den Abänderungsvorschriften der KGO., durch welche 
gewisse Bestimmungen anderer Gesetze in Einklang mit den Vor- 
schriften der KGO. gebracht werden, besitzt der Artikel 94 mit 
112 Absatz I Buchstabe B Ziffer 2 besondere Bedeutung. Letztge- 
nannte Norm setzt den Artikel 44 Satz 2 der Gemeindeordnung 
für die Pfalz, der bestimmte: 

„Niemand ist verbunden, zur Bestreitung der Kultusbedürf- 
nisse einer Religionsgesellschaft, welcher er nicht angehört, durch 
Umlagen beizutragen, insoferne er nicht auf eine Gemeinschaft 
der Benützung angewiesen ist oder besondere Rechtsverbältnisse 
eine von dem Religionsbekenntnisse unabhängige Verbindlichkeit 
begründen“, 

außer Kraft. Dafür stellt Artikel 94 KGO. als Ersatz einen 
Artikel 44a in die Gemeindeordnung für die Pfalz, dessen Wort- 
laut mit dem des Artikels 60 a, welcher als Ersatz des von Artikel 112 
Absatz I Buchstabe A Ziffer 2 aufgehobenen Artikels V des Um- 
lagengesetzes vom 22. Juli 1819 in die Gemeindeordnung für die 
Landesteile diesseits des Rheins eingestellt wurde, übereinstimmt. 
Der genannte Artikel 44a trägt der Rechtslage in dem pfälzischen 
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Gemeinderechte Rechnung, wonach die bürgerlichen Gemeinden 
der Pfalz in gleicher Art wie rechts des Rheins befugt sind, Lei- 
stungen für Kirchen- und Kultuszwecke freiwillig zu übernehmen 
und durch vorhandene Gemeindemittel wie Renten oder im Wege 
der Erhebung von Gemeindeumlagen zu decken. Zur Hintanhal- 
tung von Interessenverletzungen und unberechtigten Belastungen 
andersgläubiger Gemeindeumlagenpflichtigen stellt dabei das Gesetz 
in den genannten beiden Gemeindeordnungen den gleichlautenden 
Grundsatz auf: 

„Wenn eine Gemeinde oder Ortschaft Leistungen für einen 
reinen Kultusbedarf freiwillig übernommen hat, so kann die Um- 
lagenentrichtung hiefür durch rechtzeitige Erinnerung gegen den 
Voranschlag jeder ablehnen, der im Falle der Deckung des Kultus- 
bedarfs durch Kirchen- oder Kultusumlagen nicht beitragspflichtig 
wäre. Die Ablehnung kann hiebei als für künftige Jahre fort- 
wirkend bezeichnet werden.“ 

Die Frage, ob und wann jemand zu Kirchenumlagen beitrags- 
pflichtig erscheint, richtet sich bei den drei christlichen Glaubens- 
gesellschaften fortan nach den Grundsätzen der KGO. Hier muß 
die einschneidende Neuerung Beachtung finden, wonach auch juri- 
stische Personen des Privatrechts sowie nicht rechtsfähige Vereine 
im Rahmen des Artikels 21 KGO. zu Kirchenumlagen herange- 
zogen werden; denn diese Tatsache hat natürlich auch für die 
Bestimmung des gen. Artikels 44a erhebliche praktische Bedeu- 
tung, was keiner weiteren Ausführung bedarf. Diesen Folgen 
trägt Absatz II a. a. O. Rechnung, dem sich Absatz III unter 
teilweiser Anpassung an das bisherige Recht anschließt. — Ueber 
die ganze Frage vgl. die Skizze in der Deutschen Zeitschrift für 
Kirchenrecht, Band 23 Seite 321 ff. 

4. Auch den durch Artikel 96 KGO. vorgenommenen Aen- 
derungen der Artikel 8 Ziffer 11, Ziffer 37 und der Artikel 10 
Ziffer 3 und 12 des bayerischen Verwaltungsgerichtsgesetzes kommt 
für die Pfalz die gleiche Bedeutung wie für das rechtsrheinische 
Bayern zu. 
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Endlich gelten die in Artikel 112 Absatz III und IV KGO. 
aufgeführten Vorbehalte für das ganze Königreich, mithin auch 
für die Pfalz. 


C. 


Die im Vorstehenden behandelten Besonderheiten, welche nach 
: Einführung der KGO. in der Pfalz bzw. in den pfälzer christlichen 
Kirchengemeinden ihre Geltung beibehalten und von der KGO. 
teilweise mit neuem gesetzlichem Gewande versehen wurden, haben 
ihre Daseinsberechtigung in langjähriger Praxis und Erprobung 
bewiesen. Es kann wohl mit Sicherheit gehofft werden, daß auch 
die allgemeinen Normen der KGO., welche die Rechtseinheit zwi- 
schen den rechtsrheinischen Bayern und der Pfalz herstellen, dem 
kirchengemeindlichen Organismus der Pfalz zur Weiterentwicklung 
seiner Selbständigkeit wirksam und mit nachhaltigem Nutzen ver- 
helfen werden. 


Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XXKV. 2. 


SR "oe 11 1919° 


- DEUTSCHE ZEITSCHRIFT 


FÜR 


HERAUSGEGEBEN 
VON 


Dr. EMIL SEHLING, 


GEHEIMEM HOFRAT 
ORDENTLICHEM PROFESSOR DER RECH'TTE IN ERLANGEN. 


— _._ 


DRITTE FOLGE 
> DER VON DOVE BEGRÜNDETEN, 
VON IV. JAHRGANG AB VON DOVE UND FRIEDBERG HERAUSGEGEBENEN 
N _ ZEITSCHRIFT FÜR KIRCHENRECHI, 


P” in . 
R T nn £ nenne =_ 


Ai 
F 


99; XXV. BAND. (1915/1916.) 
DRITTES HEFT 


(Ausgegeben im April 1917.) 


TÜBINGEN 
u, VERLAG VON J. ©. B. MOHR (PAUL SIEBEOK) 
' 1917. 


nee .. u 


Bag e Band der dritten Folge bildet den XLVII. Band der ganzen Folge. 


ie IA. g. XIIL.| hi | 
uk Bi E, Digitized by Google 


Mit einer Beilage der Weidmann’schen Buchhandlung in Berlin, 


ingen, 


Tüh 


ım 


. B. Mohr (Paul Siebeck) 


x 
J 


J. A 


owie von 


Ss 


INHALT. 
Seite 
I. Abhandlungen 
Freisen, Die Jurisdiktion FR preußischen katholischen und 
evangelischen Feldpropstes. Nebst Abdruck des päpstlichen 
Ernennungsdekretes für den 1915 verstorbenen katholischen 
Dalapiamt De TOlBE: = u 5 ee re 
Statz, Die Zuständigkeit der preußischen Konsistorien als ent- 
scheidende ae erster Instanz über ihre Se- 


kretäre . . . u er re re 
Schultz, Beiträge zum Friedhofsrecht er rn 
Plsssmwenn, Borichbgane x u 2 Ba a aa ar ER 


' Titelbogen zum XXV. Bande. 


Mitteilung an die Abonnenten. 


Mit dem vorliegenden dritten Hefte schließt der 25. Band 
der Deutschen Zeitschrift für Kirchenrecht ab. 

Nachdem Herr Prof. Ruck zur Abhaltung der Vorlesungen 
aus dem Felde an die Universität Basel beurlaubt worden ist, 
wird sich mit Beginn .des nächsten Jahrganges sein früher an- 
gekündigter Eintritt in die Redaktion vollziehen. Der mit 
diesem Eintritt beabsichtigte Ausbau der Zeitschrift wird vor- 
läufig nach Kräften vorbereitet und gefördert, aber erst nach 
Beendigung des Krieges voll verwirklicht werden. 

Zur Besprechung bestimmte Bücher sind in Zukunft an 
Herrn Prof. Ruck, Basel, Hebelstraße 126, zu senden. 


Erlangen, Weihnachten 1916. 
| Sehling 


Neue Bücher. Verlag von Ferdinand Schöningh in Padersorn 


Riedner, Dr. O. Die geistlichen Gerichtshöfe zu Speier 
im Mittelalter. Il. Band Texte. (Veröffentlichungen der ug 
für Rechts- und Sozialwissenschaft. 26. Heft.) 3168. gr.&. M.12, 


Der erste Band wird später erscheinen. 

Schermann, Th., Die allgemeine Kirchenordnung, früh- 
christliche Liturgien und kirchliche Ueberlieferung. 
ll. Teil. Frühchristliche ar (Studien zur Geschichte und Kultur 
des Altertums. III. Erg.-Bd. 2, Teil.) 447 8. gr. 8 M.18.—. Vor- 
her erschien: 

I.Teil: Die allgemeine Kirchenordnung des 2. Jahrhunderts. 1443. M6.—. 
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I. Abhandlungen. 


Die Jurisdiktion des preussischen katholischen und 
evangelischen Feldpropstes. 


Nebst Abdruck des päpstlichen Ernennungsdekretes für den 1915 
verstorbenen katholischen Feldpropst Dr. Vollmar. 


Von 


K onsistorialrat, Universitätsprofessor Dr. Jos. Freisen in Würzburg. 


Vorbemerkung. 
Das Militärkirchenrecht, auf dem Boden des Christentums er- 


„Wachsen, ist jetzt fast in allen christlichen Staaten in verschie- 


4 


dener Organisation eingeführt. Es kann einen doppelten Zweck 
verfolgen; einmal den Zweck, dem Soldaten die Möglichkeit zur 
Erfüllung seiner religiösen Pflichten zu gewähren. daneben aber 
auch den Zweck, durch die Pflege der Religion einen fördernden 
Einfluß aus f die soldatischen Tugenden und den gesamten solda- 
tischen Beruf auszuüben. 

It de Militärseelsorge schon in Friedenszeit ein Gegenstand 
besonderen Interesses, so erfreut sie sich im Kriegsfalle wegen 
des hervorgrehobenen zweiten Zweckes einer noch höheren Wert- 
schätzung. Das zeigt sich besonders im gegenwärtigen Welt- 
Kriege, indem auch die Staaten, welche dieser Einrichtung seither 
keine besondere Pflege angedeihen liefen. derselben nunmehr eine 
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größere Aufmerksamkeit zuwenden. Es gilt das insbesondere für 
Frankreich und Italien. 
Im Deutschen Reiche wie ın Oesterreich” ist die Militärseel- 


ı Vgl. Geiger, Geistliche u. militärische Dienstpflicht (Köln. Volkszt. 
d. 28. Febr. 1916, No. 79); Pfeilschifter, Seelsorge u. religiöses Leben 
(Deutsche Kultur, Katholizismus u. Weltkrieg [1915] S. 235 .). Ueber die 
im gegenwärtigen Kriege erfolgte Vermehrung der Militärgeistlichen beim 
deutschen Landheere vgl. „Unsere Feldseelsorge“ (Westf. Volksbl. d. 
25. Okt. 1914, No. 291), über die Vermehrung der kathol. Marine- 
geistlichen im gegenwärtigen Krieg (vgl. „Vermehrung der kathol. 
Marinegeistlichen“ (Fränk. Volksbl. d. 5. Nov. 1914, No. 260). 

Auch die Jesuiten, denen nach dem Bundesratsbeschlusse vom 28. Nor. 
1912 im Deutschen Reiche „jede priesterliche und sonstige religiöse Tätig- 
keit gegenüber anderen, sowie die Erteilung von Unterricht“ verboten und 
nur „das Lesen stiller Messen, die im Rahmen eines Familienfestes sich 
haltenden Primizfeiern und das Spenden der Sterbesakramente*“, wie „wissen- 
schaftliche Vorträge, die das religiöse Gebiet nicht berühren*, ebenso „die 
schriftstellerische Tätigkeit“ gestattet sind, haben trotz dieses Bundesrats- 
beschlusses eine zahlreiche Verwendung als Militärgeistliche, Marinegeist- 
liche, Krankenpfleger gefunden. Während im Kriege von 1870/71 ım ganzen 
194 Angehörige ihre Tätigkeit in den Dienst des Vaterlandes stellten, haben 
sich im gegenwärtigen Kriege von den 879 in Europa weilenden Mitglie- 
dern der deutschen Ordensprovinz 353 für Kriegsbetätigung zur Verfügung 
gestellt, von denen anderthalb Hundert bereits dekoriert wurden. (Ygl. 
Fränk. Volksbl. d. 29. Nov. 1912, No. 274; Westf. Volksbl. d. 1. Dez. 
1912, No. 320; Würzb. Gen.-Anz. d. 5. Dez. 1912, Nr. 280; Fränk 
Volksbl. d. 30. März 1916, Nr. 80.) 

Auffallen muß es, daß ein Dekret des Präsidenten der französi- 
schen Republik im Juli 1913, also bereits ein Jahr vor dem Kriege, 
die Militärseelsorge wieder einführte. Auf dieses Dekret erging ein Schrei- 
ben des Kardinal-Staatssekretärs vam 14. Sept. 1913, in welcbem 
der Papst den Feldgeistlichen der französischen Armee für den Fall einer 
Mobilmachung oder eines Kolonialkrieges alle Vollmachten erteilt, die ın 
dem Breve vom 6. Juli 1875 Quae catholico nomine enthalten sind (vgl. 
Freisen, D. Mil.KR. in Heer und Marine d. Deutschen Reiches (1913) 
S. 23; Germania d. 5. Aug. 1913 No. 353; Köln. Volkszt. d. 14. Julı 
1913, Nr. 609; Westfäl. Volksbl. d. 16. Juli 1913; d. 3. Aug. No. 208: 
d. 4. Sept. No. 240; d. 29. Okt. No. 295 ebenfalls von 1913). 

Papst Benedict XIV. unterstellte im Juni 1915 alle beim italienı- 
schen Heere sich aufhaltenden Geistlichen dem Weihbischof Angelo 
Bartolomasi von Turin (Fränk. Volksbl. d. 7. Juni 1915, No. 153). 

® Vgl. über die österreichische Militärseelsorge: Bjelik, Geschichte 
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sorge eine mit der Armee eng verwachsene Einrichtung. Nach 
deutschem Reichsrecht ist die Regelung des Militärkirehenrechts 
den einzelnen Bundesstaaten überlassen und zeigt zufolgedessen 
in Friedenszeiten eine verschiedene Gestaltung. 

Wohlgeordnet ist das Militärkirchenrecht für das Kontingent 
des preußischen Landheeres; dasselbe hat seine Kodifikation 
gefunden in den beiden Militärkirchlichen Dienstordnungen, der 
EMD. und der KMD., beide aus dem Jahre 1902. Noch besser 
geordnet ist das Militärkirchenrecht für das Kontingent des 
sächsischen Landheeres; dasselbe hat seine Kodifikation er- 
halten in der Evangelisch-lutherischen militärkirchlichen Dienst- 
ordnung für die Kgl. Sächsische Armee (Ev. MD.) von 1911 und 
in der Katholischen militärkirchliehen Dienstordnung für die Kgl. 
Sächsische Armee (Kath. MD.) von 1912. Württemberg ist 
über unfertige administrative Anfänge auf diesem Gebiete bisher 
nicht hinausgekommen. Durchaus ungenügend ist die Militärseel- 
sorge inBayern geregelt. Von den Kontingenten, welehe unter 
preußischer Militärverwaltung stehen, haben einige durch Verein- 
barungen mit Preußen (Militärkirchen-Konventionen) das evan- 
gelische Militärkirchenrecht Preußens mit verschiedenen Modi- 
fikationen angenommen, andere sind hinsichtlich dieses evangeli- 
schen Militärkirchenrechts nur wegen einiger äußerer Angelegen- 
heiten mit Preußen in Beziehung getreten. Hinsichtlich des 
katholischen Militärkirchenrechts sind weder derartige Militär- 
kirchen-Konventionen abgeschlossen, noch auch sonstige Ab- 
machungen getroffen worden. Für den Kriegsfall ist die 
gesamte deutsche Militärseelsorge durch Abmachungen mit den 
einzelnen bundesstaatlichen Kontingenten im allgemeinen einheit- 
lich geordnet. 

Von Reichs wegen geordnet ist die Militärseelsorge in der 
deutschen Kriegsmarine, während es bis jetzt an einer Re- 
gelung des Reichsinstituts für die Schutztruppen der deut- 
der K. u. K. Militärseelsorge und des Apostol. Feldvikariates (1901); 
Bjelik, Handbuch für die K. u. K. katholische Militärgeistlichkeit (1905). 
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schen Schutzgebiete mangelt; nur sind die beiden preußischen 
Feldpropste mit der Wahrnehmung der Geschäfte je als Feld- 
propst der evangelischen bzw. katholischen Schutztruppen aller- 
höchst beauftragt worden. 

Bereits in meinem 1913 herausgegebenen „Militär-Kirchen- 
recht in Heer und Marine des Deutschen Reiches“ habe ich mehr- 
fach darauf verwiesen, wie unsicher der Rechtsboden sei, auf dem 
die bisherige Regelung der Militärseelsorge ım Deutschen Reich 
erfolgt ist. Diese Ausführungen waren etwas Neues, da die 
Wissenschaft sich bis dahin mit dieser Angelegenheit nicht be- 
faßt hatte, und haben in der Kritik mehrfache Entgegnungen 
hervorgerufen. welche mich veranlaßten, diese Angelegenheit einer 
erneuten Untersuchung zu unterziehen. In nachstehender Ab- 
handlung gebe ich die Resultate dieser Untersuchung. 

Betrefts der Anordnung der Abhandlung folgendes: Da die 
Rechtsunsicherheit auf seiten des katholischen Militärkirchenrechts 
eine viel größere ist und weittragendere Rechtsfolgen nach sich 
zieht als auf seiten des evangelischen, gebe ich zum besseren Ver- 
ständnis zugleich eine kurze Skizze über den Werdegang der Juris- 
diktion des katholischen Feldpropstes. Eine derartige Skizze dürite 
auch zum richtigeren Verständnis des am Schlusse der Abhand- 
lung abgedruckten päpstlichen Ernennungsbreves ersprießlich sein: 
ich stütze mich dabei auf das, was bisher in dieser Angelegenheit 
von der Wissenschaft geleistet ist. Meine weiteren Ausführungen. 
insbesondere seit Erlaß der beiden Militärkirchlichen Dienstori- 
nungen im Jahre 1902, befassen sich nebeneinander sowohl mit 
der Jurisdiktion des evangelischen wie des katholischen Feld- 
propstes. 
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A. Geschichtliche Entwicklung der Jurisdiktion des katho- 
lischen Feldpropstes?. 


l. Anfänge der katholischen Militärseelsorge unter 
Dominikanerpater Torck. 


1. Die vom Kurfürsten Joachim II. 1540 erlassene Branden- 
burgische Kirchenordnung anerkannte nur die lutherische Lehre 
‘ ala das reine Christentum und schloß alle anderen Bekenntnisse 
aus. Demgemäß gab es in früherer Zeit im preußischen Heere 
zur lutherische Militärgeistliche. 

Die älteren Verordnungen über das Militärkirchenwesen: die 
‘ Kurfürstlich Brandenburgische Verpflegungsordon- 
aanz von 1638, der Articuls-Brieff oder Churfürstlich- 
 Brandenburgisch-Kriegsrecht von 1656, das Militär- 
 Konsistorial-Reglement von 1711 enthalten daher nichts 
über eine katholische Militärseelsorge.. Wenn vereinzelt einem 
katholischen Geistlichen die Abhaltung des Gottesdienstes gestattet 
wurde. so war er wegen des exklusiv lutherischen Charakters des 
damaligen Militärkirchenwesens doch ausgeschlossen von der Ver- 
richtung der Parochialhandlungen. Das war z. B. der Fall bei 
dem Hauskaplan des österreichischen Residenten am Berliner Hofe, 
dem Dominikanerpater Dominicus Torck, welcher seit 1720 in 
der österreichischen Gesandschaftskapelle auch für die katholischen 
Soldaten in Berlin und Umgegend Gottesdienst hielt, die Seelsorge 
bei ihnen ausübte und zu diesem Zwecke im Auftrage des preu- 
ßischen Königs auch die anderen Garnisonen der Mark bereiste. 
Nach dem Abgange des österreichischen Residenten wurde 


ı Vgl. des näheren: Freisen, Mil.KR.S. 79 ff., 91 ff.; Langhäuser, 
D. Militärkirchenwesen im kurbrandenburgischen u. königlich preußischen 
Heere (1912) S. 120 #f.; „Die katholische Feldpropstei in Preußen und das 
Disziplinarverfahren gegen den Feldpropst Nemszanowski, Bischof von 
Agathopolis i. p. i. Von einem Preußischen Juristen (Archiv f. K. KR. 
[1874], Bd. 32 S. 83 f., 280 ff.); in letzterer Abhandlung ist auch das ein- 
schlägige Urkundenmaterial abgedruckt. 
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Pater Torck auf des Königs Friedrich Wilhelm I. Befehl zum 
Militärgeistlichen der katholischen Soldaten in Berlin, Branden- 
burg und Nauen laut Bestallungsurkunde vom 17. Januar 1722 
ernannt. Seinen Amtssitz hatte er in Berlin. Der König be 
willigte die Mittel zur Anschaffung der gottesdienstlichen Geräte. 
erwarb das für den katholischen Gottesdienst bestimmte Gebäude 
und ließ dem Pater einen jährlichen Gehalt von 300 Tir. aus- 
zahlen. Von der Ausübung der actus ministeriales war er ausge- 
schlossen und durfte sie nur mit „S. M. expresse Permission‘ 
vornehmen. Pater Torck war somit der erste katholische Militär- 
geistliche in Preußen; seiner Anstellung folgten bald andere nacl, 
indem in den nächsten Jahren mit königlicher Genehmigung u 
mehreren Garnisonen eigene katholische Gottesdienste eingerichtet 
wurden, so in Spandau, Stettin, Magdeburg, Halle a. S.. Wesel. 
Frankfurt a. O., Stendal usw. 

Pater Torck hatte die anzustellenden Geistlichen dem Könige 
zur Genehmigung und Anstellung vorzuschlagen; nur die vom 
Könige ernannten durften die katholische Militärseelsorge aus- 
üben, alle anderen waren davon ausgeschlossen, besonders die 
„Jesuiter“, auf die der König schlecht zu sprechen war. Mehrere 
Kabinettsordres richten sich insbesondere gegen die Zulassung der 
Jesuiten zur Militärseelsorge. Den von Wien aus gemachten Vor- 
schlag. „einige Jesuiter zu katholischen Garnison-Patribus“ zu be- 
stellen, lehnte der König ab. 

2. In militärischer Beziehung standen die katholischen 
(wie die lutherischen) Militärgeistlichen unter den militärischen 
Behörden, in höchster Instanz unter dem König. Letzterer be- 
anspruchte aber auch in geistlicher Beziehung (in ecclesiasti- 
cis) die aus seinem Episkopalrechte fließende Jurisdiktion. Dieses 
Episkopalrecht beanspruchte er auch gegenüber den Ordensobern 
seiner katholischen Militärpatres. 

Dieser Anspruch des Königs, auch in den inneren kirchlichen 
Angelegenheiten der katholischen Kirche die Jurisdiktion zu üben. 
stand selbstverständlich mit den Grundsätzen des katholischea 
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Kirchenrechts in Widerspruch. Die Katholiken und auch die 
katholischen Militärgeistlichen unterstanden den gewöhnlichen 
Bischöfen oder päpstlichen Delegaten in Preußen so gut wie an 
derswo. Mißlich war dabei nur, daß mehrere dieser Bischöfe 
nicht unter der Landeshoheit des Kurfürsten von Brandenburg 
bzw. des Königs von Preußen standen und somit die geistliche 
Verwaltung in einem fremden Lande ausübten. So stand die 
katholische Gemeinde in Königsberg unter dem Bischof von Erm- 
land!, Geldern unter dem Bischof von Roermonde, Lauenburg und 
Bütow unter dem von Kujavien. Die Katholiken in Brandenburg- 
Pommern, im Gebiete von Magdeburg, Halberstadt und Minden 
gehörten zu dem 1667 gegründeten Apostolischen Vikariate der 
Nordischen Missionen, welches im Laufe der Jahre den verschie- 
densten Bischöfen zur Verwaltung übertragen wurde. 

Um diesen Mißstand zu heben, versuchte bereits Kurfürst 
Friedrich III. die geistliche Verwaltung für den ganzen Bereich 
der Monarchie einem dem Landesherrn verantwortlichen katholischen 
Geistlichen durch den Apostolischen Stuhl übertragen zu lassen. 
Der Versuch scheiterte jedoch. Auch Friedrich Wilhelm I. kam 1714 
und 1720 auf diesen Plan, ein Vikariat zu errichten, zurück. Der 
Papst verbot jedoch 1725 dem Abt des Halberstädter Klosters 
Huisburg, Matthias Hempelmann, welcher sich zur Uebernahme 
des von der Preußischen Regierung einseitig geschaffenen Vika- 
riats bereit erklärt hatte, die Uebernahme desselben. Als dann 
später der Apostolische Vikar für Hannover, der Titularbischof 
von Spiga, sich verschiedene Uebergriffe erlaubte, machte der 
König von neuem den Versuch, den Katholiken seines Landes ein 
dem Staatsoberhaupte verpflichtetes geistliches Oberhaupt zu ge- 
ben. Papst Clemens XII. war damit einverstanden, ernannte den 
Abt Martin von Neuzelle a. d. OÖ. zum Titularbischof von Zama 
und überwies ihm einen Teil des bisher unter dem Apostolischen 
Vikar der Nordischen Missionen gestandenen Gebietes zur Ver- 


ı Ermland wurde 1772 dem preuß. Staate einverleibt. 
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waltung. Am 23. Februar 1732 erhielt Abt Martin auch die 
königliche Bestallung als Vicarius generalis in spiritualibus für 
die gesamte Preußische Monarchie. Wegen persönlicher Abanei- 
gung des Königs gegen den Abt kam jedoch das Apostolische 
Vikarist nicht zur Ausführung. 

Auch Friedrich der Große machte den Versuch, ein General- 
vikariat in spiritualibus zu errichten, unter dem die Katholiken 
Preußens stehen sollten. Die endlosen Verhandlungen. welche 
dieserhalb zwischen der Preußischen Regierung und dem Kardinal- 
fürstbischof v. Sinzendorf von Breslau mit dem Apostolischen 
Stuhle stattfanden. führten jedoch zu keinem Resultate. Dasselbe 
negative Ergebnis hatten die Verhandlungen, welche seit 1746 
mit dem Weihbischof von Twickel von Hildesheim geführt wur- 
den. Sie hatten ihre Veranlassung darin, daß er als Apostolischer 
Vikar für Hannover in den Gegenden von Magdeburg, Halber- 
stadt, Minden. Brandenburg eine Visitation vornehmen wollte, was 
ihm der König als summus episcopus dieser Provinzen strengstens 
untersagte !. 

3. Pater Torcks Stellung war allmählich faktisch die eines 
katholischen Feldpropstes geworden, wenn ihm auch kirchenrecht- 
lich vom Apostolischen Stuhle keine besonderen Fakultäten ver- 
liehen waren. Seine bei dem König 1736 vorgetragene Bitte. 
„ihn mit dem Titel eines katholischen Feldpropstes zu begnadigen“. 
erfüllte der König jedoch nicht. 

Im Zusammenhang mit der Weiterentwicklung der katholi- 
schen Militärseelsorge steht auch die Erbauung der katholischen 
Hedwigskirche ın Berlin. Da die Zahl der Katholiken ın Berlin 
ständig zunahm. erwies sich die von Friedrich Wilhelm I. zur 


ı Vgl. über diese Bestrebungen und über die Nordischen Missionen: 
Freisen, Mil.KR. S. 96 ff., 99; Freisen, D. kathol. u. protestantische 
Pfarrzwang u. seine Aufhebung in Oesterreich u. den deutschen Bundes- 
staaten (1906) S. 146 fl.; Freisen, Verfassungsgeschichte der kathol. 
Kirche Deutschlands in der Neuzeit (1916) S. 24, 29, 96. 152, 229. 236. 28. 
301. 
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Verfügung gestellte katholische Kapelle bald als zu klein. Der 
König gewährte daher die von den Katholiken an ihn gestellte 
Bitte, „in Berlin eine Kirche auf ihre Unkosten bauen zu dürfen“, 
durch Patent vom 23. Nov. 1746. Der Bau dieser „neuen katho- 
lischen Hedwigskirche“ zögerte sich lange hin. erst am 1. Nov. 
1773 wurde dieses „Friderici regis clementine monumentum“ durch 
den Ermländer Bischof Krasicki konsekriert. Der König verlieh 
ihr die Rechte des öffentlichen Gottesdienstes, zum Dienste an 
ihr bestimmte er die Dominikaner: sie sollte der Militär- und 
Zuivilgemeinde dienen, der erste katholische Militärgeistliche von 
Berlin sollte auch der erste Geistliche dieser Kirche sein. 

Die Verfügung Friedrich Wilhelms I, daß nur vom König 
angestellte Militärgeistliche zur Ausübung der katholischen Seel- 
sorge befugt seien. wurde allmählich durchbrochen. Die Regi- 
menter, welche von dem angestellten Geistlichen nicht bereist 
wurden, trafen mit den ortsansässigen oder benachbarten Zivil- 
geistlichen privatim ein Abkommen, gegen angemessene Vergütung 
die Seelsorge bei ihnen zu übernehmen. Die Vergütung wurde 
durch Sammlungen bei den Kompagnien aufgebracht. Das war 
nach dem 1747 erfolgten Tode des Fürsten Leopold von Dessau - 
(des „alten Dessauer“) in Halle der Fall. Bis dahin hatte der 
Fürst als Chef des preußischen Regiments in Halle die Patres 
des dortigen Franziskanerklosters mit der Seelsorge bei seinen 
katholischen Soldaten betraut und in umfangreichster Weise für 
den dazu erforderlichen Aufwand gesorgt. Ebenso wurden der- 
artige Abkommen in Hammersleben. Stendal, Salzwedel 
getroffen; für Aschersleben leistete die Halberstädter Kriegs- 
kasse dieserhalb einen Zuschuß. 

In den Garnisonen der Alt- und Neumark, wo es keine ka- 
tholischen Kirchen gab, stellten die evangelischen Gemeinden ihre 
Kirchen für ein geringes Entgelt oder ohne solches zur Verfü- 
gung, jedoch unter der Bedingung, daß der katholische Geistliche 
keine Parochialhandlungen vornehme, die Festsetzung der Stunde 
des katholischen Gottesdienstes durch den evangelischen Pfarrer 


280 Abhandlungen. 


erfolge und keine Bekanntmachung des Gottesdienstes in öffent- 
lichen Blättern geschehe. Das war der Fallin Bernau, Pyritz, 
Königsberg i. d. Neumark, Stargard. Neustadt- 
Eberswalde, Gardelegen, Brandenburg, Stendal, 
Treuenbritzen. Einige evangelische Geistliche verweigerten 
auch die Ueberlassung ihrer Kirche, so in Soldin und in eini- 
gen pommerschen Garnisonen. 

Torek erfreute sich, trotz kleiner Zwischenfälle, des ständigen 
königlichen Vertrauens. Im Sommer 1755 trat er wegen Alters- 
schwäche von seinen bisherigen Funktionen zurück, er blieb aber 
der königlichen Zusage gemäß in Amt und Einkommen. Als er 
am 7. Nov. 1755 nach 35jähriger segensvoller Dienstzeit starb, 
trat an seine Stelle der Seelsorger des Königsregiments zu Pots- 
dam, der Dominikanerpater Amandus Jennes. Als auch er auf 
sein Gesuch hin 1773 mit Pension verabschiedet wurde, erhielt 
als sein Nachfolger der bisherige zweite Militärgeistliche von 
Potsdam, Dominikanerpater Heinrich Elberfeld am 2. Febr. 1773 
die Bestallung „zum ersten katholischen Pater“ in Berlin. Nach 
Einweihung der Hedwigskirche nahm er der königlichen Verord- 
nung gemäß die erste Stelle an dieser Kirche ein. Bereits 1779 
trat er mit einer Pension von 300 Tir. in den Ruhestand. 

I. Fortdauer derexklusiv lutherischen Militär- 

seelsorge bis zum Erlaß der MKO. (1882). 

1. Auch die späteren Verordnungen über das Militärkirchen- 
wesen enthalten nichts über die katholische Militärseelsorge. Von 
derartigen umfangreicheren Verordnungen kommen hier in Be- 
tracht das „Reglement vor die königlich preußische Infanterie“ 
vom 1. Juni 1743 und das die früheren Verordnungen zusammen- 
fassende Reglement mit dem Titel: „Renoviertes Militär-Consi- 
storial-Reglement und Kirchenordnung, samt einigen Beylagen 
derer bey dem öffentlichen Gottesdienst, Tauffe, Beichte, Abend- 
mahl und Trauung zu gebrauchenden Gebete und Formularien* 
vom 3. Aug. 1750. 


Die von den Zivilpfarrgemeinden exemten Militärpfarrge- 
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meinden gliederten sich in Regiments- (bzw. Bataillons-), Garni- 
son- und Anstaltsgemeinden. Die Zugehörigkeit zu denselben 
war genau geregelt: ordentlicher Pfarrer einer derartigen selb- 
ständigen Militärgemeinde war der lutherische Feldprediger, 
auf die Konfession der Mitglieder kam es dabei nieht an, mit 
anderen Worten, es galt der lutherische Pfarrzwang. 
Alle wit Stolgebühren verbundenen Parochialhandlungen standen 
insbesondere ausschließlich dem lutherischen Feldprediger zu. 

Dieser lutherische Pfarrzwang wurde auch dadurch nicht auf- 
gehoben, daß in Schlesien seit 1742 den katholischen 
Geistlichen die Vornahme der Parochialhandlungen bei den 
katholischen Militärpersonen gestattet wurde, denn der katholische 
Geistliche durfte nur tätig werden, wenn der lutherische Feld- 
prediger nach Empfang der Stolgebühren das Dimissoriale erteilt 
hatte; die katholischen Militärpersonen hatten außerdem nach 
wie vor das Recht, diese Handlungen durch den lutherischen Feld- 
prediger vornehmen zu lassen; endlich war der katholische Geist- 
liche verpflichtet, von allen durch ihn verrichteten Parochialhand- 
lungen dem zuständigen lutherischen Feldprediger behufs Eintra- 
gung in das Kirchenbuch Mitteilung zu machen. 

Ebensowenig wurde der lutherische Pfarrzwang aufgehoben, 
als an dem am 15. Nov. 1748 eröffneten neuen Invaliden- 
haus zu Berlin, an dessen beiden Flügeln zwei Kirchen, eine 
evangelische und eine katholische, angebaut war, zur Wahrneh- 
mung der Seelsorge bei den katholischen Insassen ein katholischer 
Invalidenhauspfarrer angestellt wurde. Ordentlicher Pfarrer der 
„Invalidenhausgemeinde“ war ohne Unterschied der 
Konfession der lutherische Invalidenhausprediger. Auch in den 
durch die Teilung Polens — anfangs 1773 — von Preußen 
erworbenen Ländergebieten entwickelte sich dieselbe Praxis, und 
dasselbe war der Fall, als den katholischen Geistlichen in Berlin 
1773 und ebenso in Potsdam 1784 das Recht verliehen wurde. 
bei den katholischen Militärpersonen die Parochialhandlungen aus- 
zuüben 
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Nur eine Ausnahme von dem lutherischen Pfarrzwange wurde 
für den reformierten Hofprediger bei der Hof- und 
(sarnisonkirche in Potsdam seit ihrer 1732 erfolgten Gründung 
gemacht. indem ihm ohne weitere Einschränkung das Recht zu- 
gestanden war, bei den Reformierten der Potsdamer Garnison alle 
Parochiallhandlungen vorzunehmen, während anderswo auch den 
Reformierten gegenüber der lutherische Pfarrzwang bestehen 
blieb. 

Dieses Verbot der Verrichtung der Parochialhandlungen durch 
den katholischen Geistlichen, welches in dem Renovierten Militär- 
Konsistorial-Reglement von 1750 von neuem sanktioniert war. 
veranlaßte eine Anzahl von Beschwerden an den König, welche 
dessen Aufhebung bezweckten: Eine derartige Beschwerde des 
Dominikanerkonventes in Wesel, welche kurz nach 
Publikation des gt. Reglements eingereicht wurde, beschied der 
König negativ. Denselben Erfolg hatte die Beschwerde des Bi- 
schofs von Ermland hinsichtlich des seiner Jurisdiktion unter- 
stehenden Herzogtums Preußen. Der Bischof von Roer- 
monde. zu dessen Diözese das Oberquartier von Geldern ge- 
hörte, verwies darauf, daß die Bestimmungen des gt. Reglements 
in Widerspruch ständen mit dem Vertrage von Utrecht von 1713. 
Er erhielt vom König die Antwort, daß das gt. Reglement an den 
bisherigen Zuständen nichts ändern wolle. Das Generalvika- 
riat von Breslau, welches die kirchlichen Interessen von 
Schlesien dieserhalb vertrat, erhielt nach langen Hin- und Her- 
streitigkeiten erst 1774 den Bescheid, daß die katholischen Geist- 
lichen bei den Soldaten ihrer Konfession nach Erlegung der Stol- 
taxe an die evangelischen Feldprediger die Ministerialhandlungen 
gratis vornehmen dürften. Die Anfrage des katholischen Gene- 
rals v. Rothenburg und des Kammerherrn Frhr. v. Sveörts 
1751, ob nicht in den der Hedwigskirche in Berlin segebenen 
Privilegien eine Aufhebung des Verbots enthalten sei, wurde vom 
König in mehreren Kabinettsordres verneint. Denselben Erfolg 
hatte 1773 die Vorstellung des Feldpaters Elberfeld. 
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Im übrigen achtete Friedrich Ill. die religiösen Bedürfnisse 
der katholischen Soldaten und förderte in mancher Hinsicht das 
bestehende katholische Militärkirchenrecht!. 

2. Unter Friedrich Wilhelm II. (1786—97) blieb das katho- 
lische Militärkirchenwesen im wesentlichen ohne Veränderungen. 
Das Woellnersche Religionsedikt vom 9. Juli 17882, 
welches mit dem bisberigen Territorialsystem brach und die ka- 
tholische Konfession mit den beiden andern christlichen Konfes- 
sionen als gleichberechtigt erklärte, hatte auf das einheitlich or- 
ganisierte Militärkirchenwesen vor der Hand keinen Einfluß, letz- 
teres behielt vorläufig seinen lutherischen Charakter. Der 
Streit wegen Verrichtung der Parochialhandlungen durch die ka- 
tholischen Militärgeistlichen dauerte fort und wurde auch durch 
dıe Kabinettsordre vom 21. Dez. 1786, wonach Garnison- und 
Feldprediger nur für den Militärstand. sowie Zivilprediger für 
alles, was nicht Soldat ist. berufen sind und Eximierte sich jeder- 
zeit nach Willkür zu beliebigen Kirchen halten können, nicht bei- 

gelegt. Es bildete sich aber seit dieser Zeit ın allen Provinzen 
die Praxis aus, daß die lutherischen Feldprediger das Dimissoriale 
zur Vornahme von Parochialhandlungen durch den katholischen 
Geistlichen ohne Weigerung ‘erteilten, wenn die Stolgebühren an 
den Feldprediger und seinen Küster bezahlt waren. 

Die Abhaltung des Gottesdienstes richtete sich, soweit nicht 
besondere katholische liturgische Vorschriften entgegenstanden, 
nach dem Reglement für die Infanterie von 1743 und den dazu 


ı Welche Ansichten ihn dabei leiteten, zeigt ein Brief, den er am 
2. Dez. 1740 an den Generalleutnant v. Marwitz richtete: „Mein lieber 
Generalleutnant v. Marwitz. Sie sollen mir sogleich in den katholischen 
Klöstern von Halberstadt einen Priester auswiählen. der mir als Feldprediger 
bei den Regimentern, die ins Feld ziehen sollen, in Vorschlag gebracht 
werden kann. Das Priesterlein braucht nicht intelligent zu sein. im Gegen- 
teil: je dümmer, desto besser (plus il sera bete, mieux cela vaudra). Ich 
will auch keinen Intriganten, und Sie werden mir Bescheid geben. Uebri- 
gens werden Sie die Ansicht so ordnen, daß dieser katholische Pater sich 
spätestens Ende der nächsten Woche nach Berlin begibt. Ich bin usw.“ 
(Köln. Volkszt. d. 21. Sept. 1908, No. 815). 

® Bornhak, Geschichte des preuß. Verwaltungsrechts (1885) Bd. Il 
S. 358 f. 
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durch das Militär-Konsistorial-Reglement von 1750 hinzugefügten 
Vorschriften. 

Das Schlimmste bei allem dem lag darin, daß die katholı- 
schen Militärgeistlichen einer katholischen kirchlichen Oberbe- 
hörde entbehrten. Wie die katholischen (und reformierten) Sol- 
daten damals den lutherischen Militärkirchengemeinden angehörten, 
so unterstanden die katholischen (und reformierten) Feldgeistlichen 
damals unter dem lutherischen Feldpropst, welchen Titel 
der erste Geistliche der lutherischen Feldinspektion seit 1717 
führte. Die Beauftragung dieser katholischen Geistlichen durch 
die verschiedensten Bischöfe entbehrte, insbesondere zur Kriegs- 
zeit, der Rechtsgültigkeit. Denn nach katholischem Kirchenrecht 
ıst ein Bischof nur in dem ihm von der obersten Kirchenbehörde 
zugewiesenen Territorium (Diözese oder Päpstliche Delegatur) zu 
handeln berechtigt. Die kirchlichen Handlungen, welche dem ent- 
gegen vorgenommen werden, sind widerrechtlich, bzw. nichtig, so 
die Uebertragung und Ausübung der Beichtjurisdiktion, die An- 
stellung von Pfarrern, die Eheassistenz usw.!. 

Schon oben (S. 278) ist vermerkt worden, daß der König 
1736 die Bitte des Dominikanerpaters Torck, ihn mit dem Titel 
eines katholischen Feldpropstes zu begnadigen, abschlägig be- 
schied. Bereits im 7jährigen Kriege (1756—63) hatte der Pater 
Ertzel, ohne den Titel katholischer Feldpropst zu haben, die Stel- 
lung eines solchen inne; seine Befugnisse sind niedergelegt in den 
vom General-Feldmarschall v. Schwerin, welcher ihn berief, ıhm 
am 8. Oktober 1756 erteilten „General-Grundregeln, wonach der 
Pater Ertzel sich bey dem Feldpateramte zu achten hat“. 

‘Der Titel „Katholischer Feldpropst“ wurde zum ersten Male 
im Bayerischen Erbfolgekriege (1778—79) verliehen, und zwar 
nicht dem in Berlin zurückbleibenden Militärgeistlichen und ersten 
Priester an St. Hedwig, dem Dominikanerpater Elberfeld, sondern 
dem das Heer begleitenden Karmeliterpater Bonaventura. Die 


ı Freisen, Die kathol. Feldpropstei im bayerischen Heere (Archiv 
d. öff. R.s (1912), Bd. 28 S. 4435). 
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demselben von dem Generalvikar der Diözese Breslau, Weihbischof 
von Strachwitz erteilte Jurisdiktion über die katholischen Soldaten 
des Feldheeres war nach dem oben angegebenen Grundsatze des 
katholischen Kirchenrechts rechtsungültig. Nach dem Feldzuge 
ging diese Feldcharge wieder ein, dagegen wurde der Titel „Feld- 
propst“ dann dem ersten Geistlichen an der St. Hedwigskirche in 
Berlin verliehen; seit 1779 findet sich dieser Titel bei Elberfelds 
Nachfolger, dem Pater Meisner, ebenso bei dem dann folgenden 
ersten Geistlichen an St. Hedwig, dem Pater Kirchhoff (F 1799) 
und dann bei dem Pater Wegerich. Dieser Titel blieb aber neben 
dem des ersten Geistlichen an St. Hedwig auch weiterhin im 
Kriegsfall als Feldtitel für den ersten Feldgeistlichen bestehen. 
Der für den ersten Koalitionskrieg (1792—95) bestellt gewesene 
Feldpropst Schorenstein führte den Titel auch späterhin als Mili- 
tärgeistlicher in Berlin zugleich mit dem an St. Hedwig ange- 
stellten Wegerich weiter, ohne daß damit eine feldpropsteiliche 
Amtsbefugnis verbunden war. 

3. Traurig war es um die katholische Militärseelsorge unter 
der Regierung Friedrich Wilhelms III. (1797—1840) bestellt. Zu- 
folge des RDHschlusses hob eine Kabinettsordre vom 14. Juli 
1804 die Halberstädter Klöster auf. Das dortige Dominikaner- 
kloster, welches fast 100 Jahre für die katholischen Soldaten im 
preußischen Heere die Militärgeistlichen geliefert hatte, war auf 
den „Aussterbeetat“ gesetzt. Die katholischen Militärgeistlichen 
nahm man von da ab aus dem Zivilklerus der katholischen Provinzen. 

Die Schlachten von Jena und Auerstädt 1806, welche das 
preußische Heer fast ganz vernichteten, gaben auch dem katho- 
lischen Militärkirchenwesen den Todesstoß. Von da ab wurden 
keine katholischen Militärgeistlichen mehr angestellt. Der erste 
Geistliche an St. Hedwig in Berlin hörte auf der erste katholische 
Militärgeistliche zu sein, er führte von da ab den Titel eines 
Propstes und Pfarrers von St. Hedwig. Katholischer Militär- 
gottesdienst fand nicht mehr statt, die katholischen und refor- 
mierten Soldaten waren aber auf Anordnung des Königs verpflichtet, 


286 Abhandlungen. 


einmal im Monate dem lutherischen Militärgottesdienste beizuwohnen. 

Das frühere Militär-Konsistorial-Reglement von 1750 wurde 
ersetzt durch „Königlich Preußisches Militär-Kirchen-Reglement* 
vom 28. März 1811. Dieses letztere sah katholische Feldprediger 
nur für den Kriegsfall vor. es sprach jedoch den katholischen und 
reformierten Militärpersonen das Recht zu, nicht bloß dem Gottes- 
dienste ihrer Konfession (abgesehen von dem gemeinschaftlichen 
lutherischen Gottesdienste im Monat) beizuwohnen, sondern auch 
das Recht, die Parochialhandlungen für sich und ihre Angehöri- 
gen durch einen Geistlichen ihrer Konfession vornehmen zu lassen, 
wenn sie Gelegenheit dazu hätten. Im übrigen blieben sie, wie 
bisher, Mitglieder der lutherischen Militärkirchengemeinde. Es 
machte sich aber immer mehr der Mangel einer geordneten ka- 
tholischen Militärseelsorge fühlbar. Bereits im Sommer 1812 
knüpfte das Kultusministerium dieserhalb Verhandlungen mit den 
preußischen Bischöfen an, welche ihre Bereitwilligkeit. für den 
Militärgottesdienst zu sorgen, erklärten. Der Feldzug gegen Rub- 
land 1812 machte den weiteren Verhandlungen ein Ende. 

Für die in diesem russischen Feldzuge mobil gemachten 3 
Brigaden waren nur zwei katholische Feldgeistliche vorgesehen, 
welche der Bischof von Ermland zur Verfügung stellte. Da der 
eine aber wegen Kränklichkeit den Posten nicht annehmen konnte, 
stellte der Fürstbischof von Breslau auf Ersuchen des Kultus- 
departements den zweiten zur Verfügung. Der Ermländer Geist- 
liche erhielt vom Bischof von Ermland, der Breslauer vom Fürst- 
bischof von Breslau die erforderliche Jurisdiktion und die be- 
treffenden Fakultäten. 

Die katholischen Feldgeistlichen unterstanden nach wie vor 
dem lutherischen Feldpropst. Streitigkeiten über dieses Rechts- 
verhältnis veranlaßten im Jahre 1812 das Kultusdepartement, für 
die katholischen Feldgeistlichen eine Instruktion auszuarbeiten, 
welche der im Jahre 1717 für den interimistischen (lutherischen) 
teldpropst erlassenen Instruktion als Anhang. beigefügt wurde. 


! Diese Beauftragung war ebenso widerrechtlich und daher rechtsun- 
gültig wie die im bayerischen Erbfolgekriege. 
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Diese Instruktion von 1812 regelte das Verhältnis der katholischen 
Feldgeistlichen zum evangelischen Feldpropst dahin, daß die 
ersteren dem letzteren diejenigen Listen einzureichen hatten, welche 
er zur Ergänzung der Kirchenbücher für nötig erachtete, daß sie 
ferner ihm alle zwei Monate über die Abhaltung des Gottesdienstes 
Bericht erstatten und daß sie Weisungen und Ermahnungen für 
ihr dienstliches und persönliches Verhalten mit Achtung von ihm 
entgegennehmen. Somit war das Subordinationsverhältnis folgen- 
des: In militärischer Hinsicht unterstanden die katholischen Feld- 
geistlichen dem Brigadekommandeur, hinsichtlich der geistlichen 
Amtsführung ihrem Diözesanbischof und hinsichtlich der äußeren 
Amtstätigkeit dem lutherischen Feldpropst. Die Anstellung der 
katholischen Feldgeistlichen erfolgte jedoch nicht durch den luthe- 
rischen Feldpropst, sondern anfangs durch den König und das 
Ministerium, später zum 7jährigen Kriege durch den Oberkom- 
mandierenden der Armee; die betreffenden Geistlichen hatten sich 
aber beim lutherischen Feldpropst zu melden und von ihm die 
Anweisung in ihre Stellen entgegen zu nehmen. 

In den Befreiungskriegen (1813—14) waren anfangs wiederum 
nur zwei katholische Feldgeistliche, der eine aus der Diözese 
Ermland, der andere aus der Diözese Breslau, angestellt. Auf 
Drängen des Breslauer Generalvikars, Grafen Schimonski und des 
Generals v. Blücher verordnete eine Kabinettsordre vom 27. Juli 
1813, daß jedes der drei Armeekorps einen katholischen Feldpre- 
diger und jedes der drei Korpslazarette einen katholischen Lazarett- 
geistlichen erhalte. Diese neu hinzugekommenen Geistlichen stellte 
die Diözese Breslau. In dem Feldzuge von 1815 waren für jedes 
der 7 Armeekorps je 2 katholische Feldgeistliche angestellt, näm- 
lich 7 für den Felddienst und 7 für den Lazarettdienst. 

Jedesmal nach Beendigung des Krieges traten die Feldgeist- 
lichen außer Dienst und wurden von der Regierung für gute 
Pfarreien vorgeschlagen. Ihre Beauftragung durch den Bischof 
von Ermland bzw. den von Breslau entbehrte auch hier wegen 
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des oben (S. 284) angegebenen kirchenrechtlichen Grundsatzes der 
Rechtsgültigkeit. 

Als Preußen durch den Wiener Kongreß 1815 zwei fast ganz 
katholische Provinzen, Rheinland und Westfalen, erhielt, wurden 
vielfache Stimmen laut, welche auf die Vernachlässigung der ka- 
tholischen Militärseelsorge gegenüber der lutherischen hinwiesen 
und in dieser Beziehung die Herstellung voller Parität verlangten, 
woraufhin auch die Regierungsbehörden sich mit der Angelegenheit 
befaßten. Der König wies jedoch die ihm unterbreiteten Vorschläge 
in barscher Weise zurück. Die später zur Regelung dieser Angelegen- 
heit regierungsseitig eingesetzte Kommission machte den Vor- 
schlag, in den größeren Garnisonen der katholischen Provinzen 
katholische Militärgeistliche im Hauptamte anzustellen, in den 
übrigen Garnisonen aber Zivilgeistliche mit der katholischen Mili- 
tärseelsorge zu betrauen, außerdem sollte ein regelmäßiger katho- 
lischer Militärgottesdienst eingerichtet werden und auf diese Weise 
die katholischen Soldaten von dem Zwang zur Teilnahme am 
lutherischen Militärgottesdienste befreit werden. Aber sowohl diese 
Vorschläge wie die Bitten der Rheinischen Provinzialstände von 
1827 und des Westfälischen Provinziallandtages von 1831 beschied 
der König in derselben abschlägigen Weise. 


Il. Die katholische Militärseelsorge nach der 
MKO. von 1832. 


1. Die „Neue Preußische Militärkirchenord- 
nung“ vom 12. Febr. 1832 (= MKO.) änderte an dem bis- 
herigen exklusiv evangelischen 1 Charakter der preußischen Mili- 
tärseelsorge wenig und brachte so dem katholischen Militärkirchen- 
wesen keine wesentliche Verbesserung. . 

Der exklusiv evangelische Charakter der MKO. kommt in 


ı Die Union der protestantischen Kirchen in Preußen erfolgte 1817, im 
Anschluß daran verordnete eine preuß. kgl. Kabinettsordre vom 3. April 
1821 die Bezeichnung „evangelisch“ statt „protestantisch“ für den amtlichen 
Verkehr. 
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folgendem zum Ausdruck: Katholische Militärgeistliche sind nur 
für den Kriegsfall vorgesehen, in Friedenszeit wird die katho- 
lische Militärseelsorge durch beauftragte Zivilgeistliche versehen. 
Die Zahl der während des Krieges anzustellenden evangelischen 
und katholischen Geistlichen wird nach dem dann eintretenden 
Bedürfnisse bestimmt ($ 1). Der evangelische Feldpropst steht an 
der Spitze der gesamten Militärgeistlichen, ist somit auch höchster 
Vorgesetzter der katholischen Militärgeistlichen. Die Auswahl der 
mit der katholischen Militärseelsorge im Frieden zu beauftragenden 
katholischen Zivilgeistlichen erfolgt durch die evangelischen Pro- 
vinzial-Konsistorien unter Konkurrenz der betreffenden bischöf- 
lichen Behörde, während der Kultusminister die Genehmigung er- 
teilt ($ 20). Dasselbe gilt für die während des Krieges anzustel- 
lenden katholischen Militärgeistlichen ($ 18). Während des Krie- 
ges gehen in bezug auf die kirchlichen Verhältnisse der im Felde 
stehenden Truppen alle sonst den Konsistorien obliegenden Pflich- 
ten und zustehenden Befugnisse auf den evangelischen Feldpropst 


über ($ 2 e). 


Der evangelische Pfarrzwang in den Militär-Kirchengemein- 
den bleibt aufrecht erhalten. Da die Konfession der einzelnen 
Individuen auf die Parochialverbältnisse von keinem Einfluß ist 
($ 38), gelten die evangelischen Militärprediger als die ordentlichen 
Pfarrer auch der katholischen Militärangehörigen. Der mit der 
Militärseelsorge betraute katholische Geistliche ist zwar befugt, 
die Parochialrechte bei den ihm zugewiesenen Militärangehörigen 
in derselben Weise auszuüben wie in Hinsicht der Mitglieder sei- 
ner Zivilgemeinde ($ 41), ebenso benötigen die römisch-katholi- 
schen Mitglieder der Militärgemeinden, um die betreffenden actus 
ministeriales von einem Geistlichen ihrer Konfession verrichten zu 
lassen, niemals eines Dimissoriale von dem evangelischen Militär- 
prediger, zu dessen Gemeinde sie ihrem Dienstverhältnisse nach 
gehören ($ 45), der evangelische Pfarrzwang kommt aber darin 
wieder zum Avsdruck, daß der mit der katholischen Militärseel- 
sorge beauftragte Zivilgeistliche, wenn am Orte ein evangelischer 

20* 
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Militärgeistlicher sich befindet, unmittelbar nach vollzogener Taufe 
und Trauung, entgegengesetzten Falles aber am Schlusse des Jah: 
res dem Militärgeistlichen, zu dessen Parochie die betreffenden 
Individuen nach den in $ 38 enthaltenen Bestimmungen gehören, 
durch abschriftliche Mitteilung der während des abgelaufenen 
Jahres für diese ihm übertragene Militärgemeinde geführten Tauf- 
und Trauungsregister, denen auch eine Abschrift des Sterbere- 
gisters beizufügen ist, zum Behufe der Eintragung in das Militär- 
kirchenbuch Anzeige zu machen hat ($ 41), andererseits schließt 
die den römisch-katholischen Mitgliedern der Militärgemeinde zu- 
stehende Befugnis, alle sie betreffenden geistlichen Handlungen 
durch einen Geistlichen ihrer Konfession verrichten zu lassen. die 
Befugnis und Verpflichtung des evangelischen Militärpredigers, zu 
dessen Gemeinde sie nack $$ 38—44 gehören, wenn sie es wün- 
schen sollten, diese Handlung, vorausgesetzt, daß sie zu den auch 
in der evangelischen Kirche vorkommenden gehört, nach dem Ritus 
derselben zu verrichten, nicht aus ($ 46). 

Zur Ausführung des $20 (MKO.), betreffend Auswahl und 
Beauftragung der katholischen Zivilgeistlichen mit der Militärseel- 
sorge, erging ein den Bischöfen abschriftlich mitgeteiltes Reskript 
des Kultusministers v. Altenstein vom 25. Juni 1832 an sämtliche 
Konsistorien, worin sie aufgefordert werden, unter Mitwirkung der 
betreffenden Generalkommandos die Garnisonplätze auszumitteln, 
wo katholische Militärpersonen sich stationiert befinden und wo 
ein katholischer Gottesdienst bestehe, wobei zugleich die Seelen- 
zahl des katholischen Militärs anzugeben sein werde. Diese Nach- 
richten hatten die Konsistorien der betreffenden bischöflichen Be- 
hörde mitzuteilen zugleich mit dem Ansinnen, einen oder nach 
Bedürfnis mehrere Geistliche vorzuschlagen, welche mit der Seel- 
sorge für das katholische Militär nach vorgängiger Genehmigung 
des Ministers der geistl. Angelegenheiten abseiten ihrer beauf- 
tragt werden könnten. Die Regelung dieser Angelegenheit zögerte 
sich aber noch Jahre hin. 

2. Kurz nach Erscheinen der neuen MKO. wurden lebhafte Kla- 
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gen darüber laut, daß in dem Erlasse die katholische Militärseelsorge 
aller Selbständigkeit, Organisation und ÖOberleitung, wie sie nach 
Kirchen- und Staatsrecht gefordert werden könne, entbehre. Der 
Erzbischof von Köln, Graf Spiegel von Desenberg, wandte sich 
dieserhalb in einer Immediateingabe an den König und sprach die 
Bitte aus, der König möge selbständige katholische Militärge- 
meinden errichten und auch in Friedenszeit katholische Militär- 
geistliche im Hauptamte mit Pfarrechten anstellen. Der König 
wies die Bitte des Erzbischofs ab. 

Es erhob sich darauf ein Sturm des Unwillens in den katho- 
lischen Provinzen, heftige Protestartikel in der Presse und wieder- 
holte Vorstellungen der Provinziallandtage. Die Bischöfe ver- 
weigerten mehrfach die Beauftragung der Geistlichen mit der 
Militärseelsorge. 

Endlich gab der König insofern nach, als er durch Kabinetts- 
ordre vom 22. April 1834 verfügte, daß in den 3 rheinischen Garni- 
sonen Köln, Trier und Koblenz je ein katholischer Militär- 
geistlicher „rersuchsweise“ im Hauptamte angestellt werden 
sollte. Die Ernennung sollte mit Genehmigung der Minister des 
Kultus und des Krieges durch den Oberpräsidenten der Rheinpro- 
vinz im Einvernehmen mit dem Generalkommando des VIII. Armee- 
korps und des Kölner bzw. Trierer Ordinariats erfolgen und der 
Gehalt dem der evangelischen Militärprediger gleich sein. Die 
königliche Ordre kam aber vor der Hand nicht zur Ausführung. 
Ebenso wurde der Antrag des Bischofs von Münster, dort einen’ 
eigenen Militärgeistlichen anzustellen, abschlägig beschieden. 

Das vorher erwähnte Reskript des Kultusministers von Alten- 
stein vom 25. Juni 1832, betreffend die Beauftragung der katho- 
lischen Zivilgeistlichen mit der Militärseelsorge, fand erst nach 
Jahren seine Ausführung, für Schlesien gegen Anfang des 
Jahres 1837. In dieser Provmz scheint die Regelung einseitig 
durch die Konsistorien in Verbindung mit dem Kultusministerium 
ohne alle Mitwirkung des Fürstbischofs stattgefunden zu haben". 

: Freisen, D. Mil.KR. S. 1041. 
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Als in den Kölner Wirren (1837—40) der Unmut der katho- 
lischen Kreise fast zur revolutionären Flamme emporloderte und 
dann die Regierungen sämtlicher Provinzen sich aus Gründen der 
Parität für die Anstellung katholischer Militärgeistlichen im 
Hauptamte in den katholischen Provinzen und Garnisonen mit 
überwiegender katholischer Besatzung aussprachen, gab auch der 
König den von ihm mit so großer Hartnäckigkeit verteidigten 
Grundsatz der Einheit des Militärkirchenwesens auf und verord- 
nete in einer Kabinettsordre vom 16. Dez. 1838 die den Bedürf- 
nissen entsprechende Anstellung von katholischen Militärgeist- 
lichen nach Vorschlag der Ministerien des Kultus und des Kriege. 


IV.Errichtung der katholischen provisorischen 
Feldpropstei (1848). 


1. Mit Friedrich Wilhelm IV. (1840—61) begann für die ka- 
tholische Kirche und damit auch für das katholische Militärkirchen- 
wesen eine neue Aera. Alsbald begann man mit Beratungen über 
die Ausführung der erwähnten Kabinettsordre von 1833 und über 
die Abänderung der MKO. Fördernd wirkte für die Angelegen- 
heit auch die vom König durch Ordre vom 12. Febr. 1841 einge 
setzte Katholische Abteilung im Kultusministe- 
rium. Die Verhandlungen zogen sich jedoch in die Länge. ıns- 
besondere vertrat das Kriegsministerium einen ablehnenden Stand- 
punkt, indem es noch ganz in den früheren Bahnen Friedrich 
Wilhelms III. wandelte. Der König ging jedoch seinen eigenen 
Weg. In einer Kabinettsordre vom 5. Mai 1845 gab er dem Ge- 
danken Ausdruck, der katholischen Militärseelsorge eine ähnliche 
Organisation zu geben wie der evangelischen, und verfügte. daß 
schon von da ab, wo ein dauerndes Bedürfnis vorliege, mit der 
Anstellung katholischer Militärgeistlicher vorgeschritten werden 
solle. Auf Grund dieser Ördre wurden auch schon einige katho- 
lische Militärgeistliche in selbständiger Stellung angestellt. auch 
wurde die Verpflichtung der katholischen Soldaten zur monat- 
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lichen einmaligen Teilnahme am evangelischen Militärgottesdienste 
aufgehoben. 

In einer weiteren Ordre vom 4. Febr. 1848 anerkannte der 
König das Bedürfnis, „die Hemmungen und Schwierigkeiten, welche 
die Abhängigkeit der katholischen Militärpersonen von verschie- 
denen inländischen und ausländischen Bischöfen mit sich führe, 
zu beseitigen“, zugleich erklärte er, „daß der jedesmalige Fürst- 
bischof von Breslau ein für allemal zum römisch-katholischen 
Armeebischof mit der Verpflichtung ernannt werde, seine dies- 
fälligen näher festzustellenden Fakultäten mittelst Delegation auf 
den von Mir zu nominierenden Feldpropst zu übertragen, hat Meine 
völlige Zustimmung. Es sind demgemäß mit dem Fürstbischof 
von Breslau und dem römischen Stuhle unverzüglich die erforderli- 
chen Verhandlungen anzuknüpfen.“ 

Die Verhandlungen mit dem Breslauer Fürstbischof begannen 
am 13. April 1849 und, nachdem der damalige Fürstbischof Frhr. 
v. Diepenbrock sich in entgegenkommender Weise geäußert hatte, 
wurde unter dem 13. Juli d. J. die Königliche Gesandtschaft in 
Rom mit näherer Instruktion in dieser Angelegenheit versehen. 
Das Resultat der Verhandlungen. welche in kurzer Zeit beendigt 
waren, ist niedergelegt in dem Apostolischen Breve vom 24. Okt. 
1849, über dessen Inhalt ein Zirkularreskript des Kultusministers 
v. Ladenberg vom 25. April 1850 sämtliche Oberpräsidenten in 
Kenntnis setzte‘, wie auch andrerseits den bischöflichen Ordina- 
riaten die erforderliche Benachrichtigung zuging. 

2. Vergleicht man den Inhalt des Breve mit der erwähnten 
Kabinettsordre vom 4. Febr. 1848, so ergibt sich, daß das Breve 
weit hinter dem Inhalt der Kabinettsordre zurückbleibt: der Papst 
hatte, wie das Breve besagt, gewünscht, die katholische Seelsorge 
für die preußische Armee, sofort als eine ständige Insti- 
t ution kanonisch zu begründen, mußte sich aber, da dies vor- 


1 Abdruck des Breve und des Zirkularreskripts in Archiv f. k. KR, 
(1874), Bd. 32 S. 322 ff., das Breve ist abgedruckt auch bei Langhäuser 
a. a. O. S. 196 f. 
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läufig nicht zu erreichen war (etsi tam utilem tamque salutarem 
rem stabili ratione statim constituere minime potuimus, veluti in 
Nostris votis fuisset), mit einer provisorischen Einrichtung be- 
gnügen, die darin bestand, daß er — donec aliter a Nobis et 
Apostolica Sede statuatur — dem damaligen Fürstbischof von 
Breslau die Seelsorge über die sämtlichen preußischen Truppen 
katholischen Glaubens zu Wasser und zu Lande übertrug mit der 
Befugnis, seine Fakultät auch anderen (vel uni vel pluribus) ge- 
eigneten Geistlichen zu subdelegieren ea ex parte, in qua pro loco 
et tempore expedire in Domino judicaveris. 

Die Beauftragung des Fürstbischofs von Breslau war ihm nur 
für seine Person gegeben, galt somit nicht für seine Nachfolger, 
sie hatte bloß den Charakter einer Delegation, nicht aber handelte 
es sich um ein selbständiges dauerndes Kirchenamt. Außerdem 
ist in dem Breve von einer Verpflichtung des Fürstbischofs 
von Breslau, seine Fakultäten als Delegat auf einen vom Könige 
zu nominierenden Feldpropst zu übertragen, keine Rede, sondern 
nur von einer Ermächtigung zu subdelegieren. 

Was die übrigen in der Delegation inbegriffenen Fakultäten 
betrifft, so hatte der Fürstbischof das Recht, für die preußischen 
katholischen Truppen Feldkapläne (catholicos capellanos) auszu- 
wählen mit der Befugnis, die Sakramente (mit Ausnahme der Fir- 
mung und Priesterweihe) zu spenden und die Parochialhandlungen 
(munia parochialia) zu verrichten für jene Truppen, die ihnen zu- 
gewiesen würden, ferner diesen Kaplänen Hilfspriester beizugeben 
mit gleichen oder geringeren Fakultäten, sodann diese Kapläne 
zu beaufsichtigen, zu suspendieren und zu bestrafen, endlich auch 
die Spezialfakultäten (Quinquennalfakultäten usw.)!, welche ihm 
für seine Diözese erteilt waren, auch für den gesamten Bereich 
der katholischen Truppen an jedem Orte auszuüben. 

3. Gemäß des so geschaffenen provisorischen Zustan- 
des ist dann auch in der Folge verfahren worden. Nachdem der 


ı Vgl. über diese Spezialfakultäten: Freisen, Verfassungsgeschichte 
usw. 8. 371, 
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Fürstbischof, Kardinal v. Diepenbrock, die nötigsten Maßregeln zur 
Einrichtung der katholischen Militärseelsorge getroffen und die 
betreffenden Geistlichen mit den nötigen Fakultäten und Anstel- 
lungsdekreten versehen hatten, genehmigte der König auf Antrag 
des Kultus- und des Kriegsministers vom 23. Jan. 1852 durch 
Kabinettsordre vom 19. Febr. d. J. „die provisorische Anstellung 
des Regierungs- und Schulrats Mencke zu Münster zum katholi- 
schen Feldpropst“. Der Kultusminister setzte durch Reskript vom 
4. März 1852 den p. Mencke davon in Kenntnis, daß seine „provi- 
sorische Anstellung als katholischer Feldpropst“ die königliche 
Genehmigung gefunden und er sich wegen Erteilung der erforder- 
lichen kanonischen Fakultäten seinerzeit an den Fürstbischof von 
Breslau, der ebenfalls von der erfolgten allerhöchsten Ordre in 
Kenntnis gesetzt sei, zu wenden habe. Diepenbrock erließ darauf 
am 12. Mai 1852 an Mencke eine eigene Bestallungsurkunde für 
seine Stellung als Subdelegat des Fürstbischofs, welche in den 
Anfangsworten den juristischen Charakter dieser Institution spre- 
chend zum Ausdruck bringt: „Melchior, durch Gottes Erbarmung ... 
provisorischer apostolischer Delegat für die Königlich Preußische 
Armee, eröffnen dem bisherigen Kgl. Regierungs-, Geistlichen- 
und Schulrat, Weltpriester Herrn Friedrich Felix Mencke, daß 
derselbe zum provisorischen Feldpropst für die Kgl. Preuß. Armee 
und zu Unserem, des provisorischen Apostolischen Delegaten Sub- 
delegaten ausersehen worden ist. Indem Wir hiermit“ usw. 
Nach dem im Januar 1853 erfolgten Tode des Fürstbischofs 
Diepenbrock war die Subdelegation des p. Mencke nach den ka- 
nonisch rechtlichen Grundsätzen über Delegation erloschen, und 
es war eine neue Delegation erforderlich, wenn das Amt des Feld- 
propstes weiter bestehen sollte. Der Nachfolger Diepenbrocks, 
Fürstbischof Förster, wie auch der Erzbischof von Köln, Kardi- 
nal v. Geissel, lehnten wegen der großen Ausdehnung ihrer Diö- 
zesen die Uebernahme dieses ihnen von der Preußischen Regierung 
angebotenen Amtes ab. Mencke wandte sich dann nach Rom, 
und die Kongregation für die außerordentliehen kirchlichen An- 
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gelegenheiten erneuerte ihm durch Dekret vom 10. Februar 1853 
alle diejenigen Fakultäten, welche ihm von Diepenbrock subdele- 
giert waren. 

Da nun aber Diepenbrock sich einige Fakultäten persönlich 
reserviert hatte, unter anderem das Dispensationsrecht bei ge- 
mischten Ehen, das Dispensationsrecht von einer oder zwei Ehe- 
proklamationen, das Recht unter Zustimmung der Diözesanbischöfe 
die für die Militärseelsorge erforderlichen Geistlichen zu berufen 
und sie für ihre Funktionen mit Jurisdiktion zu versehen, konnte 
man über den Umfang der Mencke durch die gt. Kongregation 
übertragenen Vollmachten mit Recht Zweifel erheben. Mencke 
setzte widerrechtlich die volle Uebertragung der seinerzeit 
Diepenbrock gewährten Fakultäten auch an ihn als etwas 
Selbstverständliches voraus, wandte sich jedoch der Sicherheit 
halber am 21. März 1853 an den Apostolischen Nuntius in Wien 
und am 12. Juli 1853 an den Apostolischen Stuhl mit der Bitte, 
man möge ihn, falls seine Annahme irrig sei, rektifizieren. Da 
eine Antwort nicht erfolgte, handelte er nach seiner ursprüng- 
lichen Auffassung weiter. 

Im Jahre 1859 wurde Mencke zum Dompropst in Münster 
ernannt. Auf sein an den Apostolischen Stuhl gerichtetes Gesuch, 
die von ihm bisher ausgeübten Fakultäten auf den regierungsseitig 
zu seinem Nachfolger ausersehenen seitherigen Propst an St. Hed- 
wig in Berlin, Pelldram zu übertragen, erfolgte am 11. Febr. 1859 
das im päpstlichen Namen von der Kongregation für die außer- 
ordentlichen kirchlichen Angelegenheiten ausgefertigte Dekret, 
welches dem Gesuche entsprach. Pelldram erhielt durch dieses 
Dekret seine Beauftragung ganz in derselben Form und mit den- 
selben Fakultäten, wie dies bei Mencke durch das Dekret dersel- 
ben Kongregation vom 10. Febr. 1853 geschehen war. Neben 
diesem päpstlichen Anstellungsdekret erhielt Pelldram am 
12. April 1859 noch ein königliches Anstellungspatent. Da 
auch er über den Umfang seiner Beauftragung dieselben Zweifel, 
wie sein Vorgänger, hatte, wandte er sich am 7. Okt. 1863 eben- 
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falls an den Apostolischen Stuhl und erhielt von der mehrfach 
genannten Kongregation im Namen des Papstes am 21. Okt. 1863 
den Bescheid, daß alle Akte, welche bei der irrigen Ausdehnung 
der Fakultäten etwa ungültig gewesen seien, saniert würden, außer- 
dem wurde Pelldram mit allen Fakultäten betraut, wie sie Fürst- 
bischof Diepenbrock ursprünglich gehabt hatte. 

Als Pelldram 1865 zum Bischof von Trier befördert wurde, 
und der damalige Divisionsgeistliche Dr. Koch in Berlin für die 
oberste Militärseelsorgestelle in Aussicht genommen war, wiederholte 
sich der frühere Vorgang: Auch Pelldram wandte sich betreffs 
der Beauftragung von Koch an den Apostolischen Stuhl und er- 
hielt am 24. Mai 1865 ex audientia Sanctissimi von der mehrge- 
nannten Kongregation die Ermächtigung: ut subdelegare possit ad 
beneplacitum S. Sedis Rev. Domino Augustino Koch omnes et 
singulas facultates, quae Oratori ipsi uti Praeposito copiis catho- . 
lieis Borussiae a praelaudata S. Congregatione die XI. februarii anno 
1859 concessae fuerint. Pelldram subdelegierte dann am 11. Juni 
1865 dem gt. Dr. Koch die bisher von ihm selbst ausgeübten 
Fakultäten — „usquedum Sanctae Sedi Apostolicae aliter non 
placebit* Dr. Koch sollte nur interimistisch bis zur definitiven 
Ernennung eines neuen Feldpropstes die Geschäfte desselben füh- 
ren. Er hat diese interimistische Stellung nicht lange innegebabt, 
da er bereits am 5. April 1866 als Domherr in Paderborn in- 
stalliert wurde. 


V. DefinitiveErrichtung der katholischen Feld- 
propstei (1868). 

1. Als ordentlicher Nachfolger Pelldrams war der Königs- 
berger Propst und Dekan Adolf Namszanowski in Aussicht ge- 
nommen; bereits im Febr. 1866 erhielt er durch den König seine 
Ernennung zum preußischen katholischen Feldpropst. Diese Er- 
nennung gab Veranlassung zu den Verhandlungen zwischen der 


1 Abdruck der im vorstehenden Text angeführten Schriftstücke s. im 
Archiv f. k. KR. (1874), Bd. 32 8. 90 ff. 
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Preußischen Regierung und dem Apostolischen Stuhle, welche die 
gegenwärtige Organisation der katholischen Militärseelsorge in 
Preußen herbeigeführt haben. 

Am 24. Febr. 1866 wurde dem preußischen Gesandten in Rom 
mit Ermächtigung des Königs der Auftrag erteilt, die erforder- 
lichen Schritte zur Regelung des katholischen Feldpropsteiamtes 
zu tun. Der Apostolische Stuhl war zwar mit diesem Vorhaben 
einverstanden, lehnte jedoch das Ersuchen der Regierung um 
einstweilige Verleihung der Fakultäten an Namszanowski ab und 
verlangte zunächst eine Verständigung über die für die Regelung 
der Angelegenheit grundlegenden Fragen, worauf die Regierung 
einging. Schon zu Beginn der Verhandlungen war festgesetzt 
worden, daß über das Resultat derselben kein förmlicher Vertrag 
zwischen dem König von Preußen und dem Apostolischen Stuhle 
geschlossen werden, sondern nur ein Notenaustausch stattfinden 
und dann das Resultat in einem päpstlichen Erektionsbreve fest- 
gelegt werden sollte. Dieser Notenwechsel zwischen Berlin und 
Rom wurde dann sehr lebhaft geführt, die Verhandlungen selbst 
dauerten zwei Jahre lang und brachten ein volles Einverständnis 
über alle Einzelheiten, welche niedergelegt sind in dem päpstlichen 
Breve vom 22. Mai 1868. 

2. Der Umfang der Jurisdiktion des Feldpropstes ist ausge- 
drückt in den Worten: Vicarius Castrensis sive Cappellanus Major 
separata ab ceteris Ordinarlis, iisque minime subjecta jurisdietione 
pollebit in eos omnes, qui sub Borussiae vexillis militant terra 
marique ubicunque gentium fuerint, atque in omnes et siugulos 
fideles, qui ad Borussiae exereitum secundum leges pertineant. 

Der erste Satz (qui sub Bor. vex. militant) besagt, daß die 
feldpropsteiliche Jurisdiktion sich über alle eigentlichen 
Soldaten des preußischen Heeres erstreckt. Der zweite Satz 
(atque in omnes et sing. .. pertineant) ist eine Erweiterung des 
ersteren (daher atque) und besagt, daß dieser Jurisdiktion auch 
alle unterstehen, welche nach den gesetzlichen Bestimmungen zum 
aktiven preußischen Heere gehören, nämlich die Militärbeamten 
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und die Zivilbeamten der Militärverwaltung, Militärärzte, Mit- 
glieder der Landgendarmerie, Zöglinge der Kadettenhäuser und 
sonstigen militärischen Anstalten, nebst den Ehefrauen und Kindern 
der genannten Personen. 

Diese Jurisdiktion ist eine ausschließliche (privative), 
nicht kumulative mit den anderen Bischöfen!. Die Feld- 
propstei wird zu einem dauernden selbständigen Amte errichtet, 
sein Inhaber erhält zugleich die bischöfliche Würde auf den Titel 
einer Diösese in partibus infidelium, wird vom Papste nach Ver- 
ständigung mit dem Könige von Preußen ernannt, mit den Fakul- 
täten wie andere Capellani Majores ausgestattet, empfängt von 
der Preußischen Regierung seinen Gehalt und residiert in Berlin. 

Unter ihm und mit ihm üben die Seelsorge eine Anzahl Mili- 
tärgeistlicher, Cappellani minores genannt, über welche der Feld- 
propst ebenfalls die volle bischöfliche Jurisdiktion übt und aus 
deren Reihen er einen zum Vicarius generalis bestimmt; auf den 
letzteren gehen bei Erledigung des feldpropsteilichen Amtes die 
Jurisdiktion und Fakultäten des Amtes bis zur Wiederbesetzung 
über. Diese Cappellani minores sind tatsächlich Pfarrer (cum 
reapse parochi censendi sint)?, sie erhalten ihre Anstellung wie 
Fakultäten vom Feldpropst und sollen innerhalb drei Tagen nach 
ihrer Ankunft dem Ortspfarrer ihre Vollmachten vorzeigen, wor- 
auf der letztere dann verpflichtet ist, ihnen zur Ausübung der Seel- 
sorge seine Pfarrkirche zur Disposition zu stellen. Da es der 
Feldpropstei an Anstalten gebricht, die zur Militärseelsorge er- 
forderliehen Geistlichen selbst heranzubilden und zu ordinieren, 


1 Die Jurisdiktion des österreich. Armeebischofs ist dagegen eine ku- 
mulative; vgl. Haring, Die militärgeistl. Jurisdiktion in Oesterreich- 
Ungarn (Kath. Kirchenzeitung [1916] No. 20). 

* In Wirklichkeit sind sie nach katholischem eher 
obwohl sie alle Pfarrrechte besitzen, nur cappellani, daher auch frei von 
der Meßapplikationspflicht pro populo. Nach staatlichem Recht 
sind sie wirkliche Pfarrer. Vgl. Freisen, Die Pflicht der Meßapplikation 
pro populo, insbesondere die Freiheit der Militärgeistlichen von derselben 
(Deutsche Zeitschr. f. KR. [1916], Bd. 25 S. 140 ff.). 
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werden die Diözesanbischöfe, an welehe sich der Feldpropst um 
Ueberlassung der nötigen Geistlichen wendet, ermahnt, seinen 
Wünschen in einer Weise entgegenzukommen, die dem Seelenheil 
der Gläubigen entspricht. Die Regierung soll vor der Anstellung 
der Cappellani minores angefragt werden, ob sie an denselben 
Ausstellungen zu machen habe, ebenso soll sie bei beabsichtigter 
Vermehrung der Seelsorgestellen in Mitberatung gezogen wer- 
den. Der Staat zahlt den Cappellani minores einen entsprechen- 
den Gehalt und später Pension, sie erhalten eine Uniform und den 
passenden militärischen Rang. 

3. Nach Aushändigung des Breve an die Preußische Regie- 
rung einigte sich letztere bald mit dem Apostolischen Stuhle über 
die Personenfrage. Namszanowski wurde zunächst im geheimen 
Konsistorium vom 22. Juni 1868 zum Titularbischof von Agatho- 
polis präkonisiert und erhielt bald darauf durch päpstliches Breve 
vom 24. Juli d. J. die kanonische Einsetzung in das neugeord- 
nete Feldpropsteiamt. Die landesherrliche Bestallungs- 
urkunde wurde ausgefertigt am 19. Sept. d. J. und bezieht sich 
zugleich auf die Marine, von der in den früheren könig- 
lichen Bestallungsurkunden keine Rede ist. In dem päpst- 
lichen Anstellungsbreve, auch dem vom 24. Okt. 1849 ist da- 
gegen vom Landheer und der Marine die Rede!. Nach der am 
11. Okt. 1868 im Dom zu Frauenburg erfolgten Konsekration 
zum Bischof, trat der neue Feldpropst am 3. Nov. d. J. sein 
Amt an. 


De EEE 


ı Abdruck des päpstlichenErrichtungsbreves s. im Archiv 
f. k. KR. (1868), Bd. 20 S. 482 ff, bei Langhäuser a. a. O. S. 206ff., 
Richter-Vollmar. Kath. militärkirchl. Dienstordn. (1904) S. 92 ft., des 
päpstl.Ernennungsdekrets für Namszanowski in einer deutschen 
Uebersetzung in der „Germania“ No. 125 vom 6. Juni 1872, im lateinischen 
Urtext bei Friedberg, Der Staat und die Bischofswahlen (1374), Bd. I 
S.269#. Die landesherrliche Bestallungsurkunde für 
Namszanowski stimmt bis auf unerhebliche Nebenumstände mit dem für 
Pelldram ausgestellten Patente überein, bezieht sich aber außerdem auch 
auf die preuß. Marine (Arch. f. k. KR. [1874], Bd. 32 S. 94 ff., 286). 
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4. Das päpstliche Breve ist vom Könige weder verkündigt, 
noch auch förmlich anerkannt worden, wahrscheinlich wolite sich 
die Regierung dadurch freie Hand behalten. Mehrere Forderun- 
gen desselben sind bis heute noch nicht erledigt. Im übrigen hat 
die neue Einrichtung, durch welche die katholische Militärseel- 
sorge der evangelischen, wenn auch nicht vollständig, gleichge- 
stellt wurde, der Preußischen Regierung bei den Katholiken in 
ganz Deutschland einen bedeutenden Zuwachs von Sympathie und 
Vertrauen erworben, ja auch außerhalb der deutschen Staaten ver- 
folgte man die Einrichtung mit großer Aufmerksamkeit und suchte 
sich über die näheren Details zu informieren, namentlich geschah 
solches von seiten der Französischen Regierung. 


VI Staatliche Suspendierung der katholischen 
Feldpropstei (1873—1888). 


1. Das gute Einvernehmen der Preußischen Regierung zu der 
neuen Einrichtung hatte nur kurze Dauer. Mehrere Streitobjekte 
bildeten die Unterlage eines gegen Namszanowski eingeleiteten 
Disziplinarverfahrens, zufolgedessen das katholische Feldpropstei- 
amt bis auf weiteres aufgehoben und Namszanowski mit Warte- 
geld einstweilen in den Ruhestand gesetzt wurde.. 

Der erste Streit drehte sich um die St. Pantaleonskirche in 
Köln. Diese Kirche, früher Nonnenklosterkirche, dann bis Ende 
1818 die Hauptpfarrkirche der katholischen St. Pantaleons-Pfarrei 
wurde durch Kabinettsordre vom 8. Nov. 1818 zur evangeli- 
schen Garnisonkirche bestimmt. Als später für die 
katholischen Soldaten ein besonderer Gottesdienst eingerichtet 
wurde, erhieltdie katholische Militärgemeinde gemäß 
Uebereinkunft zwischen Erzbischof v. Geissel und der Preußischen 
Regierung vom 15. März 1850 den Mitgebrauch an der Kirche. 
Der preußische Kriegsminister v. Roon gewährte dann im Anfang 
der 70er Jahre der altkatholischen Gemeinde zu Köln 
ohne jegliche Rücksprache mit dem katholischen Feldpropst eben- 
falls ein Mitgebrauchsrecht an der genannten Kirche, welche Ver- 
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fügung der Gouverneur von Köln, Generalleutnant v. Frankenberg 
am 12. Jan. 1872 dem damaligen katholischen Garnisonspfarrer 
Lünnemann in Köln mitteilte. Namszanowski verfügte darauf an 
Lünnemann am 14. Jan. 1872, daß, falls der exkommunizierte alt- 
katholische Pfarrer Altardienste in der genannten Kirche vor- 
nehme, dieselbe für den katholischen Gottesdienst eo ipso ge- 
schlossen sei. Zugleich wies er ihn an, den Gouverneur von dieser 
Verfügung in Kenntnis zu setzen und ihn zu bitten, auf die Ge- 
winnung einer anderen Kirche für Abhaltung des katholischen 
Militärgottesdienstes bedacht zu nehmen, auch wandte sich der 
Feldpropst an den Erzbischof von Köln mit der Bitte, dem Gami- 
sonpfarrer Lünnemann auf dessen Ersuchen eine andere Kirche 
zu gedachtem Zwecke zu überweisen. 

Von beiden Schritten setzte dann der Feldpropst am 19. Jan. 
1872 ebenfalls das Kriegsministerium in Kenntnis mit der Bitte, 
der katholischen Militärgemeinde in Köln entweder die Wieder- 
benutzung der St. Pantaleonskirche in der durch die Vorschriften 
der katholischen Kirche gezogenen Grenzen möglich zu machen 
oder zu gestatten, daß die katholischen Militärpersonen nicht in 
eine Kirche gezwungen würden, die dem katholischen Priester 
durch die Gesetze der Kirche interdiziert sei. Da Lünnemann 
den Standpunkt vertrat, daß die St. Pantaleonskirche als evange- 
lische nicht Gegenstand eines interdietum locale oder einer ces- 
satio a divinis sein könne, wiederholte der Feldpropst seinen Er- 
laß vom 14. Jan. 1872 in zwei weiteren Erlassen vom 19. und 27. 
Jan. d. J. 

Am 2. Februar 1872 hielten die Altkatholiken ihren ersten 
Gottesdienst in der genannten Kirche; Lünnemann stellte darauf 
den Gottesdienst in derselben ein und beschränkte sich auf die 
Sakristei. Es folgten dann Verhandlungen im Staatsministerium. 
Das Ergebnis war ein Erlaß des Kriegsministers vom 1. März 
1872 an den Gouverneur von Köln, in welchem er angewiesen 
wurde, den katholischen Militärgottesdienst in der St. Pantaleons- 
kirche, sowie es bisher ortsüblich gewesen, wieder anzuordnen 
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und demzufolge den Divisionspfarrer Lünnemann mit dem erfor- 
derlichen Befehle zu dessen Abhaltung alsbald zu verseben. Am 
2. März d.J. erhielt der Feldpropst Abschrift von dem Erlaß mit 
der Auflage, die an p. Lünnemann erlassene, ihm die Abhaltung 
‚des Militärgottesdienstes untersagende Verfügung unverzüglich 
wieder zurückzunehmen; gleichzeitig wurde er auf seine Stellung 
als Militärbeamter und seine Pflicht, den Befehlen des Kriegs- 
ministers als seines unmittelbaren Vorgesetzten, nachzukommen, 
‚aufmerksam gemacht. 

Der Feldpropst wandte sich dann an den Apostolischen Stuhl, 
teilte am 4. März 1872 auch diesen Schritt dem Kriegsministerium mit, 
indem er die Hoffnung aussprach, daß durch die Bestimmung des 
Papstes die Beseitigung der Schwierigkeiten in befriedigender Weise 
erfolgen werde. Das Kriegsministerium antwortete am 6. März d. J., 
daß es vorläufig von der Zurücknahme des Verbots absehen wolle, 
‚In der Erwartung, daß der Feldpropst sich bis zu der erhaltenen 

‚Entscheidung von Rom aller weiteren Schritte enthalten werde. 
‚Lünnemann hielt dann wieder, ohne daß der Feldpropst eingriff, 
den sonntäglichen Gottesdienst in der St. Pantaleonskirche ab. 

Am 16. März 1872 traf das Antwortschreiben des Kardinal- 
‚staatssekretärs Antonelli ein. In demselben sprach der Papst seine 
volle Billigung über das vom Feldpropst in der Angelegenheit 
beobachtete Verfahren aus, woraufhin dann der letztere am 21. 
Mai d. J. dem Garnisonpfarrer Lünnemann unter Strafe der Sus- 
pension die Abhaltung des katholischen Militärgottesdienstes in 
der genannten Kirche auf solange hin untersagte, bis dem Feld- 
propste die amtliche Anzeige zugehe, daß die Kirche von den 
Altkatholiken nicht mehr benutzt werde. Unter demselben Datum 
benachrichtigte der Feldpropst den Kriegsminister von der Ant- 
wort des Apostolischen Stuhles wie der an Lünnemann ergangenen 
Verfügung und bat von neuem um Ueberweisung einer anderen 
Kirche in Köln zur Abhaltung des katholischen Militärgottes- 
'dienstes. Lünnemann erklärte darauf dem Kölner Gouvernement, 
daß er infolge Verfügung vom 21. Mai d. J. sein Amt in. der 


Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XXV. 3. >21 


804 Abhandlungen. 


Pantaleonskirche nicht mehr verwalten könne. Er wurde dann 
aus Anlaß dieser Erklärung wegen Ungehorsams gegen die An- 
ordnungen seines militärischen Vorgesetzten staatlich vom 
Amte suspendiert: das gegen ihn eingeleitete Disziplinarverfahren 
wurde jedoch wieder eingestellt, da er durch die am 1. Febr. 
1873 erfolgte Annahme der Pfarrei Erwitte i. W. (königl. Patronats) 
aus dem Militärverhältnis ausschied'. Nicht lange darauf er- 
hielt er eine vom König von Preußen zu vergebende Domherrnstelle 
in Münster in W., wo er vor nicht langen Jahren verstorben ist. 

2. Der Streit mit dem Feldpropst nahm dagegen seinen Fort- 
gang. Zu dem bisherigen Streitobjekte waren noch zwei andere 
hinzugekommen: dem Priester Grunert war von seinem Diözesan- 
bischof, dem Bischof von Ermland, das Amt eines Kuratus zu 
Insterburg übertragen, der Feldpropst beauftragte ihn zugleich 
mit der Wahrnehmung der Militärseelsorge bei den in den Städten 
Insterburg, Wehlau, Gumbinnen und Friedland in Garnison ste- 
henden katholischen Truppen. Wegen seiner Nichtunterwerfung 
unter die Beschlüsse des Vatikanischen Konzils der Exkommuni- 
kation verfallen, enthob ihn der Bischof von Ermland seiner Stell- 
ung als Kuratus von Insterburg und der Feldpropst untersagte 
ihm jede weitere Ausübung militärseelsorglicher Funktionen. Gru- 
nert wurde in der Fortsetzung seiner militärseelsorgerlichen Funk- 
tionen vom Kriegsministerium unterstützt und ein Erlaß des letz- 
teren vom 10. April 1872 machte dem Feldpropst den Vorwurf, 
daß er von seinem Vorgehen gegen Grunert weder dem Kultus- 
noch dem Kriegsminister vorher Anzeige gemacht habe. Der 
Feldpropst verwahrte sich in einem Schreiben vom 17. April d. J. 
gegen den ihm vom Kriegsministerrium gemachten Vorwurf unter 
Berufung darauf, daß er seine oberhirtliche Entscheidung nicht 
von der Zustimmung des Königl. Staatsministeriums abhängig 
machen könne und unter Protest gegen die ministerielle „Insi- 


! Die Darstellung bei Freisen, Mil.KR. S. 113 ist unrichtig; vgl. 
Arch. f.k. KR, Bd. 32 8.477; Pohl in d. Zeitschr. d. Savigny-Stiftung (1913) 
S. 589, 
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'nuation“, daß der katholische Feldpropst in die Kategorie der 


Militärbeamten gehöre. 

Ein anderes Streitobjekt wurde darin gefunden, daß der Feld- 
propst im April 1872 sich auf zwei Tage von Berlin entfernt 
hatte, um der Konferenz der preußischen Bischöfe in Fulda bei- 
zuwohnen, ohne dieserhalb beim Kriegsminister einen Urlaub nach- 
zusuchen oder demselben von seiner Reise Mitteilung zu machen. 

Am 28. Mai 1872 erhielt der Feldpropst einen gemeinschaftlichen 
Erlaß des Kriegs- und Kultusministers, in welchem ihm der Vor- 
wurf gemacht wurde, daß er in seinem Berichte vom 17. April d. J. 
den „Ausspruch“ des Kriegsminister, der Feldpropst gehöre zu 
den Militärbeamten, „als eine mit dem Amte eines Feldpropstes 
unvereinbare Insinuation bezeichnet“ habe. Mit dieser Erklärung 
des Feldpropstes stehe sein tatsächliches Verhalten im Einklang; 
er habe nicht nur ohne Urlaub oder Anzeige im vergangenen 
Monat seinen amtlichen Wohnort in außerdienstlichen Angelegen- 
heiten verlassen, sondern auch im schroffsten Widerspruch mit 
der kriegsministeriellen Verfügung vom 2. März d. J. Inhalts des 
Berichtes vom 21. April dem zur Abhaltung des Militärgottes- 
dienstes in der St. Pantaleonskirche zu Köln militärischerseits be- 
fehligten Pfarrer Lünnemann die Ausübung priesterlicher Funk- 
tionen sub poena suspensionis untersagt. Wegen dieser „Auf- 
lehnung gegen die dienstlichen Anordnungen seiner vorgesetzten 
Behörde* und „dieser Pflichtverletzung“ sei gegen ihn die Ein- 
leitung des Disziplinarverfahrens beschlossen und der Ober- und 
Gouvernements-Auditeur Geheimer Justizrat Schlitte zum Unter- 
suchungskommissar ernannt. Zugleich wurde seine Suspension 
vom Amte des Feldpropstes verfügt und ihm befohlen, sich vom 
Empfange dieser Verfügung an jeder Amtshandlung zu enthalten. 

Am 29. Mai 1872 erging ein Erlaß des Kriegsministers an 
die Generalkommandos, in welchem den Militärgeistlichen der amt- 
liche Verkehr mit dem Feldpropst und seinem Generalvikar, dem 
Divisionspfarrer Parmet verboten wurde. Die meisten Militär- 


geistlichen fügten sich und erklärten sich unter die Diözesan- 
21* 
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bischöfe stellen zu wollen. Es wurden unter ihnen auch einige 
altkatholisch gesinnte Geistliche regierungsseitig geschützt, die bi: 
zum Beginn der 80er Jahre Militärgottesdienst hielten. Eine An- 
zahl von Militärgeistlichen fügte sich der kriegsministeriellen 
Verfügung nicht und wurde deshalb vom Amte suspendiert. 

Der Feldpropst antwortete am 1. Juni 1872 in maßvoller 
Weise, wobei er besonders bervorhob, daß er bei aller Bereit- 
willigkeit rein militärischen Anordnungen die unverbrüchliche Folge 
zu leisten, sich doch nicht überzeugen könne, daß die königlichen 
Ministerien das Recht hätten, ıhm in Beziehung auf die Ausübung 
des ihm konferierten kirchlichen Amtes Weisungen oder 
Inhibierungen zukommen zu lassen; ebenso hob er hervor, daß er 
wegen Ausübung seiner kirchlichen Amtspflichten der staatlichen 
Disziplinargewalt nicht unterliegen könne. 

Ueber das Geschehene erstattete er sofort dem Apostolischen 
Stuhle Bericht, wie er auch andererseits die ihm untergebenen 
Militärgeistlichen des näheren benachrichtigtee Am 14. Juni 1572 
erhielt er einen neuen Erlaß der beiden Minister, ın welchem ıhm 
eröffnet wurde, daß in der Benachrichtigung der Militärgeistlichen 
eine als Feldpropst vorgenommene Amtshandlung enthalten sei 
und daß auf diesen neuen Ungehorsam gegen die Anordnungen 
der vorgesetzten Behörde ebenfalls die gegen ıhn eingeleitete Dis- 
ziplinaruntersuchung sich erstrecken werde. 

Bereits am 11. Juni 1872 wurden dem Feldpropst sämtliche 
bischöfliche Insignien und das ganze bischöfliche Inventar abge 
nommen, nur das Bischofskreuz und der bischöfliche Ring, welche 
sein Eigentum waren, verblieben ihm. Mehrfache Anerkennungs- 
und Dankadressen, insbesondere eine vom rheinisch-westfälischen 
Adel, liefen darauf bei ihm ein, der „Verein der katholischen 
Edelleute Deutschlands“ überreichte ihm am 1. Dez. 1872 Mitra 
und Bischofsstab zum Geschenk. 

3. Als Termin zur Voruntersuchung wurde der 12. Juni, bzw. 
der 1. Juli 1872 anberaumt. Der Feldpropst lehnte in zwei 
Schreiben vom 12, und 29. Juni d. J. sein Erscheinen und jegliche 
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Auslassung vor dem Untersuchungs-Kommissar wegen Inkompe- 
tenz des Gerichts ab. Auf das in der Voruntersuchung gesammelte 
Aktenmaterial, welches mit dem Antrage schloß, gegen den Feld- 
propst wegen Pflichtverletzung im Amte die Dienstentlassung zu 
beschließen und den Angeschuldigten zu einer bestimmten Sitzung 
zu laden, antwortete letzterer in einer eingehenden, maßvoll ge- 
haltenen Schrift vom 18. Okt. 1872. Auch zu der am 14. Dez. 
d. J. stattgehabten Verhandlung erschien er nicht vor dem Ge- 
richtshofe, sondern ließ sıch durch den Justizrat Arndt vertreten. 

Die Anklageschrift enthielt drei Punkte: der Feldpropst wird 
beschuldigt, daß er den ihm vom Kriegsminister, seinem militä- 
rischen Chef, erteilten strikten Befehl, den Pfarrer Lünnemann 
anzuweisen den Militärgottesdienst wie seither in der Pantaleons- 
kirche zu Köln abzuhalten, nicht nur nicht befolgt, sondern dem 
p. Lünnemann sogar unter Androhung schwerer kirchlicher Strafe 
diese Amtshandlung verboten, sodann daß er im Monat April 
1872 ohne Urlaub seinen Amtssitz verlassen, und drittens, daß er 
Amtshandlungen vorgenommen habe, nachdem ihm die Suspension 
vom Amte notifiziert und zugleich jede fernere amtliche Tätigkeit 
untersagt worden sei. 

Der Disziplinargerichtshof erklärte sich hinsichtlich des ersten 
und dritten Anklagepunktes für nicht kompetent, dagegen er- 
kannte er bezüglich des zweiten Anklagepunktes, daß der Ange- 
schuldigte sich ohne Urlaub von seinem Amtssitze entfernt habe 
und ihm deshalb eine Warnung zu erteilen sei. 

Gegen dieses Urteil legte der Angeschuldigte, aber auch die 
Staatsanwaltschaft, letztere unter dem 2. Febr. 1873, Berufung 
ein. Die Berufungsinstanz bildete das Staatsministerium. Der An- 
trag der Staatsanwaltschaft ging dahin: unter Abänderung des 
Erkenntnisses erster Instanz gegen den Angeschuldigten wegen 
Pflichtverletzung im Amte auf die Entlassung zu erkennen. In 
seiner Beantwortungsschrift vom 2. April d. J. bezeichnete der 
Feldpropst die Berufung der Staatsanwaltschaft als unzulässig, 
da die vierwöchentliche Berufungsfrist bereits abgelaufen sei, 
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außerdem erklärte er die Berufung auch materiell für unbe- 
gründet. 

Noch ehe dieses zweite Verfahren stattfand, erging am 15. März 
1873 an die Minister des Krieges und der geistlichen Angelegen- 
heiten nachstehende Kabinettsordre: 

„Auf Ihren gemeinschaftlichen Vortrag finde ich mich be- 
wogen, das Amt eines katholischen Feldpropstes der Armee hier- 
durch bis auf weiteres aufzuheben. Ich beauftrage Sie mit den 
zur Ausführung dieser Bestimmung erforderlichen Anordnungen.* 

Diese Ordre wurde dem Feldpropst erst am9. Juni1873 von den 
beiden gt. Ministerien mit dem Bemerken mitgeteilt, daß durch 
dieselbe das gegen ihn eingeleitete Disziplinarverfahren eine Unter- 
brechung nicht erleide. 

Das am 26. Juni 1873 von dem Staatsministerium als Dis- 
ziplinargericht II. Instanz ergangene Endurteil lautete dahin: 
Auf die Berufung des Angeschuldigen das erstinstanzliche Urteil 
zu Punkt II zu bestätigen, im übrigen aber auf die Berufung der 
Staatsanwaltschaft das gedachte Erkenntnis dahin abzuändern, da& 
der Angeschuldigte wegen Verletzung seiner militärischen Pflich- 
ten mit Wartegeld (in Höhe des halben Gehalts) einstweilen in 
den Ruhestand zu versetzen, ihm auch die Kosten des Verfahren: 
zur Last zu legen seien 1. 

Nach katholischem Kirchenrecht blieb Namszanowski nach wie 
vor Ordinarius der exemten katholischen Militärseelsorge in Preu- 


ı Die juristische Unhaltbarkeit des Vorgehens gegen Namszanowski ist 
überzeugend dargetan in der im vorstehenden mehrfach angeführten Ab- 
handlung des „Preußischen Juristen“; dortselbst (Archiv [1874] Bd. 3: 
8.324 ff.) sind auch die beiden Erkenntnisse des Disziplinarhofes abgedruckt. 
Vgl. auch Schulte, Geschichte des Kulturkampfes in Preußen (13%?ı 
S. 148ff.; Brück, Die Kulturkampfbewegung in Deutschland seit IR. 
München 1900 (Separatabdr. aus: Brück, Geschichte der kath. Kirche in 
Deutschland im 19. Jahrh. Bd. IV 1 u. 2), Bd. I, 69. Außerdem richtet 
sich gegen das Vorgehen der Preußischen Regierung die „Denkschrift der 
zu Fulda am Grabe des hl. Bonifazius versammelten Bischöfe" vom 20. Sept. 
1872 (Arch. f. k. KR. (1872) Bd. 28 S. CLIIf.). Eine objektive Darstellung 
des Vorgehens gibt Langhäuser.a. a. O. S. 217 ff. 
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ßen. Noch bevor die Feldpropstei durch kgl. Kabinettsordre für 
aufgehoben erklärt wurde, delegierte der Feldpropst den Bischöfen 
Preußens bzw. Deutschlands, seine kirchlichen Amtsbefugnisse zur 
einstweiligen je für deren Diözesen zu führenden Ausübung, bis 
daß vom Apostolischen Stuhle definitiv über das exemte Amt ver- 
fügt sein werde. 

4. Einige Diözesanbischöfe haben dann auf Grund dieser 
Vollmacht Geistliche ihrer Diözesen mit der Ausübung der Mili- 
tärseelsorge betraut, ihnen aber dabei klargelegt, daß die Ueber- 
tragung dieses Amtes und die Entbindung von demselben nicht 
Sache der Staats- oder Militärobrigkeit, sondern des zuständigen 
Diözesanbischofs sei. Andere Bischöfe lehnten wegen der eigen- 
tümlichen Stellung der Staatsregierung zu dieser Angelegenheit 
die Anstellung neuer Militärgeistlichen überhaupt ab. 

Neuanstellungen von etatsmäßigen Militärgeistlichen und Be- 
auftragungen von Zivilgeistlichen mit der Militärseelsorge erfolg- 
ten von da ab durch gemeinschaftliche Verfügung der beiden 
Ministerien des Krieges und des Kultus auf Widerruf, und nach- 
dem die Kandidaten erklärt hatten, selbst für Erlangung der 
kirchlichen Fakultäten Sorge tragen zu wollen, unter der Voraus- 
setzung, daß die Erteilung derselben kirchlicherseits nicht auf 
Schwierigkeiten stoßen würde. Durch kriegsministerielle Verfügung 
vom 7. Aug. 1886 ist dies Verfahren, da erhebliche Schwierig- 
keiten sich nicht geltend machten, aufgehoben werden. 

5. In diesem trostlosen Zustande ist dann die katholische 
Militärseelsorge 15 Jahre verblieben. Als die Wogen des sog. 
Kulturkampfes mehr und mehr abflauten und die Preußische Re- 
gierung die bisherigen Kirchenpolitischen Gesetze einer den Ka- 
tholiken günstigen Revision unterzog, machte sie auch dem von 
ihr selbst gefühlten Mangel einer einheitlichen Leitung für die 
katholische Militärseelsorge ein Ende. Anfang 1888 wurde die 
Kabinettsordre von 1873, welche das katholische Feldpropsteiamt 


ı Namszanowski zog sich nach Oliva bei Danzig zurück, wo er 80 Jahre 
alt 1900 starb. 
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einstweilen aufgehoben hatte, zurückgezogen, Dr. theol. Joh. 
A&ßmann, Propst von St. Hedwig in Berlin und fürstbischöf- 
licher Delegat für Brandenburg und Pommern, der früher 20 
Jahre lang Militärgeistlicher gewesen und als solcher die Kriege 
von 1864, 1866 und 1870/71 mitgemacht hatte, als neuer Feld- 
propst ausersehen, dem Apostolischen Stuhle vorgeschlagen und 
von diesem angenommen. Von Papst Leo XIII. am 1. Juni 1888 
zum Titularbischof von Philadelphia präkonisiert, am 15. Okt. d. J. 
zum Bischof konsekriert, trat er am 1. Nov. d. J. sein Amt als 
katholischer Feldpropst an. 

Seine Ernennung erfolgte in denselben Formen wie die seines 
Vorgängers: Das päpstliche Anstellungsdekret, welches die Juris- 
diktionsgewalt über die katholischen Militärpersonen der preußi- 
schen Land- und Seemacht von dem bisherigen auf den neuen 
Feldpropst übertrug, wie die königliche Bestallung haben m. m. 
denselben Wortlaut wie die des Vorgängers. Außerdem wurde 
dem neuen Feldpropst eine im Kriegsministerium ausgearbeitete 
und vom Kultusminister gutgeheißene Instruktion für die äußere 
Geschäftsführung erteilt!. 


B. Die evangelische und katholische militärkirchliche Dienst- 
ordnung von 1902. 


I. Die einseitige Geltung der beiden Dienstord- 

nungen für das Kontingent des preußischen 

Landheeres, Die dieserhalb vereinbarten eväl- 
gelischen Militär-Kirchen-Konventionen: 


1. Zu der MKO. von 1832 ergingen im Laufe der Zeit viele 
Abänderungen und Zusätze?, welche, soweit sie nicht ausdrück- 
lich oder dem Inhalt nach für die evangelische Militärseelsorg® 
getroffen sind, in analoger Weise auch für die katholische Milı- 

ı Langhäusera.a. 0. S. 226. 


° Vgl. über diese Abänderungen und Zusätze Freisen, MER. S. 1188: 
Langhüuser aa. O. S. 99. 
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tärseelsorge Geltung haben. Diese Abänderungen und Zusätze 
gestalteten die Anwendung der militärkirchlichen Vorschriften 
immer schwieriger, so daß eine Revision bzw. eine Neukodifika- 
tion des geltenden Rechtes als ein dringendes Bedürfnis immer 
mehr empfunden wurde. 

Diese Kodifikation konnte am besten dadurch erfolgen, daß 
für jede der beiden Konfessionen, deren Militärseelsorge sich im 
Laufe der Jahre, insbesondere seit Gründung des Deutschen Rei- 
ches, immer mehr paritätisch gestaltet hatte, eine besondere Mili- 
tär-Kirchenordnung gegeben wurde. Das ist dann auch gesche- 
hen durch die nach eingehenden Beratungen in den Kommissionen 
fertiggestellten und in zwei konfessionell getrennten Teilen je 
am 17. Okt. 1902 vom deutschen Kaiser in seiner Eigenschaft als 
König von Preußen genehmigten Verordnungen, nämlich die 
„Evangelische militärkirchliche Dienstord- 
nung (EMD)“ und die „Katholische militärkirch- 
liche Dienstordnung (KMD.)‘!. Soweit in ihnen Be- 
stimmungen getroffen werden, sind die Bestimmungen der MKO. 
von 1832 aufgehoben. Nicht aufgenommen sind die Bestimmun- 
gen der MKO. für den Mobilmachungstall. 

Die königlichen Einführungsordren erfolgten auf den gemein- 
schaftlichen Bericht des preußischen Kriegs- und Kultusministers 
und sind an diese beiden Minister gerichtet; das Kriegsministe- 
rium wurde in jeder Genehmigungsordre zugleich ermächtigt — 
„insoweit der Geschäftsbereich des Ministeriums der geistlichen 
usw. Angelegenheiten beteiligt ist, mit dessen Einverständnis — 
etwa erforderlich werdende Erläuterungen zu erteilen, sowie Er- 
gänzungen und Abänderungen dieser Vorschrift, sofern sie nicht 
von grundsätzlicher Bedeutung sind, eintreten zu lassen“. 


ı Richter, Evangelische militärkirchliche Dienstordnung (EMD.). 
Textausgabe mit den Ausführungsbestimmungen des kgl. Kriegsministeriums 
und mit Anmerkungen (19038). Richter-Vollmar, Katholische mili- 
tärkirchliche Dienstordnung (KMD.). Textausgabe mit den Ausführungs- 
bestimmungen des Kriegsministeriums und mit Anmerkungen (1904). 
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2. Beide Dienstordnungen sind auf dem Were der preußischen 
Landesgesetzgebung (Königliches Verordnungsrecht) erlassen, sie 
sind zu charakterisieren als staatsrechtliche (staatskirchenrechtliche) 
Erlasse und gelten nur für Preußen. Die EMD. ist vom Könige 
erlassen in Ausübung seiner Kontingentsherrlichkeit und seiner 
Episkopalrechte. Deshalb ist die Einführungsordre an den Kriegs- 
und Kultusminister und nicht an den Präsidenten des evangeli- 
schen Oberkirchenrats gerichtet!. Auch zum Erlaß der KMD. 
war der König seit Erlaß des „Gesetzes, die Aufhebung der 
Art. 15, 16 und 18 der Verfassungsurkunde vom 31. Jan. 1850 
betreffend, vom 18. Juni 1875“ nach preußischem Staatsrecht be- 
rechtigt. 

3. In erster Linie sind beide Dienstordnungen militärische 
Dienstordnungen. Das ist ausgedrückt in den Worten der zu je- 
der erlassenen Einführungsordre: „Zuständigkeiten von Kirchen- 
 behörden werden durch die Ordnung grundsätzlich nicht berührt“; 
also „grundsätzlich nicht“, d.h. das bisherige kirchliche Recht 
über Zuständigkeiten von Kirchenbehörden bleibt bestehen, inso- 
weit nicht ausdrückliche Abänderungen in den Dienstordnungen 
verfügt werden. Einige derartige Abänderungen sind in der EMD. 
verfügt, indem Befugnisse, welche nach bisherigem Recht den 
Konsistorien zustanden, dem Feldpropst oder den Militäroberpfarrern 
übertragen sind. Die KMD. enthält keine derartigen Abänderungen 
und läßt somit die dem katholischen Feldpropst auf rein kirch- 
licbem Gebiete bis dahin zugestandenen Jurisdiktionsbefugnisse. 
insbesondere auch die auf dem päpstlichen Breve vom 22. Mai 
1868 beruhenden, völlig unberührt?. Deshalb wird das Breve in 
der KMD. auch gar nicht erwähnt. Innerhalb dieses militärischen 
Rahmens liegt auch die wichtigste Abänderung, welche die KMD. 
gegenüber dem bisherigen Rechtszustande gebracht hat, nämlich 
die Schaffung des Amtes katholischer Militäroberpfarrer. 

! Arndt, Die Verfassungs-Urkunde f. den preuß. Staat (1894) S. 95%, 


: So richtig Pohl a. a. O. S. 589 gegen Freisen, MER. S, 1354, 
149 1, 
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4. Daß die beiden Dienstordnungen nur für Preußen 
gelten, ergibt sich aus folgenden Erwägungen: 

Die Landmacht des Deutschen Reiches bildet ein einheit- 
liches Heer, welches in Kontingente der einzelnen Bundes- 
staaten zerfällt. Die Einheitlichkeit des Reichsheeres 
bildet das Grundprinzip des deutschen Militärrechts, die Kontin- 
gente sind lediglich die Abteilungen, in die das einheitliche Reichs- 
heer gegliedert ist. Subjekt der Militärhoheit ist das Reich. An 
deren Ausübung sind die Einzelstaaten allerdings beteiligt, aber 
sie besitzen nur die Rechte, die ihnen durch die Reichsverfassung 
oder Reichsgesetze ausdrücklich eingeräumt sind oder die sie 
sich durch die Militärkonventionen vorbehalten haben. Der Inbe- 
griff dieser Rechte wird in dem Ausdruck „Kontingents- 
herrlichkeit“ zusammengefaßt. 

Auf Grund der zwischen Preußen bzw. dem Norddeutschen 
Bunde und den einzelnen Bundesstaaten abgeschlossenen Militär- 
konventionen zerfällt das Reichsheer in vier Hauptabteilungen: 
Das Bayerische Heer, das Kontingent des König- 
reichs Sachsen, das Kontingent des Königreichs 
Württemberg, den Verband der preußischen 
Armee. Zu diesem letzteren Verbande gehören die Truppen 
Preußens, Badens, Hessens, der beiden Mecklenburg, Oldenburgs, 
Sachsen-Weimars, der sächsischen Herzogtümer, Braunschweigs, 
Anhalts, der schwarzburgischen und reußischen Fürstentümer, 
Lippes, Schaumburg-Lippes, Waldecks und der Hansastädte. Auch 
die in Elsaß-Lothringen garnisonierenden Truppen gehören zu 
diesem Verbande in eigens geregelter Weise. 

Diese unter preußischer Militärverwaltung 
stehenden Bundesstaaten haben in den mit Preußen 
abgeschlossenen Militärkonventionen auf einen großen Teil der 
ihnen zustehenden Rechte zugunsten des Königs von Preußen 
verzichtet, sich aber andererseits eine Anzahl dieser Rechte vor- 
behalten, um ihre Kontingentsherrlichkeit aufrecht zu erhalten. 
Einige dieser Staaten haben die Gliederung ihrer Truppen in be- 
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sondere Kontingente behalten (Baden, Hessen, beide Mecklenburg), 
für andere Staaten sind besondere Regimenter errichtet, in denen 
die Angehörigen der betreffenden Staaten ihrer Militärpflicht ge- 
nügen (Oldenburg, Anhalt, die bei der Konvention vom 15. Sept. 
1873 beteiligten thüringischen Staaten und Braunschweig); die 
übrigen Staaten haben auf die Aufstellung eines eigenen Kontin- 
gents verzichtet, ihre Wehrpflichtigen werden in preußische 
Truppenteile eingestellt, die in dem Gebiete der betreffenden 
Staaten garnisonieren (Schwarzburg-Sondershausen, Lippe, Schaum- 
burg-Lippe, Waldeck, die Hansastädte). Diejenigen Wehr- 
pflichtigen aus Anhalt und den angeführten thüringischen Staaten, 
welche in die Kavallerie oder die Spezialwaffen eingestellt werden 
sollen, oder welche in den betreffenden Infanterieregimentern 
keinen Platz finden, werden benachbarten preußischen Truppen- 
teilen zugeteilt. Alle Truppen aus den genannten Staaten be- 
halten ihre Staatsangehörigkeit, sie tragen nach den Militär- 
konventionen neben der preußischen meistens die Landeskokarde, 
ebenso haben sich die meisten dieser Staaten die Beibehaltung 
ihrer bisherigen Feldzeichen (Fahnen, Standarten) vorbehalten. 
Die betreffenden Fürsten stehen zu den in ihren Staaten be- 
legenen Truppenteilen im Verhältnis eines kommandierenden 
Generals, die Soldaten leisten ihm als Landesherrn den bisherigen 
Fahneneid, in den die Gehorsamspflicht gegen den Kaiser einzu- 
schalten ist usw. Somit sind diese Truppen, obwohl sie unter 
preußischer Militärverwaltung stehen, keine preußische Truppen'. 

5. Dadiese Truppen keine preußischen Truppen sind, konnte 
auch das preußische Militärkirchenrecht auf sie keine An- 


! MEYER, Lehrb. d. deutschen Verwaltungsrechtes (1910) S. 493 fi. ; 
MEYER, Lehrb. d. deutschen Staatsrechts (1905) S. 722 ff, 222 f. (über Staats- 
angehörigkeit). Wollte man das Gegenteil behaupten, so müßte man mit 
derselben Konsequenz sagen, das Fürstentum Waldeck-Pyrmont sei preußi- 
sches Staatsgebiet, denn Preußen führt über das Fürstentum seit 1867 die 
gesamte Verwaltung, ausgenommen ist nur die Verwaltung, welche dem 
Fürstlichen Konsistorium in seiner Eigenschaft als Oberkirchenbehörde zu- 
steht; vgl. Freisen, Verfassungsgeschichte $S. 334 f. 
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wendung finden, denn Art. 61 der Norddeutschen Bundesverfassung 
vom 25. Juni 1867 und der damit gleichlautende Art. 61 der Ver- 
fassungsurkunde für das Deutsche Reich vom 16. April 1871 
schließt von der Einführung der gesamten preußischen Militär- 
‚gesetzgebung im ganzen Bundesgebiet die preußische Militär- 
kirchenordnung von 1832 aus, überläßt somit die Regelung des 
Militärkirchenwesens den einzelnen Bundesstaaten bzw. deren 
Landeskirchen. Sollte gleichwohl das preußische Militärkirchen- 
recht für diese Truppen Geltung haben, so konnte das nur durch 
besondere Vereinbarungen zwischen Preußen und diesen Staaten 
geschehen. 

Derartige Vereinbarungen sind aber nur hinsichtlich des 
evangelischen Militärkirchenrechts getroffen worden und 
zwar nur von einigen dieser Staaten. Die Verhandlungen der 
einzelnen Staaten mit Preußen wurden in verschiedener Weise 
geführt, oft durch dielandeskirchlichen Behörden, oft 
durch die staatlichen Behörden, wobei dann im ersteren 
Falle nach den verschiedenen Kirchenverfassungen die landes- 
herrliche, im letzteren Falle die landeskirchliche Ge- 
nehmigung nachfolgte. In diesen Vereinbarungen haben die be- 
treffenden Bundesstaaten ım Interesse der protestantischen landes- 
kirchlichen Verfassung in verschiedener Weise eine Anzahl von 
Befugnissen, welche von der preußischen Organisation abweichen, 
sich ausbedungen. Es gehören hierher: 

a) FürdasHerzogtum Oldenburg die „Bestimmungen, 
betreffend Einrichtung einer Militär-Kirchengemeinde für die in 
den Gemeinden Oldenburg und ÖOsternburg garnisonierenden 
Truppen evangelischer Konfession vom 23. Dez. 1870“. 

b) Für das Großherzogtum Baden die „Festsetzungen 
hinsichtlich Regelung der militärkirehlichen Verhältnisse innerhalb 
des Großherzogtums Baden vom 20. Jan. 1872*. 

c) Für das Großherzogtum Hessen die „Festsetzungen 
zur Regelung der evangelischen militärkirchlichen Verhältnisse 
innerhalb des Großherzogtums Hessen vom 8. Nov. 1892*.. 
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d) Für das Herzogtum Sachsen-Meiningen die „Ord- 
nung für die kirchliche Versorgung der evangelischen Militärge- 
meinde in Meiningen vom 15. Febr. 1900 *. 

e) Für das Herzogtum Braunschweig die Fest- 
setzungen zur Regelung der evangelischen militärkirchlichen Ver- 
hältnisse im Herzogtum Braunschweig vom 1. Sept. 1901. 

f) Für die preußischen Truppen im Reichsland 
Elsaß-Lothringen fand die Regelung statt durch Kabinetts- 
ordre vom 13. Nov. 1873. Nach dieser hat der evangelische 
Feldpropst in betreff der dem Verbande des XV. Armeekorps 
angehörenden preußischen Truppen alle diejenigen Befugnisse 
auszuüben, welche nach der MKO. von 1832 und den dieselbe 
abändernden und ergänzenden Bestimmungen den Prorvinzial- 
konsistorien der 8 älteren Provinzen zugewiesen waren. Diese 
Ordre wurde bei Formation des XVI. Armeekorps auch auf dieses 
ausgedehnt. Daß der sonstige Inhalt der MKO. von 1832 (und 
somit auch die späteren Abänderungen derselben) für das Reichs- 
land keine Giltigkeit hat, ist ausdrücklich durch zwei Reskripte 
des Preußischen Kriegsministeriums vom 7. Juli 1874 und 4. Mai 
1898 hervorgehoben. Die Ordre vom 13. Nov. 1873 wurde fak- 
tisch auch angewandt auf alle im Reichslande stehenden Truppen 
der anderen deutschen Bundesstaaten mit Ausnahme des Mecklen- 
burg-Schweriner Jägerbataillons in Colmar. Die rechtliche 
Stellung des Feldpropstes und der Militärgeistlichen entbehren 
somit der genaueren Umgrenzung. 

&) Die beiden Großherzogtümer Mecklenburg-Schwerin 
und M.-Strelitz haben sich ın den mit Preußen 1872 abge- 
schlossenen Militärkonventionen die Regelung des Militärkirchen- 
wesens ausdrücklich vorbehalten und dasselbe in eigener Weise 
geordnet. 

6. Auch mit der EMD. ist an der einseitigen Geltung 
des preußischen Militärkirchenrechts nichts geändert worden. 
Das ist ganz korrekt wiedergegeben in dem Schlußparagraph 164 
EMD.: „Die Bestimmungen der militärkirchlichen Dienstordnung 
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finden in den Bundesstaaten mit preußischer Militärverwaltung 
nur nach Maßgabe der mit diesen Staaten über die Einrichtung 
der Militärseelsorge getroffenen besonderen Vereinbarungen (Mili- 
tär-Kirchen-Konventionen) Anwendung.“ Diese Worte können 
nur dahin verstanden werden, daß die EMD. in den Bundesstaaten 
mit preußischer Militärverwaltung nur dann Geltung hat, wenn 
und insoweit die betreffenden Staaten mit dem Königreich Preußen 
dieses vereinbart haben. Nur unter dieser Voraussetzung ist die 
Bestimmung korrekt und greift nicht widerrechtlich in das 
reichsgesetzlich hier aufrecht erhaltene Landeskirchenrecht 
dieser Bundesstaaten en. Dem König von Preußen mangelt jede 
Kompetenz, hinsichtlich dieser verschiedenen Landeskirchenrechte 
Bestimmungen zu treffen. 

7. Die auf Grund der Einführungsordre zur EMD. durch 
das Preußische Kriegsministerrum zu $ 164 EMD. erlassene Aus- 
führungsbestimmung vom 18. Okt. 1902: „Die EMD. gilt für das 
ganze Gebiet der preußischen Militärverwaltung, in den Bundes- 
staaten mit preußischer Militärverwaltung nur insoweit, als die 
mit diesen Staaten abgeschlossenen Militärkonventionen nichts 
anderes bestimmen“ — geht dagegen weit über den Wortlaut des 
8 164 hinaus und ändert ihn dahin, daß die EMD. in allen 
Bundesstaaten mit preußischer Militärverwaltung gelten soll, in 
denjenigen, welche Militär-Kirchenkonventionen abgeschlossen 
haben, aber nur nach Maßgabe der letzteren. Das Kriegsmini- 
sterium trifft hier entgegen der gt. Einführungsordre eine 
Ergänzung von „grundsätzlicher Bedeutung“, denn es 
handelt sich um eine tief in das Landes- wie Landeskirchenrecht 
einschneidende Rechtsbestimmung. Diese Ausführungsbestimmung 
entbehrt somit der Rechtsgiltigkeit, ganz abgesehen davon, daß 
dem gt. Ministerium noch weniger als dem König von Preußen 
die Kompetenz eignet, in das Landes- wie Landeskirchenrecht der 
genannten Bundesstaaten einzugreifen; sie ist auch bis heute nicht 
praktisches Recht geworden. 

8. Nach Erlaß der EMD. mußten die Bestimmungen der 
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bisherigen Militär-Kirchenkonventionen, wenn der Anschluß an 
die preußische Organisation gewahrt bleiben sollte, ebenfalls eine 
Neuregelung erfahren. Es ist das geschehen: 

a) Für das Herzogtum Oldenburg durch die „Fest- 
setzungen zur Regelung der evangelischen militärkirchlichen Ver- 
hältnisse im Herzogtum Oldenburg vom 22. Jan. 1907*. Diese 
Festsetzungen haben nur Bezug auf das Herzogtum Olden- 
burg und seine Kirchenverfassung, nicht aber auf die beiden zum 
Großherzogtum Oldenburg gehörenden Fürstentümer Birken- 
feld und Lübeck, welche eine ganz andere Kirchenverfassung 
haben. 

b) Für das Großherzogtum Baden durch „Kirch- 
liches Gesetz, die evangelisch-militärkirchlichen Verhältnisse im 
Großherzogtum Baden betreffend, vom 14. Jan. 1905*. 

c) Für das Großherzogtum Hessen durch „Fest- 
setzungen zur Regelung der evangelischen militärkirchlichen Ver- 
hältnisse innerhalb des Großberzogtums Hessen vom 8. Febr. 1906* 
(publiziert am 29. März d. J.). 

d) Für das HerzogtumSachsen-Meiningen durch 
„Festsetzungen zur Regelung der evangelischen militärkirch- 
lichen Verhältnisse im Herzogtum Sachsen-Meiningen vom 
20. Febr. 1910%. 

e) Für das Herzogtum Braunsch weig durch die 
„Festsetzungen zur Regelung der evangelischen militärkirchlichen 
Verhältnisse im Herzogtum Braunschweig vom 3. Juli 1909. 

f) In Elsaß-Lothringen kommen faktisch die Be- 
stimmungen der EMD. für alle dort garnisonierenden deutschen 
Truppen zur Anwendung. Die Rechtsbeständigkeit 
dieser Praxis hängt auch hier davon ab, ob gemäß $ 164 EMD. 
dazu die Zustimmung der reichsländischen obersten lutherischen 
wie reformierten Kirchenbehörden und die der betreffenden 
deutschen Bundesstaaten eingeholt wurde. Denn ein lande+ 
herrliches Kirchenregiment (Summepiskopat) hat es 
in Frankreich _ niemals gegeben. Es konnte dasselbe deshalb bei 
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Abtretung von Elsaß-Lothringen auch nicht an das Deutsche Reich 
bzw. den deutschen Kaiser übergehen!. Auch $ 133 al. 4 EMD. 
über die Beauftragung der Zivilgeistlichen entspricht aus dem- 
‚selben Grunde nicht dem maßgebenden Rechtsstandpunkte, wenn 
dort bestimmt wird: „Im Reichslande erfolgt die Beauftragung 
durch das Generalkommando. Dem Geistlichen ist es überlassen, 
sich der Zustimmung seiner kirchlichen Behörde rechtzeitig zu 
versichern.* Ob die erwähnte Zustimmung der betreffenden Staats- 
wie Kirchenbehörden eingeholt wurde, entzieht sich meiner 
Kenntnis. Die bayerische Generalsynode wurde m. W. 1893 in 
dieser Angelegenheit beim bayerischen Kriegsministerium vor- 
stellig*. 

g) Mecklenburg-Schwerin hat auch nach Erlaß der 
EMD. an der Selbständigkeit seines Militärkirchenrechts festge- 
halten, der ÖOberkirchenrat erklärte jedoch verschiedene Be- 
stimmungen der EMD. auch für Mecklenburg-Schwerin verwend- 
bar und teilte solches durch Schreiben vom 3. April 1903 dem 
Großherzoglichen Militärdepartement mit. 

h) Ebenso hat sich Meeklenburg-Strelitz die Selb- 
ständigkeit seines Militärkirchenrechts gewahrt: Eine Rezeption 
der EMD. ist nicht erfolgt; der mit der Militärseelsorge bei den 
evangelisch-lutherischen Militärpersonen in der Garnison Neu- 
strelitz betraute Zivilgeistliche untersteht lediglich dem Groß- 
herzoglichen Konsistorium. 

9. Die übrigen Bundesstaaten mit preußischer Militärver- 
waltung haben mit dem Königreich Preußen hinsichtlich der 
protestantischen Militärseelsorge keine förmlichen Militär- 
Kirchenkonventionen abgeschlossen, sondern nur Abmachungen 
über einige äußere Gegenstände: Anstellung der Militärgeistlichen, 
Festsetzung der von der preußischen Militärverwaltung für die 
Militärseelsorge zu entrichtende Kosten, Ueberlassung von Kirchen- 
gebäuden, Führung selbständiger Militär-Kirchenbücher, etwaige 

ı Freisen, MKR. S.349f., Freisen, Verfassungsgeschichte S, 418. 

3 Freisen, MKR. S. 3501. 
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Visitation durch den Feldpropst oder den Militäroberpfarrer usw. 
Dem Verkehr der Militärgeistlichen mit dem Feldpropst wird kein 
Hindernis in den Weg gelegt, es ist aber von seiner etwaigen 
Amtstätigkeit vorherige Mitteilung bei den Landes- oder Landes- 
kirchenbehörden zu machen bzw. die landesfürstliche Genehmigung 
einzuholen. Abgesehen von diesen wenigen Abmachungen gelten 
für die Militärseelsorge in diesen Bundesstaaten die sonstiren 
landeskirchlichen Gesetze und Verordnungen, nicht aber die EMD. 
von 1902. Denn letztere hat, wie das durch die bisherige Praxis 
richtig anerkannt wird, nur Geltung für das eigentliche preußische 
Kontingent. 


I. Das widerrechtliche Handeln des katholischen 
Feldpropstes in den Staaten mit preußischer 
Militärverwaltung. 


1. Die im Vorstehenden hinsichtlich der EMD. dargestellten 
Rechtsgrundsätze haben gleiche Geltung auch für die KMD., 
welche sich nach Form und Inhalt an die Textausgabe der EMD. 
anschließt und nur da, wo die anders geartete katholische Kirchen- 
verfassung es erfordert, einen dementsprechenden anderen Text 
zeig. Auch die KMD. gilt nur für das eigentliche preußische 
Kontingent, soll sie auch ın den Bundesstaaten mit preußischer 
Militärverwaltung Geltung haben, so kann das ebenfalls nur ge- 
schehen durch Vereinbarungen zwischen Preußen und den he- 
treffenden Staaten, d. h. durch Militär-Kirchenkonventionen. Eine 
Bestimmung, wie sie für das evangelische Militärkirchenwesen in 
& 164 EMD. und der dazu erlassenen kriegsministeriellen Aus- 
führungsbestimmung vorliegt, fehlt in der KMD., wohl aus dem 
Grunde, weil die Preußische Regierung die hier erforderlichen 
Verhandlungen mit den verschiedenen in Betracht kommenden 
Bischöfen bzw. dem Apostolischen Stuhle zu vermeiden suchte. 

2. Derartige Vereinbarungen sind auf zweierlei Art möglich: 
Einmal dadurch, daß der katholische Feldpropst bei den betrefien- 
den Bischöfen, unter deren Jurisdiktion die Katholiken, also auch 
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die katholischen Soldaten, stehen, von Fall zu Fall die Er- 
laubnis zur Vornahme amtlicher Handlungen nachsucht, oder auch 
eine generelle dauerndeBeauftragung in dieser Hin- 
sicht bei ihnen erwirkt. Eine derartige generelle Beauftragung 
hat aber ihr Mißliches; sie erlischt nach den Regeln des katho- 
lischen Kirchenrechts über Beauftragung mit der jedesmaligen 
Erledigung eines bischöfliehen Stuhles, und im Falle solcher Er- 
ledigung sind dann stets neue Verhandlungen anzuknüpfen!. Alle 
ohne diese Ermächtigung vorgenommenen Handlungen sind wider- 
rechtlich bzw. ungültig und haben die inhaltsschweren, vom kirch- 
lichen Strafrecht festgesetzten Kirchenstrafen im Gefolge. 

Es kommen hier in Betracht: der Erzbischof von Freiburg 
(für die badischen Truppen), der Bischof von Mainz (für die 
hessischen Truppen), der Bischof von Osnabrück (für die Hansa- 
städte Hamburg, Lübeck, Bremen, für Schaumburg-Lippe, das 
Fürstentum Lübeck, beide Mecklenburg), der Bischof von Münster 
(für das Herzogtum Oldenburg), der Bischof von Paderborn (für 
Anhalt, Gotha, Waldeck-Pyrmont, Lippe, die beiden Schwarzburg), 
der Bischof von Hildesheim (für Braunschweig), der Bischof von 
Würzburg (für Sachsen-Meiningen), der Erzbischof von Bamberg 
(für Sachsen-Coburg), der Apostolische Vikar in Sachsen (für 
Sachsen-Altenburg und die beiden Reuß), der Bischof von Fulda 
(für Sachsen- Weimar), der Bischof von Trier (für das Fürstentum 
Birkenfeld). 

Eine derartige spezielle oder generelle Beauftragung des 
katholischen Feldpropstes durch die betreffenden Bischöfe genügt 
aber nicht allein. Es hat dann zur vollen Rechtsgiltigkeit noch 
die Zustimmung der einzelnen Landesregierungen der betreffenden 
Diözesen hinzuzukommen. Denn die Einrichtung der einzelnen 
Diözesen ist durch Vereinbarung zwischen den einzelnen Landes- 
regierungen und dem Apostolischen Stuhle festgesetzt worden 
und kann nur durch diese beiden Faktoren gemeinschaftlich, nicht 
aber durch die Landesbischöfe abgeändert werden. 


ı Scherer, ER. 1. 8. 415 fi. 
22* 
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Dieser Modus ist, soweit ich erfahre, nur ein einziges Mal 
zur Anwendung gekommen und zwar bei der Beauftragung des 
Zivilgeistlichen mit der Militärseelsorge in der Residenzstadt 
Sondershausen. Der damalige interimistische Feldpropst 
Dr. Koch suchte bei der Beauftragung des Pfarrers Bergmann 
(in Sangerhausen) im Jahre 1868 zuvor die Genehmigung des 
Paderborner Bischofs, unter dessen faktischer Jurisdiktion 
damals Sondershausen stand, nach und bemerkte diese Einholung 
der Genehmigung ausdrücklich in der Bestallungsurkunde!. Das- 
selbe Verfahren ist‘ dann auch bei der Beauftragung der nach- 
folgenden Militärseelsorger in Sondershausen beobachtet worden. 
Bei der Beauftragung des gegenwärtigen Pfarrers Freund zum 
dortigen katholischen Militärseelsorger am 8. Juli 1898 hat der 
Armeebischof von Einholung der Genehmigung des Paderborner 
Bischofs abgesehen und in der Bestallungsurkunde bloß die Zu- 
fügung gemacht: „Die Zustimmung des Hochwürdigsten Herm 
Bischofs von Paderborn vorausgesetzt‘. 

Eine andere Art der Regelung der katholischen Militärseel- 
sorge in den Bundesstaaten mit preußischer Militärverwaltung 
kann erfolgen durch Festsetzung des Apostolischen Stuhles, indem 
er die dem Armeebischof nur für Preußen gegebenen Jurisdiktions- 
rechte erweiternd ausdehnt auch auf die katholischen Soldaten 
in diesen Bundesstaaten. Die Zustimmung der betreffenden 
Bischöfe fällt hier fort, da sie sich der Anordnung des obersten 
kirchlichen Gesetzgebers zu fügen haben. Aber auch hier muß 
eine Zustimmung der betreffenden Landesregierungen zu der päpst- 


! Diese Genehmigung des Paderborner Bischofs entbehrte zwar der 
Rechtsgültigkeit: Da derselbe damals noch keine Jurisdiktionsrechte über 
die Katholiken im Fürstentum Schwarzburg-Sondershausen besaß, konnte 
er auch zur Beauftragung des Militärseelsorgers keine Genehmigung geben; 
erst durch Propaganda-Dekret vom 27. Juli 1869 erhielt er die Jurisdiktion 
über die dortigen Katholiken. Es ergibt sich aber aus dem Vorgang, daß 
der damalige Feldpropst nicht auf Grund päpstlicher Beauftragung Juris- 
diktionsrechte über das katholische Militär in Sondershausen beanspruchte. 
Das Nähere s, bei Freisen, Mil. KR. S. 321 fl. 
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lichen Festsetzung aus dem erwähnten Grunde, daß eine ein- 
seitige Veränderung der durch Vereinbarungen zwischen den 
Landesregierungen und dem Apostolischen Stuhle getroffenen 
Diözesaneinrichtung durch päpstliche Anordnung nach gegen- 
wärtigem Staatskirchenrecht ausgeschlossen ist, hinzutreten. 

Auch dieser Modus ist nur ein einziges Mal zur Anwendung 
gekommen: Als in den 70er Jahren bayerische Regimenter nach 
Metz verlegt wurden, beanspruchte der Bischof von Metz ganz 
korrekt nach dem dargelegten Rechtszustande die Jurisdiktion 
auch über die in Lothringen (Metz, Dieuze, Saargemünd) 
stehenden katholischen Truppen, und sie ist ihm auch in den 
ersten Jahren obne Widerspruch belassen worden. Als aber später 
mehrfache Differenzen hinsichtlich des Gottesdienstes, der Lazarette 
usw. entstanden, wurde die Angelegenheit dem Apostolischen 
Stuhle unterbreitet, welcher dann verfügte, daß von da ab auch 
die Katholiken der nicht preußischen Truppenkontingente in 
Elsaß-Lothringen der preußischen katholischen Militär- 
gemeinde beizuzählen seien und unter der Jurisdiktion des preußi- 
schen katholischen Feldpropstes stehen sollten. Welche Rechte 
nun dem katholischen Feldpropst zustehen sollten, ist weder von 
seiten Preußens noch von seiten des Apostolischen Stuhles gesagt. 
In exsterer Beziehung mußten auch hier die beiden erwähnten 
(oben S. 316) Reskripte des preußischen Kriegsministers vom 
7. Juli 1874 und 4. Mai 1898 maßgebend bleiben; in letzterer 
Beziehung konnte sich der Feldpropst auf das päpstliche Breve 
vom 22. Mai 1868 berufen. 

Durch diese päpstliche Verfügung für Elsaß-Lothringen ist 
ein Präjudiz geschaffen; sie gibt die Auffassung des Apostolischen 
Stuhles wieder, dahingehend, daß dem katholischen Feldpropst 
nur eine Jurisdiktion über die katholischen Soldaten des eigent- 
lichen preußischen Kontingents zusteht und daß ein 
weiterer Umfang derselben nur durch eine eigene päpstliche Ver- 
fügung, welche das Breve vom 22. Mai 1868 dahin erweitert, ge- - 
schaffen werden könne. 
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3. Diesen dargelegten Rechtsgrundsätzen steht eine ganz ent- 
gegengesetzte Praxis gegenüber. Abgesehen von der päpstlichen 
Verfügung für Elsaß-Lothringen und dem bei Beauftragung des 
Pfarrers in Sondershausen mit der Militärseelsorge befolgten Ver- 
fahren ist bisher keiner dieser Rechtsgrundsätze für die Ausübung 
der Jurisdiktion des katholischen Feldpropstes in den Bundes- 
staaten mit preußischer Militärverwaltung zur Anwendung gebracht 
worden. Der Feldpropst übt in diesen Staaten ohne alle Ab- 
machung seine Jurisdiktion, die betreffenden Bischöfe und Landes- 
regierungen haben das seither stillschweigend geschehen lasse. 
Auch der Apostolische Stuhl hat sich bisher mit der Angelegen- 
heit nicht befaßt. Daß dieses amtliche Handeln des Feldpropstes 
der rechtlichen Unterlage entbehrt, ergibt sich schon aus den 
vorstehenden Ausführungen, insbesondere aus den hinsichtlich des 
evangelischen Militärkirchenrechts seitens der maßgebenden Faktoren 
getroffenen Vereinbarungen. Hierzu mögen noch einige gegen 
sätzliche Ansichten, welche sich mit den Ausftihrungen in meinen 
„Militär-Kirchenrecht“* befassen und die seitherige Praxis des 
Feldpropstes zu rechtfertigen suchen, ihre Anführung und Be 
wertung finden. 

Die eine Ansicht! beruft sich auf den Sinn des päpstlichen 
Breves von 1868 und führt aus: „Für die preußische Armee war 
— und dies kann der Kurie auch 1868 nicht unbekannt geblieben 
sein — die Militärseelsorge ein Stück der Militärverwaltung, und 
deshalb liegt es durchaus im Sinne der Vereinbarung von 1863, 
daß der Uebergang der Kontingente in preußische Verwaltung 
ohne weiteres die räumliche Ausdehnung der Befugnisse des kath" 
lischen Feldpropstes zur Folge gehabt hat.“ — Darauf ıst einmal 
zu entgegnen, daß die Verhandlungen, welche dem Breve voraus 
gingen, bereits im Anfang des Jahres 1866 begannen (oben S, 297), 
die meisten Militärkonventionen der betreffenden Bundesstsste! 
aber erst nach 1868 abgeschlossen wurden, somit die beiden 


nn 


! Pohl, Zeitschr. der Savigny-Stift. (1913) S. 590. 
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verhandelnden Parteien diese spätere preußische Militärverwal- 
tung sicherlich nicht in Berechnung gezogen haben. Sodann ist 
des weiteren darauf zu entgegnen, daß, wie schon hervorgehoben 
wurde, die zwischen dem Apostolischen Stuhle und den betreffen- 
den Bundesstaaten vereinbarte Diözesaneinrichtung durch einseitige 
Verfügung des ersteren nicht abgeändert werden kann. Wie sich 
diese Staaten einen Eingriff in die Selbständigkeit ihres reichs- 
gesetzlich garantierten evangelischen Militärkirchen- 
rechts nicht gefallen ließen, so kann auch die Selbständigkeit 
ihres ebenfalls reichsgesetzlich garantierten katholischen 
Militärkirchenrechts nicht einseitig durch den Apo- 
stolischen Stuhl aufgehoben werden. 

Eine andere Ansicht! führt in ähnlicher Weise aus: „Das 
preußische Heer umfaßt eben alle Bundesstaaten, die sich keine 
besondere Militärhoheit in Friedenszeiten, wie Bayern, Württem- 
berg und Sachsen, vertraglich vorbehalten haben. Derselbe Höchst- 
kommandierende, dieselbe Unterordnung und Ausbildung, dieselbe 
Verwaltung, dieselben Offiziere, dasselbe Heer und damit auch die- 
selbe Heeresseelsorge. So ist auch die Auffassung der in Betracht 
kommenden weltlichen und kirchlichen Behörden.“ — Darauf ist 
folgendes zu bemerken: In den Militärkonventionen sind die der 
preußischen Militärverwaltung zugewiesenen Befugnisse genau auf- 
gezählt. Von dem Militärkirchenrecht, welches durch die Reichs- 
verfassungsurkunde den Einzelstaaten vorbehalten wurde, ist in ihnen 
nicht die Rede. Nur die beiden Mecklenburg haben sich das Militär- 
kirchenrecht ausdrücklich vorbehalten und damit etwas ausbedungen, 
was sich nach der Reichsverfassungsurkunde von selbst verstand. 
Daß die betreffenden Bundesstaaten ihr reichsgesetzlich garantiertes 
Militärkirchenrecht nicht aufgeben wollten, zeigen die von densel- 
ben hinsichtlich das evangelischen Militärkirchenrechts mit 
Preußen abgeschlossenen Militär-Kirchenkonventionen bzw. sonsti- 
gen Abinachungen. Wenn sich diese Staaten mit dem katholischen 


ı Cölner, Pastoralblatt (1913) No. 10. 
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Militärkirchenrecht nicht näher befaßten, so geschah das wohl 
deshalb, um die erforderlichen Verhandlungen mit Rom zu ver- 
meiden, ein Verzicht auf dasselbe kann daraus keineswegs ge- 
folgert werden. 

Auch aus der weiter unten näher darzustellenden erst- 
maligen Uebertragung der Jurisdiktion über die Soldaten der 
deutschen Kriegsmarine an Feldpropst Vollmar im 
Jahre 1904 folgt, daß Rom an dem Wortlaut des Breve von 1868 
festhält und den weitgehenden Interpretationen desselben fremd 
gegenüber steht. 

4. Das amtliche Handeln des Feldpropstes in den genannten 
Staaten hat eine doppelte Seite; die eine betrifft die Recht- 
mäßigkeit, die andere de Pflichtmäßigkeit des- 
selben. 

In ersterer Hinsicht beruht dieses Handeln und das Geschehen- 
lassen desselben seitens der betreffenden Bischöfe auf einem 
Rechtsirrtum. Dieser Irrtum ist aber ein unentschuldbarer, denn 
von den höheren Kirchenbehörden muß die Kenntnis des hier zu- 
grunde liegenden Rechts verlangt werden!. Deshalb macht auch 
dieser Rechtsirrtum das Handeln des Feldpropstes nicht zu einem 
rechtlichen; insbesondere kann aus diesem irrtümlichen Handeln 
auch keine Ersitzung der bischöflichen Jurisdiktionsrechte 
abgeleitet werden. Einmal kann die volle aktive Exemtion — und 
darum handelt es sich hier — überhaupt nicht durch Ersitzung 
erworben werden. Nur die einzelnen in der Exemtion gelegenen 
Rechte können durch qualifizierten Quasibesitz ersessen werden; 
dazu gehört aber, als gegen das gemeine Recht gerichtet, nach 
ausdrücklicher gesetzlicher Bestimmung ein justus titulus, ein sog. 
titulus coloratus ist ungenügend ?. 

Auf die Pflichtmäßigkeit des feldpropstlichen Handelns soll 
hier nicht näher eingegangen werden. Es kommt hier, was die 


ı 8. Leo M. bemerkt: Turpe est ignorare artem, quam profitemur et 
intolerabilis ignorantia in iis, qui praesunt, 
® Scherer, ER. I. S. 423, 130 ff. 
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strafrechtlichen etwaigen Folgen betrifft, darauf an, wie der Rechts- 
irrtum in bezug auf das forum internum und externum des näheren 
zu würdigen ist!. 

Auf seiten der betreffenden Landesregierungen muß ich nach 
den vorher gemachten Darlegungen das Vorhandensein eines der- 
artigen Rechtsirrtums verneinen. Das Geschehenlassen des feldpropst- 
lichen Wirkens in diesen Staaten beruht vielmehr auf der angege- 
benen Erwägung, auf diese Weise die erforderlichen Verhandlungen 
mit dem Apostolischen Stuhle zu vermeiden (oben S. 320. 325 £.). 

Die Begriffe „stillschweigende Delegation, titulus coloratus, 
error communis*, welche im katholischen Kirchenrecht bzw. in 
der katholischen Moraltheologie angewendet werden, können im 
katholischen Militärkirchenrecht des Deutschen Reiches, welches 
sich als einheitliches Ganze zusammensetzt aus Kirchen- und 
Staatsrecht, keine Verwendung finden. Mit derartigen weit 
gehenden Interpretationen kann kein Rechtssystem bestehen. So 
gut gemeint auch diese Interpretationen sein mögen, sie können 
nichts an der Tatsache ändern, daß das amtliche Handeln des 
Feldpropstes in den gt. Bundesstaaten jeder rechtlichen Unter- 
lage entbehrt und nur durch Anwendung eines der beiden oben 
S. 320 ff. angegebenen Modi zu einem rechtlichen gemacht werden 
kann?. 


C. Das Militärkirchenrecht in der deutschen Kriegsmarine. 
l. Das evangelische Marinekirchenrecht. 


Noch unsicherer ist der Rechtsboden, auf dem die Militär- 
seelsorge bei der deutschen Kriegsmarine gegenwärtig steht. 

1. Eine Kriegsmarine bestand in Deutschland bis zum 
Jahre 1848 überhaupt nicht. Der von der damaligen Zentral- 
gewalt gemachte Versuch, eine solche zu begründen, hatte keinen 


ı Hollweck, Die kirchl. Strafgesetze (1899) S. 76 f£., 94 f., 144. 

® Voll anerkannt wird die einseitige Geltung der EMD. und KMD. nur 
für das eigentliche preußische Kontingent von K. Eger in der Theol. Lit.- 
Ztg. 1915 No. 22 (Besprechung von Freisen, MKR.). 
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nachhaltigen Erfolg. Die angeschafften wenigen Schiffe wurden 
1852 im Auftrage des Deutschen Bundestages durch Hannibal 
Fischer, den späteren lippeschen Kabinettsminister, zu Bremer- 
haven versteigert; zwei dieser Schiffe gingen in den Besitz von 
Preußen über. | 

2. Preußen schuf im Jahre 1843 zunächst eine Küsten- 
flotille zur Verteidigung der Ostseeküsten und nahm nach Ab- 
tretung des Jadebusens von seiten Oldenburgs durch Staatsvertrag 
vom 20. Juli und 1. Dez. 1853 die Gründung einer Kriegsmanze 
nach einem umfassenden Plane in Angriff. In dieser preußischen 
Marine wurde durch Anstellung von einigen evangelischen Marine 
pfarrern Vorsorge für die religiösen Bedürfnisse der evangelischen 
Marinetruppen getroffen. Die Rechte und Pflichten dieser Marne 
pfarrer richteten sich im allgemeinen nach den für das Landheer 
geltenden Bestimmungen. Die anderen deutschen Staaten außer 
Preußen besaßen keine Kriegsmarine. 

3. Die preußische Kriegsmarine ging mit Gründung des 
Norddeutschen Bundes (1. Juli 1867) auf diesen und später auf 
das Deutsche Reich über. Infolgedessen ist die deutsche Krieg 
marine eine ausschließliche Reichsangelegenheit, bei welcher deu 
Einzelstaaten keinerlei Mitwirkung zusteht. Die Gesetzgebung 
wird vom Reiche, und zwar durch Bundesrat und Reichstag 20% 
geübt. Die oberste Reichsbehörde für die Verwaltung der kaiser- 
lichen Marine ist das Reichsmarineamt, dessen Leitung einem 
Staatssekretär unter Verantwortlichkeit des Reichskanzlers obliegt 
Der Oberbefehl, die Verwaltungsbefugnisse und das Verordnungs- 
recht in Marineangelegenheiten stehen dem Kaiser zu. Er hal 
insbesondere auch die Befugnis, die Organisation der Kriegsmarine 
zu regeln und besitzt das Recht, alle Offiziere und Beamten 21 
ernennen‘. 


ı Vgl. über Fischer, mit dem Beinamen „Flottenfischer*, Freisen: 
Staat und kath. Kirche in den deutschen Bundesstaaten: Lippe, Waldeck- 
Pyrmont usw. (1906) Bd. I S. 1071. 

: RVerf. Art. 53. 
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4. Die Organisation der Kriegsmarine entbehrte anfänglich 
durchaus einer gesetzlichen Grundlage, sie beruhte lediglich auf 
Anordnungen des Kaisers, dem die Organisationsgewalt zustand, 
und der in seinen Befugnissen nur durch die Festsetzungen des 
Reichshaushaltsetats beschränkt wurde. Eine gesetzliche Regelung 
des Bestandes der deutschen Flotte erfolgte erst durch das „Reichs- 
gesetz, betreffend die deutsche Flotte, vom 10. April 1898“, an 
dessen Stelle später das „Reichsgesetz, betreffend die deutsche 
Flotte, vom 14. Juni 1900* getreten ist’. 

5. Im Anschluß an das Flottengesetz von 1900 erfolgte schon 
bald die Regelung der evangelischen Marineseelsorge, näm- 
lich durch die „Evangelische Marine-Kirchenord- 
nung(EMK.)“, welche durch die kaiserliche Einführungsordre vom 
28. März 1903 ihre Genehmigung fand?. Diese Einführungsordre 
erfolgte auf den Vortrag des „Reichskanzlers (Reichsmarineamt) “ 
und ist an denselben gerichtet; sie ermächtigt denselben, „etwa 
erforderlich werdende Erläuterungen zu erteilen sowie Ergänzungen 
und Abänderungen dieser Vorschrift, sofern sie nicht von grund- 
sätzlicher Bedeutung sind, eintreten zu lassen“; außerdem enthält 
sie die Bemerkung: „Zuständigkeiten von Kirchenbehörden werden 
durch diese Kirchenordnung grundsätzlich nicht berührt“, welche 
in demselben Sinne zu verstehen ist, wie die gleichlautende Be- 
merkung in den Einführungsordren zu den beiden preußischen 
Militärkirchlichen Dienstordnungen (oben S. 311 £.). 

Die EMK. schließt sich im großen ganzen, abgesehen von 
den für die Marine geltenden Besonderheiten, an die für das 
preußische Landheer erlassene EMD. von 1902. Die Verordnung, 
betr. die Zugehörigkeit zu den Militärgemeinden, vom 19. Okt. 1904 
wurde durch Erlaß des Staatssekretärs des Reichsmarineamts vom 


! Vgl. Meyer, Lehrb. d. Verw.-R.s S. 5l6 ff, Meyer, Lehrb. d. 
deutsch. St.sR.s S. 733. Frankfurter Ztg. 17. März 1916 No. 76, 
l. Morg.-Bl. Im Jahre 1897 wurde v. Tirpitz Staatssekretär des Reichs- 
marineamtes an Stelle des zurückgetretenen v. Hollmann. 

3 Vgl. „Evangelische Marine-Kirchenordnung (EMK.). Neudruck, Berlin 
1908, Reichs-Marine-Amt“. 
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25. März 1905 auch „auf die Marinegemeinden im 
Königreich Preußen“ ausgedehnt, außerdem sind die Be 
stimmungen der EMK. durch mehrfache Nachträge bereits ver- 
ändert und ist die ganze Organisation noch fortwährend im Aus- 
bau begriffen. 

Die vorgesehene Stelle eines Marinepropstes ist bisher 
nicht besetzt worden; mit der Wahrnehmung der Geschäfte des 
Marinepropstes ist seither der evangelische Feldpropst der Armee 
allerhöchst beauftragt worden. 

6. Die EMK. ist auf dem Wege des Verordnungsrechts, 
welches dem Kaiser in Marineangelegenheiten zusteht, erlassen. 
Deshalb ist die Allerhöchste Einführungsordre an den „Reich 
kanzler (Reichsmarineamt)“ gerichtet. 

Was die Rechtsgültigkeit der EMK. betrifft, so dürften fol- 
gende kirchenrechtliche wie staatskirchenrechtliche Rechtsgrund- 
sätze maßgebend sein: Der deutsche Kaiser besitzt im Deutschen 
Reiche kein landesherrliches Kirchenregimenh; 
dieses hat er in seiner Eigenschaft als König von Preußen nur 
für die evangelische Landeskirche in Preußen. Eine allgemeine 
protestantische Kirche mit einer leitenden Oberbehörde gibt & 
bekanntlich nicht, und insbesondere gibt es auch keine allgemeine 
protestantische Kirche im Deutschen Reiche, sondern nur prole- 
stantische Landeskirchen in den einzelnen deutschen Bundesstaaten". 
Außerdem hat das Deutsche Reich nach seiner Verfassung keine 
Kompetenz in kirchlichen Angelegenheiten; eine sog. mittel 
bare Kompetenz, welche das Reich bei verschiedenen Anlässen 
in Anspruch genommen hat?, nämlich dann, wenn es sich um 
eine Angelegenheit handelt, die mit einer anderen, der Reichs- 
kompetenz unterstehenden, zusammenhängt, kann hier keine An- 
wendung finden, da die RV. Art. 61 die Regelung des Militär- 
kirchenrechts ausdrücklich den einzelnen Bundesstaaten bzw. den 


ı Freisen, Verfassungsgeschichte 8. 74. 
® Vgl. Freisen, Verfassungsgeschichte $. 81 ff. 
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einzelnen Landeskirchen vorbehalten hat. Und zu diesem Mili- 
tärkirchenrecht gehört auch das Marinekirchenrecht. 

Die EMK. entbehrt somit jeder rechtlichen Unterlage, sie ist 
rechtsungültig. Das gilt insbesondere auch für die Be- 
auftragung des Feldpropstes der Armee mit der Wahrnehmung 
der Geschäfte des Marinepropstes?. 

Will das Deutsche Reich, bzw. der Deutsche Kaiser, das 
Militärkirchenrecht für die deutsche Kriegsmarine gesetzlich regeln, 
so ist das nach dem gegenwärtigen Recht nur auf zweierlei Art 
möglich, indem entweder alle evangelischen Bundesstaaten bzw. 
Landeskirchen des Deutschen Reiches einer derartigen Regelung 
zustimmen oder es muß eine Aenderung der deutschen Reichs- 
verfassung vorgenommen werden dahin gehend, daß die Kompetenz 
des Reiches ausgedehnt wird auf die Regelung kirchlicher Ange- 
legenheiten, speziell des Militärkirchenrechts für die deutsche 
Kriegsmarine Das dürfte aber ohne schwere innerpolitische 
Kämpfe kaum durchzuführen sein. 


I. Das katholische Marinekirchenrecht. 


1. Etwas anders steht es mit der Regelung des kath.o- 
lıschen Marinekirchenrechts, bei welchem die kirchenrechtliche 
Seite von der staatsrechtlichen ebenfalls wohl zu unterscheiden 
ist. Hinsichtlich der kirchenrechtlichen Seite ist folgendes zu be- 
merken: 

Das päpstliche Ernennungsdekret für den katholischen Feld- 
propst Dr. Aßmann im Juni 1883 hatte m. m. denselben Wort- 
laut wie das seines Vorgängers Namszanowski und übertrug ihm 
dem Wortlaute des Breves vom 22. Mai 1868 gemäß nur die 


ı Die bei Freisen, MKR. S. 365 ff., 378 vertretene Ansicht, daß die 
einheitliche Regelung des deutschen Militärkirchenrechts auf Grundlage der 
„mittelbaren Kompetenz“ oder durch kaiserliche Verordnung erfolgen könne, 
ist unrichtig. Vgl. auch Eichmann in „Allgem. Literaturbl.“ (1914) 
No. 7/8 Sp. 160 f. (Besprechung von Freisen, MKR.). 

32 Darauf verweist auch der Rezensent über Freisen, MKR. im „Litt. 
Zentralbl. f. Deutschland“ (1913) No. 35. 
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Jurisdiktion über das Landheer und die Kriegsmarine des König- 
reichs Preußen (oben $. 300, 310). 

2. Erst das Ernennungsdekret für den Feldpropst Dr. Vollmar 
vom 11. Jan. 1904 enthält eine Erweiterung der bisherigen Juris- 
diktionsrechte des katholischen Feldpropstes und ernennt ihn im 
Einvernehmen mit dem Deutschen Kaiser (collatis consiliss cum 
Serenissimo Borussiae Rege et Germaniae Imperatore Guilelmo II.) 
zum Vicarium Castrensem sive Cappellanum Majorem Catholicorum 
omnium, qui in terrestribus Borussiae maritimisque regni 
Germanici copiis stipendia faciunt, ceterorumque fidelium, qui 
ad Borussiae exercitum pertinent secundum legem!. 

Rom hielt somit bis zum Jahre 1904 an dem Wortlaut des 
Breves von 1868 fest und hat erst damals den schon lange ver- 
änderten Verhältnissen Rechnung tragend die in dem Breve nur 
über die preußische Kriegsmarine zugestandene Juris- 
diktion auf die deutsche Kriegsmarine ausgedehnt. Auf- 
fallen muß es dabei, daß sowohl das päpstliche Breve vom 22. Mai 
1868 wie das päpstliche Ernennungsdekret vom 24. Juli und die 
landesherrliche Bestallungsurkunde vom 19. Sept. desselben Jahres 
noch von einer preußischen Kriegsmarine spricht, welche be- 
reits 1867 aufgelöst war. Feldpropst Namszanowski und ebenso 
sein Nachfolger Aßmann, der am 27. Mai 1903 starb, haben des- 
halb kirchenrechtlich keine Jurisdiktion über die katholischen 
Soldaten der deutschen Kriegsmarine gehabt. 

An dem übrigen Inhalt des Breves von 1868, betreffend die 
feldpropstliche Jurisdiktion über das preußische Landheer ist in 
dem Ernennungsdekret von 1904 nichts verändert worden und 
bezieht sich deshalb diese Jurisdiktion nur auf das eigentliche 
preußische Kontingent, auf die „terrestres copiae Borussiae“. 


! Das päpstliche Ernennungsdekret für den Nachfolger Vollmars, den 
gegenwärtigen Feldpropst Dr. Jöppen unterscheidet sich inhaltlich nicht 
von dem seines Vorgängers, abgesehen von einigen Aenderungen stilisti- 
scher Art. Neue Jurisdiktionsbefugnisse sind ihm nicht übertragen. So 
nach der gütigen Mitteilung des Herrn Feldpropstes. 
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Es folgt aber aus dem dargelegten Verhalten Roms, daß man 
dort den weitgehenden, bereits oben S. 326 vermerkten, Inter- 
pretationen des Breves von 1868 fremd gegenübersteht. 

Somit ist die gegenwärtige feldpropstliche Jurisdiktion über 
die katholischen Soldaten der deutschen Kriegsmarine kirchen- 
rechtlich wohl begründet. Eine Zustimmung der katholischen 
Bischöfe entfällt hier, da die Anordnung von 1904, als vom höch- 
sten kirchlichen Gesetzgeber ausgehend, für die Bischöfe rechts- 
verbindend ist. Anders ist es jedoch mit der staatskirchen- 
rechtlichen Seite, über die folgendes zu bemerken ist: 

3. Die katholische Seelsorge in der deutschen Kriegsmarine 
besteht schon seit langem neben der evangelischen. Eine katho- 
lische Marinekirchenordnung ist für dieselbe bisher nicht er- 
lassen; es werden, soweit die Besonderheiten der Marine dies zu- 
lassen, die Bestimmungen der KMD. analog angewandt. Nur für 
den katholischen Geschwaderpfarrer bei der Hochseeflotte ist 
unterm 14. Sept. 1907 vom Staatssekretär des Reichsmarineamts 
eine kurze Dienstanweisung erlassen worden!. Auch ist der katho- 
lische Feldpropst der Armee mit der Wahrnehmung der Ge- 
schäfte des Marinepropstes allerhöchst beauftragt worden. 

Der staatskirchenrechtlichen Rechtsbeständigkeit 
des gegenwärtigen katholischen Marinekirchenrechts stehen ähn- 
liche Hindernisse entgegen wie der evangelischen. Soll das 
katholische Marinekirchenrecht rechtsbeständig sein, so kann das 
nur dadurch bewerkstelligt werden, daß alle deutschen Bundes- 
staaten dieser Organisation zustimmen, denn die Diözesaneinrich- 
tung in denselben ist durch Konkordate zwischen den einzelnen 
Landesregierungen und dem Apostolischen Stuhle geregelt. Der 
letztere kann diese Einrichtung nicht einseitig abändern und das 
geschieht durch die Schaffung einer selbständigen Marineseelsorge 
mit einem Marinepropst an der Spitze. Die Zustimmung des 
Kaisers bzw. des Staatssekretärs des Reichsmarineamts zu der 


' Vgl. „Dienstanweisung für den katholischen Geschwaderpfarrer bei 
der Hochseeflotte. Berlin 1907. Reichs-Marine-Amt.“ 
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päpstlichen Anordnung von 1904 macht die letztere nicht zu einer 
rechtsbeständigen Institution des Deutschen Reiches, da diesen 
beiden Organen wie dem Deutschen Reich die Kompetenz in kirch- 
lichen Angelegenheiten fehlt und ihnen nur durch eine entsprechende 
Abänderung der deutschen Reichsverfassung verliehen werden kann 
(oben S.314f., 331). Der katholischen Marineseelsorge mangelt 
somit staatskirchenrechtlich ebenso wie der evangelischen dıe 
rechtliche Unterlage, sie ist wie insbesondere auch die Beauf- 
tragung des katholischen Feldpropstes der Armee mit der Wahr- 
nehmung der Geschäfte des Marinepropstes rechtsungültig. 


D. Das Militärkirchenrecht bei den Schutztruppen der 
deutschen Schutzgebiete. 


1. Zu der bewaffneten Macht des Deutschen Reiches gehören 
neben dem Landheer und der Kriegsmarine die Schutz 
truppen der Schutzgebiete. Auch die Schutztruppen 
sind eine reine Reichsinstitution, bei welcher eine Beteiligung der 
Einzelstaaten nicht stattfindet. Die Rechtsverhältnisse der kaiser- 
lichen Schutztruppen in Ostafrika, Südwestafrika und Kamerun 
sind reichsrechtlich geregelt. Oberster Kriegsherr ist der Kaiser. 
das Oberkonımando untersteht dem Staatssekretär des Reichs- 
kolonialamtes in unmittelbarer Unterordnung unter den Reichs- 
kanzler. In den Schutzgebieten unterstehen die Schutztruppen 
dem Gouverneur, die Polizeitruppen unterstehen der Zivilverwaltung. 
Die Garnison in Kiautschou bestand aus Marinetruppen, die Zen- 
tralverwaltung für dieses Schutzgebiet ressortierte vom Reichs- 
marineamtel, 

2. Auch für die Schutztruppen ist in militärseelsorglicher 
Hinsicht Sorge getragen. Meistens wird mit der Militärseelsorge 
ein evangelischer bzw. katholischer Missionsgeistlicher betraut- 
Die katholische Militärseelsorge über die deutschen Schutztruppen 
in Südwestafrika untersteht z. B. gegenwärtig dem Präfekten der 
Apostolischen Präfektur Deutsch-Südwestafrika (Sitz: Windhuk). 

ı Meyer, Lehrb. d. Verwalt.-R.s S. 470, 522. 
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dem P. Klaeyle, OMJ. aus dem Kloster Hünfeld (Reg.-Bez. 
Cassel)!, 

3. Eine eigene Organisation der Militärseelsorge wie bei dem 
deutschen Landheer und der deutschen Kriegsmarine besteht für 
die Schutztruppen nicht. Sowohl der evangelische wie der katho- 
lische Feldpropst sind mit der Wahrnehmung der Geschäfte des 
Feldpropstes der Schutztruppen allerhöchst beauftragt worden. 
Der katholische Feldpropst führt am Kopfe seiner amtlichen 
Schriftstücke den gedruckten Titel: „Katholischer Feldpropst der 
Armee, A. b. m. W. d. A. a. (= Allerhöchst beauftragt mit 
Wahrnehmung des Amts als) Marinepropst und Feldpropst der 
Schutztruppen.* Seine Tätigkeit beschränkt sich, wie ich erfahre, 
bisher auf rein materielle Angelegenheiten; eine nähere 
Regelung seiner Befugnisse ist in Aussicht genommen. Ob dem 
evangelischen Feldpropste weitere Befugnisse zustehen, entzieht 
sich meiner Kenntnis. 

4. Der Rechtsbeständigkeit der bisherigen Verfügungen auf 
diesem militärkirchenrechtlichen Gebiete durch die Reichsbehörden 
stehen kkirchenrechtlich wiestaatskirchenrechtlich sowohl für die evan- 
gelische wie katholische Seelsorge dieselben Hindernisse entgegen, 
welche bereits bei der Darstellung der beiderseitigen Militärseel- 
sorge im deutschen Landheer und der deutschen Reichsmarine aus- 
einandergesetzt sind (oben S. 314 ff., 320 ff., 331, 333): Dem Deut- 
schen Kaiser wie dem deutschen Reichskolonialamt bzw. dem Deut- 
schen Reiche mangelt nach der Reichsverfassung jede Kompetenz in 
kirchlichen Angelegenheiten, also auch in den Schutzgebieten. 


ı Vgl. „Die kathol. Mission in Deutsch-Südwestafrika® (Westfäl. Volksbl. 
v. 7. Maı 1913, No. 122). Bei dem Gouvernement Kiautschou war vor 
dem Kriege ein evangelischer Seelsorger, der Gouvernementsober- 
pfarrer Ludwig Winter für die Schutztruppen angestellt, mit der dortigen 
katholischen Seelsorge war ein Missionsgeistlicher in Tsingtau be- 
auftragt. Zu den Schutztruppen-Kirchengemeinden gehören auch die frei- 
willigen Krankenpfleger, Marketender usw.; so nach einer gütigen Mittei- 
lung des Gerichtsassessors Dr. v. Wrochem, Hilfsarbeiter im Seminar für 
öffentl. Recht u. Kolonialrecht in Hamburg. 

Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XXV. 38. 23 
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5. Was den katholischen Feldpropst nach katholisch-kirchen- 
rechtlicher Seite insbesondere betrifft, so hat er vom Apostolischen 
Stuhle weder durch das vielerwähnte päpstliche Breve von 1868, 
noch auch durch spätere Verfügungen Roms eine Beauftragung 
auf diesem Gebiete erhalten. Daß eine derartige Beauftragung 
nicht vorliegt, ergibt sich daraus, daß der Apostolische Stuhl die 
Seelsorge über die deutschen Schutztruppen in Südwestafrika dem 
Apostolischen Präfekten von Deutsch-Südwestafrika übertragen 
hat. Rom betrachtet diese’ Auslandsgebiete als Gebiet der Congr. 
de Prop. fide und sieht dabei ab von den Beziehungen des 
Deutschen Reichs zu diesen Gebieten. 

6. Aus diesen Gründen sind die bisherigen Anordnungen des 
Deutschen Reichs bzw. des Deutschen Kaisers wie des Reichs- 
kolonialamts, insbesondere die Beauftragung des evangelischen 
wie katholischen Feldpropstes der Armee mit der Wahrnehmung 
der Geschäfte des Feldpropstes der Schutztruppen als jeder Rechts- 
unterlage entbehrend rechtsungültig. 


Schlußbemerkung. 


Die Resultate meiner Untersuchung sind sehr negativer Art, 
und es dürfte eine derartige Nichtanwendung des bestehenden 
Rechts wohl kaum in einer anderen Rechtsmaterie zu finden sein. 
Diese Kompetenzüberschreitungen sind eben nur dadurch möglich 
gewesen, daß die höchsten staatlichen Autoritäten einerseits und 
die höchsten kirchlichen Autoritäten andererseits nur neben- 
einander, nicht aber miteinander Vorschriften und Verord- 
nungen kirchenrechtlicher Art auf diesem Gebiete erlassen haben. 
Da das Militärkirchenrecht eine doppelte Seite hat, eine militär- 
rechtliche und eine kirchenrechtliche, kann es nur in 
gemeinsamer Verständigung zwischen den Staats- und Kirchen- 
behörden geordnet werden, wobei die Schwierigkeit, die kirchen- 
rechtlichen Forderungen mit den militärrechtlichen in Einklang 
zu bringen nicht bloß in Friedenszeiten, sondern mehr noch in 
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Kriegszeiten eine offenkundige ist!. 

In ganz anderer Weise sind die beiden sächsischen 
militärkirchlichen Dienstordnungen zur Entstehung gelangt. Die 
kgl. Einführungsordre zur Ev. MD. vom 2. April 1911 lautet: 
„Auf den Mir vom Kriegsministerium nach Einvernehmen mit 
den in Evangelicis beauftragten Staatsministern erstatteten Vor- 
trag genehmige Ich die anliegende Evangelisch-lutherische militär- 
kirchliche Dienstordnung für die Königlich Sächsische Armee.“ 
Die „Vorbemerkungen“ zu der Ev. MD. erklären: „Die weitere 
Einführung erfolgt durch das Evangelisch-lutherische Landes- 
konsistorium“. Die königliche Einführungsordre zur Kath. MD. 
vom 10. Oktober 1912 hat folgenden Wortlaut: „Auf den Mir 
vom Kriegsministerium nach Einvernehmen mit dem Ministerium 
des Kultus und öffentlichen Unterrichts erstatteten Vortrag ge- 
nehmige Ich die anliegende Katholische militärkirchliche Dienst- 
ordnung für die Königlich Sächsische Armee*; die Vorbemerkungen 
zu der Kath. MD. erklären: „Die weitere Einführung erfolgt durch 
das Apostolische Vikariat im Königreiche Sachsen*. Außerdem 


ı So schickte im Dezember 1915 der Generalmajor und Kommandant 
Gaede in Erfurt im Auftrage des Preuß. Kriegsministeriums an eine An- 
zahl evangelischer und katholischer Zivilgeistlicher einen „Ausweis, der zur 
Ausübung der Seelsorge an den Kriegsgefangenen gleicher Konfession dor- 
tigen Bezirks berechtigt*. (So nach einem Schreiben des gt. Kommandan- 
ten an Pfarrer Freund in Sondershausen vom 9. Dez. 1915.) Der General- 
gouverneur von Belgien, Frhr. v. Bissing, regelte durch einen Erlaß vom 
8. Juni 1915 die Militärseelsorge in Belgien dahin, daß die Seelsorge 
für sämtliche dem deutschen Besatzungsheere angehörigen Personen fort- 
an grundsätzlich nur durch die deutschen Militärgeistlichen ausgeübt wer- 
den darf. Für die Seelsorge der in den Lazaretten befindlichen belgischen 
Soldaten ist der deutsche Militärpfarrer zuständig und verantwortlich. Etwa 
geäußerte Wünsche eines belgischen Geistlichen sind zu berücksichtigen. 
Die Seelsorge der durch die deutsche Verwaltung inhaftierten Belgier wird 
durch deutsche Militärgeistliche wahrgenommen. Für die von der belgi- 
schen Verwaltung inhaftierten Belgier kann die Seelsorge wie bisher von 
den belgischen Gefängnisgeistlichen ausgeübt werden. (Westf. Volksbl. 
vom 17. Juni 1915 No. 163 unter: „Aus der kath. Welt“) Von einer recht- 
lichen Würdigung dieser und anderer derartigen Verfügungen darf hier 
abgesehen werden. 


23 * 
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bestimmen die beiden Dienstordnungen in je $ 1 Abs. 2 gleich- 
mäßig: „Für die Königlich Sächsischen Truppenteile, die außer- 
sächsischen Truppenverbänden angehören, bleiben die bisher dort 
geltenden Vorschriften und getroffenen Vereinbarungen maß- 
gebend.* Auf diese Weise sind die kirchen- wie staats- 
kirchenrechtlichen Rechtssätze in jeder Weise zur An- 
wendung gekommen. 

Das bisherige Militärkirchenrecht des preußischen Landheeres, 
der kaiserlichen Kriegsmarine und der kaiserlichen Schutztruppen 
der Schutzgebiete bedarf nach seiner rechtlichen Existenz einer 
Neuregelung. Denn wir leben in einem Rechtsstaate. Wie diese 
Neuregelung im einzelnen zu bewerkstelligen sein dürfte, dafür 
wollte meine Abhandlung die entsprechende Unterlage bieten. 


Beilage. 


Das päpstliche Ernennungsdekret für den 1915 
verstorbenen katholischen Feldpropst Dr. Vollmar!. 


Venerabili Fratri Henrico Vollmar Episcopo tituları 
Pergameno. Pius PP.X. 


Venerabilis Frater salutem et Apostolicam benedictionem. Cum pro 
apostolici officii munere, quod humilitati Nostrae commisit Altissimus, nibil 
Nobis potius sit, quam ut ea Omnia, quacumque Ope possumus, procuremu:. 
quae fidelibus usui sint, ad aeternam salutem adipiscendam, idcirco cum 
per obitum bo: me: Joannis Baptistae Assmann Vicarli Castrensis seu 
Cappellani Majoris, uti dicunt, munus apud Borussicum exercitum vaca- 
verit, Nos omnibus rei momentis attento ac sedulo studio perpensis, colla- 


ı Das Original des Ernennungsdekrets wurde mir vom Feldpropst Dr. 
Vollmar kurz vor seinem Abgang auf meine Bitte gütigst zur Verlügung 
überlassen, es ist in Heftform ausgestellt, auf Pergament in fortlaufender 
Schrift ohne Absatz geschrieben, hat mehrfache Schreibfehler und schlechte 
Interpunktion. Die Gebührenrechnung am Schlusse der Urkunde lautet: 
Secretaria Brevium: Expensae Libellae aureae quadringentae quinquaginta 
tres. Agentia Libellae Sexaginta. Ich gebe den Abdruck der besseren 
‚Uebersicht halber mit von mir gemachten Absätzen. Daß das päpstliche 
Ernennungsdekret für den gegenwärtigen katholischen Feldpropst Dr. Jöppen 
sich inhaltlich mit dem seines Vorgängers Vollmar deckt, ist schon oben 
3. 3321 bemerkt worden. 
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tisque consiliis cum Serenissimo Borussiae Rege et Germaniae Imperatore 
Guilelmo II. tibi, Venerabilis Frater, hujusmodi officium demandandum 
existimavimus, pro certo habentes, te in obeundis illius officii partibus talem 
futurum, qualem Nobis egregia tua pietas, morum gravitas, vitae integri- 
tus aliarumque virtutum commendatio pollicetur. 

Quae cum ita sint, te a quibusvis excommunicationis et interdicti 
alliisque ecclesiasticis sententiis, censuris et poenis, si quas forte incurreris, 
hujus tantum rei gratia absolventes et absolutum fore censentes, hisce 
litteris Vicarium Castrensem sive Cappellanum Majorem Catholicorum om- 
nium, qui in terrestribus Borussiae maritimisque regni Germanici copiis 
stipendia faciunt, ceterorumque fidelium, qui ad Borussiae exercitum per- 
tinent secundum legem, auctoritate Nostra Apostolica eligimus, facimus 
et constituismus. 

Porro quo ad ea curanda, quae hujus officii sunt, expeditior tibi 
pateat ratio, infrascriptas facultates per te vel per aliam seu alias personas 
in ecclesiastica dignitate constitutas, sive alios sacerdotes probos idoneos- 
que per te ipsum praevio diligenti et rigoroso examine repertos et appro- 
batos, quatenus ab aliquo suo ordinario approbati non essent, itemque a 
te subdelegandos erga milites aliasque utriusque sexus personas ad Borus- 
siae exercitus, comprehensis etiam auxiliaribus copiis, secundum legem, uti 
diximus, spectantes, dumtaxat exercendas, tenore praesentinm, eadem auc- 
toritate ad Nostrum et Sanctae hujus Apostolicae Sedis beneplacitum tri- 
buimus et impertimus. Quae quidem facultatis sunt hujusmodi videlicet: 

Administrandi omnia Ecclesiae Sacramenta etiam ea, quae per Paro- 
chialium Ecclesiarum Rectores administrari consueverunt, praeter Confir- 
mationem et Ordinem, si ipse subdelegatus vel subdelegandus episcopali 
charactere insignitus non fuerit, vel tu, Venerabilis Frater, per te dicta 
Confirmationis et Ordinis Sacramenta ministrare non possis, reliquasque 
functiones et parochialia munia obeundi. 

Absolvendi ab haeresi et apostasia a fide et schismate quoscumque 
etiam ecclesiasticos tum saeculares quum regulares eadem Castra sequentes, 
non tamen eos, qui ex illis locis fuerint, in quibus viget officium Inquisi- 
tionis adversus haereticam pravitatem, nisi inibi deliquerint, ubi haeresis 
impune grassatur et post judicialem abjurationem illuc reversi in haeresim 
fuerint relapsi et hoc in foro conscientiae dumtaxat: Absolvendi quoque 
a quibusvis excessibus et delictis quantumcumque gravibus et enormibus 
etiam in casibus Nobis et eidem Sedi Apostolicae specialiter reservatis et 
contentis in nuperrima Constitutione fe. re. Pii PP IX, quae incipit: Apo- 
stolicae Sedis. 

Retinendi et legendi, non tamen aliis similem licentiam concedendi, 
libros probibitos haereticorum vel infidelium de eorum religione tractantes 
et alios quoscumque ad effectum eos impugnandi et haereticos et infideles 
in castris forte degentes ad orthodoxam fidem convertendi, ac ita ut dicti 
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libri prohibiti ex provinciis, in quibus haeresis impune grassatur, minime 
efferantur. 

Celebrandi missam una hora ante auroram et alia post meridiem, et 
si coget necessitas, etiam extra Ecclesiam in quocumque loco decente, etiam 
sub dio vel sub terra, et gravi omnino urgente necessitate, bis in die, si 
tamen in priori missa non sumpserit ablutionem et jejunus fuerit, nec non 
super altari portatili, etiam non integro seu diffracto aut laeso et sine 
Sanctorum reliquiis; ac demum, si aliter celebrari non possit et absit peri- 
culum irreverentiae aut scandali et sacrilegii, etiam praesentibus haereticis 
allisque excommunicatis, dummodo missae inserviens non sit haereticus 
vel excommunicatus. 

Concedendi primo conversis ab haeresi vel schismate plenariam, aliis 
itidem quibuscumque utriusque sexus christifidelibus ad praefatos exercitus, 
uti diximus, pertinentibus in articulo mortis saltem contritis, si conften 
non poterunt, nec non quotannis duobus diebus ad cujusque libitum eli- 
gendis semel tantum durante Paschali tempore nec non intra spatium trium 
extremorum anni mensium vere poenitentibus et confessis ac S. communione 
refectis similiter omnium peccatorum suorum indulgentiam et remissionem 
plenariam, singulis autem dominicis aliisque festivis diebus de praecepto 
relaxandi iis, qui tuis, Venerabiles Frater, concionibus interfuerint, decem 
annos de injunctis illis seu alias quomodolibet debitis poenitentüs in forma 
ecclesiae consueta, easdemque indulgentias tibi lucrifaciendi. 

Singulis secundis feriis cujuscumque hebdomadae, officio novem lectio- 
num non impeditis, vel iis impeditis die immediate sequenti, celebrandi 
missam de Requiem, in quocumque altari, etiam portatili, si alias celebran 
non possit, in suffragium animae alicujus ex pie defunctis dıctorum exer- 
cituum, secundum celebrantis intentionem et missa hujusmodi animae, pro 
qua celebrata fuerit, perinde suffragetur ac si ad altare privilegiatum 
fuisset celebrata. 

Deferendi, si in locis versentur, ubi ab haereticis et infidelibus pericu- 
lum subsit sacrilegii aut irreverentise, SSmum Eucharistise Sacramentum 
occulte ad infirmos sine lumine illudque sine eodem in praefatis casıbu: 
retinendi pro infirmis iisdem in loco apto et decenti. 

Induendi, si et quando in iis partibus degant, per quas propter haere 
ticorum et infidelium insultus aliter transire vel in illis commorari non 
possint, vestibus saecularibus, licet sacerdotes etiam regulares fuerint. 

Benedicendi quaecumque vasa, tabernacula, vestimenta, paramenta et 
ornamenta ecclesiastica aliaque ad divinum cultum pro servitio eorundem 
exercituum dumtaxat necessaria et pertinentia, exceptis tamen iis, in qui- 
bus sacra unctio adhibenda erit, si subdelegatus a te Episcopali non fuent 
dignitate insignitus vel tu, Venerabilis Frater, per temetipsum illa non 
consecraveris. 

Reconciliandis Ecclesias, Cappellas, Coemetaria et altaria quodomode 
libet polluta in illis partibus, in quibus ipsi exercitus consederint, si ad 
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locorum ordinarios commodus non pateat accessus, et aqua tamen prius 
per aliquem Catholicum Antistitem benedicta, immo urgente necessitate, 
ut Missae Dominicis aliisque diebus festivis celebrari possint, illa etiam 
a memorato Antistite non benedicta. 

Praeterea tibi, Venerabilis Frater, per te pariter vel alium aut alios 
& te delegandos presbytros ete idoneos sacerdotes in foro ecclesiastico ver- 
satos juxta attestationem et informationem ab eorum ordinariis aliisque 
personis fide dignis per te desuper exquirendam omnem et quamcumque 
jurisdictionem ecclesiasticanı exercendi in eos, qui in exercitibus praefatis 
pro Sacramentorum administratione nec non spirituali animarum cura ac 
directione pro tempore inservient, sive clerici vel presbyteri saeculares 
sive quorumvis etiam mendicantium ordinum regulares fuerint, prinde ac 
si quod ad clericos saeculares eorum veri Praesules et Pastores, quod ad 
regulares vero illorum essent Superiores Generales, omnesque causas eccle- 
siasticas profanas, civiles, criminales et mixtas inter seu contra dictas alias- 
que personas in exercitibus praefatis commorantes ad forum ecclesiaticum 
quovismodo pertinentes etiam summarie, simpliciter et de plano sine stre- 
pitu et figura judicii sola facti veritate inspecta audiendi et fine debito 
terminandi, contra inobedientes quoslibet ad censuras et poenas ecclesia- 
sticas procedendi illasque aggravandi ac saepius etiam reaggravandi auxi- 
liumque brachii ssecularis invocandi. 

Insuper eosdem christifideles in dictis exercitibus degentes dispensandi 
quando expedire videbitur, super usu carnium, ovorum et lacticiniorum 
etiam tempore jejuniorum et quadragesimae. 

Demum commutandi, relaxandi, dispensandi ac absolvendi respective, 
prout et in quantum Episcopis locorum ordinariis juxta sacras canones 
et concilii Tridentini decreta id facere licet seu permittitur, quoad vota, ju- 
ramenta, irregularitates et censuras ecclesiasticas, nempe excommunicationes, 
suspensiones, interdieta necnon quoad omissionem omnium seu aliquarum 
ex denuntiationibus, quae matrimoniis personarum ad dictos exercitus per- 
tinentium et cum illis commorantium contrahendis praemitti deberent. 

Volumus autem ut iidem sacerdotes, quos tu, Venerabilis Frater, pro 
Sacramentis etiam parochialibus militibus aliisque personis dietorum exer- 
ceituum quibuscumque administrandis, uti praediximus, deputandos duxeris, 
hujusmodi facultatibus uti valeant tam erga milites praesidarios, qui con- 
tinuae arcium seu aliorum locorum custodiae adducti sunt, quam erga mi- 
lites et personas dictorum exercituum ad vagas belli operationes destinatos, 
tum, ubi in actuali expeditione reperiuntur, tum etiam, cum in quibuslibet 
accidentalibus ac temporalibus seu hibernis seu aestivis, ac etiaım praesi- 
dialibus stationibus pro tempore detinebuntur, ita tamen ut statim ac iidem 
sacerdotes, quos tu, Venerabilis Frater, subdelegaveris, ad temporaneas 
illas stationes pervenerint, literas testimoniales tam super eorum sacerdotio, 
quam super sua deputatione ac facultatibus sibi vigore praesentiumn con- 
cessis pro hujusmodi munere exercendo Parochis locorum exhibere debeant, 
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quibus visis, hi non impediant, quominus Missam in suis ecelesiis celebrare 
ac in vim earundem facultatum Sacramenta etiam parochialia ministrare 
valeant. | 

Quod si eo tempore matrimonium inter personas, quarum altera mili- 
tarıs sit seu ad dictos exercitus pertineat, ibique occasione stationum prae- 
fatarum commoretur, altera vero parocho loci subjecta reperiatur, contrahi 
contingat, neque Parochus sine sacerdote hujusmodi neque vicissim sacerdos 
sine Parocho elebrationi matrimonii adsistat aut benedictionem impertiatur, 
sed ambo simul atque aequaliter Stola emolumenta, si quae libere ac licite 
percipi soleant, accipiant atque inter se dividant. 

Non obstantibus Constitutionibus et Ordinationibus Apostolicis atque 
in Universalibus, Provincialibus et Synodalibus Conciliis editis generalibus 
vel specialibus Constitutionibus et Ordinationibus nec non ordinum, quorum 
personae hujusmodi professae fuerint, etiam juramento, confirmatione Apo- 
stolica vel alia quavis firmitate roboratis, statutis et consuetudinibus pri- 
vilegiis quoque indultis et literis Apostolicis in contrarium praemissorum 
quomodolibet concessis, confirmatis et innovatis. Quibus omnibus et sin- 
gulis illorum tenores praesentibus pro plena ac sufficienter expressis ac de 
verbo ad verbum insertis habentes, illis alias in suo robore permansuris 
ad effectum hac vice dumtaxat specialiter et expresse derogamus ceterisque 
contrariis quibuscumque. 

Datum Romas apud S. Petrum sub annulo Piscatoris die XI Januarii 
MCMIV Pontificatus Nostri anno Prino. 

(L. S.) Alois Card. Macchi. 
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Die Zuständigkeit der preussischen Konsistorien als 
entscheidende Disziplinarbehörde erster Instanz über 
ihre Sekretäre ! 


Von 
Assessor Dr. jur. Karl Statz. 


Die Fassung der bestehenden Gesetze läßt es fraglich er- 
scheinen, ob im förmlichen Disziplinarverfahren gegen einen Se- 


ı Literatur-Verzeichnis. Arndt, Die Verfassungsurkunde für 
den preußischen Staat, 6. Aufl., Berlin 1907. Bierling, Sind die Be- 
amten des evangelischen Kirchenregiments in Preußen als Staatsbeamte 
anzusehen? ArchOefiR.7. Ba., Freiburg/B. 1892. Birkmeyer, Encyklopä- 
die der Rechtswissenschaft, 2. Aufl. (Arndt, Staats- und Verwaltungsrecht, 
sowie Hinschius, Das Kirchenrecht). Brand, Das Beamtenrecht, Berlin 
1914. (5. Buch der Handb. d. pr. Verwaltungsrechts.. Braun, Die Diszi- 
plinargewalt über die Kirchendiener nach dem Rechte der preußischen 
Landeskirche, ZKirchR. Bd. 17, Freiburg/B. und Tübingen 1882. Entschei- 
dungen des Oberverwaltungsgerichts, Bd. 8, 20, 22,35. Friedberg, Das 
geltende Verfassungsrecht der evangelischen Landeskirchen in Deutschland 
und Oesterreich, Leipzig 1888. Goßner, Preußisches evangelisches 
Kirchenrecht, 2. Aufl. Bd. 1, Berlin 1914. Gravenhorst, Der sogenannte 
Konflikt bei gerichtlicher Verfolgung von Beamten, Abh. aus dem Staats- 
u. Verwaltungsrecht, herausgeg. von Brie und Fleischmann, Heft 15, Bres- 
lau 1908. Grotefend, Die Organisation der unmittelbaren und mittel- 
baren Staatsverwaltung in Preußen, 1. Teil, Berlin 1890. Berlin 1873. 
Herrfurth, Das Beamtenrecht (3. Bd. des gesamten preuß. Etats, Kassen- 
und Rechnungswesens), 4. Aufl., Berlin 1905. Hinschius, Das preußische 
Kirchenrecht im Gebiete des allgemeinen Landrechts, Berlin 1884. Der- 
selbe, Die preußischen Kirchengesetze des Jahres 1873 mit Einleitung 
und Komm., Berlin 1874. Jacobson, Das Disziplinarrecht der Konsisto- 
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kretär eines Konsistoriums der preußischen Landeskirche das Kons- 
storium als entscheidende Disziplinarbehörde erster Instanz zu- 
ständig ist. 

Zur Beantwortung dieser Frage bedarf es einer Klarstellung 
der heutigen Stellung der Konsistorien als solcher und ihrer Be 
amten. Es muß untersucht werden, ob die Beamten eines Konsi- 
storiums, insbesondere die Sekretäre, überhaupt dem Gesetze be- 
treffend die Dienstvergehen der nichtrichterlichen Beamten vom 
21. Juli 1852 unterstehen. 

Die aufgeworfenen Fragen sind nach dem Öffentlichen Recht 
zu beantworten. Nur dieses kommt zur Anwendung, mag man 
die Konsistorien heute als Staats- oder Kirchenbehörden, ihre Be- 
anıten als Staats- oder Kirchenbeamte auffassen. 


rien in Preußen, ZKirchR. Bd. 2, Berlin 1862. Derselbe, Das evangelische 
Kirchenrecht des preußischen Staats, 2. Abt., Halle 1866. Illing-Kautz, 
Handbuch für preußische Verwaltungsbeamte, 1. Bd., 9. Aufl., Berlin \%. 
Ketteler, In welchem Sinne sınd in Preußen die Kirchenbeamten ößent- 
liche Beamte, Diss., Bonn 1910. Kirchliches Gesetz- und Verordnungsblatt, 
1885 u. 1886. Kletke, Die Disziplinargesetzgebung für den preußischen 
Staat, Berlin 1864. Koch, Allgemeines Landrecht, Bd. 4, 6. Ausg., Berlin 
1880. Lüttgert, Evangelisches Kirchenrecht in Rheinland und Westfalen, 
Gütersloh 1905. Ministerialblatt der inneren Verwaltung, 1908. Nitze 
Gebser, Die Verfassungs- und Verwaltungsgesetze der evangelischen 
Landeskirche in Preußen, 3. Aufl., Berlin 1912. v. Oesfeld, Preußen ın 
staatsrechtlicher Beziehung, Breslau 1858. Preußische Gesetzsammlung 
(Ges.-Samml. f. d. Kgl. Preuß. Staaten) 1867, 1873, 1876, 1877, 1878, 1833, 
1885, 1899. v. Rheinbaben, Die preußischen Disziplinargesetze, 2. Aufl. 
Berlin 1911. v.Rönne, Das Staatsrecht der preußischen Monarchie, 1. Bd, 
5. Aufl., Leipzig 1899, 3. Bd., 4. Aufl., 1. Abt., Leipzig 1883. Schoen, Das 
evangelische Kirchenrecht in Preußen, 1. Bd., Berlin 19038. Seydel, Ge 
setz betreffend die Dienstvergehen der nicht-richterlichen Beamten, Komu., 
Berlin 1883. Stenographische Berichte über die Verhandlungen der Kam- 
mern 1851/52. a) 1. Kammer 1.u.2. Bd., b) 2. Kammer 2.u.3.Bd. Theı- 
nert, Zur rechtlichen Kennzeichnung der Konsistorial-Synodalverfassung 
der altpreußischen evangelischen Landeskirche, VerwArch. 16. Bd., Berlin 
1908. Thudichum, Deutsches Kirchenrecht des 19. Jahrhunderts, 
Bd. 2.,, Leipzig 1878. Trusen, Das preußische Kirchenrecht im Bereich 
der evangelischen Landeskirche, 2. Aufl., Berlin 1894. Vollert, Sind in 
Preußen Kirchendiener Staatsbeamte?, Diss., Dessau 1908. 
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In beiden Fällen ist das Anstellungsverhältnis zwischen dem 
Sekretär und dem Gemeinwesen ein öffentlichrechtliches, da es 
sich entweder nach Staatsrecht oder nach Kirchenrecht beurteilt, 
beide Rechte aber zu dem gemeinsamen Oberbegriff des öffentlichen 
Rechts gehören. 

Im Gegensatz zu dem öffentlichen Recht steht das Privatrecht, 
insbesondere das bürgerliche Recht. Dort finden wir die näheren 
Bestimmungen über das privatrechtliche Dienstverhältnis, die zwar 
mit den Regeln des öffentlichrechtlichen Beamtendienstverhältnisses 
manches gemeinsam haben, sich aber darin wesentlich unterscheiden, 
daß der privatrechtliche Dienstvertrag ein gegenseitiger ist, während 
das Beamtendienstverhältnis durch den einseitigen Anstellungsakt 
des öffentlichrechtlichen Subjekts begründet wird. In diesem Unter- 
schied und in der besonderen Hoheitsstellung dieses Subjekts ist 
besonders auch die Tatsache begründet, daß es bei dem Beamten- 
verhältnis ein Disziplinarverfahren gibt, in dem die Hoheitsrechte 
dem Beamten gegenüber geltend gemacht werden. 

Bei dem privatrechtlichen Dienstverhältnis dagegen ist ein 
Disziplinarverfahren seitens des Dienstherrn gegen den Angestellten 
mangels eines solchen Hoheitsrechtes begrifflich ausgeschlossen. 
Bei einer Verfehlung des Angestellten wird höchstens ein Grund 
zur Kündigung oder sofortigen Entlassung aus dem Dienstverhält- 
nis gegeben sein. 

Ein solches privates Dienstverhältnis besteht zwischen dem 
Sekretär eines Konsistoriums und diesem aber nicht. Derselbe 
wird vielmehr durch die Anstellung, die durch den Konsistorial- 
präsidenten erfolgt!, Beamter im öffentlichrechtlichen Sinne ent- 
weder des Staates oder der Kirche, die als solche eine Korporation 
des öffentlichen Rechts ist. Er ist zu amtlichen Verrichtungen 
bestellt. 

Nach $ 1 des Gesetzes betreffend die Dienstvergehen der nicht- 
richterlichen Beamten vom 21. Juli 1852, das ich von nun an kurz 


ı Goßner, Preußisches evangelisches Kirchenrecht, 2. Aufl., Bd. I, Berlin 
1914, S. 342. 
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als DiszG. bezeichnen will, findet dies Gesetz Anwendung auf alle 
unmittelbaren oder mittelbaren Staatsbeamten, dagegen nicht auf 
Kirchenbeamte und Geistliche!. 

Die Dienstvergehen der Geistlichen und Kirchendiener werden 
nach dem Kirchengesetz vom 16. Juli 1886, betreffend die Dienst- 
vergehen der Kirchenbeamten, beurteilt. Nach $ 19 dieses Ge- 
setzes sind die Provinzialkonsistorien entscheidende Disziplinarbe- 
hörden erster Instanz über die bezeichneten Beamten und Geistlichen. 

Würde man also die Beamten der Konsistorien als Kirchen- 
beamte zu betrachten haben, so wäre die Frage der Zuständigkeit 
der Konsistorien für das Disziplinarverfahren gelöst. 

Die Konsistorialbeamten sind aber keine Kirchen-, sondern 
unmittelbare Staatsbeamte, wie weiter unten zu zeigen ist. Diese 
Ansicht ist in der Literatur sehr bestritten. 

Mit diesem Meinungsstreit hängt die Beantwortung der gleich- 
falls umstrittenen Frage, als was man die Konsistorien aufzufassen 
habe, zusammen. 

Aus Zweckmäßigkeitsgründen möchte ich die Darstellung des 
rechtlichen Charakters der Konsistorien, die besonders auch für 
die Frage ihrer Zuständigkeit von Wichtigkeit ist, voranschick.u 
und dann erst auf die Stellung der Konsistorialbeamten zu sprechen 
kommen. Erst nach Klarstellung beider Punkte ist die Frage der 
Zuständigkeit zur Erörterung reif. 

Die Stellung der Konsistorien ist, jedenfalls bis zum Erlaß 
des Gesetzes betreffend die evangelische Kirchenverfassung in den 
acht — jetzt neun — älteren Provinzen der Monarchie vom 
3. Juni 1876 nur aus der geschichtlichen Entwicklung heraus zu 


m 


! Seydel, Gesetz betreffend die Dienstvergehen der nicht-richterlichen 
Beamten, Komm., Berlin 1883, S. 27; Stenographische Berichte über die 
Verhandlungen der I. Kammer 1851/62, 1. Bd., S. 68. Jacobson, Das Diszi- 
plinarrecht der Konsistorien, in der Zeitschrift für Kirchenrecht Bd. 2, 
Berlin 1862, S. 287. 

? Kirchliches Gesetz- u. Verordnungsblatt 1886, S. 81 fg. 

® Abgedruckt bei Nitze-Gebser, Die Verfassungs- u. Verwaltungsgesetze 
der evangelischen Landeskirche in Preußen, 3. Aufl., Berlin 1912, S. 329 fg. 
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beurteilen. Die Geschichte, bei deren Erzählung ich den Dar- 
stellungen bei Goßner' und Schoen ? folge, ist in kurzen Zügen 
folgende. 

Die neuere Entwicklung beginnt mit der Veränderung der 
gesamten Staatsverwaltung, der grossen Stein-Hardenbergschen Ver- 
fassungs- und Verwaltungsreform nach dem Kriege von 1806/1807. 

Es wurden im ganzen preußischen Staat die selbständigen 
Konsistorien aufgehoben und die von ihnen auf Grund des allge- 
meinen Landrechts Teil II Tit. II verwalteten staatlichen und kirch- 
lichen Angelegenheiten den neuorganisierten Regierungen über- 
tragen, soweit dies nicht schon früher für einzelne Gebiete ge- 
schehen war. Das Publikandum betreffend die veränderte Ver- 
fassung der obersten Staatsbehörden vom 16. Dezember und die 
Regierungsinstruktion vom 26. Dezember 1808 führten diese Aende- 
rung durch. Damit war die Kirchenverwaltung völlig in den 
Händen der Regierungen. 

Am 30. April 1815 erließ der König auf Bitten der geistlichen 
Beamten eine Verordnung, durch die zur Verwaltung der kirch- 
lichen Angelegenheiten Provinzialkonsistorien eingerichtet wurden, 
an deren Spitze der Oberpräsident stand. 

Diese Konsistorien waren Staatsbehörden. 

Als dann 1817 das Ministerium der geistlichen-Unterrichts- 
und Medizinalangelegenheiten neu errichtet worden war, erging 
am 23. Oktober desselben Jahres eine Dienstinstruktion für die 
Provinzialkonsistorien gleichzeitig mit ebensolchen für die Regierung 
und die Oberpräsidenten. Durch diese wurde den Konsistorien ein 
Teil ihrer Befugnisse wieder entzogen und den Regierungen zurück- 
gegeben. Die Instruktion für die Konsistorien enthielt Vorschriften 
über die Befugnisse und die Zuständigkeit der Konsistorien, be- 
stimmte ihre kollegiale Verfassung und gab ihnen im $ 15 Dis- 
ziplinarbefugnisse über ihre Beamten. Durch Kabinettsordre vom 


ı A.a. O. 8. 96 fg. 
3 Schoen, Das evangelische Kirchenrecht in Preußen, I. Bd., Berlin 1903, 
S. 681g. 
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31. Dezember 1825 wurde den Konsistorien die Verwaltung der 
Schulangelegenheiten genommen und den neu gebildeten Pro- 
vinzialschulkollegien übertragen. An Stelle des Oberpräsidenten 
erhielt ein besonderer Vorsitzender des Konsistoriums dessen Be- 
fugnisse. Dieser Vorsitzende erhielt später den Titel Konsistorial- 
präsident. Durch Verordnung vom 27. Juni 1845 wurden die 
Ressortverhältnisse neu abgezweigt und 1847 ein Ressortreglement 
für die Konsistorien aufgestellt, das auf dieser Verordnung beruhte. 

Am 5. Dezember 1848 erging die sog. oktroyierte Verfassung3- 
urkunde für den preußischen Staat, die in Art. 12 den Grundsatz 
der Trennung von Kirche und Staat aufstellte. 

Im Hinblick auf diese Aenderung errichtete der König eine 
besondere Abteilung des Kultusministeriums, die die Angelegen- 
heiten der evangelischen Landeskirche selbständig bearbeiten sollte. 

Art. 15 der sog. revidierten, heute geltenden Verfassungsur- 
kunde vom 31. Januar 1850 blieb bei dem Grundsatze der Tren- 
nung von Staat und Kirche. 

Durch Erlaß vom 29. Juni 1850‘ wurde der neugegründeten 
evangelischen Abteilung des Kultusministeriums die Bezeichnung 
„Evangelischer Oberkirchenrat“ gegeben und diesem die Leitung 
der inneren evangelischen Angelegenheiten übertragen. Gleichzeitig 
erließ der König ein Ressortreglement für die evangelische Kirchen- 
verwaltung, in dem die einzelnen Verwaltungsangelegenheiten näher 
aufgeführt sind. 

Durch Gesetz vom 18. Juni 1875 wurde Art. 15 der Ver- 
fassungsurkunde aufgehoben. Darauf wurde in Art. 21 des er- 
wähnten Gesetzes über die Kirchenverfassung vom 3. Juni 1876 
bestimmt, daß die Verwaltung der Angelegenheiten der evangelischen 
Landeskirche, soweit diese bisher von dem Minister der geistlichen 
Angelegenheiten und den Regierungen ausgeübt worden sei, auf 
den evangelischen Oberkirchenrat und die Konsistorien als Organe 
der Kirchenregierung an einem noch näher zu bestimmenden Zeit- 
punkt übergehen solle. 
 Abgedruckt bei Nitze-Gebser a. a. O. S. 362. 
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Dieser Zeitpunkt ist der erste Oktober 1877}. 

Aus dieser historischen Entwicklung muß man m. E. in Ueber- 
einstimmung mit der herrschenden Ansicht folgern, daß die Kon- 
sistorien seit 1850 nicht mehr Staats- sondern Kirchenbehörden 
sind. Seit ihrer Neuerrichtung 1815 waren sie Staatsbehörden, 
seit 1817 in der ihnen gewährten kollegialen Verfassung. Daran 
hat weder die Kabinettsordre von 1825, noch die Ressortverordnung 
von 1845 etwas geändert. Zu ihrem Geschäftskreise gehörten zwar 
seit 1825 und besonders seit 1845 nur kirchliche Angelegenheiten ; 
aber da damals Staat und Kirche noch zusammen waren, waren 
die Kirchensachen auch Staatsverwaltungsangelegenheiten, die Kon- 
sistorien Staatsbehörden 2. 

In der Verfassungsurkunde war bestimmt, daß die Kirche 
vom Staat zu trennen sei. Für die evangelische Landeskirche er- 
folgte diese Trennung m. E. durch die Einrichtung der evangelischen 
Abteilung des Kultusministeriums bzw. des Oberkirchenrats und 
durch das für diesen erlassene Ressortreglement. Nach diesem 
Reglement ging die Verwaltung der Kirchenangelegenheiten auf 
den Oberkirchenrat über. Nur die Wahrnehmung der Hoheitsrechte 
des Staates, der „jura circa sacra“ verblieb dem Kultusminister 
und den Regierungen. Damit war der Evangelische Oberkirchen- 
rat die oberste Behörde der evangelischen Landeskirche, und zwar 
eine rein kirchliche Behörde geworden. 

War nun aber der Evangelische Oberkirchenrat eine Kirchen- 
behörde, so folgt daraus m. E., daß auch die Konsistorien mit 
diesem Zeitpunkt aus Staatsbehörden Kirchenbehörden geworden 
sind, denn durch das Reglement sind die Konsistorien dem Ober- 
kirchenrat unterstellt worden, damit gleich ihrer vorgesetzten Be- 
hörde als Kirchenbehörden anzusehen. Auf den Oberkirchenrat 

ı Vol Art. 1 der Verordnung vom 5. September 1876, Pr. Ges.-Samml. 

S. . 
m Die Disziplinargewalt über die Kirchendiener nach dem Rechte 
der preußischen Landeskirche, Zeitschrift für Kirchenrecht, Bd. 17, S. 285, 


Goßner a. a. 0. S. 109; Entscheidungen des Oberverwaltungsgerichts, Bd. 35, 
S. 449. 
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ging nämlich die oberste Verwaltung der den Konsistorien nach 
den Vorschriften der Dienstinstruktion von 1817, der Kabinetts- 
ordre von 1825 und dem Reglement von 1845 zustehenden An- 
gelegenheiten über. 

Diese Ansicht hat auch die evangelische Abteilung des Kultus- 
ministeriums in der Denkschrift vom 18. Februar 1850! in Ueber- 
einstimmung mit dem damaligen Kultusminister vertreten ?. 

Die Eigenschaft der Konsistorien als Kirchenbehörden ist 
auch nicht dadurch beseitigt worden, daß der Art. 15 der Ver- 
fassungsurkunde 1875 aufgehoben wurde. Dies aufhebende Gesetz 
hat keine rückwirkende Kraft?, es trifft die Stellung der Kon- 
sistorien nicht. 

Durch die unmittelbar darauf einsetzende Gesetzgebung, durch 
Art. 21 des Gesetzes vom 3. Juni 1876, sind zudem die Konsistorien 
jedenfalls wieder zu Kirchenbehörden geworden, wenn sie diese 
Eigenschaft 1875 vorübergehend verloren haben sollten, was m. E. 
nicht der Fall war 4. 

Goßner 5 will den Zeitpunkt für die Aenderung der Staats- 
konsistorien in Kirchenbehörden erst in dem Erlaß des Gesetzes 
vom 3. 6. 1876 sehen. 

Diese Ansicht ist m. E. nicht zutreffend. Der Uebergang der 
Verwaltung der kirchlichen Angelegenbeiten war schon 1850 er- 
folgt. Das Gesetz von 1876 erweiterte lediglich den Kreis der 
den Konsistorien als Kirchenbehörden zustehenden Geschäfte. Die 
Bestimmung des Art. 21 erschien eben mit Rücksicht auf die Auf- 
hebung des Art. 15 V.U. erforderlich. Daß nicht erst durch das 


ı Aktenstücke der evangelischen Abteilung des Kultusministeriums, 
S. 12, bei Schoen a. a. O., Bd. I, S. 232 Anm. 1, 

2 Vgl. Schoen a. a. O. S. 17; Jacobson a. a. O. S. 288. 

3 Arndt, Die Verfassungsurkunde für den preußischen Staat, 6. Aufl. 
‚Berlin 1907, S. 122. 

* Bierling, Sind die Beamten des evangelischen Kirchenregiments in 
Preußen als Staatsbeamte anzusehen? Archiv für öffentliches Recht, 7. Bi 
Freiburg i. B. 1892, S. 220. 

BA.n. O0. S. 109. 
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Gesetz von 1876 die Konsistorien Kirchenbehörden geworden sind, 
folgt auch daraus, daß in Art. 2] auch der Evangelische Ober- 
kirchenrat genannt ist, der selbst doch sicher schon seit 1850, seit 
seiner Errichtung, Kirchenbehörde war, es daher nicht durch das 
Gesetz von 1876 zu werden brauchte. 

Wir haben in den Provinzialkonsistorien demnach Kirchenbe- 
hörden u. keine Staatsbehörden mehr zu erblicken. Diese Ansicht 
ist auch die herrschende. 

v. Rönne? führt allerdings die Provinzialkonsistorien zugleich 
mit den Provinzialschulkollegien unter den Verwaltungsbehörden 
auf. Damit meint er aber nicht, daß die Konsistorien Staatsbe- 
hörden seien, was Grotefend® als Rönnes Ansicht annimmt. Dies 
geht aus der erwähnten Anmerkung bei Rönne hervor, in der er 
selbst sagt, die Konsistorien seien Kirchenbehörden. 

Dagegen vertritt Thudichum®@ die Ansicht, daß auch selbst 
noch nach dem Gesetze von 1876 die Konsistorien Staatsbehörden 
seien. Er stützt seine Ansicht auf die Bestimmung im Art. 21 
Abs. 3 des Gesetzes, wonach eine Aufhebung der Konsistorien oder 
eine Aenderung ihrer kollegialen Verfassung nur durch Staatsge- 
setz erfolgen können. Er führt weiter aus, daß die Richtigkeit 
seiner Ansicht auch daraus folge, daß die Konsistorialmitglieder 


ı v. Rheinbaben, Die preußischen Disziplinargesetze, 2. Aufl., Berlin1911, 
S. 54 Anm. 4; Goßner, a. a. O. S. 108 mit der erwähnten Einschränkung; 
Schoen, a. a. O. Bd. I, S. 232 fg; Hinschius, Kirchenrecht in Birkmeyers 
Encyklopädie der Rechtswissenschaft, 2. Aufl. S. 1476; Hinschius, Preußisches 
Kirchenrecht im Gebiete des allgemeinen Landrechts, Berlin 1884, S. 156; 
Trusen, Das preuß. Kirchenrecht im Bereich der evangelischen Landeskirche, 
2. Aufl., Berlin 1894, S. 215; Bierling a. a. O. S. 218; Entscheidungen des 
Oberverwaltungsgerichts, Bd. 20, S. 460, Bd. 22, S. 49, Bd. 35, S. 449; von 
Könne, Das Staatsrecht der preuß. Monarchie, 3. Bd. 4. Aufl., 1. Abt., Leip- 
zig 1883, S. 247, Anm. 1a; Grotefend, Die Organisation der unmittelbaren 
u. mittelbaren Staatsverwaltung in Preußen, I. Teil, Berlin 1890, S. 156. 
v. Oesfeld, Preußen in staatsrechtlicher Beziehung, Breslau 1858, S. 83. 

»A.2.0. | 

3 Grotefend a. a. O. 

* Thudichum, Deutsches Kirchenrecht des 19. Jahrhunderts, Bd. 2, Leip- 
zig 1878, S. 230 fg. 
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vom König ernannt würden, hinsichtlich ihrer Beamteneigenschaft 
unter den staatlichen Gesetzen stünden, und endlich, daß die Kon- 
sistorien als solche den Titel „Königlich“ führten. 

Der Ansicht Thudichums ist folgendes entgegenzuhalten. Nach 
Art. 21 des Gesetzes von 1876 erfolgt die Veränderung der kollegi- 
alen Verfassung der Konsistorien nicht etwa durch ein Staatsgesetz, 
sondern nur mit Genehmigung durch ein solches. Die eigent- 
liche Aenderung erfolgt also durch Kirchengesetz, bzw. kirchliche 
Anordnung. Die Bestimmung des Art. 21 ist lediglich eine be- 
sondere Betonung der dem Staate zustehenden Hoheitsrechte. 

Daß die Mitglieder der Kousistorien vom König ernannt wer- 
den, und den für die Staatsbeamten gegebenen Vorschriften unter- 
liegen, ist vielleicht bestimmend für ihre Beurteilung in staats- 
rechtlicher Beziehung, hat aber mit der Stellung der Behörden 
als solcher nichts zu tun. Darüber ist im Zusammenhang noch 
unten zu sprechen. 

Die Konsistorien führen den Titel Königliche mit vollem Recht, 
da der König als der Träger der Kirchengewalt, die er als Staats- 
oberhaupt zugleich hat, durch sie die Angelegenheiten der Kirche 
verwalten läßt!. Die Konsistorien sind also Kirchenbehörden und 
‚war kirchliche Provinzialverwaltungsbehörden. 

Was folgt nun aus dieser Feststellung für den rechtlichen 
Charakter der Konsistorialbeamten? 

Man sollte zunächst annehmen, daß die Beamten einer Kirchen- 
behörde nichts anderes sein könnten, als Kirchenbeamte. Dies ist 
jedoch bestritten. Es wird die Ansicht vertreten, daß diese Be- 
amten zu den Staatsbeamten gehören. Dagegen ist nicht zweifel- 
haft, daß sie, falls Staatsbeamte, nur unmittelbare, nicht aber 
mittelbare sein können. Die evangelische Landeskirche gehört 
nämlich nicht zu denjenigen Korporationen im Sinne des $ 69 


* Theinert, Zur rechtlichen Kennzeichnung der Konsistorial-Synodalver- 
fassung der altpreußischen evangelischen Landeskirche, imVerwaltungsarchir, 
Bd. 16, Berlin 1908, S. 49. . 
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Teil 2 Tit. 10 ALR.!, die Staatszwecke verfolgen 2. 

Diejenigen, die die Konsistorialbeamten für Kirchenbeamte an- 
sehen, insbesondere Schoen® und Hinschius4 halten es für eine 
begriffliche Unmöglichkeit, daß man einerseits die Konsistorien 
als Kirchenbehörden ansehe, andererseits deren Beamte als Staats- 
beamte hinstelle. Sie meinen, die Kirche könne als ein selbständiges, 
vom Staate getrenntes Rechtssubjekt ihre Angelegenheiten nur 
durch eigene Beamte, durch Kirchenbeumte selbständig ordnen 
und verwalten. Da der Staat keine kirchlichen Aufgaben mehr 
zu erfüllen habe, würde es nach ihrer Ansicht ein seltsames Er- 
gebnis sein, wenn die Mitglieder einer kirchlichen Behörde in einem 
Treue- und Dienstverhältnis zum Staate stünden. 

Die Anstellung dieser Beamten erfolgt nach der Meinung von 
Hinschius durch den König als Träger der Kirchengewalt für die 
Kirche. Die in Art. 23 Ziff. 7 des Gesetzes von 1876 bestimmte 
Mitwirkung des Staates bei der Besetzung der kirchenregimentlichen 
Aemter, insbesondere die Gegenzeichnung des Kultusministers bei 
der Anstellung der Mitglieder der Kirchenbeliörden hält er in 
Uebereinstimmung mit Schoen lediglich für eine Feststellung der 
Hoheitsrechte des Staates, da das Gesetz im übrigen die Absicht 
verfolge, die selbständige Verwaltung der kirchlichen Angelegen- 
heiten durch die Kirche durchzuführen. 

Die Tatsache, daß die Kirchenregimentsbeamten den Staats- 
dienereid leisten und ihre Besoldung, sowie die übrigen Dienstbe- 
züge aus Staatsmitteln erhalten, deuten nach seinem Dafürhalten 
nicht darauf hin, daß sie Staatsbeamte seien, da einmal der Staats- 
beamteneid nichts enthalte, was nicht auch ein gleichfalls vom 
König angestellter Kirchenbeamter beschwören könnte, und da 

ı Abgedruckt bei Koch, Allgemeines Landrecht, Bd. 4, 6. Ausg., Berlin 
1880, S. 41. 

2 Vgl. Goßner a. a. O. S. 17. Anm. 7; Entscheidungen des Oberver- 
waltungsgerichts, Bd. 8, 8. 390, Bd. 20, S. 451, Bd. 22, S. 46; Bierling 
a. a. O. S. 223. 


s A. a. O. Bd. I, S. 233 fg. 
* Kirchenrecht, S. 148, 149. 
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weiter der Staat den Kirchen gegenüber die Verpflichtung über- 
nommen habe, die evangelische Kirche wie die katholische zu 
unterhalten. Er genüge also bei der Besoldung der Konsistorial- 
beamten nur dieser Verpflichtung. 

Schoen schließt sich Hinschius! in diesen Ausführungen völlig 
an. Er hält das Prädikat „Königlich“ ebensowenig wie die Ein- 
reihung dieser Beamten in die staatliche Rangordnung für ihre 
staatsrechtliche Stellung für entscheidend, da auch die Kirchen- 
beamten vom König bestellt würden. Es sei zu beachten, daß die 
Leistung des Eides nur eine Bekräftigung bereits übernommener 
Pflichten, nicht dagegen eine Begründung des Amtsverhältnisses 
darstelle 2. 

Die Anwendung der für die Staatsbeamten gegebenen Vor- 
schriften, insbesondere auch die Anwendung des Disziplinargesetzes 
auf sie, die tatsächlich stattfindet, hält er für rechtswidrig und 
ohne Rechtsgrund erfulgt®. 

Es fehle, so sagt Schoen, zur Zeit in allen diesen Beziehungen 
an Vorschriften für die Konsistorialbeamten, sie seien in einem 
Zustande teilweiser Rechtlosigkeit. Dies könne jedoch nicht das 
gefundene wissenschaftlich richtige Ergebnis beeinflussen, daß diese 
Beamten nicht melr Staatsbenmte seien *. 


ı A. a. 0. S. 234, 

® Vgl. dazu auch Bierling a. a. O. S. 222; Vollert, Sind in Preußen 
Kirchendiener Staatsbeamte, Diss., Dessau 1908, S. 46; Ketteler, In welchem 
Sinne sind in Preußen die Kirchenbeamte öffentliche Beamte? Diss., Bonn 
1910, S. 18. 

® Vgl. Hinschius bei Birkmeyer a. a. O. S. 1488; Hinschius, Kirchenrecht, 
S. 859; Arndt, Staats- u. Verwaltungsrecht bei Birkmeyer a. a. O. S. 30: 
Bierling a. a. O. S. 222; Lüttgert, Evangelisches Kirchenrecht in Kheinland 
u. Westfalen, Gütersloh, S. 461. 

4 Dieselbe Ansicht von der heutigen Stellung der Kirchenregimentsbe- 
amten haben außer den angegebenen noch: Hinschius, die preußischen 
Kirchengesetze des Jahres 1873 mit Einleitung u. Kommentar. Berlin 18:4 
S. 32 Anm. 3; Friedberg, Das geltende Verfassungsrecht der evangelischen 
Landeskirchen in Deutschland und Oesterreich, Leipzig 1888, S. 143: Graven- 
horst, Der sogenannte Konflikt bei gerichtlicher Verfolgung der Beamten. 
in den Abhandlungen aus dem Staats- u. Verwaltungsrecht, herausgegeben 


Statz, Die Zuständigkeit der preußischen Konsistorien usw. 355 


Jacobson führt einen Zirkularerlaß des Evangelischen Ober- 
kirchenrats vom 5. April 1855 an!, wonach die Beamten des evan- 
gelischen Kirchenregiments der kirchlichen Disziplin gemäß einer 
Verordnung vom 29. März 1844 unterfallen sollen. 

Das Oberverwaltungsgericht läßt in einer Entscheidung ? die 
Frage, ob die Konsistorialbeamten Staats- oder Kirchenbeamte 
seien, unbeantwortet, meint aber, Beamte mit Staatsbeamten- 
charakter brauchten nicht notwendig Staatsbeamte zu sein, jeden- 
falls nicht deshalb, weil bei ihrer Bestellung eine Mitwirkung des 
Staates vorbehalten sei. 

Die gegenteilige Ansicht, daß nämlich die Konsistorialbeamten 
auch heute noch unmittelbare Staatsbeamte sind, wird durch eine 
Anzahl Schriftsteller vertreten ®. 

Ich halte diese Ansicht für richtig und schließe mich ihr aus 
folgenden Gründen an. 

Aus der früheren Darstellung ist zu entnehmen, daß die Be- 
amten der Konsistorien bis zum Jahre 1850 ebenso Staatsbeamte 
waren, wie die Konsistorien als solchen Staatsbehörden. 

Diese Stellung konnten sie nicht ohne weiteres verlieren, son- 
dern nur durch eine staatliche Anordnung, da nur ein staatlicher 
Akt Staatsbeamten ihre Stellung als solchen nehmen kann. 

Art.15 V.U. sprach zwar den Grundsatz der Trennung von 


von Brie u. Fleischmann, Heft 15, Breslau 1908, S. 79; Jacobson, Das evan- 
gelische Kirchenrecht des preußischen Staats, 2. Abt., Halle 1866, S. 634; 
Ketteler a. a. O. S. 14; Vollerta. a. O. S. 17. 

i Aktenstücke Bd. 2, Heft 8, S. 82. 

2 Entscheidungen des Oberverwaltungsgerichts, Bd. 20, S. 461, 

® Braun, Die Disziplinargewalt über die Kirchendiener nach dem Rechte 
der preußischen Landeskirche in der Zeitschrift für Kirchenrecht, Bd. 17, 
Freiburg u. Tübingen 1882, S. 285 fg.; Goßner a. a. O. S. 108fg.; Iling- 
Kautz, Handbuch für preußische Verwaltungsbeamte, 1. Bd., 9. Aufl., Ber- 
lin 1905, S. 378 $ 1 Anm. 4; v. Rheinbaben a. a. O. S. 54; Nitze-Gebser 
a.a.0.S.4; Brand, Das Beamtenrecht (5. Buch der Handbücher des preußi- 
schen Verwaltungsrechts) $. 12 Anm. 1; Kletke, Die Disziplinargesetz- 
gebung für den preußischen Staat, Berlin 1864, S. 170 fg.; Entscheidungen 
des Oberverwaltungsgerichts, Bd. 8. S. 394, Bd. 22, S. 43 fg., Bd. 35, S. 450 fg. 

* Vgl. Braun a. a. O. 
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Staat und Kirche aus, damit war diese aber noch nicht durchge 
führt. Die nach dem Erlaß der Verfassungsurkunde einsetzende 
Gesetzgebung hat, wie oben gesagt ist, den Konsistorien ihre 
Stellung als Staatsbehörden entzogen, mag man diesen Vorgang 
nun in dem Erlaß des Reglements von 1850 oder des Gesetzes 
von 1876 sehen. Dieser gesetzliche Vorgang, der für die Kon- 
sistorien stattgefunden hat, ist für deren Beamten nicht festzu- 
stellen. Die Staatsbeamteneigenschaft der Konsistorialbeamten ist 
durch diese Gesetze, die nur Vorschriften über die Art und Weise 
ihrer Anstellung enthalten, ebensowenig wie durch die späteren 
staatlichen Anordnungen berührt worden. Aus der Entstehungs- 
geschichte des Gesetzes vom 3. Juni 1876 ergibt sich aber auch, 
daß man die Stellung der Konsistorialbeamten nicht ändern wollte. 
Dies wurde auch seitens der Staatsregierung ausdrücklich betont !. 
Der Grund war der, daß die Kirche, die im Prinzip selbständig 
sein sollte, innerlich noch nicht genug gefestigt war, um einen 
eigenen Beamtenkörper aufstellen zu können. Es fehlte an den 
dazu erforderlichen Mitteln, da zu dieser Zeit die Bewilligung einer 
Staatsdotation zwecks völliger Verselbständigung der Kirche nicht 
angängig war?. Ein Antrag auf Einfügung der gesetzlichen Be- 
stimmung, wonach die Konsistorialbeamten Kirchenbeamte sein 
sollten, ist abgelehnt worden ?. 

Bei der engen Beziehung zwischen Staat und Kirche lag es 
denn auch nahe, die Konsistorialbeamten als Staatsbeamte zu be- 
lassen, zumal ihre Besoldung wie bisher aus der Staatskasse er- 
folgen mußte, und der König als solcher auch Oberhaupt der 
evangelischen Landeskirche ist !. 


ı Vgl. Braun a. a. O. u.die dort zitierte Denkschrift des Oberkirchen- 
rats vom 9. November 1875. 

ı Vgl. Braun a.a. O. u. die dort zitierten Motive des Gesetzes von 1816: 
Entscheidungen des Oberverwaltungsgerichts, Bd. 22, S. 47, Bd. 35, S. #1. 

3 Vgl. Entscheidungen des Oberverwaltungsgerichts, Bd. 22, S. 47, 8 
und die dort zitierten Anlagen zu den stenographischen Berichten des preuß. 
Abgeordnetenhauses 1876, Bd. I, Aktenstück Nr. 31 und Bd. II, Aktenstück 
Nr. 153. 

* Vgl. Theinert a. a. O. S. 108; Goßner a. a. O. S. 109. 
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So sind denn auch stets die Konsistorialbeamten von maß- 
gebender Seite als Staatsbeamte angesehen worden. Die gegen- 
teilige Ansicht des evangelischen Oberkirchenrats und des Kultus- 
ministers ist von diesen im Anfang der 60er Jalıre wieder aufge- 
geben worden !. 

Die Richtigkeit der hier vertretenen Ansicht ergibt sich auch 
daraus, daß die amtliche Begründung des Kirchengesetzes von 1886 
betreffend die Dienstvergehen der Geistlichen und Kirchenbeamten 
ausdrücklich betont, daß sich dies Gesetz nicht auf die Konsistorial- 
beamten erstrecken, daß es vielmehr hinsichtlich deren Disziplinar- 
verhältnis bei dem bestehenden Rechte verbleiben soll 2. 

Zieht man nun aus der geschichtlichen Entwicklung den 
Schluß, daß die Konsistorialbeamten Staatsbeamte sind, so erscheint 
allerdings der bestehende Rechtszustand, daß die Beamten einer 
nicht staatlichen Behörde dennoch Staatsbeamte sind, auf den 
ersten Blick sonderbar. 

Ein derartiges Verhältnis ist aber juristisch durchaus möglich. 
Dies ergibt sich aus dem von Braun treffend gewählten Beispiel 
aus dem Privatrecht. Jemand nimmt für die Pflege seines kranken 
und armen Bruders einen Diener an, den er bezahlt. Dann steht 
der Diener zu dem Anstellenden im Dienstverhältnis, obschon er 
seine Dienste einem anderen zu widmen hat. Man bezeichnet den 
Diener als denjenigen des Kranken, zu dem er nicht im Vertrags- 
verhältnis steht. Auch Goßner führt ein Beispie) für die Möglich- 
keit eines derartigen Zustandes an, indem er? auf die Kaiserliche 
Post verweist. Der Reichspostdienst wird nämlich in den mittleren 
und unteren Stellen von Beamten der einzelnen Bundesstaaten ver- 
sehen, die von diesen ernannt werden und dennoch dem Reich, 
das ein von den einzelnen Bundesstaaten getrenntes Rechtssubjekt 
ist, zu dienen haben. 


ı Braun a. a. O.; Schoen a. a. O. Bd. I, S. 238 Anm. 2 zu S. 237. 

* Kirchliches Gesetz- u. Verordnungsblatt 1885, S. 105 fg. insbesondere 
S. 109. 

s A.a. O. S. 109 Anm. 1. 
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Es ist also nicht die Tatsache der Dienstleistung, sondern 
das Anstellungsverhältniss maßgebend. Die Konsistorialbeamten 
werden nun aber vom Staate ernannt. Dies folgt aus $ 23 Ziff. 7 
des Gesetzes vom 3. Juni 18761, der bestimmt, daß den Staats- 
behörden die Mitwirkung bei der Besetzung der kirchenregiment- 
lichen Aemter im bisherigen Umfange verbleiben soll. Insbesondere 
hat die Anstellung der Mitglieder der kirchenregimentlichen Be- 
hörden unter Gegenzeichnung des Ministers der geistlichen An- 
gelegenheiten zu erfolgen. 

Schoen und Hinschius übersehen bei ihrer Ausführung. daß 
nämlich der Staat seinerseits bei der Ernennung nur auf eine Mit- 
wirkung beschränkt sei, daß diese im „bisherigen Umfang* be- 
stehen bleiben soll. 

Der bisherige Umfang der Mitwirkung ergibt sich aber aus 
88 5 u. 6 des Ressortreglements vom 29. Juni 18502. Nach den 
Bestimmungen dieses Reglements findet die Besetzung einer Sielle 
ın den Kirchenregimentsbehörden im Namen des Ministers nach 
vorgängig ausdrücklich erklärtem Einverständnis des evangelischen 
Oberkirchenrats statt. 

Daraus aber folgt m. E. klar, daß nicht etwa der Staat seiner- 
seits bei diesen Ernennungen auf eine Mitwirkung beschränkt ist, 
die sich als eine Ausübung seines Hoheitsrechtes darstellt, sondern 
daß vielmehr dem Öberkirchenrat, der kirchlichen Behörde. nur 
eine Mitwirkung qgusteht. Die Ernennung eines Mitgliedes des 
Konsistoriums erfolgt durch den König unter Gegenzeichnung des 
Kultusministers. Das ist ein Staatsakt, denn die Erlasse des Königs 
als Träger der Kirchengewalt bedürfen keiner Gegenzeichnung, 
da der König als solcher frei von jeder Verantwortung ist. Durch 
diese staatliche Anstellung werden die Mitglieder der Konsistorien 
Staatsbeamte®. 


— 


! Abgedruckt bei Nitze-Gebser a. a. O. S. 329 fg. 

2 Abgedruckt bei Nitze-Gebser, S. 362 fg. 

® Vgl. Braun a. a. O. S. 295; Theinert a. a. 0.8. 103 ff., Goßner a. a. 0. 
S. 109 Anm. 4. 
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Ist aber das Mitglied des Konsistoriums, insbesondere dessen 
Präsident, unmittelbarer Staatsbeamter, so werden auch die Se- 
kretäre, die der Präsident selbständig anstellt, durch diesen An- 
stellungsakt unmittelbare Staatsbeamte. 

Die Konsistorialbeamten werden denn auch in tatsächlicher 
Beziehung in allen Punkten als Staatsbeamte behandelt. Sıe leisten 
deren Eid, beziehen staatliches Gehalt, Pension und andere Dienst- 
bezüge, haben staatlichen Rang und Titel und unterstehen der 
Disziplinargewalt des Staates. 

Die Stellen der Sekretäre bei den Konsistorien sind zum Teil, 
wie andere Staatsbeamtenstellungen, mit Militäranwärtern zu be- 
setzen ?. 

Es ist den Gegnern der von mir vertretenen Ansicht allerdings 
zugegeben, daß die Leistung des Staatseides, die staatliche Gehalts- 
und Pensionszahlung und der staatliche Rang und Titel aus den 
von ihnen angegebenen Gründen nicht unbedingt dafür entscheidend 
sind, daß die also behandelten Beamten Staatsbeamite sind, wohin- 
gegen die Anwendung des Disziplinargesetzes schon eher für die 
Annahme spricht, daß die ihm Unterstehenden Staatsbeamte sein 
müssen, da, wie Braun? sagt, „die Disziplinargewalt hinsicht- 
lich des öffentlichrechtlichen Dienstverhältnisses das Analogon der 
privatrechtlichen actio bildet“. 

Dagesen kann man m. E. bei dem heutigen entwickelten 
Rechtsleben nicht annelımen, daß der tatsächliche Zustand ein 
regelwidriger ist, daß der Staat die Beamten der Konsistorien in 
einem Zustande teilweiser Rechtslosigkeit läßt %. 

Der Staat wendet vielmehr diese für alle Staatsbeamten gelten- 


ı Vgl. die Darstellung bei Goßner S. 333 fg. Anm. 12; Herrfurth, Das 
Beamtenrecht (3. Bd. des gesamten preuß. Etats-, Kassen- u. Rechnungs- 
wesens) 4. Aufl., Berlin 1905, 8. 504, 505, 576. 

: Vgl. Verzeichnis der für Militäranwärter vorbehaltenen Stellen im 
Ministerialblatt der inneren Verwaltung 1908, S. 193, 210, 

s A. u. 0. S. 294. 

* Vgl. Goßner a. a. OÖ. S. 110. 
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den Gesetze, insbesondere auch das Disziplinargesetz auf die al; 
Staatsbeamte anzusehenden Konsistorialbeamten mit vollem Rechte an. 

In den nachträglich hinzugetretenen Provinzen Schleswig-Hol- 
stein, Hannover und Hessen-Nassau ist der Kultusminister zugleich 
oberste Kirchen- und Staatsaufsichtsbehörde Die Ernennung der 
Konsistorialbeamten erfolgt aber in gleicher Weise wie in Alt- 
preußen ?, 

Das Disziplinargesetz vom 21. Juli 1852 gilt nach dem Gesetz 
vom 23. September 1867® auch für die 1866 mit Altpreußen ver- 
einigten Landesteile mit Ausnahme von zwei kleinen Bezirken. 

Nachdem gezeigt worden ist, daß die Konsistorialbeamten als 
Staatsbeamte dem Disziplinargesetze unterstehen, fragt sich jetzt 
nur, wer für diese Beamten im förmlichen Disziplinarverfahren als 
entscheidende Disziplinarbehörde zuständig ist. Das Disziplinar- 
gesetz unterscheidet zwischen dem einfachen und dem förmlichen 
Disziplinarverfahren. Im ersteren können nur Ordnungsstrafen ver- 
hängt werden. Zuständig sind dafür teils alle Dienstvorgesetzten, 
teils nur die Vorsteher der Provinzialbehörden bzw. die Minister. 
Das förmliche Disziplinarverfahren ist auf Dienstentlassung ge- 
richtet. Es muß sich nach vorgeschriebenen Regeln richten. Den 
Vorstehern der Behörden steht nur die Eröffnung des Verfahrens 
zu; die Entscheidung fällt die Behörde oder für die vom König 
ernannten Beamten der Disziplinarhof in Berlin. 

8 24 DiszG. bestimmt nun, daß die entscheidenden Disziplinar- 
behörden erster Instanz 

1. für die eben genannten Beamten der Disziplinarhof in Berlin, 

2. für die anderen Beamten die Provinzialbehörden, als Re- 
gierung, Provinzialschulkollegien, Provinzialsteuerdirektion usw. sind. 


7 S. für Schleswig-Holstein u. Wiesbaden Ges. v. 6.4. 1878 (Ges.-S. 5. 14}. 
für Kassel Ges. v. 24. 4. 1873 (Ges.-S. S. 184) für Frankfurt, den letzten Teil 
der Provinz Hessen-Nassau Ges. v. 27. 9. 1899 (Ges.-S. S. 425) u. für Hannover 
Ges. v. 6. 5. 1885 (Ges.-S. S. 1885). 

8 Abgedruckt bei Herrfurth a. a. O. S. 773. 
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Die Provinzialkonsistorien sind unter diesen Provinzialbehörden 
nicht genannt. 

Für das Disziplinarverfahren gegen einen Konsistorialsekretär 
kann als entscheidende Disziplinarbehörde der Disziplinarhof in 
Berlin als erste Instanz nicht in Betracht kommen, da der Sekretär 
nicht vom König ernannt oder bestätigt wird. 

Die oben gestellte Frage ist also dahin zu richten: 

Sind die Provinzialkonsistorien als entscheidende Disziplinar- 
behörden erster Instanz über die bei ihnen angestellten Sekretäre 
zuständig, obschon sie im $ 24 DiszG. unter den Provinzialbehörden 
nicht genannt sind? 

Die Aufzählung der Provinzialbehörden in $ 24 Nr. 2 DiszG. 
ist m. E. als eine erschöpfende anzusehen. 

Aus der Fassung des Gesetzes selbst geht dies allerdings nicht 
klar hervor. Dem Worte Provinzialbehörde folgt ein Komma und 
dann das Wort als; dann erst beginnt die Aufzählung und zwar 
ohne Numerierung. Nach dem Sprachgebrauch könnte man in 
dieser Fassung nun eine beispielsweise Aufzählung erblicken, so 
daß neben den in Nr. 2 genannten Behörden auch noch andere 
vorhanden sein könnten. Dies scheint auch Brand? anzunehmen, 
der wörtlich sagt: Zu den Provinzialbehörden gehören z. B. die 
Regierungen, die Oberzolldirektionen usw. 

In der mir zugängig gewordenen Literatur findet sich eine 
Erklärung dieser Fassung des Gesetzes nicht. 

Es erscheint mir m. E. unsicher, ihr den Sinn der beispiels- 
weisen Aufzählung zu geben, zumal sich der Sprachgebrauch seit 
1352 auch geändert haben kann. 

Gegen die Auffassung, daß mit der Aufzählung in $ 24 DiszG. 
nur eine beispielsweise, erläuternde Aufführung einzelner Provinzial- 
behörden gemeint ist, spricht zunächst der Umstand, daß, wie mir 
nicht anders bekannt ist, es tatsächlich keine anderen Pro- 
vinzialstaatsbehörden gibt, als die dort aufgezählten oder die noch 
gleich besonders zu erwähnenden ?. 

ı A. a. 0. 3. 695. a Vgl. unten S. 363. 
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Die nicht angeführten Oberlandesgerichte, die bei Erlaß des 
Gesetzes Appellationsgerichte hießen, und die Staatsanwaltschaften 
sind einmal keine eigentlichen Provinzialbehörden, wenn auch heute 
jedenfalls für jede Provinz solche bestehen, dann aber ist ihre 
Zuständigkeit für Disziplinarsachen in demselben Gesetze 8$ 55 fg. 
ausdrücklich bestimmt. 

Später sind zu den in $ 24 genannten Provinzialbehörden 
allerdings noch weitere hinzugetreten. Es handelte sich jedoch 
dabei um neueingerichtete Behörden. Die Erweiterung erfolgte 
stets durch ein Gesetz. So wurden die Behörden der neuen Landes- 
teile durch das oben erwähnte Gesetz, dıe Eisenbahndirektionen 
durch Gesetz vom 17. Juni 1880, die Direktion für die Verwaltung 
der direkten Steuern in Berlin durch $ 45 Abs. 2 Landesverw.-Ges. 
in $ 24 DiszG. eingefügt!. Ist nun aber die Hinzufügung weiterer 
Provinzialbehörden als Disziplinarbehörden stets nur durch Gesetz 
erfolgt, so spricht das jedenfalls erheblich dafür, daß die Auf- 
zählung des $ 24 Nr. 2 DiszG. erschöpfend ist. 

Die Provinzialkonsistorien gehören also nicht zu den in $ 24 
genannten Provinzialbehörden. Tatsächlich üben die Konsistorien 
aber die Disziplinargewalt über ihre Beamten auf Grund der Be- 
stimmungen des Disziplinargesetzes aus. So sagen übereinstimmend 
Schoen?, Goßner?, sowie Braun‘. 

Letzterer spricht sich zwar nicht klar darüber aus, hat aber 
offenbar die gleiche Ansicht wie Schoen und Goßner, wenn er 
sagt: „Eine gewisse Schwierigkeit, welche sich für die Anwendbar- 
keit des Disziplinargesetzes auf die Beamten der Konsistorien daraus 
ergeben hat, daß in $ 24 Nr. 2 des Gesetzes die Konsistorien unter 
den Provinzialbehörden nicht besonders erwähnt sind, wird sich in 
der Praxis, wie bisher, so auch künftig überwinden lassen, und 
dies um so leichter, als in $ 28 DiszG. die Entscheidung der auf 


ı 
2? A. a. O. S. 237, Anm. 2 u. $. 238. 

> A. a. O. S. 338, Anm. 9 u. Anm. 12 u. S. 333. 
*A.2a.0 Ä 
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Grund des Gesetzes selbst entstehenden Kompetenzzweifel in eine 
Hand, nämlich die des Staatsministeriums gelegt ist“. Eine Be- 
‚gründung ihrer Behauptung, daß die Konsistorien Disziplinarbe- 
hörden erster Instanz sind, gibt keiner dieser Schriftsteller an. 
Soweit ich sehen kann, ist eine solche Begründung auch sonst 
nicht erfolgt und es ist mir nicht gelungen, in den Ministerial- 
blättern oder Kirchengesetzbläitern sowie in der Literatur eine 
über diesen Punkt ergangene Entscheidung zu finden. 

Nach meiner Ansicht kommt es für die Beurteilung, ob die 
Konsistorien als Disziplinarbehörden zuständig sind, gar nicht darauf 
an, ob die Aufzählung in $ 24 Nr. 2 DiszG. erschöpfend ist, da 
die Provinzialkonsistorien nach der oben erörterten Ansicht seit 
1850 nicht mehr Staatsbehörden sind, daher ihre Aufzählung in 
8 24 begrifflich ausgeschlossen ist, weil dort nur Staatsbehörden 
genannt sind. 

So findet also das Fehlen der Konsistorien in der Aufzählung 
seine natürliche Begründung. 

Mag man selbst der bereits besprochenen und von mir abge- 
lehnten Ansicht sein, daß die Konsistorien ihre Eigenschaft als 
Staatsbehörden erst durch das Gesetz vom 3. Juni 1876, nicht aber 
schon durch den Erlaß des Ressortreglements vom 29. Juni 1850 
verloren haben, so ändert das nichts an der eben vertretenen Auf- 
fassung. Denn man war sich damals sowohl seitens der evange- 
lischen Abteilung des Kultusministeriums!, als auch des Kultus- 
ministers? darüber einig, daß die Konsistorien nicht mehr als Staats- 
behörden anzusprechen seien. Wenn sich diese Auffassung geändert 
hat, ist das jedenfalls erst später erfolgt®. Unmittelbar nach 
Erlaß der oktroyierten Verfassungsurkunde erging 1849 eine vor- 
läufige Verordnung, die in den hier in Frage kommenden Be- 
stimmungen im Jalıre 1852 nach Erlaß der revidierten Verfassungs- 


ı Vgl. die Denkschrift vom 18. 2. 1850. 

2 Vgl. Reskript des Kultusministers vom 20. 3. 1850, Aktenstücke der 
evangelischen Abteilung S. 12 u. 17; Braun a. a. O. 

® Vgl. Schoen S. 238. 
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urkunde zu dem heute noch geltenden Disziplinargesetze wurde. 
Man stand damals offenbar derart auf dem Standpunkte, daß Kirche 
und Staat voneinander getrennt seien, wıe das auch in Art. 12 bzw. 
Art.15 V.U. bestimmt war, daß man die Konsistorien als reine 
Kirchenbehörden nicht unter die Staatsbehörden des $ 24 DiszG. 
stellen konnte, und da man dies für selbstredend hielt, ist die 
Frage bei Erlaß des Gesetzes auch von keinem aufgeworfen wor- 
den. Die Verhandlungen der ersten und zweiten Kammer aus 
den Jahren 1851/52 ergeben daher "über diese Frage nichts!. 
Wenn nun die Praxis die Konsistorien, wie gesagt, als Disziplinar- 
behörden erster Instanz zuläßt, so muß sich, falls dieser Zustand 
gesetzlich ist, eine Erklärung dafür finden, daß sie zuständig sind, 
ohne zu den in $ 24 DiszG. bezeichneten Behörden zu gehören. 
Diese Erklärung läßt sich m. E. in folgender Weise geben. Es 
erscheint nicht ausgeschlossen, das neben den in $ 24 aufgestellten 
Staatsbehörden andere Behörden, insbesondere Kirchenbehörden, 
für das Disziplinarverfahren nach dem Gewohnheitsrecht oder 
nach älterem Gesetze, nicht aber nach dem Disziplinargesetz zu- 
ständig sind. 

Das Gewohnheitsrecht als eine neben dem geschriebenen Recht 
herlaufenden Quelle der Rechtsanwendung ist zumal auf dem Ge- 
biete des öffentlichen Rechts ein sehr wesentlicher Faktor zur Ge- 
winnung der Ueberzeugung von der Rechtmäßigkeit eines bestehen- 
den Zustandes. Es ließe sich also vielleicht der tatsächlich be- 
stehende Rechtszustand hinsichtlich der Disziplinarbefugnisse der 
Konsistorien gegenüber ihren Beamten aus dem Gewohnheitsrecht 
begründen. 

Dies ist aber m. E. nicht erforderlich, da die Konsistorien 
aus älteren Gesetzen ihr Recht zur Disziplinierung ihrer Beamten 
herleiten. Zwar haben die Konsistorien 1850 ibre Eigenschaft 
als Staatsbehörden verloren; aber deshalb sind sie nach innen 
doch noch genau so eingerichtet, wie sie es vor dem Erlaß des 


ı Vgl. stengr.’Ber. 1851/52 der I. Kammer Ba. 1, S.57 ff., Bd. 2, S. 991 ff.; 
der zweiten Bd. 2, S. 990 fg.; Bd. 3, S. 1015 fg. 
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Ressortreglements von 1850 waren. An ihrer kollegialen Ver- 
fassung und ihrem inneren Geschäftswirken ist durch die Um- 
änderung ihrer äußeren Stellung nichts geändert worden. Auch 
durch das allein in Betracht kommende Gesetz vom 3. Juni 1876 
ist keine Aenderung herbeigeführt worden. Die Konsistorien 
waren und blieben Behörden, mit der ihnen in Zeiten, als sie 
noch zweifellos Staatsbehörden waren, gegebenen inneren Ver- 
fassung und Organisation. 

Ihre innere Organisation aber haben die Konsistorien durch 
die für sie erlassene, bereits mehrfach erwähnte Dienstinstruktion 
vom 23. Oktober 1817 erhalten. Im $ 15 dieser Instruktion ist 
u. a. bestimmt, daß hinsichtlich des Verhältnisses des Präsidenten 
zu den Mitgliedern und Subalternen und der Dienstdisziplin der 
bei den Konsistorien angestellten Beamten die Regierungsin- 
 struktion vom gleichen Tage analog anzuwenden sei. 

In $ 10 heißt es: „Es versteht sich von selbst, daß die Kon- 
sistorien bei Ausübung ihres Amtes sich überall nach den be- 
stehenden Gesetzen und Vorschriften zu richten haben“!, 

Nach der erwähnten Regierungsinstruktion ist dem Regierungs- 
präsidenten und dem Kollegium der Regierung ein weitgehendes 
Disziplinarrecht eingeräumt. 

Nach meiner Ansicht ist die Zuständigkeit der Konsistorien 
als Disziplinarbehörden nach $ 15 dieser Instruktion begründet. 
Diese Ansicht findet ihre Stütze darin, daß Goßner 2 die Instruktion 
zum Teil für heute noch maßgebend hält und dieselbe in einzelnen 
Bestimmungen, zu denen die oben zitierten gehören, als noch 
geltend abdruckt?®. | 

Die Konsistorien haben die jeweils bestehenden Gesetze anzu- 
wenden ($ 10 der Instruktion.. Da nun das in der Regierungs- 
instruktion von 1817 enthaltene Disziplinarverfahren inzwischen 


ı Die Bestimmungen entnehme jch Nitze-Gebser, S. 355, 356. 

» A. a. 0. S. 96. 

3 Goßner a. a. O. S. 322; ebenso Koch a. a. O. S. 270 Anm. 94; Nitze- 
Gebser a. a. O. 
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durch das Disziplinargesetz neu geregelt worden ıst, haben sich 
die nach der Instruktion von 1817 als Disziplinarbehörden zu- 
ständigen Konsistorien hinsichtlich des Verfahrens nach dem Dis- 
ziplinargesetz vom 21. Juli 1852 zu richten. 

Eine Schwierigkeit, die sich aus diesem Standpunkt ergibt. 
liegt darin, daß die Instruktion von 1850 nur für die acht ältere: 
Provinzen Preußens erlassen worden ist. 

Man hat später die Provinz Preußen ın zwei Teile, Ostpreußen 
und Westpreußen geteilt, so daß aus den acht neun ältere Pro- 
vinzen wurden. Durch diese Teilung wurde an der inneren Or- 
ganisation der Verwaltung selbstredend nichts geändert. 

Für Schleswig-Holstein und den Konsistorialbezirk Wiesbaden 
wurde am 24. September 1867 eine Verordnung erlassen 1, wonach 
ın Kiel und Wiesbaden Konsistorien eingerichtet wurden, dener 
diejenigen Geschäfte zugewiesen wurden, die in Altpreußen die 
Konsistorien nach der Dienstinstruktion von 1817, der Kabinetts- 
ordre von 1825 und dem Ressortreglement von 1845 nebst den 
abändernden Gesetzen und Bestimmungen zu verwalten hatten. 

Für Kassel und Frankfurt, die übrixen Teile der neuen Pre- 
vinz Hessen-Nassau, wurde in den Gesetzen vom 24. April 1883? | 
und vom 27. September 1899? dasselbe bestimmt. Die Konsistorien 
waren für diese Provinzen nach altpreußischem Muster eingerichtet. 
Für sie galt auch die Instruktion von 18174, 

In Hannover folgt die Zuständigkeit der Konsistorien au: 
einer anderen Erwägung. Dort waren diese Behörden vor der 
Vereinigung Hannovers mit Preußen nicht bloß zur Verwaltung 
der kirchlichen, sondern auch staatlicher Angelegenheiten berufen. | 
Sie waren Staatsbehörden®. Als solchen stand ihnen wohl 
auch nach hannoverschem Recht die Disziplinargewalt über ıhre 
Beamten zu. 


I Ges.-S. S. 1669. 

? Gen.-S. S. 184. - 

3 (3es.-S. NS. 425. 

* Vgl. Schoen a. a O. S. 140 Anm. 8. 
5 Schoen dass. 
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Durch Art. IV der Verordnung betreffend die Geltung des. 
DDisziplinargesetzes in den neu erworbenen Landesteilen vom 28. 
September 1867!, sollten zu den in $ 24 Nr. 2 DiszG. genannten 
Behörden auch diejenigen gehören, denen die Verwaltung derjenigen 
Gteschäfte ganz oder teilweise oblag, die in den älteren Provinzen 
von den Regierungen verwaltet wurden. Zu diesen Behörden ge- 
hörten m. E. auch die Konsistorien, die in Hannover gleichzeitig 
auch die Hoheitsrechte des Staates gegenüber der Kirche zu ver- 
walten hatten?, also Angelegenheiten, die in Altpreußen, wenigstens 
damals, zum Ressort der Regierungen gehörten. Durch diesen 
Art. IV ist also den Konsistorien, falls ihnen nicht schon auf 
‘Grund älterer Vorschriften die Disziplinargewalt über ihre Beamten 
zustand, diese verliehen worden. 

Durch das Gesetz vom 6. Mai 1885 wurde den Konsistorien 
ın Hannover ihre Eigenschaft als Staatsbehörden genommen, ihre 
innere Verfassung aber ebensowenig geändert, wie in Altpreußen 
durch das Gesetz von 1876. | 

Ein sehr gewichtiges Bedenken gegen die hier vertretene 
Ansicht liegt darin, daß $ 25 Disz@. bestimmt, daß für diejenigen 
Kategorien von Beamten, die nicht unter den in $ 24 bezeichneten 
begriffen sind, die entscheidende Disziplinarbehörde die Regierung 
ist. Daraus könnte man entnehmen, daß die Konsistorialbeamten, 
da die Konsistorien in $ 24 nicht einbegriffen sind, von der Re- 
gierung zu disziplinieren seien. 

Demgegenüber ist zu bemerken, daß $ 24 eben nur von 
Provinzialstaatsbehörden handelt, während die Konsistorien Pro- 


‚ vinzialkirchenbehörden sind. $ 25 spricht nur von solchen Be- 
‚ amten, die nicht zu denen gehören, die nach $ 24 einer Provinzial- 


behörde unterstehen, trifft aber keine Bestimmung für solche, die 
einer Provinzialbehörde angehören, die ihrerseits nicht in $ 24 Nr. 2 


—— 


— 


ı Abgedruckt bei Herrfurth. S. 774. 
?2 Vgl. Schoen a. a. O. 
3 Ges.-S. S. 1885. 
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‚aufgenommen ist. Die Konsistorialbeamten aber sind keine Ar 
sich alleinstehende Beamte, sondern vielmehr Mitglieder einer Be 
hörde, deren Zuständigkeit in Disziplinarsachen sich nur nicht 
aus dem Disziplinargesetze, sondern aus älterem Rechte ergibt, 
während das Verfahren selbst nach dem Disziplinargesetze ge- 
regelt ist. 

Die tatsächlich geübte Disziplinargewalt der Konsistorien und 
ihre Zuständigkeit als entscheidende Disziplinarbehörde erster In- 
stanz über ihre Sekretäre findet somit ihre rechtliche Begründung. 
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Beiträge zum Friedhofsrecht. 
Von 
Magistratsrat Lndwig Schultz in Berlin. 


Im Deutschen Reiche ist bisher eine einheitliche Regelung 
des Bestattungswesens nicht erfolgt, ebenso wenig in Preußen. 
In verschiedenen Reichsgesetzen finden sich allerdings vereinzelte 
Paragraphen, welche diese Materie berühren!, dies geschieht 
aber nur, soweit es in den Rahmen des betreffenden Gesetzes 
hineinpaßt. In Preußen besteht für das Spezialgebiet der Feuer- 
bestattung ein einheitliches Recht für die ganze Monarchie?, im 
Uebrigen gelten zahlreiche Sondergesetze und -verordnungen. Von 
umfassenderer Bedeutung sind nur für die landrechtlichen Gebiets- 
teile die $$ 185 figd., 453 figd., 761 figd. II, 11 ALR. und für 
die linksrheinischen Länder das Dekret vom 23. Prairial an 11. 
Für wesentliche Gebiete des Bestattungsrechtes pflegt eine örtliche 
Regelung zu erfolgen?. Der Friedhof gehört entweder der Kirchen- 
gemeinde oder der politischen Gemeinde, 88 183, 190 II, 11 ALR. 
Die Benutzung der Gemeindeanstalten kann von der in Betracht 
kommenden Kirchen- oder politischen Gemeinde selbst geregelt 
werden. Dies kann geschehen durch Erlaß von Verwaltungsvor- 
schriften oder auch durch Gemeinde- resp. Ortsstatut. Letzterer 

ı So z. B. StrafGB. 88 168, 304. Personenstandsges. $ 72. Eisenbahn- 
verkehrs-Ordnung vom 23. Dez. 1908 $$ 44 flgd. bezügl. Leichentransporte. 
? Gesetz vom 14. September 1911. . 


3 Darüber, daß eine Örtliche Regelung erfolgen soll, vgl. auch Min.- 
Blatt f.’d. innere Verwaltung 1844 S. 223. 


25* 
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Weg ist ein umständlicherer. Für die Kirchengemeinden ist dabei 
nötig: Zustimmung von Gemeindekirchenrat und Gemeinderer- 
tretung, Prüfung durch die Kreis- und Provinzialsynode, Aner- 
kennung der letzteren, daß die entworfene Bestimmung zweck- 
mäßig und wesentlichen Vorschriften der Kirchenordnung nicht 
zuwider sei, sowie endlich die beschließende Genehmigung des 
Konsistoriums 1; bei politischen Gemeinden hat Zustimmung beider 
Gemeindebehörden und Genehmigung der Aufsichtsbehörde zu er- 
folgen?. Verwaltungsvorschriften können bei der Kirchengemeinde 
vom Gemeindekirchenrat, bei der politischen Gemeinde vom Mas- 

gistrat resp. Gemeindevorstand erlassen werden®. Materiell bat 
jedoch ein Orts- oder Gemeindestatut den Vorzug, daß es gegen 
jeden wirkt, während Verwaltungsvorschriften für Dritte, die zu 
der Friedhofverwaltung in Beziehungen getreten sind, nur in so weit 
bindend sind, als diese sich ausdrücklich oder stillschweigend zu 

deren Befolgung verpflichtet haben. 

Werden von einer Kirchengemeinde oder politischen Gemeinde 
für ihren Bezirk Vorschriften über das Bestattungswesen erlassen, 
so pflegen sie in der Regel dreierlei zu betreffen: A. Die Ver- 
waltung des Friedhofes. B. Die Rechte und Pflichten der Grab- 
stellenerwerber. C. Die Rechte und Pflichten der Kirchbof besucher 
und derjenigen, die kraft ihres Berufes oder Gewerbes auf dem 
Friedhof verkehren. 

A. Die Verwaltung des Friedhofes. Hier findet 
gewöhnlich eine Teilung der Geschäfte statt. Die örtliche Fried- 

ı Kirchengemeinde- und Synodalordnung v. 10. Sept. 1873 $$ 31 Z. 11, 
46 Abs. 3. 

2 Städte-Ordng. v. 30. Mai 1853 $ 11. 

° Daß auch bierbei die staatlichen Aufsichtsbehörden nicht auf jeden 
Einfluß verzichten wollen, ergibt der Min.Erlaß v. 26. Juli 1864 (Min.Bl. f. 
d. i. V. 8. 154), nach welchem die Aufsichtsbehörden dafür zu sorgen 
haben, daß bei Kommunalfriedhöfen über eine die religiösen Interessen der 
beteiligten Konfessionen aicherstellende Begräbnisordnung bei Zeiten und 
jedenfalls vor Erteilung der betr. Staatsgenehmigung zur Anlegung des 


Friedhofes eine entsprechende Festsetzung resp. Verständigung De 
führt wird. 


Schultz, Beiträge zum Friedhofsrecht. 371 


hofsverwaltung pflegt einem, in der Regel im Friedhofe selbst 
-wohnenden, Friedhofsverwalter übertragen zu werden. Unter ihm 
stehen dann die Gärtner, Totengräber und Arbeiter. In kleineren 
Friedhöfen ist statt des Verwalters meist nur ein Gärtner vor- 
handen, der dann eine Reihe von Hilfskräften unter sich hat. 
Der Geschäftskreis der örtlichen Friedhofsverwaltung ist alle Male 
nur ein beschränkter, er umfaßt bei kleineren Friedhöfen meist 
nur die Leitung des Beerdigungsaktes, die Instandhaltung der 
öffentlichen Friedhofsanlagen und die Aufsicht über den Verkehr 
auf dem Friedhofe. Ist der Friedhof größer, so treten hinzu eine 
Mitwirkung beim Verkauf von Grabstellen in gewissem Umfange, 
die Anordnung und Leitung der Leichenfeier und andere Dinge. Da- 
zu kommt in der Regel eine mehr oder minder umfangreiche Buch- 
führung (Totenbuch usw.). Bestimmungen darüber zu erlassen, 
wie weit der Geschäftskreis der örtlichen Friedhofsverwaltung zu 
bemessen ist, liegt im freien Ermessen der Kirchengemeinde oder 
der politischen Gemeinde, welcher der Friedhof gehört. Gesetz- 
liche Beschränkungen für sie besteben hierin nicht. Geschäfte, 
wie die Kassenführung, die Oberaufsicht über die Friedhöfe, die 
Einteilung des Friedhofsgeländes pflegen einer Zentralinstanz (bei 
kleineren Friedhöfen dem Gemeindekirchenrat oder dem Magistrats- 
dezernenten, bei größeren F'riedhöfen dem Friedhofamt resp. dem 
Zentralbureau) vorbehalten zu werden. — Von dem Personal der 
Verwaltung sind die Arbeiter, Totengräber und Gärtner ohne 
höhere Berufsbildung durchweg auf Privatdienstvertrag angestellt. 
Ihre Anstellung und Entlassung erfolgt bei größeren Friedhöfen 
durch den Friedhofsverwalter, bei kleineren Friedhöfen behalten 
sich mitunter der Gemeindekirchenrat oder dessen Vorsitzender 
resp. bei Kommunalfriedhöfen dasjenige Magistratsmitglied, zu 
dessen Ressort die Friedhofsverwaltung gehört, die Entscheidung 
hierüber vor. Die Rechte und Pflichten dieses Friedhofspersonals 
richten sich, soweit mit ihnen nicht besondere Vereinbarungen ge- 
troffen sind, nach den $$ 611 figd. BGB. Ihre Kündigungsfrist be- 
stimmt sich in der Regel nach der Periode, die der Bemessung des 
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Gehaltes zugrunde gelegt ist. $ 621 BGB. Kündigungslose Lösung 
des Vertragsverhältnisses kann erfolgen, sofern ein wichtiger Grund 
vorliegt. $ 626 BGB. Die anderen in der Friedhofsverwaltung 
tätigen Personen, insbesondere Gärtner mit mehr als handwerks- 
mäßiger Ausbildung, Bureauangestellte und der Friedhofsverwalter 
sind entweder ebenfalls durch Privatdienstvertrag angenommen 
oder aber als Beamte fest angestellt. Ihre Annahme erfolgt durch 
den Gemeindekirchenrat resp. den Magistrat. Ob eine Stelle durch 
eine auf Privatdienstvertrag angenommene Person oder durch einen 
Beamten zu besetzen ist, entscheidet die Kirchen- oder Orisge- 

meinde, der der Friedhof gehört, selbst, eventuell die Aufsichts- 
behörde. Der Inhaber einer Stelle ist jedenfalls bei Kommunal- 
friedhöfen Beamter nur dann, wenn ihm eine Anstellungsurkunde 
erteilt worden ist. Preuß. Kommunalbeamtengesetz 8 1. Bei Ange- 

stellten der Kirchengemeinden muß nach den besonderen Umständen 

eines jeden Falles entschieden werden, ob bei dem angestellten Fried- 

hofpersonal in besserer Stellung ein Beamtenverhältnis vorliegt 
oder nicht. Liegt ein Beamtenverhältnis nicht vor, so gelten wieder 
die Bestimmungen der $$ 611 figd. BGB. Für die Kündigungsfrist 
wird aber vielfach $ 622 BGB. eingreifen, wonach das Dienstrver- 
hältnis der mit festen Bezügen zur Leistung von Diensten höherer 
Art Angestellten, deren Erwerbstätigkeit durch das Dienstverhält- 
nis vollständig oder hauptsächlich in Anspruch genommen wird, 
stets nur mit sechswöchentlicher Frist zum Quartalsschluß ge- 
kündigt werden kann. Wird eine Stelle mit Beamten besetzt, so 
sind dabei die Bestimmungen über die Besetzung von Subaltern- 
und Unterbeamtenstellen mit Militärenwärtern zu beachten, falls 
der Friedhof der politischen Gemeinde gehört oder falls er einer 
Kirchengemeinde gehört, aber Staat oder politische Gemeinde auf 
Grund irgendeiner Verpflichtung, einerlei welcher Art dieselbe ist, 
zu seiner Unterhaltung Zuschüsse leisten. Nicht mit Militäran- 
wärtern besetzt zu werden brauchen stets solche Stellen, für welche 


ı Grundsätze d. Bundesrats v. 3. September 1907. 
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eine besondere gärtnerische Vorbildung erfordert wird. 8 4 d. 
preuß. Ges. v. 21. Juni 1892. Liegt ein Beamtenverhältnis vor, 
so hat der Inhaber der betreffenden Stelle stets die allgemeinen 
Rechte und Pflichten öffentlicher Beamter, also auch im Falle der 
Dienstunfähigkeit den Anspruch auf Pension. Verfehlungen unter- 
liegen der disziplinarischen Ahndung, bei Kommunalbeamten nach 
Maßgabe des Gesetzes vom 21. Juli 1852, bei Kirchenbeamten 
nach Maßgabe des Gesetzes vom 16. Juli 1886. 

B. Rechte und Pflichten der Grabstellener- 
werber. Hier sind die Eigentümer der Friedhöfe vor allem 
erheblichen Beschränkungen unterworfen in der Möglichkeit Be- 
stattungen abzulehnen. Sie können nicht nach ihrem Belieben irgend- 
welchen Personen den Kauf einer Grabstelle verweigern. Die 
Kirchengemeinden können dies zunächst nicht ihren Mitgliedern 
gegenüber. Der Friedhof ist Gemeindevermögen und wird aus 
Mitteln der Gemeinde unterbalten!. Jedes Mitglied der Kir- 
chengemeinde hat daher als solches das Recht, sich des Fried- 
hofes zu Bestattungszwecken zu bedienen?. Dies Recht folgt aus 
der Korporationsmitgliedschaft. Die Mitglieder der Kirchengemeinde 
haben dies Recht nicht nur für sich, sondern auch für ihre Familienan- 
gehörigen’. Diese Befugnis kann ihnen durch Friedhofsordnungen 
nicht genommen werden. Aschenurnen können zurückgewiesen wer- 
den, wenn in der Friedhofsordnung dies vorgesehen ist, sonst nicht 4. 
Unentgeltliche Beerdigung braucht die Kirchengemeinde nicht zu 
gestatten. Die Gewährung eines unentgeltlichen Begräbnisses an 
Arme ist öffentliche Armenlast und liegt den politischen Gemeinden 
ob5. Gehörte der Verstorbene einer Konfession an, welche am 
Sterbeort keinen eigenen Friedhof besitzt und auch nicht Miteigen- 


ı 8 761 II, 11 ALR. 

2 88 108. 109 II, 11 ALR. “ 

8 Ueber den privatrechtlichen Charakter dieses Rechts und die Zuläs- 
sigkeit des Rechtsweges vgl. Eintsch. d. Reichsger. Civils. Bd. 12 S. 280. 
Deutsche Juristen-Zeitg. 1901 S. 163. — 1907 S. 245. 

* Deutsche Juristen-Ztg. 1902 8. 461. 

5 Preuß. Ges. v. 8. März 18718 1. f 


374 Abhandlungen. 


tümerin eines Friedhofes daselbst ist, so muß diejenige Kircher- 
gemeinde, der der Friedhof gehört, ihm einen Platz zur Bestattung 
auf ihrem Friedhof einräumen, sofern er einer öffentlich aufge- 
nommenen Religionsgesellschaft angehörte!. Hierzu würden gr- 
hören die evangelische und römisch-katholische Kirche, die Alt 
katholiken, die separierten Altlutheraner, die reformierte nieder- 
ländische Konfession, die Mennoniten, die Baptisten, die Hem- 
huter und Böhmischen Brüder, sowie die jüdischen Synagogen 
gemeinden. Bestimmungen in Friedhofsordnungen, die dieses Recht 
illusorisch machen würden, sind within unzulässig. Streitig ist die 
Frage, ob die Kirchengemeinden in solchem Falle verpflichtet sind, 
einem Geistlichen von der Konfession des Verstorbenen zur Ab 
haltung der Bestattungszeremonien den Zutritt zum Kirchhofe zu 
gestatten. Das Ministerialreskript vom 30. Mai 1844 (Min.-Blatt 
f. d. inn. Verw. 1844 S. 239) bestimmt, daß, wenn sich am Sterbe- 
orte eine Kirche oder ein Bethaus von der Konfession des Ver- 
storbenen befinde, an dem ein Geistlicher fungiere, das Begräbnie 
auf dem Friedhof der anderen Konfession durch diesen Geistlichen 
liturgisch zu vollziehen sei. Sei dies nicht der Fall, so gtehe & 
den Hinterbliebenen frei, entweder mit dem Ortspfarrer der anderen 
Konfession, dessen Gottesacker die Leiche aufzunehmen. habe, sich 
zu einigen oder einen Geistlichen ihrer Konfession herbeizuholen, 
welcher den liturgischen Akt im Sterbehause vollziehe, und solle 
dann die Leiche in stiller Begleitung zu Grabe getragen werde. 
Während hier die Frage, ob ein Geistlicher den Friedhof der 
anderen Konfession zur Vornahme der Bestattungszeremonien be! 
einem Angehörigen seiner Konfession betreten dürfe, für den Fall 
bejaht wird, wo für die Konfession des Verstorbenen eine Kirche 
oder ein Bethaus am Orte besteht, bestimmt das Ministerialreskript 
vom 29. September 1850 (Min.-Bl. f. d. inn. Verw. 1850 3. ®) 
die Behörden seien nicht in der Lage, Kirchengemeinden wider 
ihren Willen dazu zu zwingen, daß sie, wenn sie dies nicht 208 
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freien Stücken gewähren, auf den in ihrem Eigentum befindlichen 
Kirchhöfen den Zutritt der getrennt lutherischen Geistlichen und 
die Verrichtung geistlicher Amtshandlungen gestatten. Man wird 
im wesentlichen der letzteren Entscheidung zustimmen müssen. 
Friedhöfe sind keine öffentlichen Plätze, sondern stehen im Eigen- 
tum der betreffenden Kirche oder politischen Gemeinde!. Das 
Eigentum derselben ist nur beschränkt, soweit es das Gesetz aus- 
drücklich bestimmt oder soweit es sich aus der Zweekbestimmung 
der Friedhöfe ergibt. Das Gesetz bestimmt nun nicht, daß eine 
Kirche Amtshandlungen von Geistlichen anderer Religionsparteien 
auf dem Friedhofe dulden müsse. Nur die für die Provinz West- 
falen geltende Königliche Verordnung vom 15. März 1847 enthält 
eine solche Vorschrift. Aus der Zweckbestimmung der Friedhöfe 
ergibt sich dies auch nicht, denn die Friedhöfe sind zur Aufnahme 
von Leichen bestimmt und ein Begräbnis ist auch ohne religiöse Be- 
stattungszeremonien möglich. — Besondere Bestimmungen bestehen 
für die Altkatholiken. Nach $ 2 des Altkatholikengesetzes vom 
4. Juli 1875 ist den Altkatholiken der Mitgebrauch der Friedhöfe 
der katholischen Kirche eingeräumt, ebenso wie sie den Mitge- 
gebrauch anderer Sachen der katholischen Kirchengemeinden haben. 
Der Gesetzgeber sieht eben die Rechte der Altkatholiken an dem 
katholischen Kirchenvermögen als fortdauernd an, trotz der Spaltung. 
Vor derselben haben sie zweifellos das Recht gehabt, auch religiöse 
Bestattungszeremonien auf dem Friedhofe vorzunehmen. Dies Recht 
kann ihnen mithin auch jetzt von der katholischen Kirche nicht 
genommen werden. — Gehörte der Verstorbene keiner öffentlich 
aufgenommenen Religionsgesellschaft an, so greift 8189 II 11 ALR. 
nicht ein. Immerhin muß er dann auf dem Friedhof einer fremden 
Religionsgesellschaft aufgenommen werden, wenn weder ein Fried- 
hof seines Bekenntnisses noch ein Kommunalfriedhof vorhanden 
ist. In solchem Falle würde er, wenn die Kirche bei ihrer Weigerung 


ı Jahrb. d. Kammergerichts Bd. 40 C. S. 457. — Ebenso eine neuer- 
dings ergangene Kammergerichtsentscheidung über einen Streitfall aus 
Halle a, Saale. 
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beharrte, außerhalb eines öffentlichen Friedhofes begraben werden 
müssen. Dies wäre ein Zustand, der den im Interesse der Öffent- 
lichen Ordnung erlassenen $$ 186, 188 Il 11 ALR. widerspräche. 
Ein solcher Zustand wäre polizeiwidrig, es hätte daher die Polizei- 
behörde dagegen einzuschreiten. — Gehört der Friedhof der po- 
litischen Gemeinde, so kann ganz allgemein jedes Mitglied der- 
selben ohne Unterschied der Religion auf ein Begräbnis daselbst 
Anspruch erheben. $ 190 II, 11 ALR. Bestimmungen, welche dieses 
Recht beschränken, sind mithin unzulässig. Unzulässig wäre es 
mithin auch, wenn die Friedhofsordnung festlegte, eine Grabstelle 

könne nur demjenigen Bürger gewährt werden, der zuvor die Aus- 

lösung aus dem Parochialzwang nachweist. Eine solche Bestimmung 
würde die Gewährung eines Bürgerrechts, welches nach den gesetz- 
lichen Bestimmungen jedem Bürger bedingungslos zusteht, von 

Voraussetzungen abhängig machen. — Da nur ein Mitglied der 

Gemeinde Anspruch auf ein Begräbnis auf dem Kommunalfriedhofe 

hat, steht dies Recht der Witwe eines Gemeindeangehörigen, die 

nach dem Tode ihres Ebemannes den Wohnsitz gewechselt hat, 

(abgesehen von dem Fall, daß sie vorher eine Grabstelle gekauft 
hatte) nicht mehr zu, denn sie ist zur Zeit ihres Todes nicht mehr 
Mitglied der in Betracht kommenden Gemeinde, der der Friedhof 
gehört. 

Der Erwerb von Grabstellen weschieht in der Regel gegen 
Entgelt. Der Erwerbsakt pflegt meist dahin bezeichnet zu werden: 
es wird eine Grabstelle gekauft. Juristisch einwandfrei ist diese 
Ausdrucksweise nicht. Gegenstand des Kaufes ist nicht die Grab- 
stelle selbst, diese verbleibt vielmehr im Eigentum der Kirchen- 
gemeinde oder politischen Gemeinde, welcher der Friedhof gehört. 
Der sogenannte Grabstellenbesitzer hat lediglich das Recht, die 
Stelle zur Bestattung von Toten zu benutzen, also ein Gebrauchs- 
recht an der Stelle zu bestimmten Zwecken. Dies Recht steht ihm 
jedem gegenüber zu. Er ist demnach dinglich Berechtigter an der 
Grabstelle, nichts anderes!. Sein Recht ist ein nießbrauchsähn- 


ı Eichhorn, Kirchenrecht Bd. II S. 553. Justiz-Min.Bl. 1842 S. 7. „Entsch. 
d. Obertribunals Bd. 73 S 66. Gruchots Beiträge Bd. 26 S. 1022. 
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liches, nur daß der ihm zustehende Gebrauch ein ganz bestimmter 
ist und auf eine bestimmte Zahl von Jahren, die Liegefrist, be- 
schränkt zu sein pflegt. Inhaber dieses Rechtes ist derjenige, wel- 
cher die Stelle erwirbt. Die Frage, wen der Erwerber auf der 
erworbenen Stelle bestatten lassen kann, pflegt meist beim Kauf 
geregelt zu werden. Ist dies nicht geschehen und enthält auch 
die Friedhofsordnung keine Bestimmungen darüber, so kann der 
Erwerber der Stelle diese zur Bestattung eines beliebigen Toten 
benutzen. In der Regel bestimmt allerdings die Friedhofsordnung, 
daß, abgesehen von besonderen Vereinbarungen der Erwerber, die 
Grabstelle nur zur Bestattung bestimmter Angehöriger verwenden 
darf. Ist dies geschehen, so ist die Beisetzung einer anderen 
Person auf der gekauften Stelle unzulässig. — Die Frage, ob die 
Grabstellenrechte übertragen werden können, wird in dem Reskript 
des Justizministers vom 7. Dezember 1841 (Justiz-Min.Bl. 1842 S. 7) 
verneint. Die Entscheidung geht davon aus, daß hier die Be- 
stimmungen über Kirchstellen ($$ 676 figd. II, 11 ALR.) analog 
anzuwenden seien. Ein ausdrückliches Verbot der Uebertragbar- 
keit von Grabstellenrechten ist im Gesetz nicht enthalten. Geht 
man aber davon aus, daß das Grabstellenrecht ein nießbrauchs- 
ähnliches Recht ist, so folgt die Unübertragbarkeit aus $ 1059 BGB. 
eventuell aus $ 1092 BGB. Außerdem kann man wohl mit Fug 
und Recht sagen, daß sich gewohnheitsrechtlich der Grundsatz der 
Unübertragbarkeit herausgebildet hat. Es widerspricht der Pietät 
und jedem sittlichen Gefühl, daß Grabstellen ein Gegenstand des 
Handels sein sollen. In der Regel greift auch hier die Friedhofs- 
ordnung ein und bestimmt, ob und in wie weit Grabstellenrechte 
übertragen werden können. Meist wird eine Uebertragung ohna 
Genehmigung des Friedhofseigentümers für unzulässig erklärt. Ist 
die Uebertragung, unzulässig oder nur mit Genehmigung des Fried- 
hofseigentümers statthaft, so ist auch die Pfändung unzulässig. 
$ 851 CPO. Im Gegensatz zum Nießbrauchsrecht ist das Recht 
auf eine Grabstelle dem Erbgang unterworfen. Auch die Erben 
des Grabstellenbesitzers können verlangen, daß der Bestattete auf 
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der Stelle verbleibt, solange die Liegefrist dauert. Das Recht er- 
lischt durch Verzicht und durch Ablauf der Liegefrist, doch ist 
im letzteren Falle in der Regel Weitererwerb gestattet. Kein Grund 
zum Erlöschen des Grabstellenrechts ist Schließung des Friedhofes!. 
Gewöhnlich kennen die Friedhofsordnungen mehrere Arten von 
Grabstellenrechten, es ist ın ihnen die Rede von „Stellen in der 
Reihe“, von „Wahlstellen“ und von „Erbbegräbnissen“. Hin und 
wieder kommen auch andere Benennungen vor. Wodurch sich die 
verschiedenen Arten unterscheiden, pflegt in den Friedhofsordnungen 
festgelegt zu werden. Meist betreffen die Unterschiede die Dauer 
der Liegefrist, die Größe des für einen Toten zur Verfügung stehen- 
den Landes und die Möglichkeit der gärtnerischen und baulichen 
Ausschmückung der Stelle. Zahlreiche Verschiedenheiten sind hier 
möglich und kommen auch vor. Das Gesetz läßt den Friedhofs- 
ordnungen im Ganzen freie Hand. Besonders vom Gesetz erwähnt 
werden nur die Erbbegräbnisstellen. Vgl. $$ 185, 461 II, 11 ALR. 
Man versteht hierunter eine zusammenhängende Mehrheit von Grab- 
stellen. An ihnen hat der Erwerber das Recht erworben, daß er und 
seine gesetzlichen Erben dort bestattet werden dürfen, selbstverständ- 
lich nach Maßgabe des verfügbaren Platzes. Oft erstreckt sich das 
Recht zur Benutzung der Stelle auch nur auf Familienangehörige 
des ersten Erwerbers, man pflegt dann von Familien-Erbbegräbnis- 
stellen zu sprechen. Hier kann im Zweifel nur für diejenigen ein 
Recht auf Bestattung auf der Stelle geltend gemacht werden, die 
mit dem ersten Erwerber in direkter Linie verwandt sind. Auf 
Verschwägerte erstreckt sich dies Recht nicht“. Im einzelnen 
pflegt über Inhalt und Umfang des Rechtes der Kaufvertrag, 
eventuell die Friedhofsordnung zu entscheiden. Seiner Natur nach 
ist das Erbbegräbnisrecht ebenfalls ein dingliches Recht an fremder 
Sache, es ist ein Nutzungsrecht mit dies certus an, incertus quando. 
Der dies ist der Todestag des resp. der Berechtigten. In der Regel 
pflegen indessen hier die Friedhofsordnungen den Erwerbern einen 


ı Justiz-Min.Bl. 1842 S. 7. 
32 Eintsch. d. Obertribunals Bd. 78 S. 66, 
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weiteren Spielraum zu gewähren, indem sie ihnen gestatten, das- 
jenige Stück Land, auf welchem das Erbbegräbnisrecht ruht, schon 
vom Tage des Erwerbes ab gärtnerisch anzulegen, vorausgesetzt, 
daß die gärtnerische Ausgestaltung auch dem Charakter eines 
Friedhofes entspricht. Inhaber des Erbbegräbnisrechtes ist zunächst 
der Erwerber, später dessen Erben. In der Regel pflegen sich 
aber die Erben dahin zu einigen, daß einer von ihnen nur dem 
Friedhofseigentümer gegenüber die Rechte aus dem Erwerb des 
Erbbegräbnisses auszuüben habe. — Der Erwerb von Erbbegräb- 
nisrechten durch Ersitzung gegenüber dem Kirchhofseigentümer 
wird in der Obertribunalsentscheidung Striethorsts Archiv Bd. 75 
S. 79 für zulässig erklärt. Die Möglichkeit, daß ein Dritter oder 
auch der Kirchhofseigentümer durch Ersitzung das Recht erwerben 
könne, das Recht des Begräbnisstellenbesitzers derart zu beschränken, 
daß dadurch dessen Zweck vereitelt würde, wird in der Ober- 
tribunalsentscheidung Striethorsts Archiv Bd. 49 S. 168 verneint. 

In der Praxis kommt es endlich außerdem noch vor, daß sich 
Personen im Voraus gegen Entgelt eine bestimmte Grabstelle zu 
sichern suchen. Sie erwerben dann, wie man sich auszudrücken 
pflegt, ein Vorbehaltsrecht auf diese Stelle. Man versteht hierunter 
das Recht, für ihre Erben ein Recht zur Bestattung des Erblassers 
an dieser Stelle erwerben zu dürfen, falls dieser innerhalb eines 
bestimmten Zeitraumes stirbt, also eine Art Vorkaufsrecht. Auch 
dieses Recht ist ein dingliches Recht an fremder Sache, und zwar 
ein suspensiv bedingtes dingliches Recht. Es ist in der Regel 
nicht übertragbar. Es erlischt durch Verzicht, Ablauf der Vor- 
behaltsfrist ohne Wiedererneuerung oder durch Erwerb des vor- 
behaltenen Grabstellenrechtes. Schliesung des Friedhofes ist auch 
hier unerheblich (von Kamptz, Annalen Bd. VII S. 84 figd.), außer 
wenn gleichzeitig die Vornahme weiterer Beerdigungen auf dem- 
selben behördlich untersagt wird. 

Die Grabstellenerwerber oder deren Rechtsnachfolger sind be- 
rechtigt, diejenige Stelle, auf welcher ihr Recht ruht, zu Be- 
stattungszwecken zu benutzen. Wieviel Personen sie auf derselben 


380 Abhandlungen. 


bestatten lassen können, hängt von den Bestimmungen der Fried- 
hofsordnung ab, eventuell von den Raumverhältnissen. Sind in 
der Friedhofsordnung keinerlei Bestimmungen enthalten, so kann 
ım Notfalle, um eine Benutzung der Stelle zu verhindern, die den 
Interessen der öffentlichen Sicherheit uud Ordnung widerspricht, 
auch durch polizeiliche Verfügung eingegriffen werden. Insbe- 
sondere könnte dies geschehen, wenn sanitätspolizeiliche Interessen 
in Frage kommen. Die Frage, ob auf einer Grabstelle nur Leichen, 
oder auch Aschenreste beigesetst werden dürfen, pflegt meist eben- 
falls in der Friedhofsordnung geregelt zu werden. Auch hierin 
haben die Friedhofseigentümer volle Bewegungsfreiheit. Sie können 
die Aufnahme von Aschenresten für bestimmte Teile des Friedhofs 
oder auch für den ganzen Friedhof verbieten. Niemand zwingt sie 
zur Aufnahme. Ist in der Friedhofsordnung nicht bestimmt wor- 
den, daß Aschenreste von der Bestattung auf dem Friedhofe aus- 
geschlossen sind, so kann ihnen die Aufnahme nicht verweigert 
werden®. In der Praxis pflegen jetzt die Friedhofsverwaltungen 
in der Regel einen Teil des Friedhofes speziell zum Urnenhain 
zu bestimmen, doch schließt dies die Aufnahme von Aschenurnen 
auf anderen Teilen des Friedhofes nicht aus. Der Grabstellen- 
erwerber ist ferner befugt, die von ihm benutzte Stelle auszu- 
schmücken?. Darüber, in welcher Weise die Ausschmückung nur 
geschehen darf, pflegt in den Friedhofsordnungen Näheres bestimmt 
zu werden. In dieser Frage haben die Friedhofseigentümer ziem- 
lich freie Hand. Sie können die Größe der Grabhügel bestimmen, 
die Art und Weise der Bepflanzung, ferner können sie Vorschriften 
darüber erlassen, ob eine Einfriedigung der Stelle gestattet ist und 
in welcher Weise, ferner darüber, ob und in wie weit eine Aus- 
ı Dafür, daß Aschenurnen beigesetzt werden können, ist durch $ 3 
2. 4 des Feuerbestattungsgesetzes gesorgt. Nach demselben müssen bei 


jeder Feuerbestattungsanlage Plätze zur Beisetzung von Aschenresten vor- 
handen sein, 

» Vgl. die S. 373 N. 3 u. 4 zitierten Entscheidungen. 
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schmückung der Stelle mit gärtnerischen Anlagen zulässig ist, vor 
allem darüber, in wie weit Aufstellung von Grabdenkmälern erlaubt 
ist. Die Bestrebungen der neueren Richtungen in der Garten- 
architektur gehen dahin, daß über diese Dinge möglichst eingehende 
Vorschriften erlassen werden, damit der Friedhof ein einheitliches 
vom ästhetischen Standpunkt aus schönes Gesamtbild ergebe. Ins- 
besondere wird von dieser Seite mit Recht Krieg geführt gegen 
die Fabrikware der Grabdenkmalsgeschäfte. Vom juristischen Stand- 
punkt aus steht dem nichts im Wege, Bestimmungen, welche ge- 
eignet sind, diese Bestrebungen zu unterstützen, in die Friedhofs- 
ordnung aufzunehmen. 

Eine Schranke besteht jedoch für die Friedhofseigentümer. 
Es ist nicht gestattet, einzelne Grabstellenerwerber oder die Grab- 
stellenerwerber einer bestimmten Abteilung des Friedhofes in der 
Benutzung der Grabstelle derart zu beschränken, daß die Beisetzung 
daselbst auf eine Versagung des ehrlichen Begräbnisses binausläuft!. 
Eine solche Versagung liegt indessen nur dann vor, wenn die Be- 
stattung erfolgt mit Verlust alles dessen, womit sonst das An- 
denken anderer Leute vom Range und Stande des Verstorbenen 
geehrt zu werden pflegt. Unzulässig ist es demnach zu bestimmen, 
daß einzelne Gräber oder die Gräber einer Abteilung des Fried- 
hofes überhaupt nicht angelegt werden dürfen oder nicht mit Grab- 
denkmälern versehen werden dürfen, kurz und gut jede Bestimmung, 
welche geeignet ist, die Bestatteten einer bestimmten Abteilung 
als minderwertig gegenüber anderen Bestatteten erscheinen zu 
lassen. Gestattet ist es aber, daß eine Kirchengemeinde z. B. be- 
bestimmt, unkirchliche Personen, Selbstmörder, ungetaufte Kinder 
seien in einer bestimmten Abteilung des Friedhofes zu beerdigen, 
sofern diese sich äußerlich in nichts von den anderen Abteilungen 


ı 8 188 II, 11 ALR. Für kirchliche Friedhöfe kommt außerdem noch 
8 1 des preuß. Ges. v. 13. Mai 1873 in Betracht. Unehrliches Begräbnis ist 
eine Strafe gegen die bürgerliche Ehre. — Vgl. auch Gruchot, Beiträge, 
Ba. 46 S. 1134. i 
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des Friedhofes unterscheidet‘. Ein unehrliches Begräbnis wurde 
früher den Hingerichteten und den im Gefängnis Verstorbenen zu 
Teil®. Es ist seiner Natur nach ein beschimpfendes Begräbnis. 
Die Verweisung in eine bestimmte Abteilung des Friedhofes allein 
bat aber ohne weiteres noch nicht beschimpfenden Charakter. 
Kein unehrliches Begräbnis kommt dann in Frage, wenn bestimmt 
wird, bei Armengräbern sei die Aufschüttung von Hügeln unstatt- 
haft, die Stelle sei anzusäen oder zu bepflanzen vom Friedhofs- 
eigentümer. Auch hier findet eine Anlegung der Grabstelle statt. 
Einen beschimpfenden Charakter hat dieselbe nicht. Im Gegenteil 
werden die Armengräber bei dieser einfachen Anlegung würdiger 
aussehen als wenn sie von den Hinterbliebenen bepflanzt und teils 
geordnet, teils ungeordnet aussehen würden. Das Andenken des 
Verstorbenen wird also eher gepflegt als herabgesetzt, wenn hier 
eine gemeinsame Ansäung oder Bepflanzung stattfindet. 

C. Rechte und Pflichten der auf demFried- 
hofe verkehrenden Personen. Hier ist davon auszu- 
gehen, daß der Friedhof ein öffentlicher Platz nicht ist®. Aller- 
dings ist er zu bestimmten Zeiten dem Zutritt von jedermann 
preisgegeben. Er kann indessen nach dem Ermessen der Friedhofs- 
behörden zeitweise ganz oder doch für Unbeteiligte geschlossen 
werden. Durchweg pflegt dies zur Nachtzeit zu geschehen. Daraus 
folgt: Der Verkehr auf dem Friedhofe kann nicht allgemein auf 
Grund von $ 6b des Polizeiverwaltungsgesetzes durch Polizeiver- 
ordnung geregelt werden. Die Polizei kann vielmehr nur da ein- 
greifen, wo besondere polizeiliche Interessen dies erfordern, z. B. 
wenn durch baufällige Grabdenkmäler eine Gefahr für Vorüber- 
gehende droht, wenn herrschende Seuchen Vorsichtsmaßregeln er- 
forderlich machen, ferner könnte sie Vorschriften über den Ver- 


ı Entsch. d. Oberverwaltungsgerichts Bd. 16 S. 360. Bd. 21 S. 128. 
Ba. 44 S. 61. Bd. 51 S. 200, 

» 8 803 II, 20 ALR. 

3 Jahrb. d. Kammergerichts Bd. 40 C, S. 457 im Gegensatz zu früheren 
Entscheidungen. 
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kehr bei Beerdigungen erlassen. Uebertretungen von Bestimmungen 
der Friedhofsordnung an sich sind demnach auch nicht nach $ 366 
Z. 10 StGB. strafbar, denn der Friedhof ist kein öffentlicher Platz 
im Sinne dieses Paragraphen. Der Friedhofseigentümer kann viel- 
mehr einzig und allein solche Personen, die diese Bestimmungen 
nicht beachten, hinausweisen lassen. Längeres Verweilen auf dem 
Friedhofsterrain ist dann nach $ 123 StGB. als Hausfriedensbruch 
strafbar. Vgl. das Recht Bd. 10 Nr. 194. Selbstverständlich kann 
aber die politische oder Kirchengemeinde, der der Friedhof gehört, 
wie sie überhaupt Vorschriften über Benutzung der Gemeindean- 
stalten erlassen kann, auch Bestimmungen über den Verkehr auf 
dem Friedhofe erlassen, nur dürfen diese nicht so gegen die Rechte 
der Grabstellenbesitzer verstoßen, daß sie ihnen die Ausübung 
ihrer Rechte, insbesondere auch den Zutritt zum Grabe unmöglich 
machen. Der Friedhofseigentümer hat hiernach das Recht, die 
Besuchszeiten festzusetzen. Er kann ferner bestimmen, daß solche 
Personen den Friedhof nicht betreten dürfen, deren Aufenthalt 
daselbst unerwünscht ist z. B. unbeaufsichtigte Kinder, Bettler, 
Hausierer. Der Verkehr mit Wagen, Pferden, Fahrrädern usw. 
kann geregelt werden, und zwar kann er event. gänzlich verboten 
oder auf die Hauptwege des Friedhofes beschränkt werden. Wei- 
ter können für Gewerbetreibende, die auf dem Friedhofe Arbeiten 
zu verrichten haben, über die Art und Ausführung der Arbeiten 
Bestimmungen erlassen werden. Insbesondere kann die Friedhofs- 
ordnung anordnen, daß besonders geräuschvolle Arbeiten, die die 
Friedhofsruhe stören, unterbleiben, ferner können Plätze für das 
Abladen von Materialien angewiesen werden, auch kann darauf 
hingewirkt werden, daß in der Nähe des Platzes, wo gearbeitet 
wird, der Verkehr nicht beeinträchtigt wird und Grabstellen nicht 
in Mitleidenschaft gezogen werden. Für Hinterbliebene können 
Vorschriften über die Aufbewahrung etwaiger Grabpflegegeräte 
erlassen werden. Um die Innehaltung dieser Vorschriften zu er- 
zwingen, kann der Friedhofseigentümer aber höchstens widerspenstige 
Personen aus dem Friedhof verweisen oder Sachen, die sich an 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XXV. 8, 26 


984 Abhandlungen. 


unzulässigen Plätzen befinden, daselbst entfernen lassen. Weiter 
gehende Rechte stehen ihm nicht zu. 

Zu vielfachen Streitigkeiten hat die Frage geführt. ob die 
Friedhofsverwaltung befugt ist, den freien Gewerbebetrieb auf dem 
Friedhofe zu beschränken, insbesondere, ob sie die Ausübung des 
Fuhrgewerbes, der Gärtnerei und der gewerbsmäßigen Grabpflege 
auf dem Friedhofe anderen Personen als den von ihr Konzessionierten 
untersagen kann. Diese Frage ist zu bejahen!. Eine Beschränkung 
der reichsgesetzlich gewährleisteten Gewerbefreiheit liegt in einer 
solchen Maßregel noch nicht. Die Freiheit des Gewerbebetriebes 
ist ein mit einer Person verbundenes Recht. Dennoch wären per- 
sönliche Arbeitsbeschränkungen eine Beschränkung der Gewerbe- 
freiheit. Solche kommen aber in diesem Falle nicht in Frage, 
sondern nur der Ausschluß nicht konzessionierter Gewerbetreiben- 
der vom Friedhofe. Der Friedhof ist kein öffentlicher Platz. Auf 
ihrem Eigentum braucht aber die Kirchen- oder Stadtgemeinde 
nicht ohne weiteres jeden zu dulden. Ebenso liegt darın. daß 
unkonzessionierten Gewerbetreibenden der Gewerbetrieb auf dem 
Friedhofe untersagt wird, auch kein Verstoß gegen die guten Sitten 
oder eine Beeinträchtigung der Rechte der Grabstellenerwerber. 
Diese haben nur ein Recht auf Benutzung ihrer Stelle nach Maß- 
gabe der Vorschriften der Friedhofsordnung. Die Friedhofsordnung 
kann mithin auch bestimmen, daß sie sich zu Arbeiten auf dem 
Friedhofe nur der dort zugelassenen Gewerbetreibenden bedienen 
dürfen?®. Unzulässig ist es den Angehörigen des Verstorbenen, 
persönlich die Ausübung der Grabpflege zu verbieten. Unerlaubter 
Gewerbebetrieb auf dem Friedhofe ist an sich ebenfalls nicht 
strafbar. Der Friedhofseigentümer hat aber das Recht, derartige 
Personen aus dem Friedhof hinauszuweisen oder er kann gegen sie 
auf Grund von $ 862 BGB. (Besitzstörung) auf Unterlassung klagen. 


! Anderer Meinung die bei Marcinowsky, Gewerbeordnung S. 85, N. 6 
zitierte Reichsgerichtsentscheidung v. 10. Sept. 1880. 

* Entsch. d. Reichsgerichts in Civilsachen Bd. 42 S. 51. Entsch d. Ober- 
verwaltungsgerichts Bd. 21 S. 127. Deutsche Juristenzeitung 1910 S. 486. 
von Kamptz und Delius, Rechtsprechung. Ergänsungsband S. 65. 
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In der Deutschen Zeitschrift für Kirchenrecht Band 25 Heft 2 hat Herr 
Professor Freisen aus Würzburg eine Arbeit über die kirchliche Bau- 
pflicht in den Pfarreien des früheren Fürstbistums Paderborn veröffentlicht 
und darin den vor dem Bezirksausschusse zu Minden verhandelten Rechts- 
streit über den Erweiterungsbau der Pfarrkirche in Holzhausen besprochen. 

Bei dieser Besprechung hat Herr Professor Freisen es für ange- 
messen gehalten, den von mir als Berichterstatter des Gerichtshofes ge- 
haltenen Vortrag als „Unsinn“ zu bezeichnen. Obgleich ich Herrn Professor 
Freisen darüber aufgeklärt habe, daß ich das Gegenteil von dem vorge- 
tragen habe, was er als meinen Vortrag unterstellt, hat derselbe eine Be- 
richtigung unterlassen. Ich bin daher gezwungen, selbst diese Berichtigung 
vorzunehmen. 

Als Berichterstatter des Gerichtes habe ich die Behauptung einer Partei 
vorgetragen, daß die politische Gemeinde kirchenbaupflichtig sei nach 
einem im Gebiete des ehemaligen Fürstbistums Paderborn geltenden „Her- 
kommen“ und nach einer Verordnung des „Fürstbischofs“ Joseph Clemens, 
sodann habe ich den sachlichen Inhalt der „Clementina“ vorgetragen; 
aber auch mit dem Schematismus in der Hand mitgeteilt, daß Joseph Cle- 
mens niemals Fürstbischof von Paderborn war, und habe der Partei emp- 
fohlen, das behauptete Provinzialrecht anders als durch die Berufung auf 
eine Verordnung des Fürstbischofs Joseph Clemens zu begründen. 

Die Geltung der Clementina im Paderborner Hochstift war bis dahin 
ein verbreiteter Irrtum, dem ich damals zuerst öffentlich entgegengetreten 
bin. Ich habe also gerade den wissenschaftlichen Irrtum meinerseits ver- 
mieden und als solchen aufgeklärt, den Herr Professor Freisen mir zur 
Last setzt. Auch bin ich an dem Druckfehler „Clementia“ statt „Clemen- 
tina“ unschuldig. den Herr Freisen zum Gegenstande seiner Kritik macht. 


ı Diese von Herrn Oberhürgermeister Plaßmann eingesandte Berichti- 
gung bringt die Redaktion zum Abdruck, ohne zur Sache selbst irgendwie 
Stellung zu nehmen, da nach den feststehenden Grundsätzen der Zeitschrift 
lediglich die Autoren den Inhalt ihrer Abhandlungen zu vertreten haben. 
— Die Redaktion. 
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Herr Freisen hätte seine falsche Darstellung der Gerichtsverhand- 
lungen vermieden, wenn er die Unterlagen seiner Forschungen etwas sorg- 
fältiger geprüft hätte. 

Statt die Prozeßakten vom Gerichtshofe oder von einer Partei zu er- 
bitten und zum Gegenstand des Studiums zu machen, hat Herr Freisen 
einen wie er behauptet 

„von amtlicher Seite übermittelten Bericht im Westf. Volksblatt vom 

30. 4. 1915 No. 116 unter dem Titel: „Aus dem Bezirksausschuß“ 
zugrunde gelegt. Dieser Bericht ist nicht „von amtlicher Seite über- 
mittelt“, sondern eine Privatarbeit eines Zeitungsberichterstatters. Die 
Ueberschrift: „Aus dem Bezirksausschuß* besagt nicht, daß der Bericht 
von .der Behörde ausgeht, sondern, daß eine Verhandlung des Bezirksaus- 
schusses sein Gegenstand ist. 

' Niemand verlangt, daß ein Zeitungsberichterstatter den Vortrag über 
verwickelte Rechtsfragen richtig auffaßt und darstellt. Dem Herrn Pro- 
fessor Freisen war es vorbehalten, den vollständig irrigen Bericht ernst 
zu nehmen und darauf Angriffe gegen mich in einer durchaus unpassenden, 
in wissenschaftlichen Erörterungen nicht üblichen Form zu stützen. 

Paderborn, den 19. 12. 1916. 


Oberbürgermeister Plaßmann. 
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